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39. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 14. Juni 2018

Beginn: 9.01 Uhr

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Bitte 

nehmen Sie Platz. Die Sitzung ist eröffnet.

Wir müssen vor Eintritt in die Tagesordnung noch die 
Wahl von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrates des 
Deutsch-Französischen Jugendwerks durchführen. 
Die Fraktion der CDU/CSU schlägt vor, den Kollegen 
Matern von Marschall als ordentliches Mitglied des 
Verwaltungsrates zu berufen. Die Fraktion der SPD be-
nennt für dieses Gremium die Kollegin Dr. Daniela De 
Ridder als stellvertretendes Mitglied. Stimmen Sie die-
sen Wahlvorschlägen zu? – Das ist offenkundig der Fall. 
Dann sind der Kollege von Marschall als ordentliches 
und die Kollegin Dr. De Ridder als stellvertretendes Mit-
glied des Verwaltungsrates gewählt.

Dann gibt es eine interfraktionelle Vereinbarung, die 
Tagesordnung um die in der Zusatzpunkteliste aufge-
führten Punkte zu erweitern:
ZP 1	 Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion DIE 

LINKE:

Familienförderung ernst nehmen – Kinderar-
mut bekämpfen	

(siehe 38. Sitzung)

ZP 2	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Roman 
Müller-Böhm, Konstantin Kuhle, Stephan Tho-
mae, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP 

Datenschutz-Grundverordnung
Drucksache 19/2693

ZP 3	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Katharina Dröge, Dr.  Franziska Brantner, 
Agnieszka Brugger, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Keine Zustimmung in dieser Form  – JEFTA 
fair nachverhandeln
Drucksache 19/2696

ZP 4	 Weitere Überweisungen im vereinfachten Ver-
fahren

(Ergänzung zu TOP 22)

a)	 Erste Beratung des von den Abgeordne-
ten Kordula Schulz-Asche, Maria Klein-
Schmeink, Dr. Kirsten Kappert-Gonther, 
weiteren Abgeordneten und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines ... Gesetzes zur Änderung 
des Arzneimittelgesetzes

Drucksache 19/2666

Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Gesundheit

b)	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Manuel Höferlin, Oliver Luksic, Bernd 
Reuther, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der FDP

Abschaffung der Zuverlässigkeitsprüfung 
für Privatpiloten

Drucksache 19/1702

Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f)	  
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur

ZP 5	 Vereinbarte Debatte

G-7-Gipfel in Kanada – Deutschlands Einsatz 
für eine robuste und regelbasierte Weltord-
nung

ZP 6	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr.  Anton Friesen, Waldemar Herdt, Stephan 
Protschka, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Für eine Angleichung der Renten von Vertrie-
benen, Aussiedlern und Spätaussiedlern

Drucksache 19/2730

Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f)	  
Ausschuss für Inneres und Heimat		  
Finanzausschuss	  
Haushaltsausschuss
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(A) (C)

(B) (D)

ZP 7	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Gero 
Clemens Hocker, Frank Sitta, Carina Konrad, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Straftaten und Gemeinnützigkeit schließen 
sich aus

Drucksache 19/2580
Überweisungsvorschlag:	  
Finanzausschuss (f)	  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f)	  
Ausschuss für Inneres und Heimat		  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Federführung strittig

ZP 8	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Lukas 
Köhler, Grigorios Aggelidis, Christine Aschen-
berg-Dugnus, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP 

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festsetzung von Emissionsnormen für neue 
Personenkraftwagen und für neue leichte Nutz-
fahrzeuge im Rahmen des Gesamtkonzepts 
der Union zur Verringerung der CO2-Emis-
sionen von Personenkraftwagen und leichten 
Nutzfahrzeugen und zur Änderung der Ver-
ordnung (EG) Nr.  715/2007 (Neufassung)  
KOM(2017) 676 endg.; Ratsdok. 14217/17

hier: Stellungnahme gegenüber der Bundesregie-
rung gemäß Artikel 23 Absatz 3 des Grundgeset-
zes

CO2-Grenzwerte für neue PKW abschaffen, 
Klimaziele durch Emissionshandel erreichen

Drucksache 19/2673
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (f)	
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur

ZP 9	 Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der 
FDP:

Haltung der Bundesregierung zum soge-
nannten Masterplan: Wie geht es weiter mit 
der Flüchtlings- und Integrationspolitik in 
Deutschland?

Von der Frist für den Beginn der Beratungen soll, so-
weit erforderlich, abgewichen werden.

Der Tagesordnungspunkt  12  – abschließende Bera-
tung des Antrags „Christenverfolgung stoppen und sank-
tionieren“ – wird abgesetzt, und stattdessen soll der An-
trag auf der Drucksache 19/2730 mit dem Titel „Für eine 
Angleichung der Renten von Vertriebenen, Aussiedlern 
und Spätaussiedlern“ mit einer unveränderten Debatten-
zeit von 38 Minuten beraten werden.

Des Weiteren wird der Tagesordnungspunkt 13  – 
Antrag „Zinssatz für Nachzahlungszinsen senken“  – 
abgesetzt. An dieser Stelle soll der Antrag auf der 
Drucksache 19/2580 mit dem Titel „Straftaten und Ge-
meinnützigkeit schließen sich aus“ mit einer ebenfalls 
unveränderten Debattenzeit von 38 Minuten aufgerufen 
werden.

Sind Sie mit diesen Vereinbarungen einverstanden? – 
Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos-
sen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, am vergange-
nen Freitag hat ein Mitglied dieses Hauses, nachdem ihm 
von der amtierenden Präsidentin das Wort erteilt wor-
den war, versucht, aus Anlass des fürchterlichen Mordes 
an einem 14-jährigen Mädchen durch demonstratives 
Schweigen eine Art Schweigeminute herbeizuführen.

Nach unserer Geschäftsordnung wird Abgeordneten 
das Wort erteilt, damit sie zur Sache sprechen können. 
Die Worterteilung bedeutet nicht, dass der Abgeordne-
te, dem das Wort erteilt wurde, über seine Redezeit frei 
verfügen darf; er ist auf Wortbeiträge beschränkt. Unab-
hängig davon liegt es in der Kompetenz des Präsidenten, 
über Schweigeminuten und Gedenkworte im Plenum 
zu entscheiden; denn er vertritt nach §  7 Absatz  1 der 
Geschäftsordnung den Deutschen Bundestag. Präsidi-
um oder Ältestenrat sind die Gremien für entsprechen-
de Anregungen vonseiten der Fraktionen. Ein einzelner 
Abgeordneter darf den Bundestag nicht durch einen ei-
genmächtigen Aufruf zu einer Schweigeminute für seine 
Zwecke vereinnahmen wollen – auch nicht eine einzelne 
Fraktion.

Entsprechend hat die amtierende Präsidentin, die Kol-
legin Claudia Roth, am vergangenen Freitag den Abge-
ordneten wiederholt zur Sache gerufen und, nachdem er 
dem nicht gefolgt ist, ihn aufgefordert, das Rednerpult 
zu verlassen.

Unmittelbar nach dem Vorfall im Plenarsaal wurde 
auf den Seiten der AfD-Fraktion in einem sozialen Netz-
werk, in dessen Impressum die Kollegin Dr. Weidel und 
der Kollege Dr.  Gauland aufgeführt werden, ein Video 
des Vorgangs veröffentlicht und mit folgenden Worten 
kommentiert – ich zitiere –:

+++Ansehen und teilen  – entlarvende Reaktionen 
seitens Claudia Roth und der anderen Fraktio-
nen!+++

Soeben nutzte die AfD-Fraktion die Gelegenheit, 
der in Wiesbaden von einem abgelehnten Asylbe-
werber getöteten Susanna (14) im Bundestag zu ge-
denken. Lediglich die AfD-Fraktion beteiligte sich 
hieran. Sitzungspräsidentin Claudia Roth ignorier-
te die Schweigeminute und verwies Thomas Seitz 
(AfD) vom Rednerpult.

So weit das Zitat.

In der Folge wurde Frau Vizepräsidentin Roth in dem 
sozialen Netzwerk in zahllosen Kommentaren, E-Mails 
und telefonischen Anrufen verleumdet, 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Willkommen in 
unserer Welt!)

beleidigt und bedroht, 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Willkommen in 
meiner Welt!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble
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zum Teil auf eine Weise, die mich veranlasst hat, polizei-
liche Schutzmaßnahmen für sie prüfen zu lassen. 

(Jürgen Braun [AfD]: Wird man permanent 
als AfD-Abgeordneter!)

Die Inszenierung vom vergangenen Freitag hatte nicht 
nur die beschriebenen Persönlichkeitsverletzungen zur 
Folge. Sie betrifft auch das Verfassungsorgan Deutscher 
Bundestag. Mit dessen Würde ist es nicht vereinbar, 
wenn auch nur der Anschein der Instrumentalisierung der 
Opfer von Verbrechen entsteht.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN – Jürgen Braun [AfD]: So geht es 
nicht, Herr Präsident!)

In meiner Rede zur konstituierenden Sitzung des Bun-
destages habe ich gesagt, dass wir als Abgeordnete des 
ganzen Volkes im Sinne von Artikel 38 Grundgesetz 

(Jürgen Braun [AfD]: Das ist pure Meinung, 
nichts anderes!)

eine Vielzahl von Interessen, Meinungen und Befindlich-
keiten mit den Begrenztheiten und der Endlichkeit der 
Realität zusammenbringen müssen. Da ist Streit nicht 
nur erlaubt; es geht nur über Streit. Den müssen wir füh-
ren, und den müssen wir aushalten, ertragen. Demokra-
tischer Streit ist notwendig, auch leidenschaftlicher und 
auch polemischer Streit. 

(Jürgen Braun [AfD]: Ihr Verhalten spricht 
aber nicht dafür, Herr Präsident!)

– Wenn Sie mich weiter unterbrechen, rufe ich Sie zur 
Ordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Aber dieser Streit ist ein Streit nach Regeln, und er ist mit 
der Bereitschaft verbunden, die demokratischen Verfah-
ren zu achten.

Es gehört zu unserer Verantwortung, dass wir aus der 
Erfahrung unserer Geschichte lernen, wie leicht verant-
wortungsloser Streit zu Hass 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Den Sie anzünden!)

und einer Eskalation von Gewalt führen kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zurufe 
von der AfD)

– Damit rufe ich Sie zur Ordnung. 

Was wir hier sagen und wie wir uns verhalten, hat 
Folgen auch für die öffentliche Debatte in unserer Ge-
sellschaft. Es kann vorbildlich sein für eine zivilisierte 
Auseinandersetzung. Es kann aber auch Anlass sein für 
Hass und Hetze, für Verrohung bis hin zu schlimmsten 
Formen von Gewalt.

Wir müssen Maß halten, um unser politisches und ge-
sellschaftliches Klima nicht zu vergiften  – zum Wohle 
des deutschen Volkes, das zu vertreten wir beauftragt 
sind.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der AfD)

Jetzt rufe ich den Tagesordnungspunkt 3 und den Zu-
satzpunkt 2 auf:

3.   –	 Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU und SPD eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Einführung ei-
ner zivilprozessualen Musterfeststellungs-
klage

Drucksache 19/2507

–	 Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Einführung einer zivilprozes-
sualen Musterfeststellungsklage

Drucksachen 19/2439, 19/2701

–	 Zweite und dritte Beratung des von der Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Einführung 
von Gruppenverfahren

Drucksache 19/243

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Recht und Verbraucherschutz (6.  Aus-
schuss)

Drucksache 19/2741

ZP 2	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Roman 
Müller-Böhm, Konstantin Kuhle, Stephan Tho-
mae, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP 

Datenschutz-Grundverordnung

Drucksache 19/2693 

Zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD liegen ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Die Linke und zwei Entschließungsanträge der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Dr. Johannes Fechner, SPD.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Johannes Fechner (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Nach jahrelangen 
Diskussionen ist es heute geschafft: Die Musterfeststel-
lungsklage wird Gesetz, und damit gilt der Grundsatz: 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble
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„Wer recht hat, bekommt recht“, und das schnell und 
kostengünstig. Ein guter Tag für den Verbraucherschutz 
in Deutschland.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Verbraucher können sich zukünftig kostenlos zu Mus-
terverfahren anmelden und so kostenlos die Vorausset-
zungen ihrer Ansprüche durch Einrichtungen wie die 
Verbraucherzentrale feststellen lassen. Geht das Mus-
terverfahren zugunsten des Verbrauchers aus, dann kann 
etwa ein betrogener Autokäufer mit diesem für ihn güns-
tigen Prozessergebnis seinen Schaden einklagen. Oft 
wird das nicht nötig sein, weil ein Unternehmen, das das 
Musterverfahren verliert, von sich aus ökonomisch den-
ken und Vergleichsangebote in akzeptabler Höhe machen 
wird. Aber wenn das nicht der Fall ist, kann er schnell 
und kostengünstig seinen eigenen Prozess führen; denn 
er hat ja das für ihn ausgegangene Musterverfahren in 
der Tasche. Daran sieht man: Das Musterverfahren sorgt 
dafür, dass insbesondere die betrogenen Autokäufer jetzt 
schneller zu ihrem Recht kommen. 

Den guten Gesetzentwurf der Bundesregierung haben 
wir nur an wenigen Stellen geändert. Wir haben geregelt, 
dass ein Gericht zuständig ist, und zwar erstinstanzlich 
das Oberlandesgericht. Den befürchteten Wettlauf der 
Einrichtungen wird es nicht geben; denn wenn sich meh-
rere Einrichtungen bewerben, können die Verfahren ver-
bunden werden. Eine weitere, für die Verbraucher wichti-
ge Verbesserung: Angemeldete Verbraucher können noch 
am Tag der mündlichen Verhandlung vom Musterverfah-
ren zurücktreten und individuell klagen. 

Weil auch Unternehmen, etwa Handwerksbetriebe, 
beim Autokauf betrogen wurden, ändern wir die ZPO. 
Unternehmen können sich zwar nicht im Musterverfah-
ren registrieren lassen, aber sie können zukünftig ohne 
Zustimmung des beklagten Unternehmens die Ausset-
zung ihres eigenen Prozesses beantragen. Das ist eine 
ganz wichtige Neuerung.

Das Gesetz wird nun, wie geplant, zum 1. November 
2018 in Kraft treten. Die Verbraucherzentrale hat schon 
angekündigt, dass sie insbesondere für die betrogenen 
Autokäufer auf Basis unseres Gesetzes – sie werden also 
unser wichtiges Gesetz nutzen  – ein Musterverfahren 
zur Feststellung der Abgasmanipulation einleiten wird. 
Ab November können sich die betrogenen Autokäufer 
verjährungsunterbrechend im Register des Bundesamtes 
für Justiz eintragen lassen und dann über die Verbrau-
cherzentrale ihre Anspruchsvoraussetzungen feststellen 
lassen.

Ich bedanke mich bei allen, die zum Zustandekom-
men dieses Gesetzes beigetragen haben. Insbesondere 
geht der Dank an das Bundesjustizministerium, Ministe-
rin Barley und alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
sich hierfür sehr engagiert haben. Es war in der Tat bis 
zuletzt ein spannendes Beratungsverfahren, insbesondere 
gestern. Aber ich glaube, es war gut, dass wir zügig und 
gründlich dieses Gesetz beraten haben, sodass die dro-
hende Verjährung von Schadensersatzansprüchen der ge-

täuschten Autokäufer zum Jahreswechsel nicht eintreten 
wird; eine ganz wichtige Maßnahme, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es geht bei diesem Gesetz nicht nur um Verbraucher-
schutz, sondern es geht auch darum, das Vertrauen der 
Verbraucher in den Rechtsstaat zu stärken; denn wenn 
ein Autokonzern Tausende Autokäufer getäuscht und be-
trogen hat, dann können wir zwar nicht per Gesetz die 
Nachrüstung beschließen, wir können auch nicht per Ge-
setz Schadensersatzzahlungen anordnen, aber wir kön-
nen – und das machen wir – mit diesem Gesetz dafür sor-
gen, dass die getäuschten Autofahrer schneller und vor 
allem ohne Kostenrisiko ihre Schadensersatzansprüche 
geltend machen. Damit stärken wir durchaus auch das 
Vertrauen der Verbraucher in unseren Rechtsstaat, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Weil es in der Bevölkerung durchaus Sorgen gab, dass 
die Datenschutz-Grundverordnung möglicherweise zu 
erheblichen Risiken in Bezug auf missbräuchliche Ab-
mahnungen führen könnte, werden wir heute zugleich 
einen Antrag verabschieden, der das ganz klare Ziel hat, 
missbräuchliche Abmahnungen zu verhindern. Ich glau-
be, es ist ein wichtiges Signal, dass wir dieses Thema 
gleich angehen; wir hätten gerne schon im Koalitionsver-
trag mehr dazu vereinbart. Wir glauben, dass es wichtig 
ist, jetzt ein starkes Signal zu senden. 

Wir sind dankbar, dass Justizministerin Barley schon 
eine klare Ansage gemacht hat. Wir werden gleich nach 
der Sommerpause darangehen, Abmahnmissbrauch 
grundlegend zu verhindern. Wir wollen nicht nur in ei-
nem Schnellschuss die Sanktionen etwas hinausschieben, 
sondern wir wollen grundlegend etwa Anwaltsgebühren 
deckeln; eine ganz wichtige Maßnahme. Das zeigt, dass 
wir auch hier die Befürchtungen und Sorgen in der Be-
völkerung aufnehmen und handeln, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. Zwei gute Anträge; stimmen wir denen zu.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke schön.  – Nächster Redner ist der Kollege 

Dr. Lothar Maier, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Lothar Maier (AfD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Die Musterfeststellungsklage erscheint uns, wie an 
dieser Stelle schon mehrfach ausgeführt, ein im Prinzip 
geeignetes Instrument, um Verbraucherinteressen bei 
ähnlich gelagerten Fällen durchsetzen zu können, gera-
de im Bereich der Bagatellschäden. Ein diesbezügliches 
Gesetz muss aber entsprechend sorgfältig ausgearbeitet 

Dr. Johannes Fechner
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werden und darf nicht etwa – auch nicht im Ansatz – auf 
aktuelle Spezialfälle bezogen sein. In einem Wort: Es 
muss zukunftsfähig sein. 

Daran muss es aber bei der vorgelegten Fassung 
Zweifel geben, die durch die am Montag in dieser Wo-
che erfolgten Anhörungen zu diesem Thema noch ver-
stärkt wurden. Dort haben sich immerhin acht von neun 
Sachverständigen über diesen Entwurf kritisch bis sehr 
kritisch geäußert. Hinzu kommt, dass wichtige Stellung-
nahmen anderer befasster Organe erst Stunden vor der 
Beschlussfassung vorgelegt wurden und dass das Proto-
koll der Anhörung bis heute nicht verfügbar ist. Solche 
extrem kurzen Fristen der Beschlussfassung sind nicht 
hinnehmbar.

(Beifall bei der AfD)

Dem Parlament muss ausreichend Zeit gegeben wer-
den, die Ergebnisse der Anhörungen und der Stellung-
nahmen zu berücksichtigen. Es entsteht der Eindruck, 
dass das Gesetz in Kenntnis seiner Mängel sofort durch-
gepeitscht werden soll; als Begründung wird das Auslau-
fen einer Verjährungsfrist betreffend ein einzelnes großes 
Unternehmen genannt. Aus Kreisen der Linken in mei-
nem Bundesland habe ich gehört, man wolle nun dem 
VW-Konzern den Garaus machen, so wörtlich. Nach 
meiner Kenntnis hat die CDU in einem der ostdeutschen 
Landtage kürzlich erfolgreich geklagt, weil auch dort in 
einer wichtigen Frage eine Beschlussfassung herbeige-
führt wurde, obwohl das Protokoll einer vorausgegange-
nen Anhörung nicht vorlag. Wir behalten uns vor, in der 
Frage der durchgepeitschten Beschlussfassung über die 
Musterfeststellungsklage in gleicher Weise zu verfahren.

(Beifall bei der AfD  – Dr.  Heribert Hirte 
[CDU/CSU]: Auch die eigenen Anträge früher 
vorzulegen!)

Eine Beschlussfassung kann frühestens in einigen Wo-
chen erfolgen, vorzugsweise nach der Sommerpause.

Die Position der AfD zur Musterfeststellungsklage im 
Prinzip ist, wie gesagt, grundsätzlich positiv. Wir beste-
hen aber auf einer Reihe von Korrekturen, die ich hier 
kurz zitieren darf, auch in Anlehnung an die Ergebnisse 
der Anhörung von Montag dieser Woche.

Erstens. Die Anmeldeverfahren müssen vereinfacht 
werden. Eine juristisch unzulängliche Formulierung der 
Streitsache durch den klagenden Bürger darf nicht zum 
Ausschluss aus dem Verfahren führen.

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Wir haben 
sie doch vereinfacht!)

Es erscheint uns auch nicht erforderlich, dass die Sach-
standsbeschreibungen jedes einzelnen Teilnehmers in das 
Verfahren eingebracht werden. Die Identitätsfeststellung 
des klagenden Bürgers sollte, wie von den Verbraucher-
verbänden vorgeschlagen, ausreichen; die individuellen 
Sachstandsbeschreibungen aber sollten beim klagenden 
Verband verbleiben.

Zweitens. Die Mindestzahl der in einem Verfahren zu-
sammengefassten Klagen sollte nicht 50, sondern höchs-
tens 20 betragen. Je größer die geforderte Mindestanzahl 
von Teilnehmern, desto stärker dürfte die Sachlage in 

den einzelnen Fällen differieren und desto eher wird den 
Beklagten die Möglichkeit gegeben – wegen dieser Un-
terschiedlichkeit –, die Anwendbarkeit des Feststellungs-
beschlusses zu bestreiten.

Drittens. Auch kleine und mittlere Unternehmen soll-
ten klagebefugt sein. Der Verbraucherbegriff im Gesetz 
sollte daher an den der ZPO angeglichen werden.

Viertens. Die Zahl der Feststellungsbefunde sollte im 
Verfahren begrenzt werden, um die Folgeverfahren zu 
erleichtern. Ein Zwang etwa zur Abarbeitung aller Pro-
spektaussagen sollte nicht bestehen, um einen Abschluss 
der Verfahren in angemessener Zeit zu ermöglichen.

Fünftens. Das Hauptproblem  – das ist der Kern der 
Sache  – ist das Fehlen eines konkreten Anspruchs am 
Ende des Verfahrens. Dafür muss eine Lösung gefunden 
werden, zum Beispiel die Abtretung von Ansprüchen an 
klagende Vereine.

Sechstens. Es muss sichergestellt sein, dass bei der 
Durchführung der Kollektivklage die Gesamtdauer des 
Verfahrens einschließlich des Folgeverfahrens nicht we-
sentlich länger ist als bei Individualklagen.

Wir gehen nun davon aus, dass der Gesetzentwurf auf-
grund der besagten Mängel noch nicht ausgereift ist und 
daher vom Hohen Haus heute abgelehnt werden wird. In 
diesem Falle werden wir unmittelbar danach einen sorg-
fältig ausgearbeiteten eigenen Entwurf zur Musterfest-
stellungsklage vorlegen, der zwar auf dem Entwurf des 
Bundesministeriums beruht, aber die erwähnten Mängel 
abstellt.

Danke sehr. 

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt hat das Wort die Kollegin Elisabeth 

Winkelmeier-Becker, CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 

verehrte Damen und Herren! Ich möchte den Faden, den 
Kollege Johannes Fechner am Ende seiner Rede gespon-
nen hat, gleich aufgreifen und möchte zu Beginn meiner 
Rede sagen, dass wir uns darüber einig sind, gegen Ab-
mahnungen gezielt und auch sehr schnell vorzugehen. 

Aber wir hätten es auch einfacher haben können. Wir 
hätten heute in diesem Verfahren schon die erste Sofort-
hilfe gegen unberechtigte Abmahnungen wegen Verstö-
ßen gegen die Datenschutz-Grundverordnung beschlie-
ßen können. Das wäre ein schneller Akt gewesen, der 
wirklich geholfen hätte. Darauf haben viele gewartet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Da haben wir heute eine Chance vertan. 

Aber ich will vor allem über den Gesetzentwurf zur 
Einführung einer Musterfeststellungsklage reden, der 
heute hier verabschiedet werden soll.

Dr. Lothar Maier 
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage aus 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen? 

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU): 
Ja.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Bitte sehr.

Tabea Rößner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Frau Kollegin. Sie haben Ihre Rede di-

rekt mit dem Thema Abmahnungen begonnen. Das ist 
ja eigentlich fachfremd und hat mit der Musterfeststel-
lungsklage nicht wirklich etwas zu tun. Sie haben eben 
den Entschließungsantrag erwähnt. Damit wollen Sie Re-
gelungen im Zusammenhang mit Abmahnungen bei der 
Datenschutz-Grundverordnung vorbereiten. 

Die Frage, die sich zunächst einmal stellt, ist: Brau-
chen wir nicht Regelungen, die Abmahnungen generell 
betreffen und die nicht nur im Zusammenhang mit der 
Datenschutz-Grundverordnung gelten? Und daran an-
schließend stellt sich die Frage: Was haben Sie denn bei 
dem Umsetzungsgesetz zur Datenschutz-Grundverord-
nung getan? Darin hätten Sie das schon regeln können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU): 
In der Tat ist ganz klar: Das Thema Abmahnungen 

geht weit über die Thematik der Datenschutz-Grundver-
ordnung hinaus. Wir wollen das insgesamt angehen. Das 
haben wir im Koalitionsvertrag auch so vereinbart, und 
zwar – das sage ich, um falschen Eindrücken vorzubeu-
gen – auf beiderseitige Initiative. Es ist beiden Partnern 
ein wichtiges Anliegen, das anzugehen; das werden wir 
in diesem umfassenden Sinne dann nach der Sommer-
pause sofort aufgreifen. 

In der Beratung zur Datenschutz-Grundverordnung 
ist das zu kurz gekommen. Da muss sich die Politik ins-
gesamt an die eigene Nase fassen. Das kann man nicht 
wegdiskutieren; das gebe ich zu. Ich habe aber auch von 
Ihnen und von den anderen Fraktionen dazu keinen An-
trag gesehen. 

(Dr.  Marco Buschmann [FDP]: Stimmt 
nicht!  – Britta Haßelmann [BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN]: Schade, dass Sie das nicht 
gelesen haben!)

Ich denke, dass es auch in der Wirtschaft, wo sich die-
ses Problem jetzt deutlich und mit aller Macht zeigt, ein 
Stück weit zurückgestellt worden ist. Das ist der Befund. 
Wir können uns jetzt nur für die Zukunft vornehmen – 
und wir sind wirklich dazu gewillt –, uns dieser Proble-
matik sehr, sehr schnell und sehr effektiv anzunehmen. 
Im September geht es an der Stelle los.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich komme zum Gesetzentwurf zur Musterfeststel-
lungsklage, den wir heute beschließen, zurück. Es sind 

diese Fragen: „Welche Ansprüche haben Käufer von 
Autos mit manipulierter Abgastechnik? Ist es rechtens, 
wenn ein Unternehmen lukrative Bausparverträge kündi-
gen will?“, und dergleichen mehr, die viele Verbraucher 
betreffen. Das betrifft Fälle, wo typischerweise auf der 
anderen Seite ein großes Unternehmen steht, das letzt-
endlich nur auf gerichtlichen Druck agiert. Deshalb muss 
das dann eben gerichtlich entschieden werden. 

Dabei sind die Prozessrisiken natürlich ungleich ver-
teilt. Das Prozessrisiko, teure Gutachten, Rechtsanwalts-
gebühren über drei Instanzen, all das wiegt für einen pri-
vaten Verbraucher natürlich ungleich schwerer als für ein 
Unternehmen. Selbst wenn man eine Rechtsschutzver-
sicherung hat, stellt sich die Frage, wie groß die Wahr-
scheinlichkeit ist, dass der Verbraucher zu einer Kanzlei 
findet, die so spezialisiert ist wie die aufseiten des Unter-
nehmens tätige Kanzlei. 

Es ist klar: Da ist der Verbraucher nicht auf Augen-
höhe mit dem Unternehmen. Das Ziel unserer Verbrau-
cherpolitik ist es, diese Augenhöhe herzustellen. Mit der 
Möglichkeit einer Musterfeststellungsklage – davon sind 
wir überzeugt – stellen wir im Prozess diese Augenhö-
he mit den Unternehmen für die Verbraucher her. Darum 
geht es hier heute.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir tun das, indem wir dem privaten Verbraucher einen 
schlagkräftigen Verband an die Seite stellen, der die Ex-
pertise mitbringt und der sich auch nicht einschüchtern 
lässt, wenn sich auf der anderen Seite finanzkräftige Ak-
teure befinden. 

Aber wir schauen auch auf die andere Seite und fra-
gen: Wie sieht das Ganze von der Warte eines Unterneh-
mens aus, das – vielleicht zu Unrecht – mit einer solchen 
Klage konfrontiert wird? Insofern war es uns wichtig, 
dass dieses Instrument sich nicht verselbstständigt und 
geradezu zum Geschäftsmodell wird. Fehlanreize haben 
wir konsequent vermieden. Ich glaube, das ist uns wirk-
lich gelungen. Die Musterfeststellungsklage, wie wir sie 
hier heute vorschlagen und verabschieden werden, taugt 
nicht zum Geschäftsmodell, bei dem es vor allem darum 
gehen würde, hohe Honorare zu verdienen. Im Gegenteil: 
Der Verband geht sogar das Risiko ein, dass er seiner-
seits Geld verliert, weil er das Prozessrisiko und damit 
das Kostenrisiko tragen muss. Das muss er vor seinen 
mindestens 350 Mitgliedern auch rechtfertigen. Dadurch 
ist gesichert, dass der Verband dieses Risiko nur dort ein-
geht, wo es ihm ein eigenes Anliegen ist, weil er für seine 
Verbraucher, die er vertritt, etwas erreichen will.

Wir haben jetzt noch den Blick auf einige Regeln 
zu werfen. Im Gesetzentwurf ist geregelt, dass als Ein-
gangsinstanz das OLG zuständig ist. Das garantiert den 
schnellen Weg zur verbindlichen Regelung beim BGH. 
Am Beginn der Verhandlung stehen einige Hinweise des 
Gerichts, die sicherstellen, dass abseitige Anträge, die 
keine Chance haben, das Verfahren nicht belasten, so wie 
es im KapMuG teilweise auch geregelt ist. Das ist fair für 
die Verbraucher. Sie können eine erste Einschätzung des 
Gerichts abwarten, bevor sie darüber entscheiden, ob sie 
auf der Liste bleiben. Das ist fair für die Unternehmen, 
weil sie wissen: Ab jetzt gilt es für beide Seiten. Beide 
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Seiten sind an die Feststellungen gebunden, auch wenn 
es für den einen oder anderen eben ungünstig ausgeht. 
Das ist auch entlastend für die klagenden Verbände; denn 
eine erste Einschätzung des Gerichts kann manch über-
zogene Erwartung schon an der Stelle zurechtruckeln 
und dadurch das Haftungsrisiko des Verbandes ein Stück 
weit reduzieren.

Ich denke, dass wir so insgesamt eine sehr gute Re-
gelung haben, die wir jetzt auch rechtzeitig ins Gesetz-
blatt bringen. Ein Grund für die Eile, mit der wir dieses 
Gesetzgebungsverfahren durchgeführt haben und dieses 
Gesetz heute verabschieden, war, dass wir damit den 
Dieselkäufern eine gute Grundlage geben, um noch in 
diesem Jahr ihre Rechte geltend machen zu können. Ich 
danke für Ihre Zustimmung.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt hat das Wort die Kollegin Katharina Kloke, FDP.

(Beifall bei der FDP)

Katharina Kloke (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Bundesjustizministerin hat sich einen Wer-
bespruch, einen Claim, für die Musterfeststellungsklage 
ausgedacht. „Eine für alle“ lautet der Claim. Tatsächlich 
klemmt es beim „alle“, und es klemmt beim „eine“. 

Alle, das sind auf Klägerseite ausschließlich bestimm-
te Verbände. Die Bedingungen für die Klägerverbände 
im Inland sind sehr eng, über die EU-Ebene aber sind 
sie unbeherrschbar weit gefasst. Alle, das ist nicht der 
einzelne Verbraucher, der sich mit anderen zusammen-
schließt und einen Anwalt seines Vertrauens beauftragt. 
Wer mit einem Verband geht, der seine Interessen best-
möglich vertreten soll, schaut bei dessen Fehlern in die 
Röhre; denn die Verbände wollen nicht so haften, wie es 
ein Anwalt müsste. Alle, das ist nicht der Handwerker 
um die Ecke, auch wenn er den gleichen Dieselbulli für 
sein Geschäft gekauft hat wie der Verbraucher für seine 
Familie. Daran ändert auch der erst gestern eingebrachte 
Änderungsantrag nichts.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Fabian 
Jacobi [AfD])

Bei der Individualklage des Handwerkers kann das 
Gericht  – muss es aber nicht  – das Verfahren anhalten 
bis zur Entscheidung im Rahmen der MFK. Aber weder 
hat das Musterurteil eine Bindungswirkung – das Gericht 
kann also im individuellen Fall abweichend urteilen  – 
noch bringt es den Nichtverbraucher weiter, sollte die 
MFK in einem Vergleich enden. Am Ende kostet es den 
Handwerker nur noch mehr Zeit.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Fabian 
Jacobi [AfD])

Wäre die Musterfeststellungsklage eine Tanne und die 
offenen Rechtsfragen Christbaumkugeln, wir hätten den 

schönsten Weihnachtsbaum: kein Leistungstitel am Ende 
der MFK-Verfahren, unklare Regeln zu unwahrscheinli-
chen Vergleichen, untote Verjährungen, wie sie das BGB 
noch nicht gesehen hat, kein rechtliches Gehör im Ver-
fahren und, und, und.

An die Große Koalition: Was ist denn das für ein Pakt 
für den Rechtsstaat? 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gar keiner!)

Sie verabreden im Koalitionsvertrag mit Mühe 10 neue 
Richterstellen, und mit diesem einen Gesetz schaffen Sie 
Arbeit für 100 Richter extra.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Heute früh stimmen wir ab nach dem Motto: „Ab 17 Uhr 
ist WM – Augen zu und durch“. 

(Dr.  Johannes Fechner [SPD]: Das ist 
Quatsch!  – Dr.  Volker Ullrich [CDU/CSU]: 
Alles nicht zutreffend, was Sie sagen!)

Union und SPD prügeln die Musterfeststellungsklage 
in einem Tempo durch das Gesetzgebungsverfahren, als 
wär’s ein Euro-Rettungsschirm oder ein Gesetz zur Par-
teienfinanzierung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der AfD und des BÜNDNISSES  90/DIE 
GRÜNEN)

Alles in allem: Wir Freien Demokraten lehnen diesen 
Gesetzentwurf ab. 

Kommen wir zum Antrag der FDP. Seit gut zwei Wo-
chen gilt die DSGVO. Das Gesetz ist neu und kompli-
ziert, Fehler sind schnell passiert. Gerade Vereine und 
kleine Unternehmen sind unsicher. Groß ist die Sorge, 
bereits wegen Bagatellverstößen teuer abgemahnt zu 
werden. Wir fordern die Bundesregierung auf, Abhilfe zu 
schaffen. 

Erstens. Welche Verstöße sind überhaupt abmahnfä-
hig? 

Zweitens. Die erste Abmahnung wegen kleiner un-
absichtlicher Fehler bei der Datenschutzerklärung darf 
nichts kosten. Das wäre unverhältnismäßig. Eine Verwar-
nung ohne Abmahngebühren zu Beginn muss reichen.

(Beifall bei der FDP)

Drittens. Wir brauchen eine generelle Lösung gegen 
missbräuchliche Abmahnungen. Für Kleinunternehmen 
und Start-ups ist der Abmahnmissbrauch ein massives 
Problem. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Frau Kollegin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 

Kollegin Rößner, Bündnis 90/Die Grünen? 

Elisabeth Winkelmeier-Becker
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Katharina Kloke (FDP): 
Nein.  – Der Antrag der Regierungsfraktionen ist an 

Allgemeinheit nicht zu überbieten. Da muss Ihnen doch 
mehr einfallen.

(Beifall bei der FDP)

Zur Not schreiben Sie einfach mit. Sie müssen endlich 
das deutsche Datenschutzrecht vollständig anpassen. Die 
Umsetzungsfrist für das Internet-Datenschutzrecht haben 
Sie gerissen, die für das Telemediengesetz haben Sie ver-
pennt.

Letzter Punkt: Datenschutz im Betrieb. Faktisch jedes 
Unternehmen mit mindestens zehn Beschäftigten muss 
einen betrieblichen Datenschutzbeauftragten bestellen; 
denn heute verarbeitet nahezu jeder Beschäftigte am 
Smartphone oder am PC personenbezogene Daten. Von 
den DSGVO-Vorgaben abgesehen, sollte ein Unterneh-
men nur dann einen betrieblichen Datenschutzbeauftrag-
ten haben müssen, wenn eine Datenverarbeitung ein be-
sonderes Risiko für die Betroffenen darstellt.

(Beifall bei der FDP)

Vorschriften wie diese atmen noch den Geist der Zeit, 
als IT-Fachleute Großrechner mit Lochkarten gefüttert 
haben. Wir brauchen Regeln für die digitale Zukunft. 

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Amira Mohamed 

Ali, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Amira Mohamed Ali (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kol-

legen! Liebe Gäste! Bringen wir es auf den Punkt: Die-
ser Gesetzentwurf zur Musterfeststellungsklage, den die 
Regierungsparteien hier im Eilverfahren durch das Par-
lament jagen, greift zu kurz, er ist verbraucherunfreund-
lich, und er wird hauptsächlich den Konzernen dabei 
helfen, für unlautere Geschäftspraktiken nicht zur Ver-
antwortung gezogen zu werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Dabei sollte die Musterfeststellungsklage eine ein-
fache Möglichkeit sein, mit der die vielen vom Diese-
labgasskandal betroffenen Menschen zu ihrem Recht 
kommen, zum Beispiel zu einer Entschädigung für den 
Wertverlust ihrer Autos. Am Ende dieses Jahres droht 
hier vielen Betroffenen die Verjährung ihrer Ansprüche. 
Mit ebendieser drohenden Verjährung begründen Sie, 
Kolleginnen und Kollegen von den Regierungsfrakti-
onen, Ihre Eile. Dabei verschärfen Sie mit diesem Ent-
wurf das Problem zum Teil noch. Ein Formfehler bei der 
Anmeldung zu Ihrer Musterfeststellungsklage reicht aus, 
um aus dem Verfahren zu fliegen. Die Betroffenen erfah-
ren das aber nicht sofort, sondern gegebenenfalls erst, 

wenn die Verjährungsfrist abgelaufen ist. Der Betroffene 
kann dann nicht mehr allein klagen. 

(Michael Frieser [CDU/CSU]: Niedrigere Vo-
raussetzungen kann man nicht fordern!)

Sie, meine Damen und Herren von der SPD und von 
der Union, brechen Ihre Wahlversprechen. Sie hatten 
wirklich mehr als genug Zeit, uns hier einen vernünftigen 
Entwurf vorzulegen. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass es jetzt so schnell gehen muss, liegt an Ihrem 
Versäumnis. Aber auch jetzt gilt: Es gibt einen Unter-
schied zwischen schnellem und vorschnellem Handeln. 
In diesem Fall geht es zulasten der Verbraucherinnen und 
Verbraucher. Die Linke sagt: Ihr Vorgehen ist unverant-
wortlich.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr.  Volker Ullrich [CDU/CSU]: Nein, ist es 
nicht!)

Wir hatten in dieser Woche im Ausschuss für Recht 
und Verbraucherschutz eine Expertenanhörung zu Ihrem 
Gesetzentwurf. Alle Sachverständigen haben dort darge-
legt, dass der Entwurf dringend nachgebessert werden 
muss. 

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Haben wir auch 
gemacht!)

Die formalen Hürden sind viel zu hoch. Das wird viele 
Betroffene abschrecken, ihre Ansprüche zu verfolgen. 
Einfache Formfehler können die Möglichkeit, am Ver-
fahren teilzunehmen, abschneiden. 

(Michael Frieser [CDU/CSU]: Gewisse For-
malien muss man einhalten!)

Die Zeit zur Anmeldung zum Verfahren ist zu kurz. Vie-
le Betroffene werden deswegen nicht daran teilnehmen 
können. Die Verjährungshemmung, die Ihnen ja angeb-
lich so wichtig ist und die der Grund ist für Ihre Eile, 
wird nach Ihrem Entwurf nicht effektiv gewährleistet. 

(Christian Hirte [CDU/CSU]: Doch!)

Viele Betroffene werden ihre Ansprüche deswegen ver-
lieren. Warum nehmen Sie das billigend in Kauf? Das ist 
inakzeptabel.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr.  Anton Hofreiter [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN])

Mehrere Sachverständige haben auch darauf hinge-
wiesen, dass es wesentlich besser wäre, die Leistungs-
komponente in das Verfahren aufzunehmen und eben 
nicht nur etwas feststellen zu lassen. So wie es jetzt ist, 
müssen alle Betroffenen nach einer gewonnenen Muster-
feststellungsklage noch einmal gesondert auf Leistung 
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klagen, zum Beispiel auf Schadensersatz, jeder für sich, 
mit vollem Kostenrisiko. Das ist kein effektiver Rechts-
schutz.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Jens Maier [AfD]  – Christian 
Hirte [CDU/CSU]: Unsinn!)

Auf all diese Dinge hat die Die Linke bereits letzte Wo-
che, im Rahmen der ersten Lesung, hingewiesen. Wir 
haben einen Entschließungsantrag dazu eingebracht, der 
genau diese Punkte benennt.

Die Verbraucherschutzverbände stehen nach Ihrem 
Entwurf vor einem großen Haftungsrisiko, nämlich dann, 
wenn sie beim Betreiben dieses noch neuen und unnötig 
komplizierten Verfahrens Fehler machen. Die Gerichte 
stehen vor einer erheblichen Belastungsprobe. Sie wer-
den das Verfahren, wenn es so bleibt, nicht vernünftig 
handhaben können. 

(Michael Frieser [CDU/CSU]: Mit einzelnen 
Massenverfahren wird’s doch nicht weniger!)

Das haben die Experten gesagt, auch die Sachverstän-
digen, die Sie, Kolleginnen und Kollegen von den Re-
gierungsfraktionen, selbst benannt haben. Und wie ge-
hen Sie mit diesen Hinweisen um? Sie verändern zwei, 
drei Kleinigkeiten, die nur marginal etwas verbessern, 
und zwingen uns heute in die Abstimmung über dieses 
Gesetz. Was soll das? Ich meine: Dass Sie mir es nicht 
glauben wollten, als ich Ihnen letzte Woche gesagt habe, 
dass das Gesetz so nicht bleiben kann – ja, geschenkt! 
Aber glauben Sie doch wenigstens den von Ihnen selbst 
benannten Sachverständigen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN  – Elisabeth Winkel-
meier-Becker [CDU/CSU]: Haben Sie die Än-
derungen gelesen? – Dr. Volker Ullrich [CDU/
CSU]: Wir haben es ja geändert!)

Ich habe den Eindruck: Sie wollen gar kein gutes 
Rechtsmittel schaffen, das den Verbraucherinnen und 
Verbrauchern wirklich hilft. Ihnen liegen die Interessen 
der Konzerne, die gegebenenfalls belangt werden könn-
ten, mehr am Herzen. 

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Oh, 
das war jetzt echt schwach! – Elisabeth Win-
kelmeier-Becker [CDU/CSU]: Die Zukunft 
wird es ja zeigen! Wir sind da sehr optimis-
tisch! – Andrea Nahles [SPD]: Das können Sie 
eigentlich besser!)

Die Linke akzeptiert das nicht, und deshalb lehnen wir 
Ihren verbraucherunfreundlichen und ineffektiven Ent-
wurf ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr.  Anton Hofreiter [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN])

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt hat das Wort die Kollegin Renate Künast, Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

ist ja nicht so, dass wir irgendwas Neues diskutieren: Seit 
Juni 2013 gibt es die Empfehlung der Europäischen Kom-
mission, Möglichkeiten des kollektiven Rechtsschutzes 
einzuführen, meine Damen und Herren. Das heißt ja, es 
muss vorher schon viele Jahre lang Vorfälle und Mängel 
gegeben haben, aufgrund derer die EU-Kommission auf 
die Idee kam, das zu empfehlen. Das Problem ist also 
nicht erst im September 2015, mit der Abgasmanipula-
tion, bekannt geworden. Wenn ich mir den Zeitablauf 
angucke, kann ich nur sagen: Setzen, fünf, für den Vor-
schlag, den Sie heute hier machen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt haben Sie einen Gesetzentwurf; aber – die Kol-
leginnen vor mir haben es ja auch schon angesprochen – 
die Sachverständigen aus Wissenschaft und Praxis haben 
in der Anhörung auf eine Unmenge an Unklarheiten und 
Mängeln verwiesen, und zwar trotz Ihrer Reparaturen, 
die Sie jetzt vornehmen. Wenn Sie sich das mal genau 
angucken, meine Damen und Herren, ist der Mangel – 
erstens – doch schon, dass die Musterfeststellungsklage 
quasi Teil einen großen Deals ist. Man kann sich des Ein-
drucks nicht erwehren, dass alles irgendwie zeitgleich, 
schnell gemacht werden musste  – Asylrecht, Familien-
nachzug, Parteienfinanzierung, weil offensichtlich bei ei-
nigen Geld fehlt –, auch weil man jahrelang verschlampt 
hat, sich zu den Betroffenen von Dieselgate klar zu äu-
ßern,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

klar zu sagen: Nachrüstung auf Kosten der Unternehmen, 
weil sie schlechte Ware geliefert haben.

Und jetzt kommen Sie – zweitens – mit dieser etwas 
obskuren Konstruktion. Nach unserer Auffassung und 
der Auffassung vieler Wissenschaftler und sogar Gericht-
spräsidenten wäre es am Ende sogar klüger, zu sagen: 
Wir machen ein Gesetz, das den Eintritt der Verjährung 
verhindert. – Das ist nicht ohne Beispiel; zum Beispiel 
kann man das im Kartellrecht bei besonderen Ereignissen 
längst machen. Meine Damen und Herren, machen wir 
doch ein verjährungsverhinderndes Gesetz und überlegen 
uns dann genau, wie eine gute Regelung einer Klage, bei 
der sich Kunden zusammentun können, aussehen könnte.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und des Abg. 
Fabian Jacobi [AfD])

Sie legen Hand an die gute, alte, recht zuverlässige 
ZPO und behaupten hier wieder wohlklingend etwas, 
was mich, ehrlich gesagt, an die Mietpreisbremse erin-
nert. Da standen hier Leute und sagten: Ab sofort wird 
alles ganz toll, und die Mieten sinken usw. – Wir haben 
damals schon gesagt, Sie werden nachbessern müssen; 
wir warten immer noch auf eine gute Nachbesserung, 

Amira Mohamed Ali 
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meine Damen und Herren. Dies hier ist genauso ein Eti-
kettenschwindel.

Jetzt kommt Frau Barley mit der „Eine-für-alle-Kla-
ge“. Das stimmt doch hinten und vorne nicht – eine für 
alle –, das ist schlicht irreführend. Es ist – erstens – ein 
Gesetz allein für Verbraucher. Wer ein manipuliertes Die-
selfahrzeug als Betriebswagen gekauft hat, wird alleinge-
lassen. Daran ändert auch Ihre Änderung nichts, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN sowie bei Abgeordneten der FDP  – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das wissen Sie 
besser!)

Es ist weiße Salbe, weil sie gegenüber dem zivilprozes-
sualen Status quo ohne jeden größeren Mehrwert ist. Sie 
können das Verfahren aussetzen, um auf die Tatsachen-
feststellung in dem Verfahren zu warten. Ich verstehe ja, 
dass Sie glauben, dadurch könnte der Unternehmer was 
gewinnen. Aber Sie sind als Unternehmer dann auch in 
der Hand der Verbände, dieses Verfahrens, dieses Ge-
richts und können möglicherweise noch länger auf eine 
erstinstanzliche Entscheidung bezüglich Ihres Fahrzeu-
ges warten. Was ist damit gewonnen? Nichts. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Zweitens. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind 
nicht mit drin. 

Drittens. Es ist eine Mogelpackung. Sie sagen: Eine 
für alle, jetzt geht es endlich los.  – Aber im Ergebnis 
hängt man doch dann an den Verbänden. Zum einen gibt 
es ein Windhundrennen: Welcher Verband ist der erste 
und zieht durch, welche Fehler macht er, für die er dann 
noch haften darf? Zum anderen haben die Verbände in 
Wahrheit gar kein Geld in ihrem Haushalt, um solche 
teuren Verfahren durchführen zu können. Das heißt, es 
schlägt im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges auf, und wir entscheiden, wem wir Geld geben, damit 
er später klagen kann. Das ist nicht „Eine für alle“, das ist 
eine Mogelpackung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Ich wünsche Ihnen von Herzen, dass die DUH die Vo-
raussetzung erfüllt und Sie der DUH, die Sie ja dissen 
wollten, Geld überweisen müssen. Ich frage mich aber, 
wie vielen EU-Verbänden Sie im europäischen Binnen-
markt entsprechend Geld überweisen wollen. 

(Elisabeth Winkelmeier-Becker [CDU/CSU]: 
Keinem!)

Das Ding stimmt hinten und vorne nicht. Mit dieser 
Meinung sind wir nicht allein. Die Präsidentin des BGH 
und die Präsidentinnen und Präsidenten der Oberlandes-
gerichte haben genau das gesagt, nämlich dass dieser 
Gesetzentwurf für die Rechtsdurchsetzung von Bagatell- 
und Streuschäden keine entscheidende Verbesserung 
bringt. Er ist zum Gutteil Wirtschaftsschutz, er ist zum 
Gutteil das Eingeständnis, dass Sie, wenn es um VW und 

Dieselgate geht, lange geschlafen haben. Für die Ver-
braucher bringt es eigentlich nichts. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt hat das Wort die Kollegin Sarah Ryglewski, SPD.

(Beifall bei der SPD)

Sarah Ryglewski (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Wir beschließen hier heute einen 
Meilenstein in der Verbraucherpolitik.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen freue ich mich sehr, dass heute der Vorstand 
des Verbraucherzentrale Bundesverbandes, Klaus Müller, 
hier dieser Debatte zuhört.

(Beifall bei der SPD)

Mit der „Eine-für-alle-Klage“ können Verbrauche-
rinnen und Verbraucher in Zukunft gemeinsam kosten-
günstig und ohne großes Risiko ihr Recht gegenüber 
Unternehmen geltend machen. Was wir mit der Muster-
feststellungsklage schaffen, ist ein wirksames Instrument 
für die Verbraucherinnen und Verbraucher, für die es 
sich unter anderen Umständen eben nicht lohnen würde, 
gegen Unternehmen zu klagen, oder die sich eine teu-
re Rechtsschutzversicherung nicht leisten können. Aber 
Recht und Gesetz dürfen in unserem Land nicht vom 
Geldbeutel abhängig sein. 

(Beifall bei der SPD)

Für alle muss gelten: Wer recht hat, muss auch recht 
bekommen. Da ist es auch unerheblich, ob die Scha-
denssumme 20 Euro, 30 Euro oder mehrere 1 000 Euro 
beträgt. Und deswegen – das betone ich an dieser Stelle 
ausdrücklich – ist das hier eben keine Lex VW. 

(Beifall der Abg. Dagmar Schmidt [Wetzlar] 
[SPD])

VW war vielleicht der Katalysator für dieses Gesetz 
und hat dazu geführt, dass auch bei der CDU/CSU die 
Schwellenangst gegenüber der Musterfeststellungsklage 
gesunken ist. Aber gerade bei kleinen Schadenssummen 
ist es doch so, dass die Hürde für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher, individuell zu klagen, sehr hoch ist. 
Wer klagt denn wegen 30 Euro in einer fehlerhaften Ne-
benkostenabrechnung?

Dieses Problem besteht auch bei den von Ihnen favori
sierten Gruppenverfahren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von den Grünen. Auch das ist sehr teuer. Hier ist in 
solchen Fällen eine schnelle Klärung möglich, und das 
ist auch gut so; denn das individuelle Rechtsempfinden 
wird auch bei diesen Summen verletzt. Außerdem ist es 
auch so, dass es hier zu einem Schaden für den Rechts-
staat kommt, wenn Fehlverhalten nicht geahndet wird 
und damit am Ende auch noch Gewinne gemacht werden.

Gerade bei diesen kleinen Summen ist das Verfahren 
über die Verbände, das wir gewählt haben, ein sehr gutes, 

Renate Künast
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weil viele Verbraucherinnen und Verbraucher überhaupt 
erst einmal darauf aufmerksam werden, dass Probleme 
bestehen und dass sie hier die Möglichkeit hätten, ihr 
Recht einzuklagen. Das fällt vielen eben nicht auf.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Frau Kollegin, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage. Gestatten Sie sie?

Sarah Ryglewski (SPD): 
Nein, wir hatten eben eine sehr emotionale Rede der 

Kollegin Künast. Ich möchte mich jetzt emotional für die 
Musterfeststellungklage aussprechen.

(Beifall bei der SPD – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was? Das war keine 
emotionale Rede! Wenn ich emotional bin, bin 
ich anders!)

Es ist doch so: Die Verbände, die wir jetzt im Blick 
haben, kennen sich in dieser Materie gut aus. Ich halte 
die Verbraucherzentrale Bundesverband für absolut kom-
petent, um auch in Fällen, in denen der einzelne Verbrau-
cher die Probleme noch gar nicht sieht, solche Verfahren 
voranzutreiben, Leute gezielt anzusprechen und dafür zu 
sorgen, dass wir zu einer schnellen Klärung der rechtli-
chen Situation kommen. Ja, die individuellen Ansprüche 
müssen im Anschluss im Zweifelsfall alleine eingeklagt 
werden. Aber glauben Sie denn tatsächlich, dass ein Un-
ternehmen, das sich schon ein Urteil in der Sache abge-
holt hat, das Risiko eingeht – insbesondere bei einer ent-
sprechenden medialen Begleitung durch die klagenden 
Verbände –, sich auch noch eine Klatsche in einer ganzen 
Reihe von Einzelverfahren abzuholen? 

(Zuruf der Abg. Dr. Manuela Rottmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das halte ich nicht für ein realistisches Szenario.

(Beifall bei der SPD)

Weil Sie die Aussagen unserer Sachverständigen in 
der Anhörung so gerne zitiert haben, sage ich: In der 
Anhörung haben gerade die Sachverständigen, die wir 
benannt haben, sehr deutlich gesagt, dass sie das für ein 
taugliches Instrument halten. Natürlich kann man sich 
immer mehr vorstellen; aber gerade was diesen letzten 
Punkt, sozusagen die Frage des individuellen Leistungs-
zugangs angeht, waren die Sachverständigen sehr klar: 
Sie glauben, dass das Thema Schlichtung eine größere 
Rolle spielt und die meisten Unternehmen dieses Risiko, 
vor Gericht zu unterliegen, nicht eingehen werden. Ich 
teile diese Einschätzung.

(Beifall bei der SPD)

Zum Thema Eilbedürftigkeit – damit komme ich dann 
auch zum Schluss  –: Natürlich ist das keine Lex VW; 
das habe ich vorhin schon gesagt. Das ist aber das pro-
minenteste Beispiel, in dem Verbraucherinnen und Ver-
braucher massenhaft geschädigt werden. Es wäre doch 
ehrlich gesagt einfach fahrlässig – das genau würden Sie 

uns vorwerfen  –, wenn wir hier nicht handeln und auf 
Eile drängen würden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten for-
dern die Musterfeststellungsklage seit Jahren. Wir freuen 
uns, dass wir hier und heute in die Umsetzung einstei-
gen. Wir glauben, dass wir damit einen Meilenstein in 
der Verbraucherpolitik erreicht haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Sebastian Steineke, 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Steineke (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nachdem wir in der vergangenen Woche hier in erster 
Lesung den Gesetzentwurf, der eine lange Vorgeschichte 
hat, beraten haben – wir haben seit 2015 intensiv darü-
ber beraten; das ist also kein Schnellschuss –, können wir 
ihn heute mit einigen sehr guten Änderungen, die uns die 
Sachverständigen und der Bundesrat mitgegeben haben, 
verabschieden. Deswegen ist heute ein guter Tag für die 
Verbraucherinnen und Verbraucher. 

Wir werden mit der Musterfeststellungsklage ein neu-
es Rechtsschutzinstrument in die Zivilprozessordnung 
einfügen, das gerade den Verbrauchern, die wenig Geld 
haben oder über keine Rechtsschutzversicherung verfü-
gen, schneller und kostengünstiger zu ihrem Recht ver-
hilft. Gegen die anfängliche Sorge im Zusammenhang 
mit dem Thema Klagebefugnis, die wir durchaus hatten – 
das ist unbestreitbar –, haben wir einige wichtige Plan-
ken eingeschlagen, die dafür sorgen, dass das Instrument 
sorgsam angewendet wird. 

Wir haben gemeinsam nach der Anhörung noch eini-
ge wesentliche Verbesserungen eingebracht. Wir haben 
insbesondere den Instanzenzug verkürzt, was wesentlich 
ist, um schneller zum Bundesgerichtshof zu kommen, 
um Grundsatzentscheidungen zu erhalten. Wir haben die 
Anmeldung in vielerlei Hinsicht erleichtert, und wir ha-
ben – auch das ist ganz wichtig – die Zusage vom Bun-
desministerium der Justiz, dass das in der entsprechenden 
Rechtsverordnung deutlich konkretisiert wird und die 
Anmeldebedingungen noch einmal erleichtert werden.

Wir haben uns natürlich auch mit dem Windhundprin-
zip beschäftigt, also mit der Frage: Was passiert, wenn 
zwei Musterfeststellungsklagen gleichzeitig ankommen? 
Wir haben eine parallele Zulässigkeit herbeigeführt und 
§ 147 ZPO entsprechend verändert. Ich glaube, auch das 
ist ganz wesentlich. Darauf haben uns die Sachverständi-
gen explizit hingewiesen. Auch das haben wir angepasst.

Wir haben auch intensiv darüber diskutiert  – auch 
darüber ist schon gesprochen worden –, wie wir Unter-
nehmen und Handwerksbetriebe in dieses Gesetz einbe-

Sarah Ryglewski
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ziehen können. Es ist richtig, dass sie nicht explizit im 
Gesetzentwurf stehen. Das war rechtssystematisch ein 
sehr schwieriger Prozess. Deswegen haben wir den Weg 
über § 148 ZPO gewählt: Eine Aussetzung des Verfah-
rens kann beantragt werden, und zwar auch gegen den 
Beklagten – das ist ganz wichtig –, um abzuwarten, was 
der Prozess für ihn bringen könnte. Dann kann, denke 
ich, auch keine untere Instanz mehr etwas gegen dieses 
Urteil entscheiden. Ich glaube, das ist ganz wichtig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Elisabeth 
Winkelmeier-Becker [CDU/CSU]: Ganz 
wichtige Verbesserung!)

Ich glaube, man muss auch noch mal einige Sätze zum 
Verfahren sagen, weil das hier ja auch angeklungen ist. 
Wir haben uns in der Koalition darauf verständigt – das 
steht ja auch im Koalitionsvertrag  –, das Gesetz zum 
1. November 2018 in Gang zu bringen. Davor brauchen 
wir noch einen gewissen Zeitablauf, um das Ganze für 
die Leute, deren Ansprüche jetzt zu verjähren drohen, so 
schnell wie möglich wirksam werden zu lassen. Deswe-
gen haben wir die Verpflichtung gegenüber den Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern und auch gegenüber den 
Verbänden  – ich will hier sagen, dass der vzbv diesen 
Gesetzentwurf auf Drucksache  19/2507 ausdrücklich 
begrüßt hat  –, dass wir dieses Gesetzgebungsverfahren 
frühzeitig zum Abschluss bringen. Deshalb war es uns 
wichtig, dass wir das Tempo bei diesem Gesetzgebungs-
verfahren hochhalten. 

Wir haben uns auf die vorliegenden Änderungen, die 
ich beschrieben habe, eingelassen und in diesem Sinne 
ein, wie ich denke, sehr gutes Gesetz auf den Weg ge-
bracht. Lassen Sie uns deswegen – das ist mein Appell 
zum Abschluss; das kann sich ja jeder noch mal überle-
gen – dieses scharfe Schwert für den Verbraucherschutz 
gemeinsam beschließen und nicht blockieren.

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege 

Dr. Volker Ullrich, CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Mit der Musterfeststellungsklage erleichtern wir die 
Rechtsdurchsetzung für Verbraucher. 

Gerade bei Schäden aus typischen Verträgen des täg-
lichen Lebens oder bei komplexen Sachverhalten kann 
die Situation entstehen, dass sich Verbraucher Unterneh-
men mit erheblicher Marktmacht gegenübersehen und ihr 
Recht nicht geltend machen, weil es sich entweder um 
Kleinbeträge handelt oder weil sie wegen der Komplexität 
des Verfahrens von einer Klage abgeschreckt werden. Das 
durchbrechen wir jetzt mit der Musterfeststellungsklage.

Sie ist ein neues Instrument zur Feststellung von 
Sachverhalten und eine Einladung, sein Recht geltend 

zu machen. Mit der Musterfeststellungsklage setzen 
wir ein Interesse des Verbrauchers um. Sie können sich 
ohne größeres Prozesskostenrisiko an der Klärung einer 
Rechtsfrage beteiligen. Sie ist auch im Interesse von Un-
ternehmen selbst, weil es besser und ökonomischer ist, 
gleichgelagerte Sachverhalte in einem Musterverfahren 
klären zu lassen. Außerdem ist sie im Interesse der Zivil-
rechtspflege,

(Dr. Manuela Rottmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein!)

weil die Bündelung von Verfahren die Justiz selbst ent-
lastet.

(Beifall der Abg. Dr. Eva Högl [SPD])

Das ist also eine sinnvolle und wegweisende Weiterent-
wicklung der Zivilprozessordnung.

Der Musterfeststellungsklage wird entgegengehalten, 
das sei keine Zahlungsklage, man müsse seinen Betrag 
ja zusätzlich einklagen. Dem kann man entgegenhal-
ten, dass all diese Einwände die Kraft des Vergleiches 
unterschätzen. Ein Vergleich schafft Rechtsfrieden und 
Akzeptanz. Wenn bereits das Rechtsverhältnis und der 
Sachverhalt feststehen, wird es viel stärker als angenom-
men auch zu Vergleichen kommen, und selbst wenn es 
keinen Vergleich gibt: Es ist eine große Erleichterung 
für den Verbraucher, dass das Rechtsverhältnis und der 
Sachverhalt rechtssicher festgestellt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich verstehe nicht, weswegen sich FDP und Grüne so 
vehement gegen dieses Instrumentarium wenden.

(Dr.  Marco Buschmann [FDP]: Weil es 
schlecht und brüchig ist! Weil es keine Rechts-
kraft entfaltet! Haben Sie an der Rechtsaus-
schusssitzung nicht teilgenommen, Herr Kol-
lege?)

Im Jamaika-Sondierungspapier haben wir uns auf die 
Musterfeststellungsklage geeinigt. Das ist ein Instru-
ment, das die Verbraucher weiterbringt. 

Ich darf Ihnen sagen: Wir haben diese Klageart auch 
nach der Sachverständigenanhörung in einigen Punkten 
noch verbessert. Die Anmeldung wurde erleichtert;

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Fragen Sie 
mal Frau Dr. Lutz, was sie dazu sagt!)

sie ist niederschwelliger und einfacher geworden. Durch 
die erstinstanzliche Zuständigkeit des Oberlandesge-
richts verkürzen wir den Instanzenzug und schaffen wir 
schneller Klarheit. Auch erwarten wir von den klagebe-
rechtigten Verbänden eine gute innere Verfasstheit und 
eine kompetente Verhandlungsführung; auch das haben 
wir noch mal klargestellt.

Gerade für die betroffenen Handwerker und Kleinun-
ternehmer werden wir durch eine Ergänzung der ZPO 
sicherstellen, dass sie indirekt von Musterfeststellungs-
verfahren profitieren. 

(Dr. Marco Buschmann [FDP]: Ohne Rechts-
kraft strecken Sie einen Sachverhalt! Steine 
statt Brot!)

Sebastian Steineke
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Das ist ein großer Fortschritt für Handwerksunterneh-
mer, den Sie nicht kleinreden dürfen.

(Elisabeth Winkelmeier-Becker [CDU/
CSU]: Ein großer Fortschritt!  – Dr.  Marco 
Buschmann [FDP]: Steine statt Brot!  – Ge-
genruf des Abg. Michael Frieser [CDU/CSU]: 
Das sind Dominosteine!)

Wir werden im Rahmen eines Antrages heute auch 
klar und deutlich machen, dass uns mögliche unver-
hältnismäßige Abmahnungen im Bereich der Daten-
schutz-Grundverordnung ein großes Anliegen sind. Wir 
werden zeitnah darüber sprechen, wie wir das Abmah-
nunwesen insgesamt eindämmen können,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

zum Beispiel durch die Begrenzung des Streitwerts und 
auch durch die Deckelung der Abmahnkosten. Damit 
helfen wir vielen Menschen, die sich dadurch bedroht 
fühlen.

Meine Damen und Herren, ja, diese Musterfeststel-
lungsklage ist vielleicht nicht in allen Punkten perfekt. 

(Friedrich Straetmanns [DIE LINKE]: Ganz 
sicher nicht! – Zuruf von der FDP: Aha!)

Aber wir haben über viele Monate hinweg einen sehr gu-
ten Vergleich ausgearbeitet. Diese Musterfeststellungs-
klage kann sich sehen lassen, weil sie für viele Millionen 
Verbraucher die Rechtsdurchsetzung effektiv verbessert. 
Lassen Sie uns also dieses gute Gesetz heute verabschie-
den.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Damit schließe ich die Aussprache.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von 
den Fraktionen der CDU/CSU und SPD eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Einführung einer zivilprozessualen 
Musterfeststellungsklage. Der Ausschuss für Recht und 
Verbraucherschutz empfiehlt unter Buchstabe  a seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/2741, den Ge-
setzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 19/2507 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Dann 
ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung mit den Stim-
men der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion bei Gegen-
stimmen aller Oppositionsfraktionen angenommen. 

Wir kommen damit zur 

dritten Beratung 

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben.  – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist der 
Gesetzentwurf mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen ange-
nommen. 

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über die Ent-
schließungsanträge. Entschließungsantrag der Fraktion 
Die Linke auf Drucksache 19/2742. Wer stimmt für die-
sen Entschließungsantrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Dann ist der Entschließungsantrag gegen 
die Stimmen der Fraktion Die Linke bei Enthaltung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit den Stimmen aller 
übrigen Fraktionen abgelehnt. 

Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis  90/Die 
Grünen auf der Drucksache 19/2743. Wer stimmt für die-
sen Entschließungsantrag? – Das ist die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Dann ist dieser Entschließungsantrag gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bei Ent-
haltung der Fraktion Die Linke mit den Stimmen aller 
übrigen Fraktionen abgelehnt. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf der Drucksache 19/2744. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag?  – Wer stimmt dagegen?  – Wer ent-
hält sich? – Dann ist der Entschließungsantrag gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bei Ent-
haltung der Fraktionen der FDP und der Linken mit den 
Stimmen von CDU/CSU, SPD und AfD abgelehnt.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Recht und Ver-
braucherschutz zu dem von der Bundesregierung parallel 
eingebrachten Gesetzentwurf. Der Ausschuss für Recht 
und Verbraucherschutz empfiehlt unter Buchstabe b sei-
ner Beschlussempfehlung auf der Drucksache 19/2741, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf den Druck-
sachen 19/2439 und 19/2701 für erledigt zu erklären. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung?  – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist die Beschluss-
empfehlung bei Enthaltung der Fraktionen der FDP und 
Bündnis  90/Die Grünen mit den Stimmen der übrigen 
Fraktionen angenommen.

Damit kommen wir zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Einfüh-
rung von Gruppenverfahren. Der Ausschuss für Recht 
und Verbraucherschutz empfiehlt unter Buchstabe c sei-
ner Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/2741, den 
Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 19/243 abzulehnen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Dann 
ist der Gesetzentwurf gegen die Stimmen der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung der Fraktion Die 
Linke mit den Stimmen der übrigen Fraktionen in zwei-
ter Beratung abgelehnt. Nach unserer Geschäftsordnung 
entfällt damit die weitere Beratung.

Schließlich empfiehlt der Ausschuss für Recht und 
Verbraucherschutz unter Buchstabe d seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache  19/2741, eine Entschlie-
ßung anzunehmen. Wer stimmt für die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich?  – Dann ist die Beschlussempfehlung mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der AfDP – –

(Heiterkeit)

Dr. Volker Ullrich
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– Wie war das eben? AfD und FDP haben dagegenge-
stimmt, und Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke ha-
ben sich enthalten. Die Beschlussempfehlung ist ange-
nommen.

(Zuruf von der CDU/CSU: So was kommt 
von so was!)

– Ja, sechs Fraktionen sind halt sechs Fraktionen. 

Damit kommen wir zum Zusatzpunkt  2. Das ist die 
Abstimmung über den Antrag der Fraktion der FDP 
auf der Drucksache  19/2693 mit dem Titel „Daten-
schutz-Grundverordnung“. Wer stimmt für diesen An-
trag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Dann 
ist dieser Antrag gegen die Stimmen von FDP und AfD 
bei Enthaltung der Fraktionen Die Linke und Bünd-
nis 90/Die Grünen mit den Stimmen von SPD und CDU/
CSU abgelehnt.

Damit rufe ich die Tagesordnungspunkte 4 a und 4 b 
sowie den Zusatzpunkt 3 auf:

4.   a)	 Zweite Beratung und Schlussabstimmung des von 
den Abgeordneten Christian Lindner, Alexander 
Graf Lambsdorff, Michael Georg Link, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion der FDP einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem um-
fassenden Wirtschafts- und Handelsabkom-
men vom 30. Oktober 2016 zwischen Kanada 
einerseits und der Europäischen Union und 
ihren Mitgliedstaaten andererseits 

Drucksache 19/958

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss)

Drucksache 19/1767

b)	 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Ener-
gie (9. Ausschuss) 

–	 zu dem Antrag der Abgeordneten Klaus 
Ernst, Fabio De Masi, Jörg Cezanne, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion DIE 
LINKE 

zu dem Vorschlag für einen Beschluss 
des Rates über die Unterzeichnung des 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommens 
zwischen der Europäischen Union und 
Japan im Namen der Europäischen Union 
KOM(2018) 193 endg.; Ratsdok. 7959/18 
und ADD 1 bis 11

hier:	 Stellungnahme gegenüber der Bun-
desregierung gemäß Artikel 23 Ab-
satz 3 des Grundgesetzes

Für eine faire Handelspolitik eintreten 
und das Freihandelsabkommen JEFTA 
zwischen der EU und Japan ablehnen

Drucksachen 19/2521, 19/2729

ZP 3	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Katharina Dröge, Dr.  Franziska Brantner, 
Agnieszka Brugger, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Keine Zustimmung in dieser Form  – JEFTA 
fair nachverhandeln

Drucksache 19/2696 

Über den Gesetzentwurf der Fraktion der FDP werden 
wir später namentlich abstimmen. 

Jetzt bitte ich, die offenbar notwendigen Platzwechsel 
möglichst zügig vorzunehmen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
diese Aussprache 60 Minuten vorgesehen. – Da ich kei-
nen Widerspruch höre, ist das so beschlossen.

Damit eröffne ich die Aussprache und erteile das Wort 
dem Kollegen Andreas Lämmel, CDU/CSU. 

Andreas G. Lämmel (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Wenn wir uns die Ergebnisse des G‑7-Gipfels in Ka-
nada anschauen, dann wird wohl jedem klar, dass sich der 
amerikanische Präsident Trump von seinen langjährigen 
Freunden etwas entfernt und damit auch die Grundfesten 
der westlichen Weltordnung infrage stellt. Vor allem in 
handelspolitischen Fragen sind wir sehr überrascht über 
das, was Präsident Trump in den Vereinigten Staaten 
macht. Denn die Vereinigten Staaten waren in den letzten 
Jahrzehnten eigentlich immer ein Vorkämpfer für ein frei-
es und gerechtes Welthandelssystem, und die Amerikaner 
gehören zu den Architekten der Welthandelsorganisation. 
Insofern sind wir sehr gespannt, wie die weiteren Ent-
wicklungen verlaufen werden.

Weil die Amerikaner nun als Partner offensichtlich 
erst einmal ausfallen, kommt es jetzt genau darauf an, 
dass die Europäische Union ihre gewachsene Rolle im 
Weltgefüge auch wahrnehmen kann. Gerade bei der Ge-
staltung der Handelsbeziehungen in der Welt ist es in 
unserem ureigenen Sinne  – im deutschen wie auch im 
europäischen Sinne –, dass wir auch weiterhin geordnete 
Verhältnisse im Welthandel behalten. 

Deshalb möchte ich die Europäische Kommission von 
dieser Stelle aus ermuntern, konsequent auf dem einge-
schlagenen Weg fortzuschreiten, nämlich die angefange-
nen Verhandlungen mit den verschiedenen Partnern in 
der Welt über Wirtschaftspartnerschaftsabkommen bzw. 
über Freihandelsabkommen fortzusetzen. 

Wenn man sich die Ergebnisse zum Beispiel des zu-
letzt geschlossenen Wirtschaftspartnerschaftsabkom-
mens mit Südkorea anschaut, dann muss man sagen, dass 
es einen unheimlich positiven Impuls auf den Austausch 
von Waren zwischen Südkorea und der Europäischen 
Union gegeben hat. Allen Kritikern zum Trotz, die sol-
che Handelsabkommen ständig infrage stellen, kann man 
sagen: Freihandelsabkommen wirken sich positiv auf 
beide Seiten aus. Sie befördern den Warenverkehr und 
sichern Arbeitsplätze auf beiden Seiten. Damals wurde 
heftig darüber debattiert, ob das Abkommen mit Südko-
rea günstig für die deutsche Automobilindustrie sei oder 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble
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ob es ein negatives Abkommen sei. Wenn man sich die 
Zahlen heute anschaut, dann muss man sagen: Die eu-
ropäische Automobilindustrie konnte viel nach Südko-
rea liefern. Genauso konnten die Südkoreaner viel nach 
Europa bringen. Noch ein Punkt: Vier Jahre lang wurde 
dieses Abkommen mit Südkorea vorläufig angewendet, 
ohne dass es irgendwo Probleme gegeben hat. Das ist die 
Blaupause für die Diskussion, die wir heute führen.

Uns liegen drei verschiedene Vorlagen vor. Der von 
der FDP eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur sofor-
tigen Ratifizierung von CETA gefällt mir wirklich sehr 
gut. Er umfasst gerade einmal zwei Artikel. Das ist toll. 

(Beifall bei der FDP – Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP]: Stimmen Sie auch zu!)

Ich wünsche mir, dass viele Gesetzentwürfe derart kurz 
und gut zu lesen sind. Aber Sie wissen sicherlich, dass 
Sie mit Ihrem Gesetzentwurf nicht erfolgreich sein kön-
nen. Das hätte Ihnen spätestens in der Diskussion im 
Ausschuss klar werden müssen; denn im Koalitions-
vertrag ist klar festgelegt, dass wir die Klagen vor dem 
Bundesverfassungsgericht abwarten wollen, um dann 
das Ratifizierungsverfahren betreffend CETA weiter zu 
befördern. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Das hat 
nichts miteinander zu tun!)

Der vorläufigen Anwendung des Handelsabkommens mit 
Kanada steht nichts im Wege. Liebe Kollegen von der 
FDP, machen Sie weiter so kurze Gesetze. Aber diesmal 
war es ein falscher Schuss.

Über den Antrag der Linken kann man nur sagen: 
nichts Neues, wie immer, rigorose Ablehnung, Kampf
rhetorik.  – Ich möchte einmal wissen, wann der Zeit-
punkt kommt, an dem Sie öffentlich sagen: Ja, wir haben 
viel kritisiert, aber es hat Fortschritte gegeben.  – Dass 
Sie überhaupt nicht wahrnehmen, dass CETA und das 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Japan wesentli-
che Punkte der Kritik aufgenommen haben, ist schwierig. 
Deswegen lohnt es sich eigentlich nicht mehr, über Ihre 
Anträge lange zu diskutieren. In einem Punkt haben Sie 
allerdings recht: Sie haben geschrieben, das Abkommen 
mit Japan gehe weit über das Absenken von Zöllen hi-
naus. Richtig, aber das war doch immer Ihre Forderung. 
Sie wollten doch alles andere in diesem Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen ebenfalls geregelt haben.

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Das ist doch 
Quatsch!)

Nun wird das geregelt. Aber es passt Ihnen wieder nicht. 
Sie müssen sich schon einmal für eine Sache entschei-
den. 

Auch im Antrag der Grünen stimmt nicht alles, was 
dort geschrieben wird. Der Text des Wirtschaftspartner-
schaftsabkommens liegt seit dem 17.  Dezember 2017 
öffentlich vor. Rund sechs Monate hätten Sie also Zeit 
gehabt, darüber zu debattieren und Anträge zu stellen. 
Was haben Sie gemacht? Sie haben sich das erst in der 
letzten Woche angeschaut, wie Sie selber gesagt haben. 
Sie müssten vielleicht die Prozesse in Ihrer Fraktion be-
schleunigen und die Unterlagen dann anschauen, wenn 

sie erscheinen. Noch etwas: Sie beschweren sich nun da-
rüber, dass Sie darüber parlamentarisch nicht diskutieren 
können. Sie wissen ganz genau, dass nach den Verträgen 
von Lissabon das EU-Parlament für Handelsfragen zu-
ständig ist. Ich möchte einmal Ihr Gesicht sehen, wenn 
der Kreistag von Buxtehude sagen würde, dass er erst 
einmal ausführlich über einen Gesetzentwurf diskutieren 
will, den die Grünen eingebracht haben, und dass erst 
nach der Entscheidung des Kreistages von Buxtehude der 
Bundestag darüber befinden darf, ob der Gesetzentwurf 
gut oder schlecht ist. Das ist ungefähr die Diskussion, die 
Sie führen.

Dass Sie die demokratische Legitimation des Euro-
päischen Parlamentes in Zweifel ziehen, finde ich schon 
ein starkes Stück; vielleicht brauchen Sie gelegentlich 
einmal Nachhilfe in Demokratie oder demokratischen 
Strukturen. Die geben wir Ihnen gern in einer weiteren 
Diskussion. Aber das heutige war völlig unnötig.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was war das 
denn, Herr Lämmel? Sie brauchen mal Nach-
hilfe in Demokratie und Meinungsfreiheit!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Hansjörg Müller, 

AfD.

(Beifall bei der AfD)

Hansjörg Müller (AfD): 
Hohes Präsidium! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! „Die Wirtschaft ist für den Menschen da und nicht 
der Mensch für die Wirtschaft.“ So lautet die Maxime, 
und das sollte die Bewertung jeglichen wirtschaftlichen 
Handelns sein. Auf dieser Basis sehen wir uns jetzt die 
internationalen Handelsabkommen an.

Zuerst zum Gesetzentwurf der FDP zu einem Abkom-
men zwischen Kanada und der EU, auch CETA genannt. 
Sehr löblich ist, dass eine Oppositionsfraktion den Ge-
setzentwurf einbringt, wenn von der Regierung dazu 
nichts kommt. Weniger löblich ist allerdings, dass sich 
die geistige Arbeit der FDP beim Formulieren des Ge-
setzentwurfs auf Copy-and-paste beschränkt hat. Ihr An-
tragstext ist nämlich eins zu eins die Kopie des Textes der 
Europäischen Kommission zu CETA. Gar nicht löblich 
ist, dass CETA seit dem 21.  September 2017 vorläufig 
EU-weit angewandt wird, mit Ausnahme vor allem der 
umstrittenen Sondergerichte, wo doch bisher nur eine 
Minderheit der Mitgliedstaaten das Abkommen ratifiziert 
hat. So viel zur Demokratie in diesen Dingen.

(Beifall bei der AfD)

Verwerflich wäre es gar, wenn diese Sondergerichte 
über die Annahme des CETA-Gesetzes auf einmal exis-
tieren würden. Warum? Weil damit eine Handvoll Groß-
konzerne und internationale Anwaltskanzleien jede frei-
heitlich-liberale Wirtschaftsordnung eines jeden Staates 
aushebeln können, weil eine intransparente Paralleljustiz 
für ein paar eiskalte Bosse dazu führt, funktionierende 

Andreas G. Lämmel
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rechtsstaatliche Ordnungen zu unterminieren  – so viel, 
Herr Lämmel, zu Ihrem Erzählen über Demokratie; das 
sind rechtsstaatliche Ordnungen, die Milliarden von 
Bürgern und Millionen von mittelständischen Unterneh-
men einen verlässlichen Rechtsraum bieten, weltweiten 
Investitionsschutz inklusive – und weil damit auch eine 
Klageindustrie in Gang gesetzt wird, in der Steuerzahler 
gemolken werden, unter missbräuchlichem Einsatz der 
Sondergerichte. Die Steuerzahler, die das zu bezahlen 
haben, sind dann nicht nur Arbeiter und Angestellte, son-
dern genauso auch mittelständische Unternehmer, weil 
sie nämlich alle zusammen in einem Boot sitzen.  – Es 
wäre wirklich nett, wenn auch die Abgeordneten in der 
ersten Reihe vor mir einmal zuhören würden.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

CETA ist in diesem Bereich, was die Schaffung einer 
Klageindustrie angeht, verantwortungslos ausgerichtet, 
im Sinne prinzipieller Verantwortungslosigkeit für die 
Folgen eigenen wirtschaftlichen Handelns auf Kosten 
anderer, wo doch in der sozialen Marktwirtschaft Frei-
heit und Verantwortung Hand in Hand gehen sollten. Ich 
denke, der liberale Parteigründer Thomas Dehler würde 
sich im Grabe umdrehen, wenn er hören würde, zu welch 
ordnungspolitischem Unsinn die heutige Lindner-FDP 
und auch Lambsdorff-FDP fähig ist.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Müller, gestatten Sie eine Zwischenfra-

ge des Kollegen Rouenhoff aus der CDU/CSU-Fraktion?

Hansjörg Müller (AfD): 
Selbstverständlich.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Bitte, Herr Kollege.

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU): 
Sie haben von Paralleljustiz gesprochen, die mit CETA 

durch das Investitionsgerichtssystem etabliert würde. 
Jetzt haben wir ja vor kurzem im Wirtschaftsausschuss 
eine Anhörung mit Experten durchgeführt, die zum The-
ma Paralleljustiz Stellung genommen haben. Was sagen 
Sie denn dazu, dass die Experten gesagt haben, dass 
man dann, wenn man das Investitionsgerichtssystem als 
Paralleljustiz bezeichnet, auch den Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte als Paralleljustiz bezeich-
nen müsste? Was sagen Sie dazu?

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Das haben die Experten so nicht ge-
sagt!) 

Hansjörg Müller (AfD): 
Die Frage ist, ob es die Experten so gesagt haben und 

ob sie, wenn sie es so gesagt haben, nicht vielleicht recht 
gehabt haben. – Danke.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Tolle 
Argumentation!) 

Wir hatten gerade festgestellt, dass hier ordnungspo-
litischer Unsinn im marktwirtschaftlichen Bereich be-
trieben wird. Am Ende kommt dann eine monopolisierte 
Feudalwirtschaft nach mittelalterlichem Muster heraus. 
Warum Feudalwirtschaft? Weil wir dann weltweit nur 
noch wenige Oligarchen haben werden und ein paar Be-
amtenapparate wie zum Beispiel in Brüssel, und dann 
gibt es keinen Platz mehr, weder für freie Bürger noch 
für freie Unternehmer. Dazu sage ich: Das ist finsterstes 
Mittelalter 2.0 – made by FDP. 

(Beifall bei der AfD)

Damit ist auch die Position der Alternative für 
Deutschland klar: Wir als freiheitliche Partei positionie-
ren uns im Interesse der Exportnation Deutschland ganz 
klar und eindeutig für freien Handel und freies Unterneh-
mertum.

(Beifall bei der AfD  – Abg. Dieter Janecek 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage)

Freier Handel zeichnet sich nämlich durch Folgen-
des aus: Freier Handel zeichnet sich dadurch aus, dass 
er nicht behindert wird, weder durch Zölle noch durch 
Quoten und auch nicht durch nichttarifäre bürokratische 
Hemmnisse – das ist die Definition von freiem Handel –

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Müller – –

Hansjörg Müller (AfD): 
– gern, ich möchte nur den Satz zu Ende bringen –, 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Bitte.

Hansjörg Müller (AfD): 
– wogegen die ermöglichte Ausplünderung von Staa-

ten, Steuerzahlern und Unternehmern durch einen über-
zogenen Investitionsschutz mit freiem Handel nichts zu 
tun hat. Das wird immer durcheinandergehauen; darauf 
muss man hinweisen.

(Beifall bei der AfD)

So, jetzt gern.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Bitte sehr, Herr Kollege Janecek. 

Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Müller, Sie haben gerade dafür plä-

diert, dass die AfD sozusagen im Sinne der deutschen 
Exportindustrie spricht und handelt. Wie passt das denn 
zusammen mit Ihrer Aussage im Wirtschaftsausschuss, 
dass Sie Freihandelsabkommen nicht im Rahmen der 
Europäischen Union verhandeln möchten, sondern nati-
onalstaatlich? Wie passt das zusammen mit der Aussage 
von Herrn Gauland, der Herrn Trump mit seinem Vorge-
hen gegenüber der deutschen Exportindustrie gelobt hat? 
Wie passt das zusammen mit den Aussagen von Frau 

Hansjörg Müller 
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Dr.  Weidel, die in ihrer Rede vor einigen Wochen hier 
den Brexit gelobt hat? Sie hat übrigens fälschlicherweise 
behauptet, dass in Großbritannien das Wirtschaftswachs-
tum über dem Schnitt der Europäischen Union liegt. Sie 
hat auch fälschlicherweise behauptet, dass Großbritanni-
en unser erster Handelspartner in der Europäischen Uni-
on ist. Das ist aber Frankreich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hansjörg Müller (AfD): 
Verehrter Herr Kollege Janecek, das passt sehr gut zu-

sammen. Sehen Sie sich die Zuwachsraten der deutschen 
Exportwirtschaft an: Als es die EWG, die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft, noch gab und als es den Euro 
noch nicht gab, da waren die wesentlich höher als jetzt. 

(Lachen des Abg. Carsten Schneider [Erfurt] 
[SPD])

Das heißt, seitdem es die Europäische Union gibt und 
seitdem es den Euro gibt, sind die Zuwachsraten der 
deutschen Exportwirtschaft gesunken

(Beifall bei der AfD  – Kerstin Andreae 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Keine Ah-
nung! So ein Quatsch!)

im Vergleich zu den Wachstumsraten der anderen Ex-
portnationen. 

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Sie sind ja 
Alchimist!)

Das ist ein volkswirtschaftlicher Zusammenhang und 
eine Tatsache.

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Meine 
Güte!)

Ich danke für Ihre Frage.

(Beifall bei der AfD)

Aus den genannten Gründen können wir CETA nicht 
zustimmen.

Jetzt eine kurze Analyse des Antrags der Linken, ei-
nen Beschluss des Rates über die Unterzeichnung des 
JEFTA-Abkommens zwischen der EU und Japan ab-
zulehnen. Im JEFTA- ist es wie im CETA-Abkommen. 
Mächtige Ausschüsse sollen dort geschaffen werden, die 
nachträgliche Veränderungen zum Vertragstext und auch 
Anhänge eigenmächtig beschließen können, ohne dass 
eine demokratische Rückbindung an den zuständigen 
Gesetzgeber erfolgt. – Das ist das eine.

Wenn wir schon über den Wirtschaftsausschuss reden: 
Gestern haben alle Kollegen der Altparteien laut aufge-
jault, als ich gesagt habe, dass der EU-Apparat inzwi-
schen ein Eigenleben entwickelt hat, das die gesamte 
demokratische Legitimation der Europäischen Union in-
frage stellt. Genau das begründe ich jetzt auch sehr gern 
für Sie.

(Beifall bei der AfD)

Wie verhält sich die Union, die Europäische? Nach 
dem Motto „zwei Schritte vor, einen zurück“ usurpiert 
Brüssel peu à peu die Macht. Diesen einen Schritt zurück 

geht Brüssel aber immer nur dann, wenn wir die EU da-
bei erwischen und dagegen opponieren. Lassen wir doch 
mal den EU-Obermeister Juncker mit seinen eigenen 
Worten sprechen – ich zitiere –:

Wir beschließen etwas, stellen das dann in den 
Raum und warten einige Zeit ab, was passiert. Wenn 
es dann kein großes Geschrei gibt und keine Auf-
stände, weil die meisten gar nicht begreifen, was 
da beschlossen wurde, dann machen wir weiter  – 
Schritt für Schritt, bis es kein Zurück mehr gibt.

Entschuldigen Sie, diese ganzen genannten demo-
kratiefeindlichen Entwicklungen bestätigen uns, die Al-
ternative für Deutschland, darin, dass wir mit unserer 
Fundamentalkritik an der Europäischen Union total rich-
tigliegen.

(Beifall bei der AfD)

Bei JEFTA ist weiterhin problematisch: Der Anteil 
genveränderter Lebensmittel und der Einsatz von Pesti-
ziden in der Landwirtschaft in Japan ist im Vergleich zu 
Deutschland und Europa viel höher. Da kann ich jedem, 
der für dieses Abkommen ist, nur sagen: Auch Sie wer-
den das essen müssen, was von dort kommt, und Gesund-
heit haben wir nur eine, alle zusammen, egal zu welcher 
Fraktion wir gehören.

(Beifall bei der AfD)

Deswegen lehnen wir JEFTA in dieser Form ab. 

Zum Antrag der Grünen, JEFTA fair nachzuverhan-
deln. Es ist korrekt: 1  000  Seiten Vertragstext hätten 
husch, husch durchgewunken werden sollen, damit wir 
Bürger nichts davon mitbekommen. So geht es nicht. In-
sofern unterstützen wir den Antrag, das JEFTA-Abkom-
men jetzt fair nachzuverhandeln.

Sonst bleibt mir nur noch zu sagen: Im Übrigen bin 
ich der Meinung, dass die Regierung Merkel zurücktre-
ten sollte.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der AfD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Markus Töns, SPD.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Markus Töns (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu CETA 

könnte man jetzt noch ganz viel sagen, unter anderem zu 
dem, was die FDP noch vortragen wird und uns vorgelegt 
hat. Das haben wir auch schon häufig gemacht.

Ich will nur auf zwei Dinge hinweisen. Der EuGH und 
das Bundesverfassungsgericht haben Beschwerden vor-
liegen, und wir werden ihre Entscheidungen abwarten, 
bevor wir eine Entscheidung treffen. Alles andere erüb-
rigt sich zu dieser Zeit.

Aber, meine Damen und Herren, lassen Sie uns über 
drei Dinge reden – ich glaube das ist ganz spannend heu-
te –: über die Zuständigkeitsverteilung zwischen Bundes-

Dieter Janecek
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tag und Europäischem Parlament, darüber, was die EU in 
der Handelspolitik dazugelernt hat, und darüber, wie wir 
Europäer zukünftig Handelspolitik gestalten wollen; das 
ist nämlich viel wichtiger, gerade nach dem G‑7-Gipfel 
am letzten Wochenende.

Kommen wir erstens zur Zuständigkeitsverteilung. 
Der Antrag der Linken zeigt hier doch ein großes Unver-
ständnis. Da heißt es, dass der Bundestag das Abkommen 
mit Japan nicht ratifizieren muss, sei eine weitere Entde-
mokratisierung der EU-Handelspolitik.

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Genau!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wissen Sie eigentlich 
nicht, dass das Abkommen vom Europäischen Parlament 
ratifiziert wird, und halten Sie das Europäische Parla-
ment für nicht demokratisch? 

(Klaus Ernst [DIE LINKE]: Doch! Aber nicht 
ausreichend!)

Das finde ich schon eine sehr bemerkenswerte Sache. 

Mit dem Vertrag von Lissabon haben wir der EU die 
Kompetenz für die gemeinsame Handelspolitik übertra-
gen. Das ist jetzt neun Jahre her. Und jetzt kommen Sie 
und beschweren sich, dass die EU ein Abkommen ab-
schließt, das genau in diese Kompetenz fällt. Ihr Antrag 
kommt, um das klar zu sagen, neun Jahre zu spät. 

Die EU tut nichts weiter, als ihre Zuständigkeit wahr-
zunehmen, und das wissen Sie auch, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der Linken, sonst hätten Sie ja keine 
Stellungnahme vorgelegt, sondern eine Subsidiaritätsrü-
ge. Die EU hat sich ihre Zuständigkeit nicht selbst gege-
ben; sie wurde ihr von den Mitgliedstaaten übertragen. 
Die neue Architektur von Handelsabkommen ist nichts 
weiter als die Umsetzung dieser Zuständigkeitsvertei-
lung in die Praxis.

Für die gemeinsame Handelspolitik heißt das: Der 
Bundestag kann sich weiter einbringen. Er kontrolliert 
die Bundesregierung im Rat und kann ihr Verhalten durch 
Stellungnahmen beeinflussen. Das Recht zur Ratifikation 
liegt beim Europäischen Parlament. Deshalb wundert es 
mich schon, wenn Die Linke hier damit auch den Vertrag 
von Lissabon infrage stellt.

Der zweite Punkt, den ich erwähnen möchte: was die 
EU in der Handelspolitik dazugelernt hat. Oft hören wir, 
die EU habe überhaupt nichts dazugelernt. Auch die Grü-
nen machen sich in ihrem Antrag diese Kritik zu eigen. 
Der Abschluss des Abkommens erfolge zu schnell; das 
würde die parlamentarische Beratung erschweren. 

Der Text des Japan-Abkommens ist seit mehr als 
einem halben Jahr auf der Internetseite der EU-Kom-
mission veröffentlicht. Im Übrigen ist es schon sehr 
merkwürdig, davon zu sprechen, dass die Zeit für eine 
parlamentarische Behandlung nicht ausreiche. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, worüber reden wir denn ge-
rade? Sie schreiben in Ihrem Antrag, dass die Zeit nicht 
ausreiche, um eine fundierte Stellungnahme abzugeben. 

(Kerstin Andreae [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, der Antrag ist schon lange zu-
rückgezogen!)

Sie selbst haben ja gleich zwei Anträge formuliert; da-
von haben Sie einen zurückgezogen. Daraus muss ich 
schließen, dass Sie Ihre eigenen Anträge für nicht fun-
diert halten. Ich habe den Eindruck, dass Ihre Haltung 
schon feststand, 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

bevor Sie überhaupt einen Blick in die entsprechenden 
Handelsverträge geworfen haben. Sie hatten da schon 
eine feste Meinung und wollten das Abkommen am 
liebsten ablehnen. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Töns, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

der Kollegin Dröge?

Markus Töns (SPD): 
Gerne. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Bitte, Frau Kollegin.

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Töns, da Sie nicht verstanden haben, 

warum wir einen Antrag zum ordentlichen parlamentari-
schen Beratungsverfahren eingebracht haben, würde ich 
Ihnen gerne eine Frage stellen: Ist Ihnen bewusst, dass 
wir über das Abkommen CETA über ein Jahr im Deut-
schen Bundestag beraten haben, dass wir Expertenan-
hörungen in mehreren Ausschüssen durchgeführt haben, 
dass sogar eine EU-Konsultation zu den Schiedsgerich-
ten stattgefunden hat, die noch mal zu Veränderungen im 
Abkommen geführt hat? 

Da wir auf der einen Seite bei CETA auf diese Wei-
se vorgegangen sind und uns auf der anderen Seite das 
JEFTA-Abkommen im April zur parlamentarischen Be-
ratung im Bundestag zugeleitet wurde, ohne dass wir 
Expertenanhörungen durchführen können, ohne dass 
wir eine öffentliche Diskussion mit der Zivilgesellschaft 
führen können, frage ich mich: Wo ist Ihr Anspruch als 
Abgeordneter, der doch eigentlich die Aufgabe hat, die 
Zivilgesellschaft mitzunehmen auf dem Weg zu etwas, 
von dem Sie glauben, dass es richtig ist?

Mein Eindruck in diesem Verfahren ist, dass Sie hin-
ter CETA zurückfallen, dass Sie nichts aus den Debat-
ten der Vergangenheit gelernt haben. Wenn Sie mit uns 
hätten diskutieren wollen, dann hätten wir beispielsweise 
auf die Frage eingehen können, ob der Klimaschutz im 
JEFTA-Abkommen ausreichend verankert wurde, wie 
das Vorsorgeprinzip aussieht.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Ist das 
eine Frage oder eine Rede? Tut mir leid, das 
ist keine Frage!)

Mit all diesen Punkten hätten Sie uns überzeugen können, 
wenn Sie eine gesellschaftliche Mehrheit haben wollten. 

Unsere Funktion als Parlamentarier ist es eben nicht 
nur, selber die Texte zu lesen, sondern auch stellvertre-
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tend für die Öffentlichkeit ein Forum zu schaffen, in dem 
man Argumente austauscht, um zu informieren und die 
Bevölkerung mitzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES  90/DIE GRÜNEN  – Reinhard Houben 
[FDP]: Nehmen Sie doch die Zeit von Ihrer 
Rede weg! – Dr. Alice Weidel [AfD]: Wo ist 
die Frage?)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Frau Kollegin.

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Deswegen ist die Frage an Sie: Was ist eigentlich Ihr 

Selbstverständnis als Abgeordneter, wenn Sie all diese 
Instrumente nicht nutzen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Markus Töns (SPD): 
Liebe Kollegin Dröge, mein Selbstverständnis als Ab-

geordneter – und übrigens auch als Europäer – ist, zu ak-
zeptieren, dass Handelspolitik seit dem Vertrag von Lis-
sabon auf der europäischen Ebene angesiedelt ist. Wir, 
die Europäische Kommission und Europa haben aus den 
langen Debatten über CETA – wobei Sie wissen, dass es 
ein gemischtes Abkommen ist und deshalb hier im Bun-
destag ratifiziert werden muss – gelernt, auf europäischer 
Ebene Handelsverträge als EU-only-Verträge abzuschlie-
ßen. Wenn es um Investitionsschutz und um die gemisch-
ten Teile geht, dann wird der Bundestag mitberaten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Renate 
Künast [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: 
Schon Gabriel wollte verhindern, dass wir 
hier diskutieren! – Katharina Dröge [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN]: Ihnen ist schon be-
wusst, dass die Bundesregierung abstimmen 
muss?)

Sie hatten seit einem halben Jahr die Chance, sich mit 
diesem Abkommen auseinanderzusetzen. Es gab dazu 
übrigens auch Drahtberichte. 

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht öffentlich!)

– Nicht öffentlich. – Aber wenn Sie jetzt sagen, Sie hätten 
dazu keine Informationen gehabt, dann ist das schlicht-
weg falsch. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU  – Kerstin Andreae [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das haben wir doch 
gar nicht gesagt!)

Um das deutlich zu sagen: Wir Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten haben es uns nicht leicht gemacht. 
Wir haben miteinander diskutiert, wir haben um das bes-
te Argument gestritten. Erst dadurch haben wir erreicht, 
dass die EU-Kommission in allen Investitionsschutz-
abkommen demnächst auf transparente öffentliche Ge-
richte anstatt auf private Schiedsgerichte setzt. Für die 
Menschen macht es sehr wohl einen Unterschied, ob ein 

Verfahren, an dem ihre Regierung als Beklagte beteiligt 
ist, öffentlich geführt wird oder nicht. 

Erst letzte Woche hatten wir eine Expertenanhörung 
zum Investitionsschutz. Der überwiegende Teil der Ex-
perten, übrigens Juristen mit Erfahrung auf dem Gebiet 
des Völkerrechts, hat gesagt: Ja, ein multilateraler Inves-
titionsgerichtshof ist wesentlich transparenter als private 
Schiedsgerichte. – Und das soll keine Verbesserung sein?

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ist doch gar nicht hier vorliegend!)

Und ist es etwa keine Verbesserung, wenn die Kommis-
sion in allen Verhandlungen über Handelsabkommen 
auf hohe Standards für Umwelt und Arbeitnehmerrechte 
setzt? 

Die Kommission verhandelt gerade die letzten Details 
für die Modernisierung des Globalabkommens mit Me-
xiko. 

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eine Anhörung ist was anderes!)

Ich sage das auch an die FDP gerichtet: Man bekommt 
manchmal den Eindruck bei Ihnen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, Sie wüssten nicht, dass es auch noch an-
dere Handelsabkommen außer CETA gibt. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Was? 
Herr Töns, ich war 13 Jahre im Europäischen 
Parlament! Im Handelsausschuss! Ich war 
Berichterstatter für Handelsabkommen! Wir 
wissen das!)

In der modernisierten Version des Abkommens mit 
Mexiko wird es jetzt endlich auch ein Kapitel über Han-
del und nachhaltige Entwicklung geben. Außerdem wer-
den erstmalig verbindliche Bestimmungen zur Bekämp-
fung von Geldwäsche und Korruption verankert. Sie 
sagen, das sei keine Verbesserung?

(Carsten Schneider [Erfurt] [SPD]: Die haben 
keine Ahnung!)

Sicherlich kann man sagen: „Das ist alles noch nicht 
genug“, und sicherlich sollte unser aller Bestreben sein, 
mehr Nachhaltigkeit, höhere Umweltstandards und Ar-
beitnehmerrechte zu vereinbaren. 

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was tun Sie dafür?  – Anja Hajduk 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Das ist der 
erste vernünftige Satz!)

Ich will Ihnen aber auch etwas verraten. Die Kommission 
handelt nicht freischwebend. Sie ist an die Mehrheiten 
im Rat und im Europäischen Parlament gebunden. Wenn 
man das zugrunde legt, kann man doch sagen, dass die 
Kommission eine ganze Menge dazugelernt hat, meine 
Damen und Herren. Wer das verkennt, der verkennt auch 
die politischen Gegebenheiten, unter denen die Kommis-
sion arbeitet.

Ein weiterer Punkt, den ich noch erwähnen möchte: 
Wie sollte zukünftig unsere Handelspolitik gestaltet sein 
auf europäischer Ebene? Das Handelsabkommen mit 
Japan kann nicht isoliert betrachtet werden. Die EU hat 
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parallel dazu ein strategisches Partnerschaftsabkommen 
ausgehandelt, das die Beziehungen zwischen der Europä-
ischen Union und Japan auf eine neue Ebene heben wird. 
Das Abkommen setzt einen neuen rechtlichen Rahmen, 
zum Beispiel bei der Bekämpfung des Klimawandels, 
beim Katastrophenschutz und bei der Energiesicherheit. 
Die Umsetzung der Ziele des Pariser Klimaschutzab-
kommens wurde explizit im Freihandelsabkommen be-
kräftigt.

Meine Damen und Herren, vielleicht noch wichtiger 
als die Kooperation in jedem einzelnen Bereich ist aber 
der Wille zum Kompromiss in der Politik. Dass sich hier 
zwei wirtschaftlich starke Partner bereit erklären, sich 
einem verbindlichen rechtlichen Regelwerk unterzuord-
nen, ist keine Selbstverständlichkeit, ist aber nach meiner 
Meinung in dieser Handelspolitik vor dem Hintergrund 
des G‑7-Gipfels und der US-Zölle umso notwendiger. 
Das funktioniert nur, wenn wir bereit sind, auf alle ande-
ren EU-Staaten und unsere Handelspartner einzugehen. 
Am Ende muss ein Abkommen allen 27 Mitgliedstaaten 
gerecht werden; das ist im Übrigen die Idee von „Europe 
United“. Eine regelgebundene internationale Ordnung 
kommt langfristig allen zugute. Mit dem Japan-Abkom-
men kann die EU ein Zeichen setzen als verlässlicher und 
stabiler Partner in der internationalen Handelspolitik.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Alexander 

Graf Lambsdorff, FDP.

(Beifall bei der FDP)

Alexander Graf Lambsdorff (FDP): 
Danke. – Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Wir sind uns hier, glaube ich, alle einig, dass die Welt 
aus den Fugen geraten ist. Das hat mit dem Verhalten der 
Vereinigten Staaten von Amerika zu tun: der Ausstieg 
aus dem Pariser Klimaschutzabkommen, der Abschied 
von dem Rüstungskontrollabkommen mit dem Iran, der 
Rückzug aus der UNESCO, der Rückzug aus der trans-
pazifischen Partnerschaft.

In dieser Situation wende ich mich jetzt an die Kol-
legen von der CDU/CSU. Es war nämlich richtig, was 
die Bundeskanzlerin im Bierzelt von Trudering gesagt 
hat: Europa muss sein Schicksal jetzt ein Stück weit in 
die eigenen Hände nehmen – heute haben Sie die Chance 
dazu! Sie können es heute tun, indem wir von hier aus ein 
starkes Signal setzen für einen regelbasierten Welthan-
del, für Solidarität mit Kanada und für eine verlässliche 
und starke Europäische Union als Partner weltweit.

(Beifall bei der FDP)

Ich weiß, dass das manchen hier im Haus schwerfällt. 
Linke, Grüne, Attac, Verdi haben Kanada ja im Zuge der 
CETA-Debatte zu einer Bedrohung unserer europäischen 
Zivilisation verzerrt: ein Land mit 30 Millionen Einwoh-
nern, da spricht man auch Französisch, der Staat zahlt 

die Medikamente, es gibt eine sozialliberale Regierung 
mit einem wunderbaren Premierminister, man nimmt 
großzügig Flüchtlinge auf, die bei Donald Trump vor 
verschlossenen Türen stehen. Kanada ist eine Bedrohung 
für unsere Zivilisation? Ein solcher Unsinn! Kommen 
Sie von dieser Palme runter, liebe Grüne!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir als Freie Demokraten schlagen sogar noch mehr 
vor als CETA: Warum beteiligen wir Kanada nicht auch 
an Erasmus+? Warum beteiligen wir Kanada nicht an 
Forschungsprogrammen der Europäischen Union? Wa-
rum etablieren wir nicht eine völlig neue, viel engere 
Partnerschaft mit Kanada als in der Vergangenheit? Ka-
nada ist einer unserer besten und ältesten Freunde. Wir 
können sogar noch mehr machen, als nur CETA zu rati-
fizieren.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wir müssen uns auch die 
Anträge der Linkspartei und der Grünen angucken: Da 
geht es nicht nur gegen Kanada, jetzt geht es sogar noch 
gegen Japan.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es geht nicht gegen irgendjemand, 
Herr Lambsdorff!)

Japan war auch beim G‑7-Gipfel dabei. Japan ist auch 
von den Strafzöllen der Amerikaner betroffen. Was für 
ein Signal senden wir von der Bundesrepublik Deutsch-
land denn aus, wenn wir uns einerseits gegen Kanada und 
andererseits gegen Japan positionieren? Hier muss ich 
den Grünen noch etwas sagen: Die Linken sind wenigs-
tens konsequent und ehrlich. Sie sagen Nein zu JEFTA.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

–  Jawohl: konsequent und ehrlich. Falsch, aber konse-
quent.

(Heiterkeit bei der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der SPD – Michael 
Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Konsequent 
falsch!)

Die Grünen dagegen machen einen verschwurbelten 
Antrag über angebliche Verzögerungen, das ist eine ver-
winkelte Ablehnung, ein wirklich unangenehmer Ansatz.

(Kerstin Andreae [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee, nee, nee!)

Denn auch Japan zählt darauf, dass von Deutschland ein 
starkes Signal für offenen Welthandel ausgeht. Deswe-
gen: Unterschreiben wir bitte das Abkommen mit Japan 
so schnell wie möglich.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren von den Koalitionsfrakti-
onen, Sie stimmen ja heute nicht deswegen gegen den 
Gesetzentwurf der Fraktion der Freien Demokraten, in 
dem wir die innerstaatliche Ratifizierung von CETA vor-
schlagen, weil es in Karlsruhe irgendwie ein Problem 
gibt. Da gibt es nämlich gar kein Problem. Worüber in 
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Karlsruhe zurzeit verhandelt wird, ist ausschließlich die 
vorläufige Anwendung. Diese läuft ja schon. Worüber 
Karlsruhe noch verhandeln möchte – übrigens auf Antrag 
der Linksfraktion –, ist die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages zu CETA als solches.

Dazu hat Karlsruhe gesagt, die Entscheidung in der 
Hauptsache könne noch nicht getroffen werden, weil es 
noch an einer hinreichend konkretisierten gesetzlichen 
Grundlage fehle, die man im Bundesverfassungsgericht 
prüfen könne. Meine Damen und Herren, genau das le-
gen die Freien Demokraten heute vor: Wir legen genau 
diese hinreichend konkretisierte gesetzliche Grundlage 
vor, die kann Karlsruhe dann prüfen. Alle Argumente, 
was das Bundesverfassungsgericht angeht, lieber Herr 
Lämmel, sind vorgeschoben.

(Beifall bei der FDP)

Sie stimmen nur deswegen nicht zu, weil der Antrag von 
den Freien Demokraten aus der Opposition kommt.

Ich sage Ihnen eins: In diesen Zeiten wollen die Bür-
gerinnen und Bürger draußen keine Berliner Spielereien 
aus dem Regierungsviertel: Man hat einen richtigen Ge-
setzentwurf, aber er kommt leider von der falschen Frak-
tion. Die Menschen wollen richtige Entscheidungen des 
Deutschen Bundestages.

(Beifall bei der FDP)

Deswegen, meine Damen und Herren: Stimmen Sie 
gegen den Handelskrieg! Stimmen Sie für freien und fai-
ren Handel! Senden wir ein Signal der Verlässlichkeit der 
Bundesrepublik Deutschland und der Europäischen Uni-
on! Stimmen Sie unserem Gesetzentwurf zu!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich dem 

nächsten Redner das Wort erteile, möchte ich mitteilen, 
dass die Fraktion der CDU/CSU beantragt hat, nach der 
Abstimmung zu diesem Tagesordnungspunkt die Sitzung 
des Deutschen Bundestages zu unterbrechen, zur Durch-
führung einer Fraktionssitzung. Die Unterbrechung soll 
dauern bis 13.30 Uhr. 

Jetzt hat als nächster Redner der Kollege Klaus Ernst, 
Fraktion Die Linke, das Wort. 

(Beifall bei der LINKEN)

Klaus Ernst (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Herr Lämmel, ich wollte nur darauf 

aufmerksam machen: Buxtehude hat überhaupt keinen 
Kreistag, sondern einen Stadtrat, und was mich faszi-
niert, Herr Lämmel, ist, dass Sie den nicht vorhandenen 
Kreistag mit dem Deutschen Bundestag vergleichen. Das 
ist wirklich daneben.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. 
Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN])

Meine Damen und Herren, die FDP möchte, dass wir 
CETA sofort ratifizieren. Das ist merkwürdig; denn ein 
solches Gesetz auf den Weg zu bringen, ist eigentlich 
Aufgabe der Regierung. Vielleicht haben Sie es noch 
gar nicht gemerkt: Sie regieren nicht, und daran sind Sie 
auch selber schuld.

Meine Damen und Herren, es stehen noch zwei ju-
ristische Entscheidungen aus. Das Bundesverfassungs-
gericht prüft nämlich – im Gegensatz zu dem, was Herr 
Lambsdorff gesagt hat, der sich übrigens gerade ange-
regt unterhält – nicht nur die Frage, die Sie angesprochen 
haben, sondern die Frage, ob das Freihandelsabkommen 
CETA überhaupt mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Der 
Europäische Gerichtshof prüft, ob die Vereinbarkeit mit 
dem EU-Recht gegeben ist. 

Ich halte es schon für ein merkwürdiges Rechtsver-
ständnis, wenn Sie, bevor diese Entscheidungen über-
haupt gefallen sind, schon darüber entscheiden wollen, 
das Abkommen zu ratifizieren. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Umge-
kehrt wird ein Schuh daraus! Ich habe es doch 
gerade erklärt!)

Lassen Sie sich doch ein wenig Zeit, Herr Lambsdorff. 

(Beifall bei der LINKEN)

Im Übrigen: Ich weiß gar nicht, wo Ihr Problem ist. 
Dieses Abkommen ist vorläufig in Kraft. Sie führen hier 
Scheindebatten, die vollkommen überflüssig sind; aber 
sie haben trotzdem etwas Positives: Sie geben uns die 
Gelegenheit auch über das Freihandelsabkommen der 
EU und Japan zu sprechen. 

Meine Damen und Herren, ja, für die Handelspolitik 
ist die Europäische Union zuständig; das wissen auch wir. 
Aber ist es klug, nationale Parlamente von der Einfluss-
nahme auf die Inhalte der Abkommen auszuschließen? 
Genau das macht die Europäische Union. Muss da nicht 
der Eindruck entstehen, dass die Europäische Union über 
die Köpfe der Bürger hinweg entscheidet? Die Handels-
politik wirkt sich unmittelbar auf die Lebenswirklichkeit 
der Bürger aus: auf die Qualität der Lebensmittel, beim 
Arbeitsschutz, beim Datenschutz, bei der Daseinsvor-
sorge, bei der Wasserversorgung oder dem öffentlichen 
Gesundheitssystem.

Beim Handelsabkommen zwischen der EU und Ja-
pan greift die Kommission nun zu einem Trick  – Herr 
Lambsdorff, das wissen Sie genau –: Sie splittet die Ab-
kommen in zwei Teile; ansonsten hätten wir hier näm-
lich Mitwirkungsmöglichkeiten. Der Hauptteil wird nur 
noch auf der EU-Ebene abgestimmt. Die Mitwirkung der 
nationalen Parlamente ist so äußerst begrenzt bis ausge-
schlossen. Muss ein solch arrogantes Verhalten der Euro-
päischen Union nicht zwangsläufig die Bürger Europas 
gegen die Union aufbringen?

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Nein!)

– Doch, das wird sie tun – genauso, wie sie das bei CETA 
und TTIP hingekriegt hat. 

(Beifall bei der LINKEN)

Alexander Graf Lambsdorff
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Meine Damen und Herren, Wirtschaftsminister 
Altmaier hat sich in der „FAZ“ vom 11. Juni zum The-
ma Handelspolitik folgendermaßen geäußert – Zitat –: Es 
geht um eine positive Gestaltung der Globalisierung im 
21. Jahrhundert auf der Grundlage gemeinsamer Werte. – 
Zitat Ende. Welche Werte sind das? Gehört nicht „mehr 
Demokratie“ zu den Grundprinzipien der Gestaltung des 
21. Jahrhunderts?

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Und wenn das so ist: Was ist mit JEFTA geplant, mit 
dem Abkommen mit Japan? Weniger Demokratie. Das 
ist genau das Gegenteil von dem, was wir brauchen. Ich 
möchte Ihnen das erklären: Das gilt zum Beispiel für die 
regulatorische Kooperation. Normen und Standards, also 
geltendes Recht, können ohne öffentliche Diskussion 
und parlamentarische Mitwirkung gegenseitig anerkannt 
oder harmonisiert und damit verändert werden. Das ist 
Aufgabe der Parlamente und nicht Aufgabe einer Kom-
mission.

(Beifall bei der LINKEN)

Das geschieht übrigens auch ohne Einflussnahme des 
Europäischen Parlaments. Ich sage das, weil Sie das im-
mer so gern gegensätzlich darstellen. Das Europäische 
Parlament kann dort genauso wenig mitreden wie die na-
tionalen Parlamente.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Vor-
schriften brauchen wir nicht im Parlament!)

Meine Damen und Herren, man denke etwa an die Re-
gelungen des Verbraucherschutzes wie zum Einsatz von 
Gentechnik oder zu Grenzwerten für Pestizide oder zu 
Bestimmungen des Arbeitsschutzes. Entschieden wird 
das von eigens eingesetzten transnationalen Gremien, 
besetzt mit Bürokraten, die keiner demokratischen Kon-
trolle unterliegen.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Wahr-
heit!)

Das ist das, was Sie wollen, und das ist Abbau von De-
mokratie, Herr Lambsdorff.

(Beifall bei der LINKEN – Alexander Graf 
Lambsdorff [FDP]: Das ist Legendenbildung!)

Der Demokratieabbau gilt auch für die Liberalisierung 
von Dienstleistungen. Die Daseinsvorsorge, die Siche-
rung öffentlicher Infrastruktur wie Wasser- oder Ener-
gieversorgung oder das Gesundheitswesen wurden eben 
nicht vollständig ausgenommen bei diesen Verhandlun-
gen. Es ist kaum noch möglich, einmal privatisierte Be-
reiche wieder zurückzuholen. Ich denke zum Beispiel an 
die Wasserversorgung in Berlin.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Sie wis-
sen, dass das falsch ist!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Ernst, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

des Kollegen Dr. Heider, CDU/CSU?

Klaus Ernst (DIE LINKE): 
Ja, bitte.

Dr. Matthias Heider (CDU/CSU): 
Vielen Dank, Herr Kollege Ernst, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. – Sie haben gerade wiederholt den 
Bereich der Daseinsvorsorge angesprochen, der Ihrer 
Meinung nach von diesen Verträgen in Mitleidenschaft 
gezogen wird.

Ist Ihnen erstens bekannt, dass im Annex II, und zwar 
ziemlich genau auf der Seite 1 500, des CETA-Abkom-
mens zwischen der EU und Kanada eine Verabredung 
getroffen wird, wonach alle öffentlichen Dienstleistun-
gen  – im EU-Recht spricht man von Dienstleistungen 
von öffentlichem Interesse – in allen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union gewährleistet sind?

Kennen Sie zweitens auch die Protokollerklärung, die 
die EU und Kanada abgeschlossen haben? Diese lautet – 
ich zitiere –:

Das CETA hindert die Regierungen nicht daran, 
die Erbringung dieser Dienstleistungen im öffentli-
chen Interesse zu definieren und zu regulieren. Das 
CETA wird die Regierungen nicht dazu zwingen, 
dass sie Dienstleistungen privatisieren, noch hindert 
es sie daran, die … für die Öffentlichkeit erbrachten 
Dienstleistungen zu erweitern.

Nachdem Sie das gehört haben, frage ich Sie noch ein-
mal: Kennen Sie diese Regelung?

Und drittens: Würden Sie der alten, in der Literatur 
auch geprüften Aussage zustimmen: „Was du schwarz 
auf weiß besitzt, kannst du getrost nach Hause tragen“?

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Vielleicht darf ich einmal auf unsere Geschäftsord-

nung hinweisen – ich habe jetzt wiederholt Anlass dazu 
gehabt –: Zwischenfragen sollen kurz und präzise sein. – 
Herr Kollege Ernst, bitte, Sie haben das Wort zur Ant-
wort.

Klaus Ernst (DIE LINKE): 
Danke schön.  – Herr Heider, recht herzlichen Dank 

für Ihre Frage.

Erstens. Das ist mir natürlich bekannt. Aber der ent-
scheidende Punkt ist doch der: Ist es in dem Abkommen 
so geregelt, dass das, was bereits privatisiert ist, liberali-
siert ist, wieder zurückgeholt werden kann, oder ist es so 
geregelt, dass bereits privatisierte Bereiche, auch der Da-
seinsvorsorge, nicht mehr zurückgeholt werden können?

Zweitens. Ich habe jetzt gar nicht von CETA gespro-
chen, sondern von dem Abkommen mit Japan. Wenn ich 
das richtig sehe, ist es dort durchaus anders geregelt. 
Und wenn es anders geregelt ist, dann ist genau das, was 
ich gesagt habe, vollkommen richtig, nämlich dass wir 
Bereiche in dem Abkommen mit Japan haben, wo die 
Daseinsvorsorge nicht in der Weise geregelt ist, dass die 
Bürger vor weiteren Liberalisierungen geschützt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Klaus Ernst
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Meine Damen und Herren, genau das ist der Punkt.

Warum ist das europäische Vorsorgeprinzip zum Bei-
spiel nicht im Abkommen verankert? Warum akzeptieren 
wir eigentlich, dass die international von der ILO, also 
der Internationalen Arbeitsorganisation, vereinbarten 
Kernarbeitsnormen nicht Bestandteil dieses Abkommens 
sind und Japan nach wie vor zwei von diesen Kernarbeits-
normen nicht ratifiziert hat? Meine Damen und Herren, 
viele Fragen. Ich sage Ihnen: Dort haben wir erheblichen 
Bedarf, eigentlich andere Entscheidungen zu treffen.

Meine Damen und Herren, die Europäische Union und 
auch Teile des Bundestages tun so, als wäre das, was die 
EU-Kommission macht, ein mutiges und fortschrittliches 
Zeichen für fairen und freien Handel. Das ist es nicht. 
Sie werten es so, als wäre es ein notwendiges Zeichen 
gegen den Trump’schen Protektionismus. Die Kritiker, 
wie wir, werden als Protektionisten bezeichnet, und es 
wird so getan, als wären wir gegen den internationalen 
Warenaustausch.

Meine Damen und Herren, die Wahrheit ist: Sie be-
nutzen systematisch die Politik des Trampels im Weißen 
Haus, um Ihre Liberalisierungsagenda durchzusetzen. 
Das halten wir für falsch, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Nur weil Trumps Politik noch schlimmer ist, sind Ihre 
Freihandels- und Investitionsschutzabkommen noch lan-
ge nicht gut. Auch wir wollen internationalen Handel, 
aber fair, im Interesse der Bürgerinnen und Bürger und 
nicht im Interesse der international tätigen Konzerne. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt hat das Wort die Kollegin Katharina Dröge, 

Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wir erleben gerade in atemberauben-
der Geschwindigkeit, dass das, was wir in den letzten 
Jahren oder Jahrzehnten an internationalen Regeln auf-
gebaut haben, in sich zusammenfällt. Regeln, die dazu da 
waren, diese Welt etwas besser und sicherer zu machen, 
werden geschwächt oder gefährdet, beispielsweise das 
Pariser Klimaabkommen oder der Iran-Atomdeal. 

Auch in der Handelspolitik erleben wir zeitgleich eine 
gefährliche Spirale von Abschottung und Nationalismus. 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich finde, es ist 
unsere Aufgabe als Deutscher Bundestag, auf diese Ent-
wicklung eine Antwort zu geben. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP – Reinhard Houben [FDP]: 
Richtig!)

Heute diskutieren wir den Abschluss von zwei Han-
delsverträgen: ein Handelsvertrag mit Japan und ein 

Handelsvertrag mit Kanada. Jetzt haben wir zwei Aufga-
ben: Die erste Aufgabe ist es, diese Verträge in der Sache 
zu prüfen, miteinander darüber zu diskutieren: Was re-
geln sie eigentlich vernünftig, und wo gibt es Probleme? 
Über die Probleme müssen wir hier miteinander auch 
sprechen, beispielsweise: wenn Sie schlechte Regelun-
gen in ein Handelsabkommen mit Kanada aufnehmen, 
wie die hochumstrittenen Investor-Staat-Schiedsgerich-
te, an denen Sie rein ideologisch, völlig sinnfrei, festhal-
ten, obwohl es massiven Widerstand in der europäischen 
Bevölkerung gegen diese Regelungen gibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Das steht 
da nicht mehr drin!)

Wenn Sie Abkommen verhandeln, die demokratische 
Spielräume einschränken, beispielsweise die der Kom-
munen, wo noch nicht einmal klar ist, ob Sie als SPD 
das bewusst machen oder ob Sie hier einfach fahrlässig 
handeln, 

(Markus Töns [SPD]: Was Sie wollen, sind 
klassische Schiedsgerichte!)

dann müssen wir doch miteinander darüber sprechen. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN  – 
Markus Töns [SPD]: Sie haben es schlichtweg 
nicht verstanden, Frau Dröge!)

Wenn Sie Abkommen verhandeln, die die zentrale Säu-
le des europäischen Verbraucherschutzes, das Vorsor-
geprinzip, schwächen, dann müssen wir auch hier im 
Deutschen Bundestag darüber miteinander diskutieren, 
dass diese Abkommen so in dieser Form von Ihnen nicht 
abgeschlossen werden können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

All diese Probleme haben wir miteinander bespro-
chen. Zu all diesen Problemen haben wir Ihnen Vorschlä-
ge gemacht, wie man das Ganze besser regeln könnte. Es 
war Ihre politische Entscheidung, das nicht zu machen. 
Wir sollten einmal auf diesen Konflikt, was eigentlich 
EU-only ist und wer die Handelspolitik gestalten sollte, 
zu sprechen kommen. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Frau Kollegin Dröge, der Kollege Graf Lambsdorff 

möchte Ihnen gern eine Zwischenfrage stellen. 

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Jetzt habe ich keinen Stift mit. 

(Johann Saathoff [SPD]: Sie können meinen 
haben!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Gestatten Sie es?

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Klar. 

Klaus Ernst
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Alexander Graf Lambsdorff (FDP): 
Ich mache es auch kurz. Sie brauchen keinen Stift. 

Erstens: Ist Ihnen klar, dass das ISDS-Verfahren, das 
Sie hier noch einmal erwähnt haben, in dieser Form in 
CETA gar nicht mehr steht?

Zweitens: Ist Ihnen bewusst, dass das Vorsorgeprinzip 
dem europäischen Primärrecht angehört und durch ein 
Handelsabkommen in keiner Weise ausgehebelt werden 
kann? Der EuGH würde das niemals zulassen. 

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Lambsdorff, vielen Dank für diese 

Frage, dann kann ich noch etwas mehr zu den Inhalten 
des Vertrages sagen.

Ich fange einmal mit dem Vorsorgeprinzip an. Wir 
haben in den State-to-State-Schiedsverfahren der WTO 
erlebt, wie über Regulierung auf der Grundlage des Vor-
sorgeprinzips entschieden wurde, beispielsweise in dem 
Fall „USA gegen die Europäische Union“, wo es um den 
Import von Hormonrindfleisch ging. Die Schiedsgerichte 
haben sich dort beständig auf das WTO-SPS-Kapitel be-
zogen, das gerade nicht auf dem europäischen Vorsorge-
grundsatz basiert, sondern auf dem amerikanischen wis-
senschaftsbasierten Grundsatz. Wir haben im Deutschen 
Bundestag, als wir über CETA beraten haben, genau da-
rüber, insbesondere im Umweltausschuss, Anhörungen 
durchgeführt, wo uns die Experten gesagt haben: Wenn 
man das europäische Vorsorgeprinzip wirklich rechtssi-
cher so absichern will, dass man sich vor den Schieds-
gerichten tatsächlich darauf berufen kann, dann muss 
man dieses Vorsorgeprinzip als horizontales Prinzip im 
gesamten Vertragstext verankern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Dann kann man es nicht so machen, wie es aktuell in den 
Verträgen geschieht, dass man das beispielsweise nur in 
das Nachhaltigkeitskapitel schreibt, aber insbesondere in 
das Kapitel über sanitäre und phytosanitäre Maßnahmen 
eben nicht. Da reden wir über Gentechnikregulierung, da 
reden wir über Pestizide. Deswegen hat meine Fraktion 
ein zweites Gutachten in Auftrag gegeben, das CETA 
genau vor diesem Hintergrund analysiert hat und zu der 
Aussage gekommen ist, dass man das Vorsorgeprinzip 
schwächt, wenn man es gerade dort nicht verankert. Da 
reden wir noch nicht über die Schiedsgerichte; da reden 
wir nur über die State-to-State-Schiedsverfahren, die wir 
als grüne Bundestagsfraktion sogar unterstützen, weil wir 
sagen: Staaten müssen sich auch untereinander verstän-
digen. – Genau deshalb müssen wir das Vorsorgeprinzip 
in den Verträgen ausreichend verankern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Klaus Ernst [DIE LINKE])

Wir haben Vorschläge gemacht, wie das Ganze funk-
tionieren könnte, und Sie könnten sie einfach nur auf-
nehmen. Das würde die Verträge schon ein Stück besser 
machen.

Dann kommen wir zu den Schiedsgerichten. – Meine 
Zeit läuft weiter; ich beantworte aber noch die Frage. Es 
wäre gut, wenn die Uhr noch mal abgestellt würde.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Ich habe 
eigentlich eine kurze Frage gestellt!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Frau Kollegin, nein.

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nein, nein, nein. Die Schiedsgerichte habe ich aber 

noch gar nicht angesprochen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Das mag sein. Trotzdem läuft Ihre Redezeit, und sie 

läuft auch in absehbarer Zeit ab.

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja gut, dann beantworte ich Teil zwei der Frage nicht 

mehr, weil ich sonst mit meiner Rede nicht durchkomme. 
Es tut mir leid; wir müssen es bilateral machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Schade eigentlich; denn es wäre total wichtig gewesen, 
noch mal länger über die Schiedsgerichte zu sprechen.

Wir haben schon darüber gesprochen – etwas ausführ-
licher zum Vorsorgeprinzip  –, was in diesen Verträgen 
schlecht geregelt ist. Ich finde aber, wir sollten gleichzei-
tig darüber sprechen – das ist mir ein wichtiges Anliegen 
in dieser Rede –, ob die Verträge geeignet sind, auf den 
Nationalismus, auf die Abschottung in der Wirtschafts-
politik eine vernünftige Antwort zu geben. Und da sage 
ich Ihnen: Sie müssten doch in der Lage sein, gerade mit 
Ländern wie Kanada und Japan Abkommen zu verhan-
deln, die zeigen, dass man die Globalisierung gerecht 
gestalten kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gerade deshalb ist es so fatal, dass Sie hier die Chance 
nicht genutzt haben.

Wenn wir erleben, was in den USA passiert, was beim 
Brexit passiert, was hier der rechte Teil des Bundestages 
erzählt, dann ist es unsere Aufgabe, darüber zu sprechen, 
dass die Globalisierung  – so unreguliert, wie sie ver-
läuft – eben auch Ungerechtigkeiten erzeugt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn wir das negieren, dann fehlt im demokratischen 
Diskurs eine wichtige Stimme. Es ist unser Job, auch da-
rüber zu sprechen; aber es ist dann auch unser Job, besse-
re Regeln für die Handelsverträge vorzuschlagen. 

Genau darüber haben wir als grüne Bundestagsfrak-
tion immer gesprochen: Wir wollen fairen Handel. Wir 
sind fest davon überzeugt, dass internationale Koopera-
tion, auch der Austausch von Waren, besser ist als natio-
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nale Abschottung. Aber wir sind gleichzeitig davon über-
zeugt, dass es unser Job ist, Regeln zu definieren – für 
die Vorsorge, für den Klimaschutz, für die kommunale 
Daseinsvorsorge. Das erwarten die Menschen von uns.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Markus Töns [SPD]: Sie haben CETA abge-
lehnt, bevor Sie es überhaupt gelesen haben!)

So kann man Verträge auch gestalten, so kann man auch 
Bündnispartner finden, und so kriegt man dann auch in 
der Gesellschaft Mehrheiten dafür.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Präsident des 

Bundestags habe ich eine gewisse Fürsorgepflicht gegen-
über den Stenografen.

(Heiterkeit – Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Da ich in meiner Jugend einmal einen Schnellsprech-
wettbewerb gewonnen habe, bitte ich, daran zu denken, 
dass unsere tüchtigen Mitarbeiter in der Lage sein müs-
sen, es alles gut zu notieren.

Jetzt erteile ich das Wort dem Kollegen Stefan 
Rouenhoff, CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Handel und Investitionen sind und bleiben 
zentrale Voraussetzungen für Wohlstand, Wachstum und 
Beschäftigung. Deshalb ist und bleibt es das zentrale Ziel 
der deutschen Außenwirtschafts- und der europäischen 
Handelspolitik, Handel und Investitionen in diesem Sin-
ne zu fördern. In den letzten Monaten konnten wir jedoch 
erkennen, dass einer unserer langjährigen Partner – darauf 
wurde heute ja schon mehrfach hingewiesen –, die USA 
unter Präsident Trump, von diesem zentralen Grundver-
ständnis abgerückt ist. Spätestens die US-Strafzölle auf 
Stahl und Aluminium und der Ablauf des G‑7-Gipfels ha-
ben uns doch eines sehr deutlich vor Augen geführt: Die 
USA stellen die bisherige Welthandelsordnung infrage. 
Und genau deshalb ist es an der Zeit, dass wir in Europa 
auch in der Handelspolitik, so wie es vorhin schon von 
Graf Lambsdorff angesprochen wurde, unser Schicksal 
in die eigene Hand nehmen.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Dann 
können wir das heute tun!)

Wir müssen dem aufkommenden Protektionismus und 
Isolationismus entschlossen entgegentreten. Wir brau-
chen ein klares Bekenntnis Deutschlands und der Euro-
päischen Union zu freiem Handel und offenen Märkten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Hierfür tritt die CDU/CSU-Fraktion klar, eindeutig und 
mit Nachdruck ein.

Deshalb stehen wir als Fraktion auch voll und ganz 
hinter CETA. Das vorläufige Inkrafttreten von CETA 
im September 2017 ist und bleibt ein handelspolitischer 
Meilenstein. Das Abkommen mit Kanada schafft enorme 
wirtschaftliche Chancen auf beiden Seiten des Atlantiks, 
und es gewährt auch hohe Umwelt-, Arbeits- und Sozi-
alstandards, entgegen allen Legenden von Grünen und 
Linken.

Liebe Kollegen von der FDP, ich kann nachvollziehen, 
dass Sie mit Ihrem Antrag eine zügige CETA-Ratifikati-
on herbeiführen möchten, aber genau das wollen wir als 
Koalitionsfraktionen auch. Wir haben uns im Koalitions-
vertrag darauf verständigt, CETA zeitnah zu ratifizieren, 
wenn die Voraussetzungen vorliegen. Wir reden ja nicht 
nur vom Urteil des Bundesverfassungsgerichts, wir re-
den auch vom Urteil des Europäischen Gerichtshofs über 
die Zulässigkeit der Ratsentscheidung zu CETA, worü-
ber noch nicht abschließend positiv entschieden ist. So 
viel Zeit sollten auch Sie aufbringen, wo Sie sich doch so 
gerne als Rechtsstaatspartei bezeichnen

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Das 
betrifft ja nur die vorläufige Anwendung!)

und wo Sie doch wissen, dass die allermeisten Teile von 
CETA längst vorläufig in Kraft getreten sind.

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Ja, das 
wird rechtlich geprüft!)

Bei einer Aussage, die Sie in den letzten Monaten im-
mer wieder vorgebracht haben, möchte ich Ihnen aber 
doch zur Seite stehen: Freihandelsverhandlungen mit 
Partnerländern wie Kanada, die unsere Werte teilen, soll-
ten keine acht Jahre dauern. Das ist eindeutig zu lang, 
vor allem dann, wenn wir Vorreiter beim Setzen hoher 
internationaler Standards sein wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Zeiten wachsen-
der Instabilität der Weltwirtschaftsordnung sollten wir 
alle, die wir hier im Deutschen Bundestag sitzen, ein ori-
ginäres Interesse daran haben, die Handelsbeziehungen 
Deutschlands und der Europäischen Union auf ein brei-
teres Fundament zu stellen – zum Wohle der Menschen 
in unserem Land. 

(Andreas G. Lämmel [CDU/CSU]: Genau!)

Stattdessen liegen uns heute wieder Anträge von den 
Grünen und von der Linken vor, in denen die beiden 
Fraktionen erneut die alte Leier spielen und sich nun ge-
gen das Freihandelsabkommen mit Japan aussprechen. 
Ich persönlich halte diese Dagegen-Politik wirklich für 
verantwortungslos.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Liebe Kollegen von den Grünen, Sie sagen  – auch 
wenn es jetzt nicht mehr im Antrag steht –, es sei nicht 
ausreichend Zeit gewesen, um sich mit den Inhalten des 
Freihandelsabkommens EU-Japan zu befassen. Sie hat-
ten mehr als ein halbes Jahr Zeit, in den Text zu schauen. 

(Zuruf der Abg. Kerstin Andreae [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Katharina Dröge
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– Ich komme noch dazu. – Sie wurden wie alle anderen 
Abgeordneten vonseiten der Bundesregierung über den 
Verhandlungsverlauf und über den Stand der Dinge in-
formiert. Sie sagen, Sie haben zu wenig Zeit. 

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir wollen gemeinsam darüber reden 
im Parlament!)

Aber Sie haben anscheinend doch wieder so viel Zeit 
gehabt, um Punkte zu finden, die gegen das Abkommen 
sprechen. Sie merken doch selbst: Da passt irgendetwas 
nicht zusammen. Wofür brauchen Sie denn mehr Zeit? 

(Kerstin Andreae [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Um mit Ihnen zu reden!)

Wollen Sie wieder die populistische Stimmungsmache 
gegen Handelsabkommen betreiben? Haben Sie in den 
letzten Jahren auch nur einem Handelsabkommen zu-
gestimmt? Es ist nicht passiert, liebe Kollegen von den 
Grünen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich komme zum Inhalt zurück. Wir haben gerade über 
das Thema Vorsorgeprinzip gesprochen. Das Vorsorge-
prinzip ist und bleibt im Primärrecht verankert. Da kön-
nen Sie hier auch noch so konstatieren, dass das nicht 
gültig ist: Es wird auch auf andere völkerrechtliche Ver-
träge weiterhin Anwendung finden.

Ich möchte noch einen Punkt anführen, der mich doch 
ein bisschen erstaunt hat. Sie haben die Zustimmung 
zum Handelsabkommen EU-Japan mit den Inhalten ei-
nes noch nicht verhandelten, separaten europäisch-japa-
nischen Investitionsschutzabkommens verknüpft. 

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, genau!)

Warum wollen Sie denn Ihre Zustimmung zum Han-
delsabkommen von einem Investitionsschutzabkommen 
abhängig machen, wenn über Letzteres doch sowieso 
hier im Deutschen Bundestag abgestimmt wird? Das er-
schließt sich mir absolut nicht. 

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das können wir Ihnen schon erklä-

ren!)

Ich möchte mich noch einem weiteren Punkt im An-
trag der Linken zuwenden. Sie reden davon, dass beim 
EU-Freihandelsabkommen mit Japan demokratische 
Entscheidungsprozesse sträflich vernachlässigt werden. 
Sträflich ist aus meiner Sicht nur eins – das wurde heute 
schon mehrfach gesagt –, und zwar, dass die Fraktion Die 
Linke mit einer solchen Aussage die Legitimation des de-
mokratisch gewählten Europäischen Parlaments infrage 
stellt, und das ist Wasser auf die Mühlen der Populisten 
und Europagegner. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit beiden Handels-
abkommen stärken wir die Europäische Union. 

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Rouenhoff, gestatten Sie eine Zwischen-

frage aus der Fraktion Die Linke?  – Sie wollen keine 
Zwischenfrage mehr gestatten? – Bitte.

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU): 
Ich bin gleich am Ende meiner Rede. 

(Pascal Meiser [DIE LINKE]: Das ist auch 
gut so!)

Lassen Sie uns aus diesem Grund das Freihandelsab-
kommen mit Japan nicht in den Wind schlagen. Die Welt 
wartet nicht auf uns, weder auf Deutschland noch auf die 
Europäische Union.

(Andreas G. Lämmel [CDU/CSU]: Genau!)

Die Standards werden ansonsten ohne uns gesetzt, und 
das wollen wir nicht zulassen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Die CDU/CSU-Fraktion spricht sich deshalb ganz klar 
und eindeutig für die Intensivierung der politischen und 
wirtschaftlichen Beziehungen mit Japan aus, mit einem 
G‑7-Staat, mit dem wir gleiche Werte teilen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Ich erteile das Wort jetzt zu einer Kurz-

intervention dem Kollegen Pascal Meiser, Fraktion Die 
Linke.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben danach 
noch vier Wortmeldungen. Ich weiß, dass sich eine na-
mentliche Abstimmung abzeichnet. Aber ich bitte doch, 
im Saal die notwendige Ruhe herzustellen. Sonst bin ich 
gezwungen, die Sitzung zu unterbrechen, und zwar bevor 
wir zur namentlichen Abstimmung kommen.

Jetzt hat der Kollege Pascal Meiser das Wort zu einer 
Kurzintervention.

Pascal Meiser (DIE LINKE): 
Herr Kollege Rouenhoff, Ihnen ist ja bekannt, dass 

auch die deutsche Bundesregierung im Rat über JEFTA 
zu entscheiden hat. Finden Sie es wirklich so verwerflich 
und undemokratisch, dass wir hier im Bundestag über 
diese Entscheidung, über die Haltung und das Abstim-
mungsverhalten der Bundesregierung im Rat diskutie-
ren? Wenn die Grünen und wir hier keine Anträge ein-
gebracht hätten, würde der Deutsche Bundestag in seiner 
Gesamtheit über dieses weitreichende Abkommen nicht 
diskutieren. Ich muss Ihnen sagen: Das hat überhaupt 
nichts mit der Kompetenzbeschneidung des Europäi-
schen Parlaments zu tun. Wir wollen nur darüber reden, 
wie sich unsere Bundesregierung im Rat zu diesem Ab-
kommen verhält.

Wenn Sie uns hier die ganze Zeit Populismus und un-
demokratisches Verhalten vorwerfen, dann frage ich Sie: 
Sehen Sie das auch so mit Blick auf den Deutschen Ge-

Stefan Rouenhoff 
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werkschaftsbund, mit Blick auf den BUND und die vie-
len anderen Nichtregierungsorganisationen, die fordern, 
dass der Deutsche Bundestag darüber diskutiert und die-
ses Abkommen ablehnt? Finden Sie, dass das auch Popu-
listen sind, dass das Antidemokraten sind, Herr Kollege?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Herr Kollege Rouenhoff, wenn Sie mögen, können Sie 

antworten. – Sie mögen. Bitte sehr, Sie haben das Wort.

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU): 
Ich möchte sagen: Ich finde es nicht verwerflich, dass 

wir darüber diskutieren. Wir haben die Zeit, und wir ha-
ben die Diskussion geführt. Insofern stelle ich das, was 
Sie gesagt haben, gar nicht infrage.

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Dann erteile ich jetzt dem Kollegen Johann Saathoff, 

SPD-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Johann Saathoff (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich muss schon sagen: Allein durch die Tat-
sache, dass wir heute über Handelsabkommen sprechen 
und darüber, dass sie von der Europäischen Union ver-
handelt werden, kriegen wir ein Bild davon, was für eine 
Idee von Europa Vertreter einzelner Fraktionen haben. 
Ich höre immer wieder, dass die Kritik laut wird, die Idee 
von Europa sei überbordende Demokratie. Das Gegenteil 
ist der Fall, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Idee von Europa ist für mich Folgendes: Die Idee 
von Europa ist gemeinsames Wachstum. Die Idee von 
Europa ist gemeinsames Verständnis füreinander, ist ge-
meinsames Perspektivenentwickeln für Solidarität und 
für Wohlstand. Die Idee von Europa ist gemeinsamer 
Frieden. Das steht über allem und nicht die Bürokratie, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Heute setzen wir uns mit sehr gegensätzlichen An-
trägen zum Thema Handelsabkommen auseinander. Der 
FDP geht es nicht schnell genug mit der Ratifizierung 
von CETA, und die Fraktionen der Grünen und der Lin-
ken sehen die bereits ausgearbeiteten Konzepte und An-
sätze für ein Handelsabkommen mit Japan kritisch. 

Lassen Sie mich zunächst zu CETA kommen. Mein 
Kollege Bernd Westphal hat schon bei der ersten Lesung 
gesagt, wir sollten uns jetzt, wo das Bundesverfassungs-
gericht und übrigens auch der Europäische Gerichtshof 
noch über CETA zu entscheiden haben, nicht mit dem 
Abkommen befassen. Das gebietet einfach der Respekt 

unseres Hauses gegenüber dem Bundesverfassungsge-
richt und dem Europäischen Gerichtshof. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Und da sich die zuständigen Institutionen in Brüssel, 
nämlich das Europäische Parlament, die EU-Kommis-
sion und der Rat, bereits für CETA entschieden haben, 
wird es seit dem 21. September 2017 auch vorläufig an-
gewendet. Daher besteht jetzt erst mal Sicherheit für die 
Wirtschaft, die die Vorteile nutzen kann, die CETA auch 
und gerade dem deutschen Mittelstand bietet. Also lassen 
Sie uns erst mal die Entscheidung der Gerichte abwarten, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dem einen geht das alles mit CETA nicht weit genug, 
dem anderen geht das alles zu weit. Wenn up beid Sieden 
Hauhner kakeln, büst up recht Padd. Wir werden sehen, 
ob die Gerichte den richtigen Weg bestätigen können. 

Lassen Sie mich nun zu den zwei Oppositionsanträgen 
zum Wirtschaftspartnerschaftsabkommen der EU mit Ja-
pan kommen. Es ist ja richtig, wenn wir grundsätzlich 
auch mit einem kritischen Auge auf unsere Handelspo-
litik schauen. Nicht nur in Deutschland und Europa ist 
in den letzten Jahren die Skepsis gegenüber Handel und 
Globalisierung gestiegen. Viele Berufsgruppen und zahl-
reiche Arbeiter und Angestellte haben das Gefühl, dass 
sie durch die Globalisierung aus ihren Berufen gedrängt 
werden oder durch den internationalen Wettbewerb in 
Zukunft ihren Arbeitsplatz verlieren könnten.

Ich habe in der Hochphase der TTIP-Diskussion mit 
vielen Menschen in meiner Heimat darüber gesprochen, 
und es gab tendenziell – das kann man so sagen – durch-
aus eine ablehnende Haltung zum Freihandel. Ostfries-
land ist eine Region, in der unter anderem ein großer 
Automobilkonzern der größte Arbeitgeber ist. Noch dazu 
werden in Emden die produzierten Autos verschifft und 
in die ganze Welt geliefert. 

Nicht nur die Sorgen hinsichtlich der möglichen Aus-
nutzung von Regeln aus unfairen Abkommen belasten 
die Menschen. Mindestens ebenso belasten sie die Sor-
gen wegen der Auswirkungen der neuen US-amerikani-
schen Handelspolitik und des um sich greifenden Protek-
tionismus.

(Beifall bei der SPD)

Strafzölle auf Autos haben nicht nur in Ostfriesland Aus-
wirkungen, sondern in ganz Deutschland. Deutschland 
profitiert direkt vom Welthandel. Deshalb lehnen wir den 
Antrag der Linken ab, der das Abkommen ablehnt und 
für ein Abkommen unmögliche Forderungen aufstellt.

Auch wir wollen keinen Freihandel um jeden Preis. Es 
ist gerade unser Anliegen als SPD, eine nachhaltige und 
faire Handelspolitik weltweit durchzusetzen. 

(Beifall der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD])

Glauben Sie mir: Keine andere Partei als die SPD hat in 
den letzten Jahren eine so differenzierte Analyse erstellt 

Pascal Meiser 
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und einen so intensiven Dialog über das Für und Wider 
von Handelsabkommen geführt,

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auch das stimmt nicht!)

vielleicht – das muss man dabei sagen – nicht immer zum 
Wohle der Sozialdemokratie. 

(Beifall bei der SPD)

Aber gerade dadurch ist es uns in Zusammenarbeit mit 
unseren sozialdemokratischen Kollegen im Europäi-
schen Parlament in der letzten Legislaturperiode gelun-
gen, deutsche und europäische Standards für Verbrau-
cher, Arbeitnehmerrechte, Umweltschutz und den Schutz 
der öffentlichen Daseinsvorsorge in Handelsabkommen 
zu verankern. 

(Beifall bei der SPD)

Wir wissen: Die Menschen sind nicht generell gegen 
freien Handel; sie sind gegen Einschränkungen von ge-
sellschaftlichen Errungenschaften durch unfaire Han-
delsabkommen. Darauf ist generell unser Augenmerk zu 
richten. Das gilt natürlich auch für das Abkommen mit 
Japan, insbesondere mit Blick auf die gesondert zu ver-
handelnden geplanten Konzernklagerechte. 

In dieser Zeit, in der ein amerikanischer Präsident sei-
nen Launen über Twitter freien Lauf lässt, müssen wir 
froh sein, dass wir Partner wie Kanada und Japan an un-
serer Seite haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das Desaster des G‑7-Gipfels, der ohne gemeinsames 
Ergebnis beendet wurde, zeigt doch die Notwendigkeit 
der Neuorientierung der EU. 

Japan ist seit langem einer unserer wichtigsten Han-
delspartner in Asien. Uns verbinden viele gemeinsame 
Werte. Das ist allemal ein Handelsabkommen wert.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nächster Redner ist der Kollege Reinhard Houben, 

FDP.

(Beifall bei der FDP)

Reinhard Houben (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es war ja 

schon eine interessante Debatte. Ich habe gelernt: Ein 
Koalitionsvertrag ist wichtiger als unsere internationale 
Ausrichtung und unsere internationalen Handelsbezie-
hungen. 

(Markus Töns [SPD]: Dann haben Sie ja gar 
nicht zugehört!)

Herr Lämmel hat ausgeführt: Es steht ja leider in unse-
rem Koalitionsvertrag; deswegen können wir jetzt nicht 
so schnell reagieren.  – Herr Rouenhoff hat hier einen 
Vortrag gehalten, zu dem man sagen muss: Logisch, und 

die Konsequenz ist, jetzt zuzustimmen.  – Aber Sie tun 
es nicht. Da muss ich fragen: Wessen Interessen werden 
hier eigentlich vertreten? 

Wer ist eigentlich der Erfinder von Handelsverträgen? 
Das ist Deutschland aufgrund unserer besonderen ökono-
mischen und geografischen Situation. Dass wir ein ganz 
besonderes Interesse daran haben, dass Handelsverträge 
abgeschlossen werden, muss doch jedem, der nur für 
5 Pfennig ökonomischen Verstand hat, einleuchten.

(Beifall bei der FDP – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Es gibt den Pfennig 
ja nicht mehr!)

–  Frau Roth, wenn es Sie beruhigt: Ich hätte auch 
„5 Cent“ sagen können. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN]: Das war ich nicht! – Renate 
Künast [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Das 
war ich!)

– Ah, Frau Künast. Ich habe das mit Cent und Pfennig 
auch gemerkt, aber der Spruch ist halt schon ein bisschen 
älter. 

Mit wem sollen wir denn noch Verträge abschließen? 
Das ist ja zum Glück bei einigen Vorträgen hier ange-
klungen. Auf wen können wir uns denn noch verlassen? 
Das sind doch die Freunde in der Europäischen Union, 
das ist Japan, das ist Kanada. Warum sind wir so zöger-
lich? Ich kann das nicht verstehen. 

(Beifall bei der FDP)

Ich kann Sie nur herzlich bitten: Senden Sie ein klares Si-
gnal auch der Solidarität zu unseren kanadischen Freun-
den, und stimmen Sie unserem Antrag zu!

(Beifall bei der FDP)

Nun ist sozusagen im zweiten Teil der Debatte über 
den Vertrag mit Japan gesprochen worden. Ich sage Ih-
nen, Frau Dröge, nach den traurigen Erfahrungen in der 
TTIP-Diskussion: Ich habe, ehrlich gesagt, kein Interes-
se, über die Qualität von Fischsoßenimporten aus Japan 
zu diskutieren. Das ist einfach eine schiefe Schlachtord-
nung in den Diskussionen, die durch entsprechende Inte-
ressenvertreter bei TTIP eingeführt, bei CETA fortgesetzt 
worden sind und jetzt im Grunde von den Linken dank-
bar aufgegriffen werden, um solche Handelsverträge zu 
diskreditieren. 

Zur Erinnerung, meine Damen und Herren: Deutsch-
land ist mal gezwungen worden, den Begriff „Made in 
Germany“ auf seine Produkte zu drucken. Wissen Sie, 
warum? Weil Großbritannien seine Produkte schützen 
wollte und meinte, wenn auf Produkten „Made in Ger-
many“ stehe, verkauften sie sich schlecht. Es hat sich mit 
der Zeit gezeigt, dass die Produkte mit dem Aufdruck 
„Made in Germany“ besonders gut sind. Mit diesem 
Selbstbewusstsein sollten wir weiterhin antreten, solida-
risch mit unseren Freunden, damit es den Menschen in 
unserem Land weiterhin gut geht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Johann Saathoff
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Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um Auf-

merksamkeit für die beiden letzten Redner in dieser 
Debatte. – Die vorletzte Rednerin ist die Kollegin Anja 
Hajduk, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ja, 

ich denke, in diesen Zeiten, in denen der internationale 
Welthandel unter Druck ist, ist es wirklich berechtigt und 
richtig, dass wir hier heute ausführlich darüber sprechen, 
wie wir Handelsbeziehungen zukünftig gestalten wollen. 
Daran wollen wir Grüne uns ausdrücklich inhaltlich und 
argumentativ beteiligen. Es geht deswegen nicht nur um 
die Ablehnung von Verträgen, sondern um diesen Gestal-
tungsanspruch. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber zu diesem Gestaltungsanspruch gehört natürlich 
auch ein kritischer Blick darauf: Haben wir in diesen Ver-
trägen eigentlich das Nötige geschafft, wenn wir den An-
sprüchen des Jahres 2018 genügen wollen? Mit Blick auf 
JEFTA – hier haben wir unseren Antrag ganz kurzfristig 
aktualisiert – sind wir zutiefst davon überzeugt, dass wir 
in entscheidenden Punkten hinter unseren Möglichkeiten 
zurückbleiben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Was für 
eine Überraschung!)

Ich will einen Punkt anführen, der Herrn Lambsdorff 
vielleicht dazu bringen wird, nachzudenken, anstatt Zwi-
schenrufe zu machen: 

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Er muss nur noch zuhören!)

Es ist schon ein Punkt, dass wir den Schutz der kom-
munalen Daseinsvorsorge insbesondere mit Blick auf das 
Thema „Wasser- und Abwasserversorgung“ bei JEFTA 
nicht so gut verankert haben wie bei CETA. Und gera-
de das Thema Wasserversorgung ist in der öffentlichen 
Meinung einer der Gründe dafür, warum der Freihandel 
so unter Beschuss ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Weil Sie 
die Leute die Palme hochgehetzt haben! Sie 
haben die Leute die ganze Zeit belogen!)

Wenn gerade Sie von der FDP etwas für den Freihandel 
erreichen wollen, dann brauchen Sie mehr Resonanz und 
mehr Akzeptanz bei der Bevölkerung. Daran sollten Sie 
arbeiten. Deswegen: Nehmen Sie diese Themen endlich 
ernst! 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN  – 
Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Die Men-
schen sind für das Abkommen mit Kanada!)

Es gibt einen anderen Punkt, der gar nicht mehr zu 
verstehen ist. Frankreichs Regierung hat vorgeschlagen: 
Lassen Sie uns die Pariser Klimaschutzziele nicht nur er-

wähnen und verankern, sondern lassen Sie sie uns zu ei-
nem „essential element“ machen, also zu einem Element 
von Handelsverträgen, die jetzt durch die EU geschlos-
sen werden und somit verbindlich sind! – Ich kann nicht 
verstehen, dass sich die Bundesregierung, die internatio-
nal immer für den Klimaschutz eintreten wollte, dagegen 
ausgesprochen hat, 

(Widerspruch des Abg. Andreas G. Lämmel 
[CDU/CSU]

die Pariser Klimaschutzziele als „essential elements“ zu 
verankern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da müssen wir als Oppositionsfraktion Ihnen und der 
Öffentlichkeit klipp und klar darlegen: Diese Handels-
verträge bleiben deutlich hinter den Anforderungen des 
Jahres 2018 zurück. 

Manche sagen: Man darf den Freihandel nicht über-
frachten. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Ja, ge-
nau!)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Frau Kollegin Hajduk.

Anja Hajduk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ich sage Ihnen: Die Freihandelsverträge von heute 

dürfen den international einstimmig verabschiedeten 
Klimaschutzzielen und den Nachhaltigkeitszielen nicht 
offenkundig widersprechen. 

(Alexander Graf Lambsdorff [FDP]: Tun sie 
auch nicht!)

Das führt nämlich zu mangelnder Akzeptanz bei der Be-
völkerung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf von der FDP: Unglaublich!)

Wir machen hier unsere Hausaufgaben allerhöchstens 
zur Hälfte, und deswegen stimmen wir nicht zu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Jetzt erteile ich als letztem Redner in dieser Debatte 

dem Kollegen Bernhard Loos, CDU/CSU, das Wort und 
bitte darum, dass er genauso viel Aufmerksamkeit erfährt 
wie alle anderen Redner. – Bitte sehr, Herr Kollege. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bernhard Loos (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! „Staaten haben keine Freunde, nur Interes-
sen“. Dieses Zitat von Charles de Gaulle unterstreicht 
die Notwendigkeit von internationalen Abkommen. Und 
Deutschland ist in besonderer Weise als Handelsnation 
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darauf angewiesen, verlässliche Handelsvereinbarungen 
zu haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Worum geht es in dieser Debatte? Der einen Oppo-
sitionsfraktion kommt die Ratifizierung des längst in 
Anwendung befindlichen CETA-Abkommens zu lang-
sam; den zwei linken Oppositionsfraktionen kommt das 
JEFTA-Abkommen zu schnell. Jetzt ist aber nicht mehr 
die Zeit für politische Spielchen. Die Unternehmen und 
auch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in unse-
rem Land erwarten von uns, ihren Vertretern, eine klare 
Antwort auf die wirtschaftlichen Unsicherheiten, die der 
Brexit und vor allem auch Donald Trump ausgelöst ha-
ben. 

Es war bisher kaum vorstellbar, dass ein US-Präsi-
dent nachträglich eine G‑7-Abschlusserklärung aufkün-
digt. Eine wertebasierte Zusammenarbeit der führen-
den westlichen sieben Wirtschaftsnationen wurde so in 
den Grundfesten erschüttert. Dies muss für uns alle ein 
Alarm, ein Weckruf sein. Die Europäer müssen endlich 
ihr Schicksal außen-, sicherheits- und wirtschaftspoli-
tisch noch stärker in die eigenen Hände nehmen. Dem 
dienen diese Freihandelsabkommen. Sie stellen eine ver-
lässliche Absicherung dar.

Meine Damen und Herren von der linken Oppositi-
on, hätten wir das TTIP-Abkommen abgeschlossen und 
nicht über nichtexistierende Chlor-Hendl diskutiert, wäre 
es jetzt für „America first“-Präsident Trump nicht so 
einfach, Strafzölle auf Stahl, Aluminium und bald wohl 
auch auf deutsche Autos zu verhängen und damit Wachs-
tum und Arbeitsplätze hier in Deutschland zu gefährden. 

Zu JEFTA: Die Ergebnisse des JEFTA-Abkommens 
sind positiv, insbesondere da umfassende Marktöffnun-
gen in Japan durch den Abbau von Zöllen und nichtta-
rifären Handelshemmnissen vereinbart werden konnten, 
Agrar- und Industriegüterindustrie, Auto-, Medizintech-
nik und Chemie von dem Freihandelsabkommen mit 
Japan profitieren und mehr als 200 europäische geogra-
fische Ursprungsbezeichnungen nun auch in Japan ge-
schützt sind. 

2017 bestand ein Handelsbilanzdefizit der EU ge-
genüber Japan in Höhe von 8,8 Milliarden Euro. Bezo-
gen auf die Handelsvolumina profitieren 91 Prozent der 
EU-Ausfuhren nach Japan bereits mit Inkrafttreten des 
Abkommens von der Zollbefreiung. Am Ende der Über-
gangszeiten von maximal 15 Jahren werden 99 Prozent 
aller Ausfuhren nach Japan zollbefreit sein. Im Automo-
bilbereich hat man sich auf sieben Jahre Übergangsfrist 
bis zur vollständigen Zollliberalisierung geeinigt. Gute 
Ergebnisse wurden auch im Dienstleistungsbereich er-
reicht: Die Regeln zu Post-, Kurier- und Telekommu-
nikationsdienstleistungen sichern einheitliche Wettbe-
werbsbedingungen zwischen Dienstleistern aus der EU 
und Japan. 

Gleichzeitig ist es wichtig, dass in einem zweiten Ver-
trag – in einem gemischten Abkommen – der Investiti-
onsschutz geregelt werden muss. Letztlich ist diese neue 
Form der Trennung von Verträgen in einen „Nur-EU“-

Teil und einen zweiten Teil in Form eines „gemischten 
Abkommens“ leider eine Reaktion der EU auf die ne-
gativen TTIP-Verhandlungserfahrungen, vor allem in 
Deutschland. 

Vor diesem Hintergrund sind Ihre heute vorliegenden 
Anträge auf Ablehnung oder Aussetzung des JEFTA-Ab-
kommens absolut nicht zu verstehen. Sie, Grüne wie 
Linke, wollen nichts anderes, als JEFTA grundsätzlich zu 
blockieren, genauso wie schon TTIP. Da helfen auch kei-
ne kabarettreifen Reden von diesem Pult aus. Sie haben 
nichts dazugelernt. Schade! Wir werden diesen Anträgen 
natürlich nicht zustimmen; denn sie gefährden deutsche 
Arbeitsplätze und Wohlstand in unserem Land.

Zu CETA: CDU und CSU unterstützen das Freihan-
delsabkommen CETA mit Kanada uneingeschränkt. 
Durch die Förderung gemeinsamer Regeln und offener 
Märkte zielt es darauf ab, den Wohlstand der Handels-
partner zu sichern und auszubauen, mit fairen und guten 
Regeln, wichtig gerade in einer fortschreitenden Globali-
sierung. Eine zügige Ratifizierung von CETA ist auch ein 
wichtiges politisches Signal gerade jetzt, und es ist auch 
eine Absicherung für Kanada und Europa gegenüber den 
USA.

Die Union respektiert aber auch die Haltung der SPD, 
die erst die gegen CETA laufenden Verfassungsklagen 
entschieden haben möchte, auch wenn dies nicht zwin-
gend notwendig wäre. Die positiven Effekte gehen nicht 
verloren, da die meisten Bestimmungen von CETA be-
reits in Kraft getreten sind. Daher bedarf es nicht des An-
trags der FDP-Fraktion auf eine sofortige Ratifizierung. 
Wir halten die Anwendung des CETA-Abkommens für 
richtig und wichtig und wollen nach rechtlicher Klärung 
eine möglichst rasche Ratifizierung. Wir unterstützen 
die Unterzeichnung des JEFTA-Abkommens mit einem 
zweiten Vertragsteil, über den wir dann hier noch aus-
führlicher debattieren werden.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble: 
Danke sehr. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit 

schließe ich die Aussprache. 

Jetzt erbitte ich Ihre Aufmerksamkeit. Ich hatte vor-
hin mitgeteilt, dass die Fraktion der CDU/CSU eine Un-
terbrechung der Bundestagssitzung bis 13.30  Uhr nach 
Abschluss dieses Tagesordnungspunkts beantragt hat. In 
der bisherigen Praxis des Bundestages ist es üblich gewe-
sen – ich habe mich mit langjährigen Abgeordneten des 
Bundestages konsultiert –,

(Heiterkeit – Reinhard Houben [FDP]: Mit 
sich selbst!)

dass solchen Anträgen von den anderen Fraktionen nicht 
widersprochen wurde, sodass sie geschäftsordnungsmä-
ßig eine interfraktionelle Vereinbarung waren. Jetzt hat 
diesem Wunsch der CDU/CSU-Fraktion die AfD wider-
sprochen. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Bernhard Loos 
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Damit muss ich über den Wunsch bzw. den Antrag der 
CDU/CSU-Fraktion, die Sitzung zu unterbrechen, ab-
stimmen lassen.

Ich will unmittelbar zur Abstimmung kommen. Dann 
bitte ich diejenigen, die dem Antrag der CDU/CSU, die 
Sitzung bis 13.30 Uhr zu unterbrechen, zustimmen wol-
len, um ihr Handzeichen. – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Dann ist der Antrag der CDU/CSU, die 
Sitzung bis 13.30 Uhr nach der Abstimmung über diesen 
Tagesordnungspunkt zu unterbrechen, gegen die Stim-
men der AfD-Fraktion mit den Stimmen aller anderen 
Fraktionen angenommen.

Damit kommen wir zur 

zweiten Beratung

und Schlussabstimmung über den von der Fraktion der 
FDP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu dem um-
fassenden Wirtschafts- und Handelsabkommen vom 
30.  Oktober 2016 zwischen Kanada einerseits und der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten anderer-
seits. Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie empfiehlt 
in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/1767, 
den Gesetzentwurf der Fraktion der FDP auf Drucksa-
che 19/958 abzulehnen. 

Wir stimmen jetzt über den Gesetzentwurf auf Verlan-
gen der Fraktion der FDP namentlich ab. Ich bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, die vorgesehenen 
Plätze einzunehmen. Sind alle Urnen besetzt? – Alle Ur-
nen sind besetzt. Dann eröffne ich die Abstimmung über 
den Gesetzentwurf.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin gebeten wor-
den, darauf hinzuweisen, dass es vor der Unterbrechung 
der Sitzung nach der namentlichen Abstimmung noch 
zu Tagesordnungspunkt 4 b und zum Zusatzpunkt 3 Ab-
stimmungen geben werden wird. Dann wird die Sitzung 
unterbrochen.

Darf ich fragen, ob noch ein Mitglied des Hauses 
anwesend ist, das seine Stimme abgeben will und nicht 
abgegeben hat? – Das ist nicht der Fall. Dann schließe 
ich die Abstimmung. Die Schriftführerinnen und Schrift-
führer werden gleich mit der Auszählung beginnen. Das 
Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen nach der Unterbre-
chung bekannt gegeben.1)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Ältestenrat hat-
te gestern eine Sondersitzung, weil die Feststellung der 
Mehrheit bei Abstimmungen ein bisschen schwierig ist, 
wenn zu viel Unordnung im Haus ist. Also bitte ich alle, 
wieder Platz zu nehmen. 

Tagesordnungspunkt 4 b. Wir kommen jetzt zur Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie zu dem Antrag der Fraktion Die Linke mit dem 
Titel „Für eine faire Handelspolitik eintreten und das 
Freihandelsabkommen JEFTA zwischen der EU und 
Japan ablehnen“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 19/2729, den Antrag 
der Fraktion Die Linke auf der Drucksache 19/2521 ab-
zulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – 

1)   Ergebnis Seite 3782 D

Das sind die Fraktionen von CDU/CSU, SPD und FDP. 
Wer stimmt dagegen? – Die Linke und die AfD. Wer ent-
hält sich? – Fraktion der Grünen. Die Beschlussempfeh-
lung ist damit angenommen.

Zusatzpunkt  3. Wir stimmen über den Antrag der 
Fraktion Bündnis  90/Die Grünen auf der Drucksa-
che 19/2696 mit dem Titel „Keine Zustimmung in die-
ser Form – JEFTA fair nachverhandeln“ ab. Wer stimmt 
für diesen Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Dann ist der Antrag, soweit ich gesehen habe, bei 
Befürwortung durch die Fraktion Bündnis  90/Die Grü-
nen mit den Stimmen von CDU/CSU und SPD, FDP – 
– Und Die Linke? – Sie hat zugestimmt. Die Grünen und 
Die Linke haben zugestimmt. Wenn Sie es bei der Ab-
stimmung gelegentlich noch zeigen! – Die AfD hat auch 
zugestimmt. Also: Bündnis 90/Die Grünen, AfD, Linke 
haben zugestimmt, CDU/CSU, SPD und FDP haben da-
gegengestimmt. Der Antrag ist damit abgelehnt.

Jetzt unterbreche ich die Sitzung bis 13.30 Uhr.

(Unterbrechung von 11.31 bis 15.45 Uhr)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die unterbrochene 

Sitzung ist wieder eröffnet. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ich hoffe, Sie können sich jetzt ein bisschen setzen, im 
wahrsten Sinne des Wortes. – Darf ich die neu dazuge-
kommenen Kollegen bitten, Platz zu nehmen? – Ich bitte 
die Kollegen – es gibt heute wahrscheinlich große Neu-
gier zu vielen unterschiedlichen Fragen –, ihre Neugier 
woanders zu befriedigen als hier im Raum.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

–	 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an EUNAVFOR MED Ope-
ration SOPHIA 

Drucksachen 19/2381, 19/2668

–	 Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 19/2735

Hierzu liegt uns je ein Entschließungsantrag der Frak-
tion Die Linke und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vor. Ich kündige schon einmal an, dass wir über die Be-
schlussempfehlung später namentlich abstimmen wer-
den.

Nach interfraktioneller Vereinbarung sind für die Aus-
sprache 38  Minuten vorgesehen. Ich gehe davon aus, 
dass Sie damit einverstanden sind. – Dann ist das so be-
schlossen.

Ich rufe die erste Rednerin auf: Das ist Aydan Özoğuz 
für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Wolfgang Schäuble
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Aydan Özoğuz (SPD): 
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Das Mandat EUNAVFOR MED Opera-
tion Sophia wurde ja schon letzte Woche in den Bundes-
tag eingebracht und die Bekämpfung der Schleuser im 
Mittelmeer ausführlich hier debattiert. Ich möchte Ihnen 
berichten: Im Juli  2015 besuchte ich gemeinsam mit 
Staatsminister Michael Roth im Hafen von Augusta in 
Sizilien die Fregatte „Schleswig-Holstein“, die damals 
gerade Teil der EUNAVFOR-Mission geworden war. 
Die Besatzung berichtete uns damals sehr eindrucksvoll 
von ihren Einsätzen und erläuterte uns die gesamte und 
durchaus sehr komplizierte Logistik der Maßnahmen, 
mit denen sie ja auch viele Menschen aus Seenot retten: 
über 48 000 Menschen, die durch Einsatzkräfte der Ope-
ration Sophia in den vergangenen drei Jahren gerettet 
werden konnten, obwohl das nicht einmal das eigentliche 
Mandat ist. Das ist – bei aller Kritik auch an Teilen der 
Ausgestaltung – ein wichtiger Erfolg für Europa.

(Beifall bei der SPD)

Es sind unsere gutausgebildeten Soldatinnen und Sol-
daten, die die Allerersten sind, die die Schutzsuchenden 
nach ihrer Flucht und nach ihrer Odyssee auf dem Meer 
antreffen. Jede Rettungsaktion ist eine logistische und 
emotionale Herausforderung, die sie zu meistern haben. 
Die Soldatinnen und Soldaten lässt das auch nicht ganz 
unberührt, wenn sie beispielsweise ein ganzes Boot vol-
ler Kinder aus dem Meer fischen. Der Arzt ist häufig der 
Erste, der von Gräueltaten auf der Flucht erfährt, ins-
besondere bei Frauen, die auf ihren lebensgefährlichen 
Fluchtwegen häufig misshandelt werden oder in den 
grauenhaften libyschen Lagern, genannt Detention Cen-
ter, gefangen gehalten wurden. Allen Soldatinnen und 
Soldaten möchte ich für ihre gesamte beeindruckende 
Leistung einen riesigen Dank aussprechen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben zuvor, am selben Tag, natürlich auch den 
städtischen Friedhof Catanias besucht, auf dem eine Ge-
denkstätte schmerzlich daran erinnert, dass eben nicht 
alle Menschen das Glück hatten, die Flucht zu überleben. 
Viele setzen für eine bessere Zukunft alles aufs Spiel, 
und Tausende Ertrunkene müssen uns immer wieder 
wachrütteln und mahnen, dass eine ernsthafte Bekämp-
fung von Fluchtursachen auch hier im Deutschen Bun-
destag endlich auf die Tagesordnung gehört. 

Details zur Mission wird meine Kollegin Siemtje 
Möller gleich ausführen. Ich möchte an dieser Stelle an-
merken, dass einige geplante Phasen, nämlich die pers-
pektivische Ausweitung der Befugnisse auf libysche Ho-
heitsgewässer und das libysche Territorium, vorgesehen 
sind. Sie wären essenziell, um Schleuserstrukturen nach-
haltig aufzubrechen. Aber leider machen weder die Lage 
im UN-Sicherheitsrat noch der Zustand der libyschen 
Regierung derzeit Hoffnung, dass diese Phasen zeitnah 
eintreten werden.

Es wurde letzte Woche bereits betont: Eine funktio-
nierende Staatlichkeit in Libyen ist eine Frage von vielen 

Jahren. Das ist einerseits ernüchternd, andererseits wird 
diese Staatlichkeit aber auch nicht schneller hergestellt, 
wenn wir uns in Europa zurückziehen würden und die 
EUNAVFOR-Mission ad acta legten. 

Die Operation verdankt ihren Namen übrigens einer 
hochschwangeren Frau, die wenige Wochen nach un-
serem Besuch gerettet werden konnte und ihre Tochter 
an Bord der Fregatte „Schleswig-Holstein“ bekam. Der 
Name des Kindes Sophia steht seither für die Hoffnung, 
Schleuser erfolgreich zu bekämpfen und Leben zu erhal-
ten. 

Eine Verlängerung des Mandats EUNAVFOR MED 
Operation Sophia zum jetzigen Zeitpunkt ist geboten. Ich 
möchte Sie um Zustimmung für dieses Mandat bitten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Frau Özoğuz. – Nächster Redner für die 

AfD-Fraktion: Jan Nolte.

(Beifall bei der AfD)

Jan Ralf Nolte (AfD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich will direkt auf meine Vorrednerin ein-
gehen. Frau Özoğuz, dass Sie ein zielführendes Konzept 
vielleicht in Aussicht haben, ist noch lange kein Grund, 
einem sinnlosen Konzept, das nicht zum Erfolg führt, 
heute zuzustimmen.

(Beifall bei der AfD)

Die AfD-Fraktion wird diesem Mandat heute nicht zu-
stimmen. Wir würden uns die Zerschlagung von Schleu-
sernetzwerken in Libyen durchaus wünschen. Aber wir 
messen dieses Mandat nicht am Ziel, sondern an der Ein-
satzrealität. Sich nach Abwägung von Fakten frei eine 
Meinung bilden zu können, ist übrigens ein Privileg, über 
das in diesem Hause nur die AfD-Fraktion verfügt und 
für das ich sehr dankbar bin.

(Beifall bei der AfD)

Die Linke muss alles ablehnen, was nicht die Auflösung 
der Bundeswehr zur Folge hätte. Die GroKo hat ihre 
ganz eigene Agenda, für die sie sich die Fakten passend 
machen muss. Und Anträge von der AfD hat man bei 
den Altparteien grundsätzlich doof zu finden, auch dann, 
wenn man eigentlich dieselbe Position vertritt.

(Beifall bei der AfD)

Wir aber konnten hier abwägen und kritisieren, dass sich 
dieses Mandat für alle Beteiligten negativ auswirkt, au-
ßer für die Schleuser. 

Zunächst einmal ist die Migrationslage in Deutsch-
land ja ohnehin schon prekär. Zu sagen, man würde ihrer 
kaum noch Herr, wäre euphemistisch. Wir sind sehr er-
folglos im Abschieben, die Gewalt auf Straßen, an Schu-
len und Bahnhöfen nimmt zu, und Deutschland wird isla-
mischer und damit unfreier.

(Beifall bei der AfD)
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Von der sich anbahnenden Katastrophe für unsere Sozial-
systeme einmal ganz zu schweigen. 

Dass Sie angesichts dessen seit 2015 fast 
50 000 Migranten selbst nach Europa haben bringen las-
sen, ist deshalb unverantwortlich.

(Beifall bei der AfD)

Ich habe großes Verständnis für die neue italienische Re-
gierung, die sich entschieden hat, durchzugreifen und ihr 
Volk zu schützen.

(Beifall bei der AfD)

Wenn Sie dieses Mandat heute auf den Weg bringen 
wollen, dann müssen Sie uns auch einmal sagen, wo 
die Migranten eigentlich hin sollen, wenn Italien sie in 
Zukunft nicht mehr aufnehmen wird. Wir müssen ver-
hindern, dass sich die Menschen überhaupt erst auf den 
Weg machen, und zwar auch um der Migranten willen. 
Die sitzen wegen uns nämlich nun in viel billigeren und 
gefährlicheren Booten als vorher. Die Schleuser erzählen 
ihnen Märchen – auch das ist schon lange bekannt – von 
Willkommensgeld, Häusern und Autos und bringen sie 
damit dazu, ihr Hab und Gut zu verkaufen, um sich die 
Überfahrt leisten zu können. Was Sie heute auf den Weg 
bringen wollen, ist Symbolpolitik zum Nachteil Deutsch-
lands und zum Nachteil der Migranten.

(Beifall bei der AfD)

Es kann auch nicht sein, dass jeder, der sich in ein 
Boot setzt und losfährt, uns dadurch dazu zwingen kann, 
ihn nach Europa zu fahren.

(Beifall bei der AfD)

Wir müssen Migranten, die im Mittelmeer aufgegriffen 
werden, konsequent nach Afrika zurückbringen.

(Beifall bei der AfD)

Die Schleuser nehmen von ihren Kunden bis zu 
10 000 Dollar pro Fahrt. Das zahlt niemand, der damit 
rechnen muss, von europäischen Schiffen direkt wieder 
zurückgefahren zu werden. So könnten wir den Schlep-
permarkt austrocknen.

(Beifall bei der AfD)

Dank uns ist es aber jetzt viel einfacher als vorher, 
nach Europa zu kommen, und damit natürlich auch at-
traktiver. Die Schleuserei ist ein 4-Milliarden-Dollar-Ge-
schäft, das europäische Schiffe längst zu seinem Vorteil 
nutzt. Wir brauchen für Libyen eine nachhaltige Strate-
gie. Die libysche Küstenwache muss weiter gestärkt wer-
den, und die Schlepper müssen an Land weiter bekämpft 
werden. Helfen wir doch der UN dabei, Aufnahmezent-
ren in Libyen zu errichten, in denen dann menschenwür-
dige Bedingungen herrschen und zu denen aufgegriffene 
Migranten zurückgebracht werden können.

(Beifall bei der AfD)

Das momentane Konzept kann den Auftrag von So-
phia nicht erfüllen. Es gibt daher überhaupt keine ver-
nünftige Grundlage, hier zuzustimmen. Zum Entschlie-
ßungsantrag der Linken: Sie wollen ja den NGOs in 

ihrer Zusammenarbeit mit den Schleppern komplett freie 
Hand lassen. Da sind wir natürlich auch dagegen.

Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Danke schön.  – Nächster Redner: Roderich 

Kiesewetter für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten 
heute zum dritten Mal die Verlängerung und Fortsetzung 
des Mandats für Sophia. Dieses Mandat macht sehr deut-
lich, mit welch langem Atem wir das Thema „Mittelmeer, 
Migrations- und Fluchtsteuerung“ angehen müssen. Wir 
haben innenpolitisch zurzeit spannende Debatten; aber 
einfache nationale Lösungen lösen das Migrationspro-
blem von und vor Afrika nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zurufe von der AfD: Doch!)

Sophia hat den Auftrag, Schleuser zu bekämpfen 
und die libysche Küstenwache auszubilden und zu ei-
ner wirksamen Streitkraft zu machen. All das geht nicht 
über Nacht. Wir brauchen dazu sehr, sehr viele Jahre; wir 
brauchen den politischen Willen. 

Dem gegenüber stehen einfache Lösungsvorschläge, 
die, wenn wir sie genau betrachten, eine ganz schlim-
me Folge hätten. Ich möchte das einmal genauer her-
ausarbeiten. In Libyen gibt es seit der Beseitigung des 
Gaddafi-Regimes 2011 und dem mangelnden Willen der 
internationalen Gemeinschaft, sich von Anfang an für 
einen politischen Wiederaufbau einzusetzen, herrschafts-
freie Zonen und einen internationalen Prozess, eine Ge-
meinschaftsregierung aufzubauen. Dazu gibt es Einfluss-
faktoren, die auf sehr drastische Art und Weise wirken: 
Zu den inneren Faktoren zählen Milizen, Stämme, die 
das Schleppen und Schleusen zum Geschäftsmodell ge-
macht haben und sich nicht stören lassen wollen, schon 
gar nicht durch die internationale Gemeinschaft. Dann 
gibt es zwei Gruppierungen um die Muslimbrüder herum 
westlich von Tripolis, die von Katar und der Türkei un-
terstützt werden, und im Osten des Landes – sehr stark 
unterstützt von Ägypten und den Vereinigten Arabischen 
Emiraten – den General Haftar. 

In der Mitte, in Tripolis, gibt es den Versuch, eine Zen-
tralregierung aufzubauen. Der deutsche Diplomat Kobler 
hat über Jahre versucht, hier mitzuwirken, in vielen Tei-
len erfolgreich, aber noch nicht zum Ende gebracht, und 
der jetzige Sonderbotschafter Salamé schreibt uns eini-
ges ins Stammbuch. Ich habe erst im April in Tunis mit 
ihm sprechen können und habe ihn mehrfach getroffen. 
Er bittet uns um eines: strategische Geduld und keine 
schnellen Lösungen. Und er warnt uns vor zwei großen 
Bereichen: Der eine Bereich sind die Milizenführer, die 
Stämme, die ihr Geschäftsmodell durch die UNO in Ge-
fahr sehen. Das andere ist, dass wir diplomatisch einwir-

Jan Ralf Nolte 



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 39 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 14 . Juni 20183774

(A) (C)

(B) (D)

ken müssen auf die Türkei, auf Katar, die die Islamisten 
unterstützen, und auf die Vereinigten Arabischen Emira-
te, Ägypten und einige andere, die versuchen, eine Au-
tokratie zu etablieren, die auch nicht in unserem Sinne 
ist, eine Autokratie im Sinne el-Sisis, im Sinne Ägyptens. 

Dazwischen erarbeiten wir seit zwei, drei Jahren eine 
Strategie, die sehr anspruchsvoll ist. Sophia ist dabei nur 
ein Baustein. Wir haben insgesamt gerade einmal viel-
leicht 250 Schlepper festgenommen; das ist überschau-
bar. Wir haben einige Hundert Küstenwachleute ausge-
bildet; das ist überschaubar.

Aber gesetzt den Fall, wir würden diese beiden Maß-
nahmen streichen und nur eine humanitäre Hilfsaktion 
aus der Mission machen, dann würden wir die Legitimi-
tät des Aufbaus eines libyschen verantwortungsbewuss-
ten Regierungssystems letztlich verhindern; denn dann 
zeigen alle, die sich dafür einsetzen, dass Libyen eine 
verantwortungsvolle und handlungsfähige Regierung be-
kommt, mit dem Finger nach Europa und sagen: Schaut, 
es werden nur die Flüchtlinge aufgenommen, aber unsere 
Stabilisierung ist nicht mehr in deren Sinne und die Be-
kämpfung der Schleuser auch nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alle diejenigen – ich wähle bewusst einen sehr nach-
denklichen Ton –, die sagen: „Wir müssen die Flüchtlinge 
nach Afrika zurückbringen“, verkennen, dass Deutsch-
land sich sehr schwertut, Rückübernahmeabkommen zu 
schließen, weil wir keine sicheren Herkunftsländer im 
Maghreb haben.

Ich fordere etliche Kollegen auf, auf Ihre Kollegen bei 
den Grünen und anderen Fraktionen einzuwirken, damit 
wir im Bundestag diese Lösung erreichen. Der Entschlie-
ßungsantrag der Grünen ist in 90 Prozent der Punkte sehr, 
sehr gut; er ist aber in einem Punkt, ich sage mal, roman-
tisch; denn Sie fokussieren sich ausschließlich auf die 
humanitäre Hilfe.

Der andere Punkt ist nämlich: Wer soll die Flüchtlinge 
denn übernehmen, wenn wir sie nach Afrika zurückbrin-
gen? Wenn die UNO in die Souveränität Libyens ein-
greift, die ja mühsam aufgebaut wird, und eigene Lager 
einrichtet, ist das ein Zeichen an die Milizionäre, an die 
anderen Gruppen, dass die Zentralregierung wirkungslos 
ist.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Kiesewetter, erlauben Sie eine Bemerkung oder 

Zwischenfrage vonseiten der AfD-Fraktion?

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 
Ja.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Bitte schön.

Rüdiger Lucassen (AfD): 
Danke schön.  – Danke, Kollege Kiesewetter. Wir 

haben, wie Sie es richtig gesagt haben, hier über das 

Mandat unserer Bundeswehr zu entscheiden. Sie, Herr 
Kiesewetter, verfügen, wie ich weiß, über jahrelange Er-
fahrung als Soldat und Offizier. Sie haben zweimal da-
von gesprochen, dass wir mit diesem Mandat Schleuser 
bekämpfen. Zeigen Sie mir einen Satz in dem Antrag der 
Bundesregierung, wo von Bekämpfen der Schleuser ge-
sprochen wird.

Nochmals: Wir entscheiden nicht über das, was unsere 
Alliierten oder Freunde, die in diesem Einsatz sind, ma-
chen, sondern wir entscheiden, was wir machen. 

Ich bitte Sie um eine Antwort. 

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 
Herr Kollege Lucassen, der Kernpunkt des Mandats 

ist Schleuserbekämpfung und Befähigung der libyschen 
Küstenwache. Daneben geht es um die Verhinderung von 
Waffenschmuggel. Es geht um humanitäre Hilfe, die aber 
allen Seemissionen immanent und kein Sonderauftrag 
von Sophia ist. Das Entscheidende – das hat der Kollege 
Nolte aus meiner Sicht falsch angesprochen – ist ja, dass 
wir langfristig auf libysches Festland müssen.

Wir sind jetzt in der ersten Phase in internationalen 
Hoheitsgewässern; dorthin werden die Flüchtlinge ge-
bracht und dort vielfach auch aufgenommen. In der 
zweiten Phase müssen wir in die libyschen Territorialge-
wässer. Das geht aber entweder auf Einladung der Zen-
tralregierung, die noch nicht so weit ist, oder durch den 
Weltsicherheitsrat, der aber durch China und Russland in 
diesem Fall blockiert ist.

Also müssen wir doch politisch alles dafür tun, um 
die Voraussetzungen für den Prozess, den Salamé leistet, 
zu schaffen. Das bedeutet, dass im September der Ver-
fassungsprozess abgeschlossen werden muss, damit bis 
Dezember freie Wahlen in Libyen stattfinden können und 
eine Regierungsbildung zu Beginn des nächsten Jahres 
möglich wird, die uns dann einlädt, gemeinsam mit der 
UNO die Schleuserbekämpfung an Land durchzuführen, 
wo sie deutlich wirksamer sein wird, als wenn wir sie auf 
hoher See machen. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank. 

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 
Das ist für mich der entscheidende Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte die Zeit 
nicht ausdehnen. Ich möchte nur abschließend sagen: Ich 
werbe für diesen Einsatz. Wir, die CDU/CSU, wissen, 
dass wir lange Jahre geduldig sein müssen. Aus meiner 
Sicht wird es uns hier auch noch viele Debatten abrin-
gen, wenn wir in die weitere Phase kommen und dann 
politisch in der Lage sein werden, –

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Diese Debatte führen wir aber bitte nicht jetzt. Sie sind 

nämlich über der Zeit.

Roderich Kiesewetter
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Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 
–  als Europäer in den ländlichen Zonen vor Ort zu 

sein.

Ich habe nur 24  Sekunden überzogen, und ich habe 
nicht gemerkt, dass die Zeit angehalten wurde.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Die Zeit wurde angehalten, Herr Kiesewetter; keine 

Sorge. 

(Roderich Kiesewetter [CDU/CSU]: Ich brau-
che Ihre Belehrungen nicht!)

– Oh! Herr Kiesewetter, das ist ein freundlicher Ton hier.

(Zuruf von der AfD: Die Nerven liegen 
blank!)

– Ich glaube, Sie meinen jemand anderen. 

Nächster Redner in der Debatte: Christian Sauter für 
die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP)

Christian Sauter (FDP): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Wieder sprechen wir über den Einsatz der 
Marine, der relativ gesehen am stärksten beanspruchten 
Teilstreitkraft unserer Bundeswehr. Die internationalen 
Verpflichtungen – wichtig, legitim, wie sie sind – lassen 
unsere Streitkräfte und insbesondere die deutsche Marine 
am Limit arbeiten. An dieser Stelle möchte ich das deut-
lich ansprechen, weil ja im Hintergrund auch gerade die 
Gespräche zum Bundeshaushalt laufen. Aktuell leisten 
bei EUNAVFOR MED Sophia gut 100 Soldatinnen und 
Soldaten ihren Einsatz, der Tender „Mosel“ ist vor Ort. 
Unser Dank gilt an dieser Stelle ihnen für ihre Leistung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Von gut 48 000 Menschen sind fast die Hälfte durch un-
sere Einheiten an Bord genommen worden. Das Verhin-
dern des Menschenschmuggels und des Menschenhan-
dels ist ein zentrales Ziel des Einsatzes laut Mandatstext. 
Wenn wir diese Aufgabe europäisch koordinieren, dann 
ist das nur in unserem Sinne. Eine gemeinsame europäi-
sche Linie wäre aber auch bei einer anderen Frage wich-
tig: Was passiert mit den Menschen, die da aus Seenot 
gerettet werden? Der aktuelle Fall des zivilen Schiffes 
„Aquarius“ vor Italien wirft Fragen auf. Vom einen Mo-
ment auf den nächsten schließt ein Land seine Häfen, und 
schon stehen die Retter vor einem Problem. Auf Dauer 
können und dürfen Europa und Deutschland nicht das 
Ziel sein. Vielmehr brauchen wir eine europäische Lö-
sung der Ursache. Dazu gehört eine gut gesicherte Au-
ßengrenze der EU und auch, dass geltendes Recht und 
europäische Regeln, wie sie bis 2015 gegolten haben, 
wieder eingehalten werden.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Ingo 
Gädechens [CDU/CSU] und Jens Maier 
[AfD])

Was passieren würde, wenn einem deutschen Schiff 
die Einfahrt in einen italienischen Hafen verwehrt würde, 
konnte die Bundesregierung bisher nicht beantworten. 
Ich komme also nicht umhin, diese Antwort einzufor-
dern. Welche Absprachen wird es diesbezüglich mit der 
neuen Regierung Italiens geben? Der Parlamentarische 
Staatssekretär hat die Rettung von Menschen aus Seenot 
in seiner Rede vergangene Woche besonders hervorge-
hoben. Die Menschen aber geraten auch in Seenot, weil 
skrupellose Schlepper ihre Hoffnungen ausnutzen. Für 
sie ist es ein lohnendes Geschäft, Menschen in Boote zu 
setzen, sie sich selbst zu überlassen, auf dass sie dann 
hoffentlich gerettet werden.

Dieser Aspekt muss im Mittelpunkt bei der Betrach-
tung des Mandates stehen: eine Bekämpfung der Schleu-
sernetzwerke. Schleusernetzwerke sind eng mit der 
internationalen Kriminalität verwoben. Gegen sie vor-
zugehen, ist auch eine polizeiliche Aufgabe. Der Daten-
austausch unter den Mitgliedstaaten der EU und Frontex 
und Europol ist daher meiner Ansicht nach ein wichtiger 
Bestandteil des Mandats. In diese Institutionen müssen 
mehr Gelder investiert werden, um eine Sicherung der 
Außengrenzen sicherzustellen. Russland und gegebenen-
falls Libyen werden wahrscheinlich verhindern, dass ro-
bustere Maßnahmen gegen Schleuser an Land ergriffen 
werden. Beim Vorgehen gegen die Schiffe bei Verdacht 
auf Menschenschmuggel bleiben wir weiterhin in Pha-
se 2i. Die beste, die europäische Option ist es, gemein-
sam den Organisationsapparat der Menschenhändler an-
zugreifen. Sophia muss ein bestens vernetzter Baustein 
einer umfassenden Strategie im Kampf gegen organisier-
te Kriminalität sein. Wir können hier auch einen Beitrag 
leisten, indem wir unsere starken Fähigkeiten bei der 
Aufklärung und Überwachung teilen.

Kurz noch zu den Entschließungsanträgen.

Die Grünen fordern zwar richtigerweise eine Ver-
besserung der polizeilichen Zusammenarbeit bei der 
Schleuserbekämpfung, jedoch wäre eine Umstellung auf 
eher zivile Rettungsmissionen die Einladung gerade an 
Schleuser, noch größere Risiken einzugehen und noch 
mehr Menschen in Lebensgefahr zu bringen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Und zum Antrag der Linken: Mit einem Abzug wür-
den wir uns doch selbst die Handlungsmöglichkeiten 
nehmen, gegen Menschenhändler vorzugehen. Wir bil-
den überdies die libysche Küstenwache aus und erhalten 
im Gegenzug Berichte über die Einsätze. Dieses Monito-
ring würden wir verlieren.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Fraktion 
der Freien Demokraten unterstützt EUNAVFOR MED 
Sophia. Wir unterstützen den Einsatz, mahnen aber auch 
eine europäische Zusammenarbeit und die Einhaltung 
geltenden Rechts in der Frage der Migration, der Gren-
zen an.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)
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Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Christian Sauter.  – Nächster Redner: 

Michel Brandt für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Michel Brandt (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bei 

dem heutigen Theater von CDU und CSU geht es um 
Abschreckung, Abschottung und Abschiebung. Die Bun-
desregierung will also in den rechtspopulistischen Wett-
bewerb um den menschenverachtenden Umgang mit Ge-
flüchteten einsteigen.

(Lachen bei der AfD)

Um nicht viel anderes geht es auch bei EUNAVFOR MED. 

(Beifall bei der LINKEN)

629 Schutzsuchende harren seit Tagen auf dem Mit-
telmeer aus, geborgen vom Rettungsschiff „Aquarius“. 
Italien verweigert die Aufnahme der Menschen. Das ist 
die Folge der europäischen Abschottungspolitik.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Allein in diesem Jahr sind über 800 Menschen beim 
Versuch, über das Mittelmeer nach Europa zu fliehen, 
ertrunken. Anstatt heute ein Seenotrettungsprogramm 
zu beschließen, schickt die Bundesregierung wieder be-
waffnete deutsche Streitkräfte auf das Mittelmeer, um 
Flüchtende abzuwehren. Um es klar zu sagen: Das Bun-
deswehrmandat EUNAVFOR MED ist ein weiterer Bau-
stein Ihrer Festung Europa. Die Linke lehnt das ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Für die Bundesregierung scheint das Retten von Men-
schen leider nur lästiges Beiwerk zu sein. Anders ist die-
ser Antrag nicht zu verstehen. Die Zahlen sprechen dabei 
eine deutliche Sprache. Nur 10 Prozent aller Seenotret-
tungen auf dem Mittelmeer in den vergangenen Jahren 
sind militärischen Einsätzen wie EUNAVFOR  MED 
zuzuschreiben. Die zivilen Seenotretter und Seenotret-
terinnen, die von dieser Bundesregierung so gnadenlos 
im Stich gelassen werden, haben schätzungsweise über 
100 000 Menschen gerettet. Hören Sie also auf mit der 
Heuchelei, die Bundeswehrmission würde in erster Linie 
Menschenleben retten. Das stimmt einfach nicht, und das 
wissen Sie auch ganz genau.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der 
AfD: Schauspieler!)

Über die ohnehin bestehende seerechtliche Rettungs-
pflicht geht dieser Einsatz nämlich nicht hinaus. Tatsäch-
liches Ziel von EUNAVFOR  MED ist die militärische 
Flüchtlingsabwehr. Das zeigt doch die Ausbildung der 
sogenannten libyschen Küchenwache; „sogenannt“, weil 
es keine staatlich organisierte Küchenwache in Libyen 
gibt. Das sind dubiose Milizengruppen, die Sie ausbilden 
und als Türsteher der Festung Europa nutzen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Im Übrigen sind das dieselben, die dafür verantwort-
lich sind, dass Geflüchtete in libysche Internierungslager 
gebracht werden, wo sie unter menschenverachtenden 

Bedingungen eingesperrt, gefoltert, vergewaltigt oder 
gleich verkauft werden. Da kann man sich fast vorstel-
len, dass Schutzsuchende lieber von Bord springen, an-
statt sich von der sogenannten libyschen Küstenwache 
aufgreifen zu lassen. 

Das also sind die Partner und Partnerinnen der Bun-
desregierung. Da ist zum Beispiel Herr al-Milad, ein 
Kommandeur der sogenannten libyschen Küchenwache, 
der unter anderem auf Fluchtboote geschossen haben 
soll. Der UN-Sicherheitsrat verhängte kürzlich Sanktio-
nen gegen diese kriminellen Milizen. Was machen Sie? 
Sie wollen diese Milizen weiter ausbilden. Beenden Sie 
die Zusammenarbeit mit dieser sogenannten libyschen 
Küchenwache.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir müssen endlich die Gründe für die Flucht ange-
hen, anstatt Menschen auf der Flucht zu bekämpfen. Die 
eigennützige Politik Deutschlands, der EU und europä-
ischer Konzerne verursacht doch erst den Grund, wa-
rum Menschen sich auf diesen Weg machen: durch Ihre 
Kriegseinsätze, durch Rüstungsexporte und Ihre Han-
delsabkommen, rücksichtslosen Rohstoffabbau oder Ihre 
Umweltzerstörung. Die Linke fordert eine solidarische 
Außen- und Flüchtlingspolitik.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie wirklich ein Interesse daran haben, dass das 
Sterben auf dem Mittelmeer aufhört, dann brauchen wir 
endlich eine staatlich organisierte zivile Seenotrettung. 
Beschließen wir doch lieber das.

(Beifall bei der LINKEN)

Solange das nicht passiert, solange Sie dazu nicht bereit 
sind, sorgen Sie zumindest dafür, dass die zivilen Seenot-
retter und -retterinnen auf dem Mittelmeer nicht weiter 
kriminalisiert werden, sondern endlich unterstützt wer-
den! Das ist das Mindeste, was Sie tun müssten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir, Die Linke, danken den zivilen Seenotrettern und 
Seenotretterinnen, die seit Jahren unermüdlich auf dem 
Mittelmeer aktiv sind und Menschen in Not retten. Wir 
brauchen Solidarität statt militärischen Grenzschutz. Wir 
sagen: Weg mit Frontex, Schluss mit der Festung Euro-
pa.  – Werden Sie Ihrer Verantwortung endlich gerecht. 
Stimmen Sie heute mit Nein zu EUNAVFOR MED. Und: 
Free Iuventa!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Michel Brandt.  – Nächster Redner: 

Omid Nouripour für Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im Na-

men meiner Fraktion möchte ich den Soldatinnen und 
Soldaten, die in den letzten Monaten Tausenden von 
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Menschen das Leben gerettet haben, herzlich danken. 
Das ist eine sehr großartige Tat, die sie vollbracht haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der FDP)

Ich will dennoch erklären, warum wir dem Mandat 
heute nicht zustimmen werden. Der Kollege Kiesewetter 
hat vorhin völlig zu Recht darauf hingewiesen, dass die 
beiden Hauptaufgaben die Bekämpfung von Schleu-
sern – im Übrigen, Herr Kollege Lucassen, Antwort auf 
Ihre Frage „Wo steht das?“: auf Seite 6 – und die Aus-
bildung der Küstenwache sind. Das muss man sich an-
schauen. 

Es ist richtig: Wir haben es mit einem zynischen Spiel 
von Menschenschmugglern mit Menschenleben zu tun. 
Wir kennen alle die Bilder: mindestens 3 000 Tote, er-
trunken im Mittelmeer, allein im Jahr 2017. Wir kennen 
die grauenvollen Bilder aus Lagern, in denen die Men-
schen unter unvorstellbaren Bedingungen eingepfercht 
werden. Wir kennen die Bilder von Sklavenmärkten, auf 
denen diese Menschen verkauft werden. Es ist notwen-
dig, diesen Leuten, diesen skrupellosen Hintermännern, 
das Handwerk zu legen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber diese Hintermänner sind nicht auf den Nussscha-
len im Mittelmeer; sie sind an Land. Deshalb ist der An-
satz, der gerade genannt worden ist – das Ganze sei dafür 
da, um Menschenschmuggel und die Menschenschmug-
gler zu bekämpfen –, an dieser Stelle einfach falsch, und 
das funktioniert mit dem Mandat, so, wie es beschrieben 
ist, schlichtweg nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt eine gute Nachricht von letzter Woche: Der 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am Donnerstag 
sechs Personen, die genau dieses Geschäft betreiben, mit 
Sanktionen belegt. Das ist gut. Einer dieser Leute, einer 
der sechs skrupellosen Menschenschmuggler, ist Abd al 
Rahman al-Milad, und er selbst gehört zur Küstenwache. 

Damit bin ich bei der Frage: Wissen wir, wen wir da 
ausbilden? Wissen wir eigentlich, was wir dort tun? Wis-
sen wir eigentlich, wem wir die Aufgabe geben, wen wir 
bestärken, indem wir ihn ausbilden? Wir lassen Geld in 
die Ausbildung von Menschen fließen, die erwiesener-
maßen  – von den Vereinten Nationen bestätigt  – Men-
schenschmuggler sind. Ich glaube nicht, dass das Sinn 
macht, und auch deswegen lehnen wir dieses Mandat ab.

(Beifall der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN] und Kathrin 
Vogler [DIE LINKE])

Die militärische Ausbildung ohne jegliches politisches 
Konzept ist stets ein großes Risiko; in diesem Fall ist das 
Risiko weit größer als die Chancen. Wir machen gerade 
dieselben Fehler wie bei der Ausbildungsmission in So-
malia.

Es ist offensichtlich, worum es der Bundesregierung 
hier eigentlich geht: Es geht darum, so schnell wie mög-
lich so viele Menschen wie möglich davon abzuhalten, 

nach Europa zu kommen – egal wie. Dieses „egal wie“ 
ist aus unserer Sicht nicht erträglich, weil man so jegliche 
Konsequenz missachtet. Und noch mal: Eine Küstenwa-
che auszubilden, die von Milizen, von Schleusern betrie-
ben wird, ist schlichtweg fahrlässig.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN)

Es ist notwendig, die Rettungsarbeit weiter auszubau-
en und zu unterstützen; wir müssen sie vor den libyschen 
Milizen schützen – wir dürfen sie nicht ausbilden –, aber 
auch vor dem, was zurzeit in Italien passiert. Ich bin sehr 
froh über die Worte des französischen Präsidenten in 
dieser Angelegenheit. Aber es ist auch festzuhalten, dass 
die Operation Sophia Teil einer vollkommen verfehlten 
Libyen- und Migrationspolitik ist, nicht nur der Bundes-
regierung, sondern auch der EU.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Es geht hier um Show und nicht um Substanz.

Es ist offenkundig: Wenn Europa jedem, der ver-
spricht, Migranten davon abzuhalten, nach Europa zu 
kommen, einfach den roten Teppich ausrollt, dann desta-
bilisiert das nicht nur Libyen, sondern dann entsteht auch 
ein Konjunkturprogramm genau für diese Schurken, die 
wir in den letzten Jahren immer wieder zu sanktionieren 
versucht haben, deren Menschenrechtspolitik wir immer 
wieder bekämpft haben, die aber jetzt plötzlich unsere 
Freunde sein sollen.

Man sieht ja am Gipfel in Paris, dass sich dann Gott 
sei Dank Leute zusammenfinden; das ist auch gut so. 
Aber dann feiert man die wenigen Erfolge, die am Ende 
jedoch möglicherweise nicht nachhaltig sind. Wir wissen 
zum Beispiel nicht einmal, was gewählt werden soll  – 
man hat sich auf Wahlen in Libyen verständigt, aber wir 
wissen nicht einmal, welche Wahlen gemeint sind. Des-
halb gilt es, sich zu überlegen, wie man eine nachhaltige, 
tragfähige Stabilisierung Libyens vorantreibt. Das, was 
hier vorliegt, ist kein Beitrag dazu; es ist eher ein Bei-
trag zur sogenannten Achse Berlin-Wien-Rom. Das hilft 
vielleicht kurzfristig bei irgendwelchen innerparteilichen 
Auseinandersetzungen, aber nicht bei der Stabilisierung 
Libyens.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Omid Nouripour.  – Nächste Rednerin 

für die CDU/CSU-Fraktion: Elisabeth Motschmann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Elisabeth Motschmann (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Meine Damen und Herren auf den Tribünen! 
EUNAVFOR MED Sophia ist eine sehr sinnvolle Ope-
ration  – das ist mein erster Satz  –, und sie zeigt, dass 
europäische Zusammenarbeit an dieser Stelle sehr gut 
funktioniert.

Omid Nouripour
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Herr Brandt, Sie haben eine unglaubliche Unterstel-
lung gemacht: Sie haben behauptet, die Rettung von 
Menschen sei uns nur lästiges Beiwerk.

(Michel Brandt [DIE LINKE]: Richtig!)

Das ist schon unglaublich und eine große Unverschämt-
heit. Ich weise das in aller Schärfe zurück.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michel Brandt 
[DIE LINKE]: Lesen Sie doch den Antrag!)

Wenn von der AfD diese Operation als sinnloses Konzept 
bezeichnet wird, dann kann ich nur sagen: Sie wissen 
nicht, was Sie da sagen. 

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Zuruf 
von der AfD: Gutes Argument!)

Natürlich müssen wir immer wieder prüfen, ob die 
Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an Mili-
tärmissionen gerechtfertigt ist oder nicht; das möchte ich 
ausdrücklich betonen. Niemand macht hier irgendetwas 
leichtfertig, wenn es um eine solche Mission geht. Des-
halb führen wir ja auch diese Diskussion. Wir entschei-
den über einen Einsatz unserer Soldatinnen und Soldaten, 
und wir entscheiden über Menschenleben. Derzeit sind 
übrigens 103 deutsche Soldaten an der Mission beteiligt. 

Die Aufgaben des Mandats sind hier genannt wor-
den; ich möchte sie dennoch wiederholen, weil wir sie 
uns selbst immer wieder vergegenwärtigen müssen. Das 
ist die Seenotrettung, das ist die Bekämpfung von kri-
minellen Schleusernetzwerken, das ist die Durchsetzung 
des Waffenembargos der VN gegenüber Libyen, und das 
ist die Ausbildung der Küstenwache; es gibt noch mehr, 
aber das sind die wichtigsten Punkte.

Ich finde, wir sollten immer wieder auf die Ergeb-
nisse – vielleicht sagen wir ruhig auch: Erfolge – dieser 
Mission blicken. Fast 50  000  Menschenleben wurden 
bisher durch die Operation Sophia gerettet, die Hälfte 
davon durch unsere deutschen Marinesoldaten. Das be-
zeichnet die AfD als Symbolpolitik? Es ist doch keine 
Symbolpolitik, wenn wir Menschenleben retten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Jedes Menschenleben – sei es ein Kind, sei es eine Frau, 
sei es ein Mann – ist wertvoll. Wenn wir es retten kön-
nen, dann ist das ein gutes Ergebnis und keine negati-
ve Auswirkung, wie Sie das bezeichnet haben.  – Fast 
500 Schlepperboote wurden vernichtet, auch das ist gut. 
Rund 200 Mitglieder der libyschen Küstenwache wurden 
durch europäische Soldaten ausgebildet. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Mission ist 
sinnvoll, und wir sollten sie fortführen. Sie wird auch 
noch länger dauern, weil diese Arbeit mühsam ist und 
auch in Zukunft mühsam sein wird. Deshalb bitte ich Sie 
sehr um Zustimmung zur Verlängerung des Mandats. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Elisabeth Motschmann. – Nächste Red-

nerin: Siemtje Möller für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Siemtje Möller (SPD): 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Meine Damen und Herren! Die Welt ist in unruhi-
gen Fahrwassern, und deshalb brauchen wir ein Europa, 
das nicht nur zusammenhält, sondern unter Beweis stellt, 
dass es gemeinsam handeln kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Operation Sophia ist ein praktisches Beispiel da-
für, wie europäische Sicherheitszusammenarbeit erfolg-
reich funktioniert. Selbstverständlich muss Deutschland 
hier als starkes Land innerhalb von Europa und innerhalb 
der Europäischen Union seinen Beitrag leisten. Deshalb 
schadet es sicher nicht, noch einmal zu betonen, dass 
Deutschland zu seinen europäischen Partnern steht und 
dies in der Zusammenarbeit bei diesem Einsatz im Mit-
telmeer weiterhin unter Beweis stellt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die europäische Zusammenarbeit – mag sie auch von 
einigen hier im Parlament immer wieder beklagt wer-
den  – funktioniert bei diesem Mandat sehr gut. Lange 
haben wir es nicht für möglich gehalten, dass sich auf 
militärischer Ebene europäisch um ein Anliegen geküm-
mert wird. Es sind die europäischen zukunftsweisenden 
Einsätze Atalanta und eben EUNAVFOR MED, die es 
uns möglich machen, sich vorzustellen, wie europäische 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik einmal aussehen 
kann. Schiffe unterschiedlicher Nationen unter dem 
Dach eines europäischen Mandates vereint: Ich finde, das 
ist zukunftsweisend und sehr begrüßenswert. 

(Beifall bei der SPD)

Grundlage des Mandates ist das Seerechtsüberein-
kommen der Vereinten Nationen sowie verschiedene 
Resolutionen und Sanktionen, die wir gemeinsam mit 
unseren europäischen Partnern beschlossen haben. Aber 
es ist vor allen Dingen der Wille zur europäischen Zu-
sammenarbeit, der dieses Mandat trägt. Die Bundeswehr 
sammelt auf hoher See Informationen über Schmuggel-
routen, setzt das VN-Waffenembargo gegenüber Libyen 
um, erkundet Migrationsnetzwerke und verhindert so 
Menschenschmuggel, und sie erstellt Lagebilder, die an-
ders nicht erstellt werden können als vor Ort auf hoher 
See. 

Hinzufügen möchte ich, dass die Operationen der EU 
und der NATO im Mittelmeer aufeinander abgestimmt 
sind im Hinblick auf klar voneinander abgegrenzte Auf-
träge und Einsatzgebiete. Die Operationen Sophia, Sea 
Guardian und die Standing Maritime Groups arbeiten 
hier Hand in Hand, um ein gemeinsames Lagebild im 
Mittelmeer zu schaffen, das keine dieser Missionen für 
sich alleine bereitstellen könnte. Sicherlich, Verbesse-
rungspotenzial gibt es immer, so auch hier. Beispielswei-

Elisabeth Motschmann
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se könnte der Austausch mit der italienischen Mission 
Mare Sicuro noch besser werden. Aber seien wir ehrlich: 
Wir ziehen an einem Strang, wir haben ein gemeinsames 
Interesse als Europäer, und wir können nur gemeinsam 
etwas erreichen, indem wir gemeinsam handeln.

(Beifall bei der SPD)

Natürlich ist die öffentliche Wahrnehmung von 
EUNAVFOR MED Operation Sophia vor allem durch 
Bilder von Seenotrettungsmaßnahmen und die ganze 
Diskussion darüber geprägt. Gerne wird in der Öffent-
lichkeit von einigen so getan, als würden diese soge-
nannten „Search and Rescue“-Vorkommnisse, also die 
Seenotrettungsmaßnahmen, die Marine überfordern, und 
an Bord unserer Schiffe würden unannehmbare Zustän-
de herrschen, die für die Geflüchteten und die Besatzung 
unzumutbar wären. 

Wenn ich in meinem Wahlkreis mit den beteiligten 
Soldatinnen und Soldaten, beispielsweise der Fregatte 
„Sachsen“, spreche, dann höre ich etwas anderes, dann 
schwingt Stolz in ihren Schilderungen mit. Sie berichten 
mir von Seenotrettungen, die von 16 Uhr bis 4 Uhr mor-
gens abliefen. Sie sagen natürlich: Das ist sehr anstren-
gend, für alle Beteiligten; aber bei einer Rettung kann 
man sich die Uhrzeit eben nicht aussuchen. Deshalb ist es 
umso wichtiger, dass diese Rettung sorgfältig und ohne 
Panik verläuft.

(Beifall bei der SPD)

Die Soldatinnen und Soldaten berichteten mir von ih-
ren immer wieder trainierten Abläufen, die sie im Ein-
satz dann mit Ruhe und Geduld durchführen können. So 
kommt keine Panik auf. So fühlen sich die Aufgenom-
menen sicher. Denn für richtige Seefahrer ist die Seenot-
rettung Ehrensache, und ich bin unseren Soldatinnen und 
Soldaten für diese Arbeit sehr dankbar.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Omid Nouripour 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich kann hier also festhalten: Unsere Soldatinnen und 
Soldaten, unsere Marine macht vor Ort einen hervorra-
genden Job in einem klar abgegrenzten, rundherum euro-
päischen Mandat. Liebe Kolleginnen und Kollegen, las-
sen Sie uns diesen sinnvollen Einsatz heute verlängern 
und damit auch die europäische Zusammenarbeit stärken. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Kollegin Siemtje Möller.  – Der letz-

te Redner in der Debatte – ich bitte Sie recht herzlich, 
den Geräuschpegel zu senken und dem letzten Redner 
in der Debatte Ihre Aufmerksamkeit zu schenken  – ist 
Dr. Volker Ullrich, CDU/CSU-Fraktion, Augsburg.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! An der Operation EUNAVFOR MED Operation 
Sophia nehmen fast alle Staaten der Europäischen Union 
teil, sei es mit Fregatten oder großen Booten oder nur 
einem einzigen Verbindungsoffizier. Aber das zeigt, dass 
bei dieser Operation Europa zusammensteht und Europa 
mit einer Stimme spricht, um die Struktur und die Ver-
hältnisse im Mittelmeer zwischen Sizilien und Libyen ei-
ner Lösung zuzuführen und nicht zuzuschauen, wenn im 
Mittelmeer Menschen ertrinken oder Schleuser ihr zyni-
sches Geschäft betreiben. Das ist eine gute und wichtige 
Operation. Deswegen sagen wir Dank an alle Soldaten 
aller europäischen Nationen, die dort beteiligt sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD sowie des Abg. Omid Nouripour 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Diese Operation hat im Wesentlichen drei Ziele – alle 
drei Ziele sind wichtig und richtig –: 

Zum einen geht es um Seenotrettung. Es geht nicht 
allein um die Frage des Seerechtsübereinkommens, son-
dern um eine ganz grundsätzliche menschliche Frage, die 
unsere Haltung ausdrückt. Immer dort, wo Menschen in 
Seenot geraten, gleich auf welchem Schiff und gleich aus 
welchem Grund sie in Seenot geraten sind, müssen diese 
Menschen gerettet werden. Das ist die Verpflichtung der 
christlichen Seefahrt und unser humanitärer Imperativ, 
der Europa gut zu Gesicht steht. Deswegen ist es wichtig 
und richtig, dass wir hier einen Schwerpunkt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zweitens. Wir bekämpfen den Menschenschmuggel. 
Es ist zynisch und ein schweres Verbrechen, Menschen 
Geld dafür abzunehmen, dass sie weiter auf ein besse-
res Leben hoffen können. Menschenschmuggel bedeutet 
auch eine ganz konkrete Gefährdung von Menschenle-
ben. Deswegen müssen wir alles tun, um den Schleusern 
das Handwerk zu legen.

Klar ist auch, dass wir in diesem Zusammenhang eine 
europäische Lösung brauchen. Die muss aber auch bein-
halten, dass es nicht sein kann, dass am Ende die Schleu-
ser und Schlepper bestimmen, wer den Weg nach Europa 
findet. Das kann nicht Sinn und Ziel einer geordneten 
und gesteuerten Migrationsbewegung sein.

Deswegen ist es richtig, dass wir sagen: Wir müssen 
uns auf diesen langen Weg machen, Menschenhandel 
und Schleusertum um das gesamte Mittelmeer herum 
auszurotten. Wir haben nämlich im Sinne einer humanen 
Flüchtlingspolitik die menschliche Verpflichtung, dem 
einen Riegel vorzuschieben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Unruhe)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Moment! – Kolleginnen und Kollegen, hier redet gera-

de ein Abgeordneter zu einem wichtigen Thema, nämlich 
zu einem Mandat, über das Sie gleich namentlich abstim-
men sollten. Um verantwortlich abstimmen zu können, 
wäre es vielleicht sinnvoll, wenn Sie auch dem letzten 
Redner in dieser Debatte zuhören würden. Sie müssen 

Siemtje Möller 
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seine Position nicht teilen, aber der Anstand in diesem 
Haus gebietet es, dass Sie ihm zuhören. 

Also weiter, Volker Ullrich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES  90/DIE GRÜNEN und der Abg. 
Kersten Steinke [DIE LINKE])

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU): 
Ich möchte abschließend über den dritten Aspekt der 

Mission sprechen, nämlich über die Ausbildung der Ma-
rine bzw. der Küstenwache vor der Küste Libyens und die 
Stabilisierung dieses Staates. Ja, da kann man einwenden, 
dass dieser Staat im Augenblick ein gescheiterter Staat ist 
und wir noch lange große Anstrengungen brauchen, um 
Libyen zu stabilisieren. Wir müssen uns aber gemeinsam 
auf den Weg machen; dabei geht es nicht nur darum, zu 
einer stabilen Ordnung in Libyen zu kommen, sondern 
diese stabile Ordnung ist auch der Schlüssel für weitere 
Handlungen. 

Wir dürfen ja nicht die Augen davor verschließen, dass 
es sich nicht nur um Libyen handelt. Es geht auch um 
die Fluchtrouten durch den Tschad, es geht um den Ni-
ger, es geht um die Frage, wie wir die Staaten, aus denen 
die Mehrzahl der Migranten kommt, so unterstützen und 
auch stabilisieren können, dass ein wichtiger Grundsatz 
humanitärer Flüchtlingspolitik auch zum Tragen kommt, 
nämlich alles dafür zu tun, damit sich die Menschen gar 
nicht erst auf die Flucht machen, sondern Perspektiven 
bei sich zu Hause haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wenn uns das gelingt – auch mit diesem Mandat als Bau-
stein –, dann haben wir viel erreicht. Deswegen bitte ich 
Sie um Zustimmung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr.  Volker Ullrich.  – Ich schließe die 

Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zum Antrag 
der Bundesregierung zur Fortsetzung der Beteiligung 
bewaffneter deutscher Streitkräfte an EUNAVFOR MED 
Operation SOPHIA. Der Ausschuss empfiehlt in seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/2668, den An-
trag der Bundesregierung auf Drucksache 19/2381 anzu-
nehmen. 

Wir stimmen über die Beschlussempfehlung nament-
lich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen und mir zu signa-
lisieren, ob die Urnen besetzt sind. – Die Urnen sind be-
setzt. Ich eröffne die namentliche Abstimmung über die 
Beschlussempfehlung.

Darf ich fragen, ob Kolleginnen und Kollegen ihre 
Stimme noch nicht abgegeben haben? – Gut, dann warte 
ich. – Ist noch jemand im Haus, der oder die vergessen 
hat, seine Stimme abzugeben? – Das ist nicht der Fall. 
Damit schließe ich die Abstimmung und bitte die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, mit der Auszählung zu be-
ginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen später 
bekannt gegeben.1)

Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen, weil wir zu wei-
teren Abstimmungen kommen. – Wir kommen zur Ab-
stimmung über die Entschließungsanträge. 

Zuerst der Entschließungsantrag der Fraktion Die 
Linke auf Drucksache  19/2703. Wer stimmt für diesen 
Entschließungsantrag?  – Wer stimmt dagegen?  – Wer 
enthält sich? – Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 
Zugestimmt hat Die Linke, dagegen waren SPD, CDU/
CSU, FDP und AfD, enthalten hat sich Bündnis 90/Die 
Grünen.

Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis  90/Die 
Grünen auf Drucksache 19/2708. Wer stimmt für diesen 
Entschließungsantrag?  – Wer stimmt dagegen?  – Wer 
enthält sich? – Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 
Zugestimmt hat Bündnis  90/Die Grünen, dagegen ha-
ben die Fraktion Die Linke, die SPD-Fraktion, die CDU/
CSU, die FDP und die AfD gestimmt. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6 a und 6 b auf:

a)	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Manuel 
Sarrazin, Monika Lazar, Jürgen Trittin, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN

Fußball-WM 2018 – Menschenrechtsverletzer 
ins Abseits

Drucksache 19/2667

b)	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Britta 
Katharina Dassler, Dr.  Marcel Klinge, Daniela 
Kluckert, weiterer Abgeordneter und der Frakti-
on der FDP

Menschenrechtsschutz während und nach der 
Fußball-WM 2018 in Russland

Drucksache 19/2672 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Debatte mit dem ersten Redner. Das ist 
Manuel Sarrazin für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Liebe Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! Kolleginnen und Kollegen! Es ist ja nicht das erste 
Mal, dass ein großes Sportereignis in einem autoritären 
politischen System stattfindet, und trotzdem müssen wir 

1)   Ergebnis Seite 3786 A

Vizepräsidentin Claudia Roth
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eines auf jeden Fall vermeiden: den Eindruck von busi-
ness as usual. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Frank Steffel [CDU/CSU])

Gerade gestern ist die Meldung öffentlich geworden, 
dass unsere Bundesregierung einem anerkannten, ausge-
zeichneten deutschen Journalisten trotz aller FIFA-Re-
gularien zum Thema Pressefreiheit wenigstens während 
der WM aus Sicherheitsgründen abrät, nach Russland zu 
fahren. Ein solch hanebüchener Vorgang muss uns doch 
die Augen dafür öffnen, in was für ein politisches System 
diese Spiele vergeben worden sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Frank Steffel [CDU/CSU])

Bei aller Freude über Fußball: Die Menschenrechts-
organisation MEMORIAL zählt 158  politische Gefan-
gene in Russland. Russland ist auf der Rankingliste von 
Reporter ohne Grenzen zum Thema Pressefreiheit auf 
Platz  148 von 180. Vor wenigen Tagen ist der Frank-
reich-Korrespondent einer ukrainischen Nachrichten-
agentur, der 2016 während eines privaten Aufenthalts 
in Moskau festgenommen wurde, zu zwölf Jahren Haft 
verurteilt worden. Merken Sie es noch? Wenn ich meinen 
Freunden, die Journalisten sind, raten soll, ob sie, privat 
oder nicht, nach Russland zur WM fahren sollen, dann 
würde ich sagen: Guckt euch erst einmal an, was ihr in 
den letzten drei Jahren auf Facebook gepostet habt, damit 
ihr keine Probleme kriegt. – Das ist doch kein Fußballfest 
mehr, meine Damen und Herren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Situation von Minderheiten wie den LGBT-Com-
munities ist ganz schlecht, nicht nur in Tschetschenien, 
sondern auch im Rest des Landes. Heute wurde ein Akti-
vist, der mit einem Plakat auf dem Roten Platz auf diese 
Situation aufmerksam gemacht hat, gleich mit auf die 
Wache genommen. 

Die internationale Außenpolitik Russlands mit dem 
Interventionskrieg in der Ostukraine und dem In-Abre-
de-Stellen von internationalen Ermittlungsergebnissen 
wie zum Beispiel dem Absturz von MH17 zielt darauf 
ab, das, was wir in dieser Weltordnung gemeinsam teilen, 
zumindest infrage zu stellen. 

Der Gastgeber dieser WM, Herr Putin und seine Re-
gierung, stellt die Werte, auf denen unsere gemeinsame 
Weltordnung beruht, offensiv in Abrede. Das müssen wir 
im Rahmen der WM vor Augen haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Frank Steffel [CDU/CSU])

Deswegen darf die Bundesregierung nicht einfach busi-
ness as usual machen. Wenn Politiker reisen, müssen sie 
ein Rahmenprogramm machen, in dem die Situation der 
politischen Gefangenen angesprochen und deren Frei-
lassung gefordert wird, Menschenrechte, Pressefreiheit 
und die Rechte von Minderheiten angesprochen werden 

und nicht einfach nur mit Infantino und Putin auf den 
VIP-Tribünen gekuschelt und Sektchen getrunken wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und des Abg. 
Dr. Frank Steffel [CDU/CSU])

Ich habe den Eindruck, der FIFA geht es schon längst 
nicht mehr um Fußball. Wer möchte, dass Fußball wie-
der zurück zu den Fans kommt, der muss sagen: „Zurück 
zu den Fans heißt Schluss mit Kommerz!“, und gerade 
in Russland ist diese Veranstaltung auch Kommerz. Und 
er muss noch etwas mittragen: Die Idee, Fußball sei un-
politisch, gilt höchstens auf dem Platz. Wenn wir sagen: 
„Über Politik redet man nicht beim Sport“, dann ist das 
der Anfang vom Ende, und zwar nicht nur vom Sport, 
sondern auch vom Pluralismus – in Russland wie auch 
bei uns.

Danke sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und des Abg. 
Dr. Frank Steffel [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Manuel Sarrazin.  – Nächster Redner: 

Roderich Kiesewetter für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Roderich Kiesewetter (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin, Verzeihung wegen vorhin. Sie hatten 

recht, und ich werde das beherzigen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der LINKEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Der Countdown läuft. In wenigen 
Stunden wird die Fußballweltmeisterschaft angepfiffen. 

(Dr.  André Hahn [DIE LINKE]: In 15  Mi-
nuten! – Sören Pellmann [DIE LINKE]: Zur 
Halbzeit sind wir fertig!)

– Ich habe noch den Zeitsprung von heute früh im Kopf. 
Für mich ist noch Vormittag. Aber Sie haben recht. – Das 
Entscheidende ist ja, dass die Fußballweltmeisterschaft 
uns auch die Chance bietet, der russischen Bevölkerung, 
dem russischen Volk zu sagen: Wir haben Interesse an 
einem guten Verhältnis mit euch, und wir schätzen eure 
Kultur und eure Kunst.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die Fußballweltmeisterschaft kann Brücken über die 
Abgründe bauen, die die russische Führung in den letzten 
Jahren in erheblichem Maß verursacht hat: Skripal, Syri-
en, Ukraine, Krim. Zugleich ist die Fußballweltmeister-
schaft zu Beginn davon überschattet – Manuel Sarrazin 
hat das angesprochen –, dass wir einem erwiesenermaßen 
herausragenden und neutralen Journalisten raten müssen, 
nicht nach Russland zu reisen. Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion bedauert außerordentlich, dass Hajo Seppelt 

Manuel Sarrazin
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und viele andere nicht frei aus Russland berichten dürfen. 
Das gilt es auch anzusprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN)

Deshalb nehme ich gerne den Vorschlag der Grünen auf, 
über das Ganze strategisch zu sprechen. 

Wir in der Regierungskoalition sind ja jede Woche 
von strategischen Debatten, die irgendwo Russland be-
rühren, betroffen, 

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Im Moment 
habt ihr erst einmal andere Sorgen!)

und ich danke sehr, dass ich als Außenpolitiker in dieser 
Debatte mitwirken darf. 

Entscheidend ist doch, dass die russische Führung ge-
genwärtig gar kein Interesse an einer Modernisierungs-
partnerschaft hat, dass auch alle unsere Bemühungen, 
Russland zu einer modernen Ökonomie zu machen und 
zu einem demokratisch funktionsfähigen Staat, dort auf 
überhaupt kein Gegeninteresse stoßen. Es ist vielmehr 
so, dass sich die russische Führung rekrutiert aus Nach-
richtendienstlern, die Putin aus seinem engsten Umfeld 
mitgebracht hat, dass der russische Staat selbst durch 
Oligarchien gestützt wird, dass die russische Wirtschaft 
zu 70 Prozent aus Staatswirtschaft besteht und dass Mit-
telstand im Grunde genommen kaum vorkommt; es ist 
nur ein zartes Pflänzchen mit hohen Auflagen. 

Wir müssen als Bundesrepublik Deutschland, vereint 
mit anderen Staaten in Europa, zur Kenntnis nehmen, 
dass Russland vielfach versucht, uns auseinanderzubrin-
gen. Die Beispiele sind Legion; darauf gehe ich hier nicht 
ein. Deshalb sollten wir die Fußballweltmeisterschaft 
auch für politischen Dialog nutzen und dafür, die Dinge 
zu benennen. 

Eine Sache sollten wir in jedem Fall im Kopf haben: 
Wir können gegenüber Russland auch reagieren und 
Angebote machen, die der russischen Führung unange-
nehm sind, beispielsweise Visaerleichterungen für jun-
ge Familien, Visaerleichterungen für Studentinnen und 
Studenten, Visaerleichterungen für die mittelständische 
private Wirtschaft. Warum? Weil dann junge Menschen 
oder Menschen, die aktiv im Geschäftsleben stehen, er-
kennen, wie unsere Gesellschaft funktioniert, wie bei uns 
Wohlstand und Zusammenhalt einer Gesellschaft zustan-
de kommen, und diese Erkenntnisse können sie mit nach 
Russland nehmen. Meine Anregung ist, dass wir das nach 
der Fußballweltmeisterschaft, die wir sehr kritisch beob-

achten müssen, aufnehmen und darüber hier im Hause 
debattieren.

(Beifall der Abg. Katja Mast [SPD])

Es gibt aber auch einen sehr nachdenklichen Punkt. Wir 
sollten aus meiner Sicht auch einmal herausstellen, wie 
wir Russland entgegengekommen sind. Als Nachfolger 
der Sowjetunion ist Russland als permanentes Mitglied 
im Weltsicherheitsrat aufgenommen worden; das war ein 
internationaler Akt. Russland ist 2012 in die Welthandels
organisation aufgenommen worden. Russland wurde in 
die G 8 aufgenommen. Der NATO-Russland-Rat wurde 
belebt. Aber all das hat nicht dazu geführt, dass Russland 
mit uns über eine gemeinsame Sicherheitsarchitektur 
sprechen will. Russland verweigert vielfach den Dialog 
in den Bereichen, wo er ihm wehtut. 

Wir sind offen und reichen die Hand zum Dialog. Für 
uns gilt die Fußballweltmeisterschaft als Brücke über 
Abgründe; Manuel Sarrazin hat das ja klar herausge-
arbeitet. Wir dürfen uns aber nicht alles bieten lassen. 
Wir alle sollten uns bewusst sein, dass es wichtig ist, 
den Dialog mit Russland zu suchen, insbesondere über 
den Nahen und Mittleren Osten, über Syrien. Aber der 
Sport wird uns nicht vereinen, wenn wir nicht gezielt die 
Mängel ansprechen, die das deutsch-russische und das 
europäisch-russische Verhältnis belasten. Sport ist ein 
Heilmittel, aber kein Allheilmittel. Wir haben noch viel 
Arbeit vor uns.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Kiesewetter.  – Bevor ich den 

nächsten Redner aufrufe, möchte ich Ihnen die von den 
Schriftführerinnen und Schriftführern ermittelten Ergeb-
nisse von zwei namentlichen Abstimmungen bekannt 
geben. 

Bei der ersten namentlichen Abstimmung  – das ist 
schon eine Weile her – ging es um den von der FDP ein-
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zu dem umfassenden 
Wirtschafts- und Handelsabkommen vom 30.  Oktober 
2016 zwischen Kanada einerseits und der Europäischen 
Union und ihren Mitgliedstaaten andererseits, Drucksa-
chen  19/958 und 19/1767. Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung: abgegebene Stimmen  665. Mit Ja haben 
gestimmt 79 Kolleginnen und Kollegen, mit Nein haben 
gestimmt 585, Enthaltungen 1. Der Gesetzentwurf ist ab-
gelehnt.

Endgültiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen:	 664;

davon

ja:	 78

nein:	 585

enthalten:	 1

Ja

CDU/CSU

Martin Patzelt

FDP

Grigorios Aggelidis
Renata Alt

Christine Aschenberg-
Dugnus

Nicole Bauer
Jens Beeck
Nicola Beer
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg

Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Britta Katharina Dassler
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Hartmut Ebbing
Dr. Marcus Faber

Roderich Kiesewetter
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(A) (C)

(B) (D)

Daniel Föst
Otto Fricke
Thomas Hacker
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Ulla Ihnen
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Christian Jung
Thomas L. Kemmerich
Karsten Klein
Dr. Marcel Klinge
Katharina Kloke
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Alexander Kulitz
Alexander Graf Lambsdorff
Ulrich Lechte
Christian Lindner
Michael Link (Heilbronn)
Oliver Luksic
Till Mansmann
Dr. Jürgen Martens
Christoph Meyer
Alexander Müller
Roman Müller-Böhm
Frank Müller-Rosentritt
Dr. Martin Neumann 

(Lausitz)
Hagen Reinhold
Bernd Reuther
Dr. Stefan Ruppert
Dr. h. c. Thomas Sattelberger
Christian Sauter
Frank Schäffler
Dr. Wieland Schinnenburg
Matthias Seestern-Pauly
Frank Sitta
Judith Skudelny
Dr. Hermann Otto Solms
Bettina Stark-Watzinger
Benjamin Strasser
Katja Suding
Linda Teuteberg
Stephan Thomae

Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel (Olpe)
Sandra Weeser
Nicole Westig

Nein

CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Ralf Brauksiepe
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Michael Donth
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Axel E. Fischer (Karlsruhe-

Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel

Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Eckhard Gnodtke
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Dr. Stephan Harbarth
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Dr. Heribert Hirte
Karl Holmeier
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Erich Irlstorfer
Hans-Jürgen Irmer
Ingmar Jung
Alois Karl
Anja Karliczek
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Rüdiger Kruse
Michael Kuffer
Dr. Roy Kühne
Dr. Dr. h. c. Karl A. Lamers

Andreas G. Lämmel
Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Dr. Ursula von der Leyen
Antje Lezius
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Dr. Thomas de Maizière
Dr. Astrid Mannes
Matern von Marschall
Hans-Georg von der Marwitz
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. h. c. Hans Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Karsten Möring
Marlene Mortler
Elisabeth Motschmann
Dr. Gerd Müller
Axel Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Petra Nicolaisen
Michaela Noll
Dr. Georg Nüßlein
Wilfried Oellers
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Sylvia Pantel
Dr. Joachim Pfeiffer
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Eckhard Pols
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Eckhardt Rehberg
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(B) (D)

Lothar Riebsamen
Josef Rief
Johannes Röring
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Stefan Sauer
Anita Schäfer (Saalstadt)
Dr. Wolfgang Schäuble
Andreas Scheuer
Tankred Schipanski
Dr. Claudia Schmidtke
Christian Schmidt (Fürth)
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Dr. Klaus-Peter Schulze
Uwe Schummer
Armin Schuster (Weil am 

Rhein)
Torsten Schweiger
Detlef Seif
Johannes Selle
Reinhold Sendker
Dr. Patrick Sensburg
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Frank Steffel
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Andreas Steier
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Peter Stein (Rostock)
Christian Frhr. von Stetten
Dieter Stier
Gero Storjohann
Stephan Stracke
Max Straubinger
Karin Strenz
Michael Stübgen
Dr. Peter Tauber
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Dr. Dietlind Tiemann
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Arnold Vaatz
Oswin Veith

Kerstin Vieregge
Volkmar Vogel (Kleinsaara)
Christoph de Vries
Kees de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Kai Wegner
Dr. h. c. Albert Weiler
Marcus Weinberg (Hamburg)
Dr. Anja Weisgerber
Peter Weiß (Emmendingen)
Ingo Wellenreuther
Marian Wendt
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier-

Becker
Oliver Wittke
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Dr. Matthias Zimmer

SPD

Niels Annen
Ingrid Arndt-Brauer
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Dr. Katarina Barley
Doris Barnett
Dr. Matthias Bartke
Sören Bartol
Bärbel Bas
Lothar Binding (Heidelberg)
Leni Breymaier
Dr. Karl-Heinz Brunner
Katrin Budde
Martin Burkert
Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Yasmin Fahimi
Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Dr. Edgar Franke
Ulrich Freese
Dagmar Freitag
Michael Gerdes

Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Michael Groß
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks
Gustav Herzog
Gabriele Hiller-Ohm
Thomas Hitschler
Dr. Eva Högl
Frank Junge
Josip Juratovic
Thomas Jurk
Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs
Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Ulrich Kelber
Cansel Kiziltepe
Arno Klare
Lars Klingbeil
Dr. Bärbel Kofler
Daniela Kolbe
Elvan Korkmaz
Anette Kramme
Christine Lambrecht
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Burkhard Lischka
Kirsten Lühmann
Heiko Maas
Caren Marks
Katja Mast
Christoph Matschie
Hilde Mattheis
Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich

Andrea Nahles
Ulli Nissen
Thomas Oppermann
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir (Duisburg)
Aydan Özoğuz
Christian Petry
Detlev Pilger
Sabine Poschmann
Florian Post
Achim Post (Minden)
Florian Pronold
Dr. Sascha Raabe
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Dr. Martin Rosemann
René Röspel
Dr. Ernst Dieter Rossmann
Michael Roth (Heringen)
Susann Rüthrich
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Axel Schäfer (Bochum)
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Dr. Manja Schüle
Ursula Schulte
Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Rainer Spiering
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein
Kerstin Tack
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Ute Vogt
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
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(A) (C)

(B) (D)

Gabi Weber
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Gülistan Yüksel
Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann

AfD

Dr. Bernd Baumann
Marc Bernhard
Andreas Bleck
Peter Boehringer
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Matthias Büttner
Petr Bystron
Tino Chrupalla
Joana Cotar
Siegbert Droese
Thomas Ehrhorn
Berengar Elsner von Gronow
Dr. Michael Espendiller
Dietmar Friedhoff
Dr. Anton Friesen
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Dr. Axel Gehrke
Albrecht Glaser
Franziska Gminder
Wilhelm von Gottberg
Kay Gottschalk
Mariana Iris Harder-Kühnel
Verena Hartmann
Dr. Roland Hartwig
Jochen Haug
Martin Hebner
Udo Theodor Hemmelgarn
Lars Herrmann
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Martin Hohmann
Dr. Bruno Hollnagel
Leif-Erik Holm
Johannes Huber
Fabian Jacobi
Dr. Marc Jongen
Uwe Kamann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König

Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Frank Magnitz
Dr. Lothar Maier
Jens Maier
Dr. Birgit Malsack-

Winkemann
Corinna Miazga
Andreas Mrosek
Hansjörg Müller
Volker Münz
Sebastian Münzenmaier
Christoph Neumann
Jan Ralf Nolte
Ulrich Oehme
Gerold Otten
Frank Pasemann
Tobias Matthias Peterka
Paul Viktor Podolay
Stephan Protschka
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Roman Johannes Reusch
Ulrike Schielke-Ziesing
Dr. Robby Schlund
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Thomas Seitz
Martin Sichert
Detlev Spangenberg
Dr. Dirk Spaniel
René Springer
Beatrix von Storch
Dr. Alice Weidel
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Heiko Wildberg
Dr. Christian Wirth
Uwe Witt

DIE LINKE

Doris Achelwilm
Gökay Akbulut
Simone Barrientos
Dr. Dietmar Bartsch
Lorenz Gösta Beutin
Matthias W. Birkwald
Heidrun Bluhm
Michel Brandt
Christine Buchholz
Birke Bull-Bischoff
Jörg Cezanne
Sevim Dağdelen
Fabio De Masi

Dr. Diether Dehm
Anke Domscheit-Berg
Klaus Ernst
Susanne Ferschl
Brigitte Freihold
Sylvia Gabelmann
Nicole Gohlke
Dr. Gregor Gysi
Dr. André Hahn
Heike Hänsel
Matthias Höhn
Andrej Hunko
Ulla Jelpke
Kerstin Kassner
Dr. Achim Kessler
Katja Kipping
Jan Korte
Jutta Krellmann
Caren Lay
Sabine Leidig
Ralph Lenkert
Michael Leutert
Stefan Liebich
Dr. Gesine Lötzsch
Thomas Lutze
Pascal Meiser
Amira Mohamed Ali
Niema Movassat
Norbert Müller (Potsdam)
Zaklin Nastic
Dr. Alexander S. Neu
Thomas Nord
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Tobias Pflüger
Ingrid Remmers
Martina Renner
Bernd Riexinger
Eva-Maria Elisabeth 

Schreiber
Dr. Petra Sitte
Helin Evrim Sommer
Kersten Steinke
Friedrich Straetmanns
Dr. Kirsten Tackmann
Jessica Tatti
Kathrin Vogler
Andreas Wagner
Harald Weinberg
Katrin Werner
Hubertus Zdebel
Pia Zimmermann
Sabine Zimmermann 

(Zwickau)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Luise Amtsberg
Kerstin Andreae
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Margarete Bause
Dr. Danyal Bayaz
Canan Bayram
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Dr. Anna Christmann
Ekin Deligöz
Katja Dörner
Katharina Dröge
Harald Ebner
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Katrin Göring-Eckardt
Erhard Grundl
Anja Hajduk
Britta Haßelmann
Dr. Bettina Hoffmann
Dr. Anton Hofreiter
Ottmar von Holtz
Dieter Janecek
Dr. Kirsten Kappert-Gonther
Uwe Kekeritz
Katja Keul
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Sylvia Kotting-Uhl
Oliver Krischer
Stephan Kühn (Dresden)
Christian Kühn (Tübingen)
Renate Künast
Monika Lazar
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Dr. Tobias Lindner
Claudia Müller
Beate Müller-Gemmeke
Ingrid Nestle
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Friedrich Ostendorff
Cem Özdemir
Lisa Paus
Filiz Polat
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Dr. Manuela Rottmann
Corinna Rüffer
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(A) (C)

(B) (D)

Manuel Sarrazin
Ulle Schauws
Dr. Frithjof Schmidt
Stefan Schmidt

Kordula Schulz-Asche
Dr. Wolfgang Strengmann-

Kuhn
Margit Stumpp

Markus Tressel
Jürgen Trittin
Dr. Julia Verlinden
Daniela Wagner

Enthalten

CDU/CSU

Dr. Andreas Nick

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Ergebnis der namentlichen Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Auswärtigen Ausschusses zum 
Antrag der Bundesregierung „Fortsetzung der Beteili-
gung bewaffneter deutscher Streitkräfte an EUNAVFOR 
MED Operation SOPHIA“: abgegebene Stimmen  657. 

Mit Ja haben gestimmt 445 Kolleginnen und Kollegen, 
mit Nein haben gestimmt 210, Enthaltungen 2. Die Be-
schlussempfehlung ist damit angenommen.1)

1)   Anlage 2

Endgültiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen:	 657;
davon

ja:	 445
nein:	 210
enthalten:	 2

Ja

CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Dr. Reinhard Brandl
Michael Brand (Fulda)
Dr. Ralf Brauksiepe
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow

Alexander Dobrindt
Michael Donth
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann
Axel E. Fischer (Karlsruhe-

Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Eckhard Gnodtke
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Astrid Grotelüschen
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Dr. Stephan Harbarth
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann

Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Dr. Heribert Hirte
Christian Hirte
Karl Holmeier
Erich Irlstorfer
Hans-Jürgen Irmer
Thomas Jarzombek
Ingmar Jung
Alois Karl
Anja Karliczek
Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Rüdiger Kruse
Michael Kuffer
Dr. Roy Kühne
Dr. Dr. h. c. Karl A. Lamers
Andreas G. Lämmel
Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Dr. Ursula von der Leyen
Antje Lezius

Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Dr. Thomas de Maizière
Dr. Astrid Mannes
Matern von Marschall
Hans-Georg von der Marwitz
Andreas Mattfeldt
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. h. c. Hans Michelbach
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Marlene Mortler
Elisabeth Motschmann
Dr. Gerd Müller
Axel Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Andreas Nick
Petra Nicolaisen
Michaela Noll
Dr. Georg Nüßlein
Wilfried Oellers
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Sylvia Pantel
Martin Patzelt
Dr. Joachim Pfeiffer
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Eckhard Pols
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Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Eckhardt Rehberg
Lothar Riebsamen
Josef Rief
Johannes Röring
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Stefan Sauer
Anita Schäfer (Saalstadt)
Dr. Wolfgang Schäuble
Tankred Schipanski
Dr. Claudia Schmidtke
Christian Schmidt (Fürth)
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Dr. Klaus-Peter Schulze
Uwe Schummer
Armin Schuster (Weil am 

Rhein)
Torsten Schweiger
Detlef Seif
Johannes Selle
Reinhold Sendker
Dr. Patrick Sensburg
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Frank Steffel
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Andreas Steier
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Peter Stein (Rostock)
Christian Frhr. von Stetten
Dieter Stier
Gero Storjohann
Stephan Stracke
Max Straubinger
Karin Strenz
Michael Stübgen
Dr. Peter Tauber
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Dr. Dietlind Tiemann
Antje Tillmann
Markus Uhl

Dr. Volker Ullrich
Arnold Vaatz
Oswin Veith
Kerstin Vieregge
Volkmar Vogel (Kleinsaara)
Christoph de Vries
Kees de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Kai Wegner
Dr. h. c. Albert Weiler
Marcus Weinberg (Hamburg)
Dr. Anja Weisgerber
Peter Weiß (Emmendingen)
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
Marian Wendt
Kai Whittaker
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier-

Becker
Oliver Wittke
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Dr. Matthias Zimmer

SPD

Niels Annen
Ingrid Arndt-Brauer
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Doris Barnett
Dr. Matthias Bartke
Sören Bartol
Bärbel Bas
Lothar Binding (Heidelberg)
Leni Breymaier
Dr. Karl-Heinz Brunner
Katrin Budde
Martin Burkert
Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Yasmin Fahimi
Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Dr. Edgar Franke
Ulrich Freese

Dagmar Freitag
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Michael Groß
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks
Gustav Herzog
Thomas Hitschler
Dr. Eva Högl
Frank Junge
Josip Juratovic
Thomas Jurk
Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs
Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Ulrich Kelber
Arno Klare
Lars Klingbeil
Dr. Bärbel Kofler
Daniela Kolbe
Elvan Korkmaz
Anette Kramme
Christine Lambrecht
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Burkhard Lischka
Kirsten Lühmann
Caren Marks
Katja Mast
Christoph Matschie
Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Andrea Nahles
Dietmar Nietan
Ulli Nissen
Thomas Oppermann

Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir (Duisburg)
Aydan Özoğuz
Christian Petry
Detlev Pilger
Sabine Poschmann
Florian Post
Achim Post (Minden)
Florian Pronold
Dr. Sascha Raabe
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Dr. Martin Rosemann
René Röspel
Dr. Ernst Dieter Rossmann
Michael Roth (Heringen)
Susann Rüthrich
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Axel Schäfer (Bochum)
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Ulla Schmidt (Aachen)
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Dr. Manja Schüle
Ursula Schulte
Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Rainer Spiering
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein
Kerstin Tack
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Ute Vogt
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Gabi Weber
Bernd Westphal
Dirk Wiese



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 39 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 14 . Juni 20183788

(A) (C)
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Gülistan Yüksel
Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann

FDP

Grigorios Aggelidis
Renata Alt
Christine Aschenberg-

Dugnus
Nicole Bauer
Jens Beeck
Nicola Beer
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Britta Katharina Dassler
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Daniel Föst
Otto Fricke
Thomas Hacker
Katrin Helling-Plahr
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Dr. Gero Clemens Hocker
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Ulla Ihnen
Olaf In der Beek
Gyde Jensen
Dr. Christian Jung
Thomas L. Kemmerich
Karsten Klein
Dr. Marcel Klinge
Katharina Kloke
Daniela Kluckert
Pascal Kober
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Jetzt kommen wir zurück zur Debatte. Nächster Red-
ner: Jürgen Braun für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jürgen Braun (AfD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! Wenige Minuten 
vor Anpfiff der Fußball-WM in Russland beglücken uns 
zwei Fraktionen mit ihren Anträgen dazu.

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn wir Sie glücklich machen!)

Der Lieblingssport der Deutschen ist eben verführerisch 
für Altparteien im Selbstfindungsmodus. Zweifellos ist 
die Lage der Menschenrechte in Russland nicht vorbild-
lich; aber Ihre Kritik kommt reichlich spät.

(Dr.  Franziska Brantner [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Aber sie ist richtig!)

Wenige Minuten vor dem Eröffnungsspiel riecht das ja 
wohl nach Populismus.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU, der SPD, der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Roderich 
Kiesewetter [CDU/CSU]: Da muss ja sogar er 
lachen!)

Während die sportlichen Großereignisse immer teurer 
werden, geht es seit Jahren in Politik und Medien ziem-

lich billig zu. Spät entdecken die einstigen FIFA-Bejub-
ler moralische Fragen. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wer 
jubelt denn hier der FIFA zu?)

Die von Anfang an suspekte Doppelvergabe an Katar und 
Russland blieb damals, vor acht Jahren, fast ohne kriti-
sches Echo.

(Beifall bei der AfD  – Ulli Nissen [SPD]: 
Was?  – Dr.  Franziska Brantner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nicht von uns! – Zu-
ruf der Abg. Renate Künast [BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN])

– Danke, Frau Künast, für Ihre Unterstützung in meine 
Richtung. – Vieles, was die FDP schreibt, ist gar nicht so 
falsch. Vieles taugt allerdings auch zur Binsenweisheit 
des Jahres. Und die Grünen? Auf der nach unten offenen 
Oliver-Bierhoff-Phrasenskala sind die Grünen mal wie-
der schwer zu unterbieten.

(Beifall bei der AfD – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Dieser missratene Besinnungsaufsatz für Zwölfjährige ist 
handwerklich blamabel. Mal gehört Russland zu Europa, 
kurz vorher aber nicht: Da ist Russland nur ein Nachbar 
Europas.  – Bitte entscheiden Sie sich, liebe Grüninnen 
und Grüne!

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Erich 
Irlstorfer [CDU/CSU]: Inhalt!)
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Das ganz große deutsche Thema kommt aber in bei-
den Anträgen überhaupt nicht vor: Das deutsche Team 
steht gar nicht mehr für Freude am Sport. Es steht für 
kommerzielle Inszenierung und allzu billige Moralparo-
len – leere Parolen; getan wird das Gegenteil.

(Dr.  Franziska Brantner [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Die Nationalmannschaft beleidi-
gen! Das ist ja unglaublich!)

Ausgerechnet dem türkischen Gewaltherrscher Erdogan 
werfen sich zwei formell deutsche Nationalspieler an den 
Hals: Özil und Gündogan. 

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Herr Braun, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder 

-bemerkung von Herrn Sarrazin?

Jürgen Braun (AfD): 
Thilo Sarrazin würde ich sofort drannehmen. Manuel 

Sarrazin, bitte schön, wenn es nicht von meiner Redezeit 
abgeht.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Na, was jetzt? Manuel Sarrazin – ja?

Jürgen Braun (AfD): 
Thilo wäre mir lieber, klar. 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD  – Frank 
Schwabe [SPD]: Sie sind ja ein Scherzkeks 
ohnegleichen!)

Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege, Sie haben ja darüber gesprochen, dass 

sich bestimmte Personen einem türkischen Gewaltherr-
scher an den Hals geworfen hätten. Ich möchte Sie hier-
mit fragen, ob Sie es ähnlich bezeichnen, wenn Abgeord-
nete Ihrer Fraktion sich einem russischen Präsidenten an 
den Hals werfen, indem sie zum Wahltag in Russland auf 
die Krim reisen und zu allen möglichen anderen Anläs-
sen dorthin reisen und immer sagen, wie toll das alles ist. 

(Zurufe von der AfD)

Ist es nicht genauso unpatriotisch, sich einem russischen 
Gewaltherrscher an den Hals zu werfen?

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Jürgen Braun (AfD): 
Herr Sarrazin, wir, die AfD, werfen uns keinem Ge-

waltherrscher an den Hals; 

(Lachen beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP – Zurufe von der LINKEN)

damit das mal klar ist. Wissen Sie, was Sie in Ihrer Partei 
für Leute haben? Ihre Partei hat jemanden namens Luise 
Rinser zum Bundespräsidenten vorgeschlagen. Die hat 

Nordkoreas Kim Il Sung verehrt, wie sie in ihrer Jugend 
Adolf Hitler verehrt hat. Sie können mir nicht mit so ei-
nem dummen Zeug kommen. Das haben wir wirklich 
nicht nötig, Herr Sarrazin. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Auswechslung! – Dr. Franziska 
Brantner [BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: 
Rote Karte!  – Dr.  h.  c.  Hans Michelbach 
[CDU/CSU]: Rote Karte!)

Özil und Gündogan – wir waren gerade dabei, wie sie 
sich Erdogan an den Hals werfen, um kurz danach mit 
einer Privataudienz beim Bundespräsidenten belohnt zu 
werden. Ein anderer deutscher Nationalspieler mit türki-
schen Wurzeln

(Dr.  Franziska Brantner [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Wahnsinn, wie der die Mann-
schaft fertigmacht! Haben Sie keinen Respekt 
vor unserer Mannschaft?)

– hören Sie zu, bitte – hat nicht den Kotau vor Erdogan 
gemacht: Emre Can. Er wurde vom Bundespräsidenten 
nicht eingeladen. Das ist die Gerechtigkeit in unserem 
Land.

(Beifall bei der AfD – Dr. Franziska Brantner 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Nennt sich 
Patriot und macht unsere Mannschaft fertig!)

Natürlich muss kein Spieler die Nationalhymne mit-
singen. Aber ist es nicht das Natürlichste der Welt, wenn 
ein deutscher Fußballfan genau das von seinen Idolen 
erwartet?

(Beifall bei der AfD – Dr. Franziska Brantner 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Wie gehen 
Sie denn mit diesen Idolen um?)

Wie glaubwürdig ist der DFB, wie glaubwürdig dieser 
Bundestrainer? Die Spieler Özil und Gündogan werden 
von Firmen beraten und betreut, die die Herren Arslan 
und Sögüt betreiben. Auch Bundestrainer Löw wird 
von Firmen beraten mit denselben Herren – Arslan und 
Sögüt. Zufall?

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und der aus der Schweiz?)

Warum dürfen sich die beiden Fußballer Özil und 
Gündogan alles erlauben? Warum darf sich Joachim Löw 
nahezu alles erlauben? Warum herrschen beim DFB Cli-
quen und Klüngel? 

(Dr. Frank Steffel [CDU/CSU]: Wozu reden 
Sie eigentlich?)

Diese unselige Entwicklung des DFB hat auch einen 
Namen.

(Beifall bei der AfD)

Sie begann unter dem früheren Präsidenten Theo Zwanzi-
ger. Und Theo Zwanziger, dieser irrlichternde Vorkämp-
fer für schwarz-grüne Bündnisse, der war es auch, der 
wohlfeile Nebenjobs beim DFB verteilte – ausgerechnet 
an Claudia Roth.

(Beifall bei der AfD)

Jürgen Braun 
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Ja, liebe Fußballfans, ihr habt richtig gehört: Mann-
schaft statt Nationalmannschaft, Koranverse statt Nati-
onalhymne, Marketingsprüche statt Fußball, Multikulti 
statt Integration in die deutsche Leitkultur. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Denken Sie an Ihre Redezeit!

(Beifall des Abg. Marian Wendt [CDU/CSU])

Jürgen Braun (AfD): 
Welcher wahre Fußballfan, Frau Roth, kann diesen 

DFB – 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Denken Sie an Ihre Redezeit!

Jürgen Braun (AfD): 
– noch ernst nehmen?

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Ihre Äußerungen bitte ich im nächsten Ältestenrat auf-

zurufen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir werden darüber im Ältestenrat diskutieren, keine 
Sorge.

Nächster Redner: Frank Schwabe für die SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD)

Frank Schwabe (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich weiß gar nicht, wie Sie Ihre Rede schreiben,

(Zuruf von der SPD: Lassen!)

Herr Braun, ob Sie einfach 20 Hasswörter nehmen und 
dann Ihren Mitarbeitern sagen: Fangen Sie was damit an!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Lachen 
bei der AfD)

Eines haben Sie vergessen: Sie hätten vielleicht auch 
eine Bewertung vornehmen können zu deutschen Fuß-
ballfans, die ihren Wohnort im Ausland haben.

(Zurufe von der AfD: Oh!)

Es wäre vielleicht eine spannende Frage, ob die eigent-
lich auch so richtig mitjubeln dürfen bei dieser WM.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Zu 
wem hält eigentlich Frau Weidel, zu welchem 
Land?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will zu Beginn 
sagen: Sport macht Spaß, und Sport ist gesund; am bes-
ten im Übrigen, wenn man ihn aktiv betreibt und nicht 
nur passiv mit der Chipstüte vor dem Fernseher. Und: 
Die Fußball-WM kann Freude machen. Manchmal wird 

ja gefragt: Darf man sich denn freuen? Natürlich darf 
man sich auf diese Fußball-WM freuen. Aber: Sport fin-
det genauso wie Kunst und Kultur und anderes in der 
Gesellschaft nicht im luftleeren Raum statt, sondern hat 
selbstverständlich eine politische Dimension. Im Übri-
gen: Auch das Abstreiten einer politischen Dimension 
hat eine politische Dimension. Deswegen ist es richtig, 
dass wir darüber reden, und deswegen will ich mich bei 
den Grünen und der FDP auch bedanken, dass sie uns 
heute dazu die Gelegenheit geben.

Auch das sage ich sehr klar: Niemand fordert einen 
Boykott dieser Fußball-WM; diese Forderung gibt es 
nicht; sie wird von niemandem erhoben. Niemand be-
treibt undifferenziertes Russland-Bashing. Niemand hat 
im Übrigen gefordert, dass es absolut ausgeschlossen 
sein muss, dort irgendwie hinzureisen. Aber es muss 
auch klar sein, dass man sich, wenn man da hinreist, da-
rüber klar sein muss, dass das Ganze in einem politischen 
Umfeld stattfindet.

Ich finde, dass der Russlandbeauftragte der Bundesre-
gierung, Dirk Wiese, es heute eigentlich absolut richtig 
deutlich gemacht hat: Es ist gut und richtig, auch Besu-
che stattfinden zu lassen, aber man muss immer wissen, 
dass es ein Rahmenprogramm für solche Besuche geben 
muss – ein Rahmenprogramm, in dem hingewiesen wird 
auf das völkerrechtswidrige Handeln Russlands in der 
Ukraine und darauf, dass es Einschränkungen der Zivil-
gesellschaft gibt, die für uns nicht akzeptabel sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Russland ist eine Fußballnation. Es ist vielleicht nicht 
immer so gut, aber es ist eine Fußballnation; und das ist 
übrigens der Unterschied zu Katar. Die Vergabe an Katar 
finde ich auch vor dem Hintergrund dessen, was Katar 
fußballerisch so tut oder nicht, ziemlich absurd. Deswe-
gen kann man eine Fußballweltmeisterschaft in Russland 
stattfinden lassen. Es ist richtig, den Dialog mit Russland 
zu suchen und zu führen, auch im Rahmen dieser WM. 
Aber es ist eben unerlässlich, darauf hinzuweisen, dass es 
massive Menschenrechtsverletzungen in Russland gibt, 
dass die Pressefreiheit massiv eingeschränkt ist. Es ist 
schon darauf hingewiesen worden: Platz 148 von 180; da 
ordnet jedenfalls Reporter ohne Grenzen Russland hin-
sichtlich der Pressefreiheit ein. 

Deswegen, glaube ich, muss für uns klar sein, dass es 
vollkommen inakzeptabel ist – das müssen wir im Deut-
schen Bundestag auch breit deutlich machen –, dass am 
Ende Hajo Seppelt nicht in dieses Land reisen kann, weil 
er dort nicht sicher genug ist. Das ist, glaube ich, etwas, 
was der Deutsche Bundestag gemeinschaftlich zurück-
weisen muss.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Die Einschränkungen der Zivilgesellschaft sind eben-
falls indiskutabel. Russland liefert mit dem Gesetz gegen 
ausländische Agenten geradezu die Blaupause für viele 
Staaten der Welt, die Zivilgesellschaft zu unterdrücken. 
Der Umgang mit Homosexuellen und anderen LGBTI-
Personen ist indiskutabel.

(Beifall der Abg. Gabriela Heinrich [SPD])

Jürgen Braun 
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In ganz Russland, aber insbesondere im Nordkaukasus, 
in Tschetschenien vorneweg, gibt es wirklich absolut un-
haltbare Zustände. Wir reden von schwersten Gewaltver-
brechen bis hin zu Morden, über die berichtet wird. Der 
Staat unterstützt das durch Hasskommentare oder durch 
Wegsehen oder durch Straflosigkeit oder gar noch Ver-
höhnung der Opfer. Und dass Sport eben nicht unpoli-
tisch ist, kann man daran sehen, dass die ägyptische Nati-
onalmannschaft das Trainingsquartier in Tschetschenien 
hat. Ich glaube, es ist vollkommen klar, dass das ein Akt 
ist und dass die Bilder mit Herrn Kadyrow völlig unange-
messen sind. Es wäre gut gewesen, wenn die FIFA darauf 
hingewirkt hätte, dass dieses Trainingsquartier sich nicht 
dort befindet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Russland verweigert die Zusammenarbeit mit vielen 
Institutionen des Europarats. Russland akzeptiert vie-
le Urteile des Menschenrechtsgerichtshofes nicht, lässt 
viele Berichterstatter des Europarats nicht einreisen, zum 
Beispiel auf die Krim oder mich persönlich in den Nord-
kaukasus; ich bin dort Berichterstatter für den Europarat. 
Russland verstößt gegen internationales Recht durch die 
Annexion der Krim und durch das Verhalten in der Ost-
ukraine. 

Ich will auch darauf eingehen: Wir haben viele Fälle 
von ukrainischen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern, 
die in Russland im Gefängnis sitzen, mit absurden Vor-
würfen und absurden Gerichtsurteilen. Oleg Senzow, der 
gerade in den Hungerstreik getreten ist, ist ein solcher 
prominenter Fall.

Ich will positiv vermerken, dass die FIFA sich neue 
Regeln gegeben hat, die sich anlehnen an die Regeln, die 
auch für multinationale Konzerne gelten sollen. Das ist 
absolut positiv. Negativ ist, dass davon bisher scheinbar 
nicht ausreichend Gebrauch gemacht wurde. Den Fall 
der ägyptischen Nationalmannschaft habe ich schon an-
gesprochen; aber auch der Einsatz von nordkoreanischen 
Zwangsarbeitern gehört dazu. Auch das sind Themen, die 
wir ansprechen müssen.

Deswegen noch mal: Freude an der Weltmeisterschaft 
ist gut. Dialog mit Russland ist gut. Aber im Bewusstsein 
dieser Lage ist es auch richtig, solche Menschenrechts-
verletzungen zu thematisieren und von Russland Abhilfe 
zu fordern. Das ist, glaube ich, ganz im Sinne der Be-
troffenen.

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Frank Schwabe. – Die nächste Rednerin, 

die ihre erste Rede im Deutschen Bundestag hält – dazu 
halten wir Ihnen jetzt die Daumen –, ist Britta Dassler 
von der FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Britta Katharina Dassler (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Gerade wurde die Fuß-
ball-Weltmeisterschaft in Russland angepfiffen. Wir alle 
fiebern mit unserer Mannschaft und hoffen natürlich, 
dass sie auch die Titelverteidigung schafft.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der SPD und der Abg. 
Dr.  Franziska Brantner [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN])

Dieses Team repräsentiert das Beste unseres Landes. Es 
steht für ein weltoffenes, tolerantes, freundliches und 
modernes Deutschland, das mit Leistungswillen und mit 
Spaß am Sport die ganze Welt begeistert.

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist das!)

Wir drücken unserer Nationalelf ganz fest die Daumen 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

und freuen uns darauf, die Spiele im Kreise von Freun-
den, Familie und Kollegen verfolgen zu können. 

Politisch fällt auf dieses eigentlich doch freudige Er-
eignis aber ein dunkler Schatten. Diese Spiele finden 
während einer schweren Menschenrechtskrise in Russ-
land statt. Die russische Regierung schränkt die Mei-
nungsfreiheit ein. Oppositionelle werden ins Gefängnis 
gesteckt, Blogger wie Ruslan Sokolovsky werden straf-
rechtlich verfolgt. Hunderte Websites und Portale im In-
ternet wurden abgeschaltet oder blockiert. 

Russland schränkt auch massiv die Pressefreiheit ein. 
Der Kreml hat die landesweiten Fernsehsender weit-
gehend unter seine Kontrolle gebracht, und kritische 
Medien werden drangsaliert. Reporter ohne Grenzen lis-
tet Russland nur auf Platz 148 von 180 Staaten auf der 
Rangliste der Pressefreiheit.

Im Jahr  2017 gab es so viele Demonstrationen in 
Russland wie nie zuvor, die von der Polizei häufig mit 
massiver Gewalt aufgelöst wurden. Diese Demonstratio-
nen, meine Damen und Herren, zeigen uns doch deutlich, 
wie stark der Wunsch der russischen Bevölkerung nach 
Rechtsstaatlichkeit und Transparenz ist.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Ulli 
Nissen [SPD])

Die Arbeit von Nichtregierungsorganisationen wird 
vorsätzlich behindert. Zivilgesellschaftliches und politi-
sches Engagement werden stigmatisiert. Lesben, Schwu-
le, Bi-, Trans- und Intersexuelle werden permanent ver-
folgt und kriminalisiert. Ich persönlich kenne Menschen, 
die sich nicht nach Russland trauen.

Auch im Vorfeld kam es beim Bau der WM-Stadien zu 
Menschenrechtsverletzungen. Arbeiter mussten bei eisi-
gen Minustemperaturen schuften, und der Lohn wurde 
ihnen dann vorenthalten. Human Rights Watch berichtet, 
dass mindestens 21 Arbeiter auf Baustellen ums Leben 

Frank Schwabe
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gekommen sind. Der Verbleib von vielen nordkoreani-
schen Arbeitern ist ungeklärt.

All das ist die Realität, meine Damen und Herren, 
mit der russische Bürger schon seit vielen Jahren leben 
müssen. Präsident Putin jedoch will jetzt die WM nut-
zen, um von seiner schlechten Bilanz in Bezug auf die 
Menschenrechte abzulenken. Er versucht, sich selbst in 
ein rechtes Licht zu rücken. Aber wir müssen den Spieß 
umdrehen: Nutzen wir doch dieses Licht der internatio-
nalen Aufmerksamkeit, um auch die Schattenseiten die-
ser Weltmeisterschaft und der russischen Regierung zu 
beleuchten.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD)

Deswegen haben wir Freie Demokraten heute diesen 
Antrag gestellt, und deswegen fordern wir Bundesaußen-
minister Maas und die Bundesregierung auf: Setzen Sie 
sich ein für die Einhaltung der Meinungs-, Presse- und 
Versammlungsfreiheit in Russland. Setzen Sie sich ein 
für die freie und ungehinderte Arbeit von NGOs. Setzen 
Sie sich ein für die Freiheit von Lesben, Schwulen, Bi-, 
Trans- und Intersexuellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der 
Abg. Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Und setzen Sie sich ein für all die Arbeiter, deren Rechte 
beim Bau der WM-Infrastruktur verletzt wurden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Uns Freien Demokraten geht es darum, den Bürgerin-
nen und Bürgern in Russland ein Signal zu senden und 
zu zeigen, dass wir sie nicht vergessen. Uns ist es nicht 
gleichgültig, wenn ihre Freiheits- und Menschenrechte 
missachtet, eingeschränkt oder gar abgeschafft werden. 
Darum bitten wir Sie: Stimmen Sie unserem Antrag heu-
te zu, setzen Sie ein Zeichen, und unterstützen Sie damit 
all die Menschen, die sich für ein freies und demokrati-
sches Russland einsetzen.

Denn: Der Fußball und die Freude am Sport bringen 
jetzt Menschen aus aller Welt vier Wochen lang in Russ-
land zusammen. Nutzen wir diese Gemeinschaft, und 
setzen wir uns alle zusammen dafür ein, die Lage der 
Menschenrechte in Russland auch nach dem Schlusspfiff 
nachhaltig zu verbessern.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: AfD klatscht gar nicht! 
Die nehmen ja das ganze Geld aus Russland!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Der nächste Redner ist 

der Kollege André Hahn von der Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. André Hahn (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Um es 

gleich vorwegzunehmen: Natürlich ist auch meine Frak-
tion, Die Linke, ohne Wenn und Aber für den Schutz von 
Menschenrechten und die Einhaltung geschlossener in-
ternationaler Verträge wie der Schlussakte von Helsinki 
oder der Charta von Paris. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir sind für die Stärkung demokratischer Strukturen, 
für die Freiheit einer unabhängigen medialen Bericht-
erstattung, für die Einhaltung sozialer wie ökologischer 
Standards. Und wir wenden uns entschieden gegen Ras-
sismus, Antisemitismus und jede Diskriminierung wegen 
sexueller Orientierung sowie gegen die gerade seitens 
der FIFA immer weiter vorangetriebene Kommerzialisie-
rung von sportlichen Großereignissen.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ulli 
Nissen [SPD])

Ich füge aber hinzu: Das gilt für uns nicht nur für Russ-
land, sondern für alle Länder dieser Erde.

(Beifall bei der LINKEN – Frank Schwabe 
[SPD]: Aber auch in Russland!)

Ich finde es, Kollege Schwabe, schon einigermaßen 
befremdlich, wenn Anträge wie die heute vorliegenden 
fast immer nur dann in den Bundestag eingebracht wer-
den, wenn sie sich gegen Russland richten – 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das 
stimmt doch gar nicht! Katar! China! Weiß-
russland! Aserbaidschan!)

so etwa zu den Olympischen Winterspielen in Sotschi, 
nun eben zur Eröffnung der WM. 

(Marian Wendt [CDU/CSU]: Wie war das in 
der DDR überhaupt mit Menschenrechten?)

Bei anderen Staaten war und ist die Sensibilität in diesem 
Haus offenbar deutlich weniger ausgeprägt. 

(Beifall bei der LINKEN)

Ich zitiere aus dem „Mannheimer Morgen“ vom 
11. Juni 2018:

Beispiel Südkorea: … Vor den Sommerspielen 1988 
in Seoul wurden mehr als 700 000 Menschen aus ih-
ren Wohnungen gedrängt, auch von Schlägertrupps. 
… Der soziale Wohnraum schrumpfte um 76 Pro-
zent. Oder Atlanta: Im Jahr vor den Sommerspielen 
1996 setzte die Polizei dort 9  000 Menschen fest. 
Auf den Arrestformularen gab es einen Vordruck: 
Afro-Amerikaner. Männlich. Obdachlos. 

(Frank Schwabe [SPD]: Was hat das mit 
Russland zu tun? – Zuruf: Nicht ablenken!)

2002 fanden die Olympischen Winterspiele in Salt 
Lake City statt. Just zu dem Zeitpunkt, als die USA Gu-

Britta Katharina Dassler 



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 39 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 14 . Juni 20183794

(A) (C)

(B) (D)

antanamo eingerichtet haben, wo bis heute Menschen 
ohne Prozess und ohne Verurteilung festgehalten werden. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Mein 
Gott, Sie machen ja eine Legendenbildung wie 
die AfD!  – Frank Schwabe [SPD]: In Russ-
land auch! – Zuruf des Abg. Manuel Sarrazin 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Letztes Beispiel: Auch vor den Olympischen Spielen 
2012 in London gab es erhebliche soziale Verwerfungen, 
wurden Zehntausende Menschen zwangsweise aus ihren 
angestammten Wohngebieten verdrängt,

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist 
aber unseriös, Menschenrechte gegen Men-
schenrechte auszuspielen!)

die Sicherheitsmaßnahmen im Umfeld der Sportstätten 
wurden zum Schutz Zehntausender Zuschauer massiv 
verstärkt, und es gab dort ebenfalls erhebliche Einschrän-
kungen für öffentliche Versammlungen oder Demonstra-
tionen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wo hat 
denn vor zehn Minuten die WM begonnen?)

Zu all diesen Dingen gab es nach meiner Kenntnis im 
Bundestag, zumindest von Ihnen, keinen Antrag, 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist 
doch unwahr! Guantanamo!)

und ich kann mich deshalb des Eindrucks nicht erwehren, 
dass hier mit zweierlei Maß gemessen wird. 

(Beifall bei der LINKEN)

Genau das kritisieren wir als Linke, und ich füge hin-
zu: ohne dass wir die zweifellos vorhandenen Defizite in 
Russland irgendwie beschönigen.

(Zuruf des Abg. Marian Wendt [CDU/CSU])

– Ich habe vorhin von Pressefreiheit gesprochen.

(Zuruf des Abg. Marian Wendt [CDU/CSU])

Und ich habe gesagt, das gilt natürlich auch für Russland. 
Das habe ich ganz klar gesagt.

(Beifall bei der LINKEN  – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Hören Sie doch auf mit 
der Aufrechnerei!)

Und es ist völlig legitim – auch das will ich sagen –, diese 
Dinge im Umfeld der Weltmeisterschaft zu thematisie-
ren. Ob man das nun unbedingt am Tag der Eröffnung der 
WM machen muss, lasse ich mal dahingestellt.

(Ulli Nissen [SPD]: Wann denn sonst?)

– Ja, das will ich Ihnen gleich sagen.

(Michael Brand (Fulda) [CDU/CSU]: Wann 
denn sonst? Wenn die WM in Russland vorbei 
ist?)

In diesen Anträgen, die uns vorliegen, stehen eine gan-
ze Reihe von vernünftigen und richtigen Dingen; aber die 

Umstände der heutigen Behandlung nähren Zweifel, dass 
es den Antragstellern wirklich nur um die Sache geht. 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Seit mindestens einem Vierteljahr ist bekannt, dass der 
Sportausschuss des Deutschen Bundestags die WM in 
Russland am 6. Juni diskutiert. Dort hätten die Anträge 
sachgerecht debattiert werden können, und vielleicht hät-
ten wir sogar einen gemeinsamen Antrag hinbekommen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Also 
nach der Rede habe ich da große Zweifel!)

Doch das ist nicht einmal versucht worden. Das wäre der 
richtige Ort gewesen, sachgerecht zu debattieren.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Herr Kollege, lassen Sie eine Zwischenfrage vom 

Kollegen Sarrazin zu?

Dr. André Hahn (DIE LINKE): 
Ja, bitte.

Manuel Sarrazin (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also, zur Sitzung des Sportausschusses wird Frau 

Lazar gleich etwas sagen können. Aber: Seien Sie doch 
froh, dass wir Ihre Beiträge in den Ausschussberatungen 
in unseren Erkenntnisgewinn haben einfließen lassen, be-
vor wir den Antrag zu Ende geschrieben haben.

Ich wollte zu „zweierlei Maß“ etwas fragen: Die Lin-
ke ist ja dafür bekannt, dass sie die Erhöhung des Ren-
tenalters in Deutschland ausgesprochen stark kritisiert. 
Jetzt ist in Ihrer Rede bisher nicht vorgekommen, dass 
ausgerechnet heute Ministerpräsident Medwedew das 
Rentenalter in Russland für Frauen um acht Jahre und 
für Männer um fünf Jahre erhöht hat. Ist das nicht mit 
zweierlei Maß gemessen, dass Sie das bis jetzt in Ihrer 
Rede gar nicht erwähnt haben?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. André Hahn (DIE LINKE): 
Herr Kollege Sarrazin, auf Ihre Frage will ich gerne 

zwei Dinge sagen. Erstens. Was den Sportausschuss an-
geht, geht es uns einfach darum, dass uns dieser Antrag 
am Dienstagabend zugegangen ist. Keine Fraktion hatte 
mehr die Möglichkeit, darüber zu reden.

(Jörn König [AfD]: Mittwochabend!)

Die Fraktionssitzungen waren vorbei.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Es gibt 
doch kein Exklusivrecht beim Thema Men-
schenrechte für den Sportausschuss!)

– Ich antworte dem Kollegen. – Wir haben diese Anträge 
zu einem Zeitpunkt bekommen, wo eine Beratung in den 
Fraktionssitzungen objektiv nicht mehr möglich war. Das 
halte ich für problematisch, und das kritisiere ich.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. André Hahn
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Der zweite Punkt. Ich weiß nicht, was die Rente mit 
der Fußballweltmeisterschaft zu tun hat. Ich finde es 
schwierig angesichts der Tatsache, dass während Ihrer 
Regierungszeit, also als die Bündnisgrünen mit in der 
Regierung waren, die Renten in Deutschland nach oben 
gesetzt worden sind. Wir stehen nicht für Rentenerhö-
hung; aber Sie haben es in Deutschland durchgeführt.

(Beifall bei der LINKEN  – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Eine peinliche Debat-
te zum Thema Menschenrechte und WM!  – 
Marian Wendt [CDU/CSU]: Das Rentenalter!)

– Richtig, Herr Wendt, ich meinte natürlich das Renten-
eintrittsalter. – Wenn Sie die Erhöhung des Rentenalters 
in Russland jetzt kritisieren, teile ich Ihre Kritik daran;

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ist das 
ein Klein-Klein! Peinlich! Das ist dem Thema 
Menschenrechte wirklich nicht angemessen!)

aber ich kann nicht anders, als Ihnen zurückzugeben, 
dass Sie das ebenfalls getan haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Auf dieser Grundlage, dass wir die Anträge nicht vor-
beraten konnten – weder im Ausschuss noch in der Frak-
tion –, ist eine seriöse Befassung aus meiner Sicht nicht 
wirklich gewollt, und auch aus diesem Grund lehnen wir 
die Anträge ab. 

Was mich zusätzlich ärgert  – das war in den Reden 
etwas anders; das will ich gerne einräumen  –, ist der 
Umstand, dass in beiden Anträgen die Chancen eines 
solchen Events für politische Entspannung, Völkerver-
ständigung, Begegnung von Menschen weitgehend aus-
geblendet werden.

Das Fußballteam des FC Bundestag war letzten Freitag 
zu Gast in Moskau und hat dort gegen eine Mannschaft 
der russischen Duma gespielt.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben zwar knapp verloren, dennoch meine ich, sind 
und bleiben solche Treffen wichtig. Sie bleiben gerade in 
Zeiten, wo die Beziehungen schwierig sind, notwendig. 
Natürlich spricht man dort auch unbequeme Themen an. 
Vizepräsident Thomas Oppermann hat das getan. In den 
Gesprächen mit Duma-Vertretern sind Differenzen und 
kritische Fragen angesprochen worden. Das ist völlig 
richtig. Trotzdem müssen wir im Interesse der Lösung in-
ternationaler Konflikte auch gute Kontakte zu Russland 
aufrechterhalten. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dazu kann der Sport einen wertvollen Beitrag leisten, 
wie nicht zuletzt die Aktivitäten des DFB um den sym-
bolträchtigen 8. Mai dieses Jahres in Wolgograd gezeigt 
haben, wo es nicht nur ein U18-Länderspiel gegen Russ-
land gegeben hat, sondern auch gemeinsame Begegnun-
gen und Kranzniederlegungen an den Gedenkstätten für 
die Opfer der Schlacht um Stalingrad. Ich finde, das sind 
die Zeichen, die wir dringend brauchen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein letzter Satz: Es ist ja in den vergangenen Wochen 
immer auch von „Putins Spielen“ die Rede gewesen. 
Darauf finde ich, hat unser Ex-Nationaltorwart Toni 
Schumacher gestern in der ARD bei „Maischberger“ 
eine erfreulich klare Antwort gegeben, indem er sagte: 
Ich habe bei großen Turnieren immer für die Zuschau-
er gespielt und nicht für irgendwelche Regierungschefs. 
Die Sportler dürfen nicht instrumentalisiert werden.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Der 
Toni Schumacher hat recht!)

Ich finde, das ist eine richtige Aussage. 

(Beifall bei der LINKEN)

Ich wünsche uns eine spannende und friedliche WM 
und unserer Mannschaft viel Erfolg in Russland. 

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Eberhard Gienger, 

CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Eberhard Gienger (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit 

ein paar Minuten läuft die Fußballweltmeisterschaft in 
Russland, und eines kann man wohl im Voraus positiv 
konstatieren: Ohne dieses Großsportereignis stünden 
Russland und die Menschenrechtslage jetzt nicht in ei-
nem so hellen und vielleicht sogar kritischen Schlaglicht 
der Weltöffentlichkeit.

Die politische Lage in Russland besorgt uns  – viel-
leicht mit Ausnahme der AfD. Man denke hier nur an die 
völkerrechtswidrige Annexion der Krim, die russischen 
Militäreinsätze in Syrien, die Verwicklung beim mut-
maßlichen Abschuss der niederländischen Passagierma-
schine, die Ostukraine, das russische Staatsdoping, das 
Agentengesetz, Pressefreiheit. Das haben wir heute alles 
schon gehört. 

Aber ein mehrwöchiges Großsportereignis wie die 
Fußball-WM verändert über Nacht nicht per se ein po-
litisches System, das von einer „gelenkten Demokratie“ 
hin zu einem „autoritären Staat“ abzurutschen droht. 
Dennoch: Aus sportpolitischer Sicht bieten sich auch 
Chancen, nämlich zur WM positiv Einfluss zu nehmen. 
Wir werden jetzt nicht müde, Missstände und politische 
Irrwege anzusprechen, uns für Freiheit und Demokratie 
einzusetzen oder die universellen Menschenrechte im 
und durch den Sport zu fördern. 

Die Sitzung des Sportausschusses am 6.  Juni, die 
schon angesprochen wurde, hat mich insofern etwas po-
sitiv gestimmt, als sich die Experten von Human Rights 
Watch, von Transparency International und vom Deut-
schen Fußball-Bund derart kraftvoll für die Menschen-
rechte einsetzen und einen positiven, wenn auch viel-
leicht etwas auszubauenden Einfluss im Gastgeberland 
und in den internationalen Sportgremien feststellen.

Minky Worden, Direktorin von Human Rights Watch, 
hat dies in der „FAZ“ am 11. Juni noch einmal tiefgehend 

Dr. André Hahn
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ausgeführt und die FIFA für manche Verbesserungen ge-
lobt. Unter anderem hat sie gesagt, dass bis 2010 bei der 
FIFA „Menschenrechte noch gar kein Thema“ waren. 
Heute gibt es aber ein Menschenrechtsgremium, das die 
Beschwerden von Menschenrechtsverteidigern und Jour-
nalisten zumindest behandelt. 

Unsere Nationalmannschaft steht im Übrigen für In-
tegrität, Fair Play und Toleranz. Diese wie auch andere 
Werte wollen die Fußballer neben den sportlichen Zielen 
auch auf dem Platz verkörpern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Britta Katharina 
Dassler [FDP])

Im Vorfeld der WM hat der DFB zudem viele Veran-
staltungen besucht und selbst angestoßen. Die Nürnber-
ger Gespräche zur Fußball-Kultur zum Beispiel, die Rede 
beim Petersburger Dialog, die Einbindung von Thomas 
Hitzlsperger und Einsetzung von Cacau als Integrations-
beauftragten und zahlreiche Treffen mit Amnesty Inter-
national, Human Rights Watch, Reporter ohne Grenzen, 
Brot für die Welt und mit politischen Stiftungen im Aus-
wärtigen Amt stehen für die feste Verankerung des The-
mas im DFB. Darüber hinaus beabsichtigt der DFB, im 
Zuge der Bewerbung für die Europameisterschaft 2024 
ein Menschenrechtskonzept zu entwickeln und dies auch 
in seiner Satzung zu verankern. Das, finde ich, macht 
Hoffnung für die Zukunft.

Es ist keine neue Erkenntnis, dass Sport und Politik 
nicht gänzlich voneinander zu trennen sind. Wie auch? 
Spitzensport, Freizeit- und Breitensport finden nicht auf 
einer einsamen Insel statt, sondern sind eingebettet in 
die jeweiligen Gesellschaften, politischen Systeme und 
internationalen Beziehungen. Damit werden Sportver-
bände, national wie international, nicht automatisch zu 
staatlichen Akteuren oder gar zu den Vereinten Natio-
nen. Ganz im Gegenteil: An vielen Punkten besteht die 
Gefahr, instrumentalisiert zu werden und zwischen den 
staatlichen, religiösen und auch ethnischen Fronten zer-
rieben zu werden.

Wie können 211 nationale Verbände zu einem Groß-
sportereignis zusammenkommen, wenn nicht auf dem 
Spielfeld selbst ausschließlich die sportlichen Regeln 
gelten? Und doch: Die dem Sport immanenten Werte 
sind mit den Menschenrechten nicht nur verwandt, son-
dern auch in den Fundamenten geradezu deckungsgleich. 

Wie dringlich, schwer und langwierig zugleich die 
aufgezeigten Wege im diplomatischen Prozess sein kön-
nen, das wissen wir alle. Großsportereignisse wie die 
Olympischen Spiele, die Fußballweltmeisterschaft in 
Russland können zur weiteren Öffnung des Landes bei-
tragen, Brücken bauen zwischen den Menschen sowie 
festgefahrene Positionen aufbrechen. Die Olympischen 
Winderspiele in Pyeongchang haben mit der weiteren 
Annäherung zwischen Nord- und Südkorea die verbin-
denden Kräfte des Sports eindrucksvoll aufgezeigt.

Nur noch eine kurze Bemerkung zum Antrag: Ich 
glaube, wenn Politiker wie die Kanzlerin oder der Innen-
minister nach Moskau bzw. nach Russland fahren, muss 

man ihnen kein Rahmenprogramm mit auf den Weg ge-
ben.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Es sei 
denn, es ist Gerhard Schröder!)

Ich glaube, es ist selbstverständlich, dass sie wichtige 
Themen im Gespräch mit den politisch Verantwortlichen 
und demzufolge auch mit denjenigen, die mit Pressefrei-
heit und Menschenrechten zu tun haben, ansprechen. Da-
für hätte man diesen Antrag nicht unbedingt gebraucht.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Monika Lazar 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber schön, 
dass wir darüber reden können durch unseren 
Antrag!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner hält heute seine erste Rede im 

Deutschen Bundestag: der Kollege Jörn König von der 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jörn König (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen! 

Liebe Zuschauer auf der Tribüne und an den Fernseh-
bildschirmen! Es ist schade, wirklich schade: In beiden 
Anträgen sind viele gute Ansätze enthalten, die man in 
einem Ausschuss hätte diskutieren können. Dort, im Aus-
schuss, hätte man in einem Kompromiss eine gemeinsa-
me deutsche Position gegenüber Russland erarbeiten 
können. Dann wäre man auch einig aufgetreten. Diese 
Zeit haben wir nun nicht mehr. Gerade hat das Eröff-
nungsspiel angefangen. So ist es eine Nachhilfestunde 
zum Thema „Was ist ein Schaufensterantrag?“.

(Beifall bei der AfD)

Die Grünen stellen am 24. Mai 2018 eine Kleine An-
frage an die Bundesregierung zur Fußball-WM, warten 
aber die Antwort nicht ab. Da wird erst mal geschossen – 
mit einem Antrag. Ist ja logisch: Heute beginnt die Fuß-
ball-WM. Da muss man die Gunst der Stunde nutzen, um 
sich zu profilieren. Fundierte Inhalte oder gar Antworten 
der Regierung sind da eher lästig. Genauso sieht ober-
flächliche Schaufensterpolitik aus.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Manuel 
Sarrazin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Kommen wir zum Thema: Menschenrechte während 
und nach der Fußball-WM in Russland. Der Antrag der 
Grünen atmet Weltverbesserei kombiniert mit typisch 
deutscher Großmannssucht in der Tradition des Kaiser-
reiches: Am deutschen Wesen soll die Welt genesen.

(Beifall bei der AfD – Lachen beim BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Michael Brand [Ful-
da] [CDU/CSU]: Nicht jeder rechte Stürmer 
hat Format für die Nationalmannschaft!  – 
Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie selber lachen! Das ist doch Unsinn!)

In 21 Punkten – bleiben Sie doch mal ganz locker – 
werden Russlands Sportorganisationen und anderen Ein-
richtungen Vorschriften gemacht, was diese alles zu tun 

Eberhard Gienger
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hätten. Werte und Normen werden einfach eins zu eins 
übertragen. Dass Russland auch eine eigene Meinung 
und Kultur haben könnte, kommt in Ihrem Denken gar 
nicht vor.

(Manuel Sarrazin [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Das haben sie unterschrieben, den 
Kram! Ganz freiwillig!)

Probleme haben die Grünen auch in Erdkunde. Ich zitiere 
aus dem Antrag: „Klar ist: Russland gehört zu Europa.“ 
Ich zitiere aus demselben Antrag, zwei Absätze vorher: 
„Russland … ist Europas direkter Nachbar.“ Ja was denn 
nun?

(Beifall bei der AfD – Steffi Lemke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Beides! Mein Gott!)

Da sind Sie, liebe Grüne, Opfer Ihrer eigenen Sprachpan-
scherei geworden. Europa ist kein Synonym für die EU. 
Sie vergessen offensichtlich, dass Russland das größte 
und mächtigste Land in Europa ist. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie 
kriegen auch viel Geld von dort!)

– Das ist eine Unterstellung, die nicht zutrifft. 

In den Bewerbungsbedingungen zur Vergabe im 
Jahr  2010 lag der Schwerpunkt nicht auf Transparenz 
und Menschenrechten. Es ist daher heute selbstgerecht, 
von einem 140 Millionen-Volk zu verlangen, Forderun-
gen nachträglich umzusetzen. Wenn Sie, liebe Politiker, 
etwas dagegen tun wollen, dass immer häufiger Autokra-
ten sportliche Großereignisse ausrichten, dann sollten Sie 
im Vorfeld Ihre Wünsche und Forderungen an Ausrichter 
und Sportorganisationen kommunizieren und nicht erst 
am Eröffnungstag. 

(Beifall bei der AfD – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Wie banal ist das denn?)

Ich will deutlich klarstellen: Wir sind uns mit Ihnen 
einig, dass Transparenz und Menschenrechte zu zeitge-
mäßen Bewerbungsbedingungen für solche Großereig-
nisse gehören. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh!)

Wir haben das auch so im Sportausschuss artikuliert. 

Für die Fußball-WM 2022 ist noch genügend Zeit. Für 
das Ausrichterland Katar gilt die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte nicht; denn dort wird nur die islami-
sche Kairoer Erklärung der Menschenrechte akzeptiert. 
Der entscheidende Unterschied: Es werden nur diejeni-
gen Rechte anerkannt, welche im Einklang mit der mittel-
alterlichen Scharia stehen. Laut „Süddeutscher Zeitung“ 
vom 6. Mai 2018 werden in Katar zum Tode Verurteilte 
mit dem Schwert einen Kopf kürzer gemacht. Dafür gibt 
es dort gut ausgebildete Henkerinnen und Henker. 

(Beifall bei der AfD – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Katar gehört natürlich auch ins 
Visier! Das ist völlig richtig!)

Natürlich – nicht in diesem Sinne – freuen wir uns auf 
Ihre baldigen Anträge und darauf, dass die grüne Partei 
sich nun kritisch mit der grünen Religion auseinanderset-

zen wird. Unser Vorschlag: Wir erarbeiten gemeinsam zu 
Katar 2022 in den Ausschüssen eine deutsche Position. 

Für heute schlagen wir aber Folgendes vor: Politisie-
ren Sie nicht übermäßig den Sport. Lasst Russland doch 
einfach mal die Fußball-WM durchführen, und wir alle 
werden genießen. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Genau, 
der Krieg in der Ostukraine geht weiter, und 
Assad wird unterstützt!)

Freuen wir uns auf guten Sport, spannende Spiele und ein 
fröhliches Fußballfest. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner für die SPD-Fraktion ist der Kol-

lege Thomas Oppermann.

(Beifall bei der SPD)

Thomas Oppermann (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Fuß-

ballweltmeisterschaft beginnt  – gutes Timing der An-
tragsteller von FDP und Grünen. Millionen Menschen in 
Russland und der ganzen Welt freuen sich auf spannen-
de Fußballspiele, nur bei der AfD kommt keine richtige 
Freude auf. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Bei den 
Linken auch nicht! – Renate Künast [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN]: Die gehen in den 
Keller!)

Nach dieser verklemmten Rede, Herr Braun, kann ich 
mir so richtig vorstellen, wie Sie in den nächsten drei 
Wochen jeden Abend schlechtgelaunt vor dem Fernseher 
sitzen und zugucken müssen, wie lauter multiethnische 
Mannschaften gegeneinander spielen. Das muss ganz 
furchtbar sein. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der LINKEN)

Ich finde, es gibt einen erfreulichen Konsens in dieser 
Debatte. Wir alle wissen: Fußball und Sport sind poli-
tisch, aber wir wollen Sport nicht als politische Waffe 
einsetzen. Das wäre auch der falsche Weg. Aber es ist 
völlig in Ordnung, aus Anlass der Fußballweltmeister-
schaft über die politische Situation im Gastgeberland 
Russland eine Debatte zu führen. 

Die Bundeskanzlerin hat bei ihrem letzten Treffen mit 
Präsident Putin in Sotschi gesagt, es sei im strategischen 
Interesse Deutschlands, freundschaftliche Beziehun-
gen zu Russland zu haben. Das ist absolut richtig; denn 
Russland ist der wichtigste Nachbar der Europäischen 
Union, um das einmal klarzustellen, das größte Land der 
Welt. Es ist mit uns Deutschen historisch in vielfältiger 
Hinsicht verbunden. Die deutsche Wehrmacht hat dieses 
Land verwüstet und Millionen Menschen getötet. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg war Russland über vier Jahrzehn-

Jörn König 
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te Besatzungsmacht in der DDR. Dann hat Gorbatschow 
mit Glasnost und Perestroika den Weg dafür freigemacht, 
dass die deutsche Einheit ohne Gewalt und Blutvergie-
ßen erreicht werden konnte. Ich finde, wir haben dafür 
bis heute allen Grund, den Russen dankbar zu sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der AfD, der LINKEN und der FDP)

Leider haben sich die politischen Beziehungen in 
den letzten Jahren verschlechtert. Es gibt grundlegende 
Differenzen mit Russland. Das ist so bei der Annexion 
der Krim, die das Völkerrecht verletzt. Das ist so bei der 
militärischen Eskalation in der Ostukraine, bei der Be-
wertung von Cyberangriffen auf westliche Institutionen, 
bei der Finanzierung von EU-feindlichen, rechtspopu-
listischen Parteien in Westeuropa. Nicht zuletzt geht es 
auch um die Rolle Russlands im syrischen Bürgerkrieg, 
und wir haben ein grundverschiedenes Verständnis von 
Demokratie und Menschenrechten.

Natürlich wünschen wir uns alle ein demokratisches 
Russland mit umfassender Versammlungs- und Presse-
freiheit – einer Pressefreiheit, die es auch Hajo Seppelt 
erlaubt, ohne Angst haben zu müssen, als Reporter nach 
Russland zu fahren und zu recherchieren  –, aber eben 
auch ein stabiles Russland. Denn in einem Land, das über 
Atomwaffen verfügt – darüber sind wir uns, glaube ich, 
alle einig –, sollte es nicht drunter und drüber gehen. Ich 
glaube aber, dass wir an den Verhältnissen in Russland 
durch Belehrungen von außen nur wenig ändern.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Deshalb finde ich auch die in den Anträgen formulierte 
Idee gut, die Weltmeisterschaft zu nutzen, um miteinan-
der ins Gespräch zu kommen.

Ein großer Vorteil für uns ist, dass die Deutschen und 
Russen einander mögen. In der russischen Zivilgesell-
schaft gibt es ein riesiges Interesse an Deutschland. Als 
das Goethe-Institut vor einiger Zeit in Russland ein Jahr 
der deutschen Sprache und Literatur eröffnete, kamen al-
lein zur Auftaktveranstaltung 18  000  Menschen in den 
Moskauer Eremitage-Garten. 

Die jungen Russen schauen auf Europa, und viele 
verbinden das mit Hoffnungen. In keinem anderen Land 
studieren so viele junge Russen wie in Deutschland. Des-
halb finde ich die Idee des Kollegen Kiesewetter, mit Vi-
saerleichterungen Menschen die Möglichkeit zu geben, 
nach Deutschland oder Europa zu kommen, ausgespro-
chen gut. Wir müssen die Kontakte, Beziehungen und 
Gespräche mit Russland immer so gestalten, dass wir da-
mit die Spielräume der Zivilgesellschaft erweitern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP und des Abg. Frank Müller-Rosentritt 
[FDP])

Das ist nicht immer einfach.

Am Wochenende hatten wir das schon zitierte Fuß-
ballspiel des FC Bundestag in Moskau. Wir haben gegen 
die Duma-Mannschaft zwar 3 : 5 verloren, aber ich glau-
be, wir haben wirklich auf Augenhöhe gespielt. Wir ha-
ben die Situation auch für Gespräche genutzt. Wir haben 

insgesamt an die vier Stunden debattiert – nicht auf dem 
Sportplatz, sondern in der Duma.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Dabei habe ich einen Eindruck gewonnen: Der Vorrat an 
gemeinsamen Interessen ist relativ groß, aber der Vorrat 
an gemeinsamen Werten und Wertvorstellungen ist ver-
gleichsweise klein. Das ist die Situation. Trotzdem ist es 
richtig, den Dialog fortzusetzen; denn in vielen außen-
politischen Fragen kann es ohne Russland keine Lösun-
gen geben. Das gilt für das Minsker Abkommen, das das 
Blutvergießen in der Ukraine beenden soll, für die Be-
drohung Israels durch den Iran, die eingedämmt werden 
muss, oder für eine stabile Nachkriegsordnung in Syrien. 
Deshalb sage ich: Auch aus diesem Grund ist es wichtig, 
daran zu arbeiten, gute, freundschaftliche Beziehungen 
zu Russland zu haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Gyde Jensen 

von der FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Gyde Jensen (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dass Herrn Gauland erst mal erklärt werden musste, was 
LGBTI bedeutet, sagt, wie ich finde, alles.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Lachen bei der AfD – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Für ihn ist der Ball auch 
nicht rund!)

Heute startet die Fußball-WM in Russland. Aus die-
sem Anlass haben die Fraktionen der Grünen und der 
Freien Demokraten jeweils einen Antrag zur aktuellen 
Menschenrechtslage eingebracht. Diese Anträge eint 
das gemeinsame Grundverständnis darüber, dass gesell-
schaftliche Werte in den Sport hineinwirken. Der Sport 
hat aber auch eine Verantwortung, die Verantwortung, 
gesellschaftliche Werte zu transportieren; und beim The-
ma Menschenrechte dürfen wir nicht einfach wegschau-
en.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Die Fußballweltmeisterschaft ist ein Ereignis der Viel-
falt von Menschen und Kulturen, steht aber häufig – und 
vor allem diesmal – im Schatten von Menschenrechtsver-
letzungen. Wer in Russland für seine politische Meinung 
öffentlich mobilisiert, muss mit starken Repressionen 
rechnen. Viele Journalisten, die investigativ Missstände 
und Menschenrechtsverletzungen aufdecken wollen, sit-
zen in Haft oder werden eingesperrt. Der Fall von Oleg 

Thomas Oppermann
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Senzow, der heute nur ganz kurz zur Sprache kam, steht 
beispielhaft für viele weitere Aktivisten, die für die Ach-
tung von demokratischen und individuellen Freiheits-
rechten einstehen. 

Die Einschüchterung findet aber deutlich früher statt. 
In einer digital vernetzten Welt macht Russland eine Rol-
le rückwärts in Richtung Big-Data-Diktatur. Das Verbot 
von Telegram und die Überwachung von Netzbloggern 
durch das russische Agentengesetz widersprechen jedem 
freiheitlichen Anspruch. Das Signal von uns muss daher 
sein: Presse- und Meinungsfreiheit und demokratische 
Beteiligung dürfen nicht nur Sache von Eliten sein.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Meine Damen und Herren, ich komme aus Schles-
wig-Holstein, einem Bundesland, das im europäischen 
Vergleich Vorbildregion bei der Umsetzung von Minder-
heitenrechten ist. Für uns bedeutet Vielfalt Stärke. Die 
sich häufenden Angriffe auf die LGBT-Community 

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Ich lerne es 
nicht! Sie können es dreimal sagen!)

sind ein Armutszeugnis für die russische Führung, die 
Gesetze gegen sogenannte homosexuelle Propaganda 
beschließt, statt aktiv für Toleranz und Akzeptanz von 
Minderheiten einzustehen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Eine aufgeklärte Gesellschaft zeichnet sich auch da-
durch aus, dass Minderheitenrechte geschützt werden. 
Wir müssen die Menschenrechtslage vor einem solchen 
Großereignis öffentlich in den Blick nehmen, und auch 
der Bundestag muss sich dazu positionieren, wie er es 
heute tut. Ein Boykott der WM würde einer Ohrfeige für 
all diejenigen gleichkommen, die sich in diesem riesigen 
Land für Pluralismus, für Meinungsfreiheit, für Presse-
freiheit und für die Glaubwürdigkeit von Menschenrech-
ten einsetzen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Wir dürfen nicht den Fehler machen, Russland und Putin 
gleichzusetzen. 

Klar ist aber, dass die Vergabe der Weltmeisterschaft 
nach Russland und darauffolgend auch nach Katar dem 
Ansehen des Fußballs zu Recht geschadet hat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Ulli Nissen [SPD])

Wenn wir gesellschaftliche Werte glaubhaft vertreten 
wollen, dann dürfen wir Großereignisse zukünftig nur an 
echte Demokratien vergeben.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Ulli 
Nissen [SPD])

Meine Damen und Herren, der Anspruch an so eine 
WM ist unglaublich hoch. Fußball hat Kraft, löst Faszi-
nation aus und verbindet Menschen weltweit. Ich glaube, 

das darf man auch dem russischen Volk wünschen; denn 
aus Zusammenhalt kann schließlich auch immer Freiheit 
entstehen.

Für uns gilt: Mit Menschenrechten spielt man nicht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich erteile das Wort der Kollegin Monika Lazar für 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

Fußball-WM hat endlich begonnen. Normalerweise hät-
ten wir heute Mittag schon über dieses Thema diskutiert, 
wenn die Unionsfraktionen nicht so großen Beratungsbe-
darf gehabt hätten. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Leben-
dige Fraktionsgemeinschaft!)

So ist es natürlich top platziert während des ersten Spiels.

Das Austragungsland Russland  – das wurde von ei-
nigen Rednerinnen und Rednern schon angesprochen – 
ist kein ganz unproblematisches Land: Das gilt für die 
Außenpolitik, die Menschenrechtslage ist prekär, und 
auch die Pressefreiheit ist stark eingeschränkt. Deshalb 
war es uns als grüner Fraktion wichtig, darauf explizit 
hinzuweisen. Und: Der Sofortabstimmung hat auch keine 
Fraktion widersprochen. Deshalb ist es einfach Unsinn, 
zu sagen, man hätte darüber auch reden können. Wir hat-
ten das Thema vorab im Sportausschuss behandelt. Des-
halb sehe ich das Problem überhaupt nicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Britta Katharina Dassler 
[FDP])

Ich bin froh, dass niemand hier im Raum einen Boy-
kott fordert; denn das wäre kontraproduktiv. Ich selber 
kann mich noch gut an die wechselseitigen Boykotte bei 
den Olympischen Spielen 1980 in Moskau und 1984 in 
Los Angeles erinnern. Sie brachten niemandem etwas. 
Stattdessen sagen wir: Wenn Politikerinnen und Politiker 
nach Russland zu den Spielen reisen, dann ist es wichtig, 
dass man Gespräche mit verschiedenen NGOs und Op-
positionsgruppen in die Reise einbettet. 

(Eberhard Gienger [CDU/CSU]: Selbstver-
ständlichkeit!)

Ich habe von einigen Fraktionen gehört, dass das auf 
Zustimmung trifft. Es kann sein, dass Abgeordnete oder 
Ministerinnen und Minister zur WM reisen werden. Da-
her ist es gut, dass wir mit unserem vorliegenden Antrag 
dafür sorgen, dass wir über dieses Thema noch einmal 
reden. Natürlich ist es auch gut, wenn Fußballfans, die 
nach Russland reisen, Land und Leute kennenlernen, 
miteinander ins Gespräch kommen. Auch das kann dazu 

Gyde Jensen 
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dienen, dass unsere beiden Länder wieder mehr ins Ge-
spräch kommen und zueinanderfinden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Frank Schwabe [SPD])

Wenn wir über die WM reden, müssen wir auch über 
Doping reden. Zum einen sind da die Enthüllungen über 
das russische Staatsdopingsystem. Da hätte man sich 
vom Gastgeber vorab schon mehr Willen zur Aufklärung 
gewünscht. Die Inhalte des McLaren-Berichts müssen 
schließlich auch von russischer Seite endlich anerkannt 
werden.

(Beifall des Abg. Manuel Sarrazin [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die FIFA ist aber natürlich auch in der Pflicht. Wäh-
rend der Endrunde der WM wird die FIFA selbst Doping-
kontrollen durchführen. Also: Der Sport kontrolliert sich 
selbst. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt! Auch das hat 
die Nationale Anti Doping Agentur vor einer Woche kri-
tisiert; auch das müsste anders werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die WM-Doppelvergabe an Russland und Katar durch 
die FIFA ist ja schon angesprochen worden. Da gibt es zu 
Recht massive Korruptionsvorwürfe. Wir Grüne haben 
in der letzten Wahlperiode in einem umfangreichen An-
trag dargelegt, wie wir uns die Reformen hinsichtlich der 
Vergabe von Sportgroßveranstaltungen vorstellen. Men-
schenrechtliche, bürgerrechtliche und ökologische Stan-
dards müssen bei der Vergabeentscheidung verpflichtend 
berücksichtigt werden. Damit das Misstrauen gegenüber 
FIFA und IOC abgebaut wird, sind glaubhafte Reformen 
sehr wichtig, und Sportgroßereignisse müssen endlich 
mal wieder an demokratische Gesellschaften vergeben 
werden. 

Es hat sich in den letzten Jahren zum Glück etwas ge-
tan. Das haben wir auch im Sportausschuss letzte Woche 
mitbekommen, wo Vertreter von DFB und Transparency 
International berichtet haben, wie sie bei dem Bewer-
bungsprozess für die EM 2024 zusammenarbeiten. Jetzt 
müssen den Worten allerdings Taten folgen. Wir müssen 
die Sportverbände an den Taten messen. Die Zivilgesell-
schaft muss beteiligt werden; aber auch wir Politikerin-
nen und Politiker müssen weiterhin Druck machen, da-
mit die Reformen endlich durchgesetzt werden.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Frank Schwabe [SPD])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Dr. Frank Steffel 

für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Frank Steffel (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Falls es sich bei der Gruppe junger Menschen mit sport-
licher Kleidung und „Russia“-Hemden um junge Russen 
handelt, gratuliere ich herzlich zum ersten Tor bei der 

WM. Das haben die Russen vor wenigen Minuten ge-
schossen, wie ich gesehen habe.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Schön, dass Sie oder ihr uns heute zuhört.

Als Sport- und Außenpolitiker freut es mich natürlich, 
dass wir heute nicht nur das Eröffnungsspiel erleben, 
sondern auch die Gelegenheit nutzen, um erstens über die 
Situation in Russland und die Verantwortung Russlands 
in der Welt zu sprechen und uns zweitens mit sportlichen 
Großereignissen und den Rahmenbedingungen zu be-
schäftigen. 

Wenn wir über die Menschenrechte und die Situation 
in Russland sprechen, dann eint uns weitestgehend – ich 
hatte den Eindruck, auf der linken und rechten Seite ist 
das etwas weniger ausgeprägt; aber es eint den Rest des 
Hauses –, dass wir einen solchen Tag natürlich nutzen – 
es wäre ja schlimm, wenn wir das in einem demokratisch 
gewählten Parlament nicht täten –, um darauf hinzuwei-
sen, dass wir mit der Situation in Russland hinsichtlich 
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten, Presse- und Ver-
sammlungsfreiheit nicht einverstanden sind. Was sollen 
eigentlich russische Journalisten denken, wenn nicht ein-
mal ein deutscher Journalist ohne Angst einreisen kann, 
wenn man selbst bei einem deutschen Journalisten die 
Sorge haben muss, dass er dort verfolgt und weggesperrt 
wird? Was sollen eigentlich Berichterstatter in Russland 
denken? Was sollen Zehntausende von Journalisten in 
den nächsten Wochen schreiben, wenn sie befürchten 
müssen, von russischen Staatsbehörden, von Organen der 
Sicherheitskräfte dort möglicherweise eingesperrt oder 
verhört zu werden? Insofern ist das ein Angriff auf die 
Pressefreiheit im Rahmen eines solchen Großereignisses. 
Und wir erwarten von der FIFA sehr, sehr klare Antwor-
ten darauf. Wir erwarten, dass sie sehr präzise aufpasst, 
dass es an dieser Stelle in Russland kein Zurückweichen 
gibt.

Zweitens. Wir kritisieren in diesem Zusammenhang 
natürlich – übrigens wie auch in Bezug auf Katar –, dass 
die Rechte der Arbeiter beim Bau der Sportstätten miss-
achtet wurden, dass es dort Verstöße gegen international 
übliche Arbeitsbedingungen gab und dass das auch wäh-
rend der Fußballweltmeisterschaft in Russland offenbar 
stattfindet. Auch hier fordern wir von der FIFA, dass sie 
genau hinschaut und Standards, die wir weltweit einfor-
dern, auch in Russland klar einfordert. 

(Beifall der Abg. Claudia Roth [Augsburg] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist ein Recht der demokratischen Parlamente. – Vie-
len Dank für den Beifall, Frau Roth.

Wir haben eines fairerweise zu attestieren  – das ist 
heute noch gar nicht erwähnt worden, obwohl ich einer 
der letzten Redner zu diesem Tagesordnungspunkt bin –: 
Die Vergabe an Russland erfolgte 2010. Das heißt, zu-
mindest die außenpolitische Situation war damals eine 
andere, und die Hoffnung war, dass man vielleicht mit 
dieser Vergabe Entwicklungen in Russland anstoßen 
kann. Es gab damals keine Annexion der Krim, es gab 
keine Auseinandersetzungen um den Donbass, es gab 

Monika Lazar
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keinen Giftanschlag in Großbritannien, es gab übrigens 
auch keine Dopingvorwürfe, zumindest nicht in der Grö-
ßenordnung wie heute, und es gab auch keine Giftgasto-
ten in Syrien. Bei aller Kritik an der FIFA sollten wir das 
heute zumindest erwähnen. Das lehrt uns aber eines, dass 
man nämlich im Moment der Vergabe offenkundig präzi-
ser formulieren muss, welche Erwartungen man an einen 
Gastgeber von sportlichen Großereignissen hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich will die Zeit nutzen und doch ein paar Worte über 
sportliche Großereignisse verlieren: Eben hat die Kol-
legin der FDP gesagt, sie wolle, dass solche Ereignisse 
nur noch dahin vergeben werden, wo all diese Standards 
gelten. Liebe Kollegin, uns eint das Ziel. Das führt aber 
natürlich dazu, dass wir solche Großereignisse weitestge-
hend nur noch in Europa stattfinden lassen können.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Um Gottes 
willen! – Karsten Hilse [AfD]: Oh!)

Ich glaube, das wird und kann nicht unsere politische 
Antwort sein. 

Insofern müssen wir dafür sorgen, dass in demokra-
tischen Ländern die Bereitschaft für die Bewerbung um 
sportliche Großereignisse zunimmt. Das setzt übrigens 
auch Veränderungen bei der FIFA, bei der UEFA und 
beim IOC voraus: Transparenz bei der Vergabe, keine 
Korruption im Rahmen der Bewerbungsvergabe, klar 
nachvollziehbares Stimmverhalten, entsprechende Rah-
menbedingungen dafür, dass die Sportstätten danach kei-
ne Ruinen sind  – Sotschi und Brasilien lassen grüßen. 
Die Sportstätten und übrigens auch das, was daneben 
noch errichtet wird, müssen danach für den Breitensport, 
den Jugendsport und den Vereinssport im Land zur Ver-
fügung stehen und entsprechend genutzt werden können. 
Insofern ist auch das etwas, was heute, an einem solchen 
Tag, zu Recht diskutiert wird.

Ich will gar nicht so viel zur AfD sagen. Herr König, 
ich muss Ihnen sagen – auch wenn Sie als König über 
das Kaiserreich geredet haben –: Sich hier nur über die 
Türkei und über die Frage auszulassen, ob Gündogan 
und Özil sich richtig verhalten haben, zu sagen, Russland 
habe das Recht auf eine eigene Meinung, aber nicht ein 
Wort zu Toten in der Ukraine und zu Kindern zu sagen, 
die durch Giftgasanschläge in Syrien unter russischer 
Aufsicht sterben, nicht ein Wort darüber zu verlieren, 
dass Doping nicht in Ordnung ist, nicht ein Wort über die 
Anschläge von England zu verlieren, zeigt schon, wessen 
Geistes Kind Sie sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Für Sie mag vieles ein Vogelschiss in der Geschichte sein. 
Ich sage Ihnen nur eines: Die 300 Menschen, die in der 
Maschine saßen, die von russischen Raketen vom Him-
mel über der Ukraine heruntergeschossen wurde, hätten 

das Eröffnungsspiel heute auch gerne gesehen, und auch 
darüber sollten Sie wenigstens ein Wort verlieren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Abg. 
Stefan Keuter [AfD] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage)

– Herr Präsident, Sie haben gedrückt, weil es eine Wort-
meldung gab. Da ich fast am Ende bin, Herr Präsident, 
lasse ich die Zwischenfrage nicht mehr zu. 

Ich möchte mit einem Punkt enden, wenn ich das noch 
darf, nämlich mit einem Zitat des heute aus der Haft ent-
lassenen russischen Oppositionsführers Alexej Nawal-
nyj. Er hat auf die Frage, ob er Russland die Daumen 
drückt, wie ich finde, hervorragend geantwortet. Er hat 
gesagt: Ja, er drückt Russland die Daumen, weil Russ-
land mehr ist als Putin. – Das ist vielleicht die Hoffnung, 
die uns an einem solchen Tag alle einen kann. 

Es wird auch ein Russland nach Putin geben, und viel-
leicht leistet die Weltmeisterschaft einen Beitrag dazu, 
dass es ein freundschaftliches, friedliches und demokra-
tisches Russland wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP – Jürgen Braun 
[AfD]: Deutschland ist mehr als Merkel!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Dagmar Freitag 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dagmar Freitag (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Es ist in der Tat sehr verlockend, auf die polemischen 
Aussagen der AfD einzugehen. Herr Kollege Steffel, Sie 
haben das hervorragend gemacht. Vielen Dank dafür.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Ich mache es daher kurz: Wir – und ich denke, da spre-
che ich für die große Mehrheit in diesem Haus – drücken 
dem deutschen Team die Daumen und beschimpfen es 
nicht.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der LINKEN)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ja, 
die WM hat begonnen, allerdings für einen nicht, jeden-
falls nicht vor Ort. Hajo Seppelt von der ARD-Dopingre-
daktion wird nicht vor Ort dabei sein – wegen unkalku-
lierbarer Risiken für seine Sicherheit, wie es heißt. 

Was ist das für ein Sportereignis, von dem nicht mehr 
frei und unabhängig berichtet werden kann? Das ist – ich 
würde es so formulieren – ein beispielloser Vorgang, ge-
radezu ein Eklat. Hinzu kommt, dass die ARD-Doping-

Dr. Frank Steffel
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redaktion angefragt hat, ob sie im Umfeld der Doping-
kontrollen frei berichten darf. Das ist von der FIFA brüsk 
abgelehnt worden.

Wir beobachten mit großer Sorge, dass internationa-
le Sportgroßveranstaltungen immer häufiger in Länder 
vergeben werden, in denen Presse- und Meinungsfreiheit 
sowie Menschenrechte nicht gewahrt, sondern mit Füßen 
getreten werden. Good Governance scheint da eher ein 
Fremdwort zu sein.

Die hehren Ziele in den Statuten der internationalen 
Verbände entpuppen sich – das muss man schon sagen – 
von Mal zu Mal mehr als leeres Geschwätz. Einzig der 
Internationale Leichtathletik-Verband unter dem neuen 
Präsidenten Sebastian Coe scheint die richtigen Lehren 
aus den Affären um den früheren Präsidenten Diack ge-
zogen zu haben, im Übrigen auch auf Initiative des Deut-
schen Leichtathletik-Verbandes. Klar ist also: Gefordert 
sind zuallererst die Sportverbände selbst. Schließlich 
entscheiden sie auf ihren Council-Sitzungen und in ihren 
Komitees über die Ausrichterländer.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, den Hinweis kann 
ich dem organisierten Sport in unserem eigenen Land 
jetzt nicht ersparen: Gefordert sind auch die deutschen 
Vertreter in internationalen Gremien des Sports. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ein Beispiel: Als es im Jahr 2016 um die Vergabe der Eu-
ropean Games ging, stimmte der Vertreter des Deutschen 
Olympischen Sportbundes nicht etwa gegen die Vergabe 
an Minsk in Weißrussland, sondern blamierte sich und 
damit auch uns mit einer schlappen Enthaltung. Auch 
wenn die Autonomie des Sports zu respektieren ist: Hier 
sollte die Bundesregierung eine unmissverständliche Er-
wartungshaltung gegenüber dem organisierten Sport in 
unserem Land einnehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit Blick auf die 
derzeitige Situation fehlt erkennbar die Antwort auf eine 
entscheidende Frage: Wie kann man demokratische Staa-
ten und ihre Bevölkerung wieder motivieren, sich um 
die Austragung internationaler Großveranstaltungen im 
Sport zu bewerben? 

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])

Gerade erst ist in der Schweiz wieder eine Olympiabe-
werbung krachend gescheitert, und zwar an einem Volks-
entscheid, so wie auch zweimal in unserem Land. Das 
zeigt auch, wie verheerend das Image des Internationalen 
Olympischen Komitees ist. Ein glaubwürdig dargebrach-
ter Wille zu gravierenden Veränderungen ist aus meiner 
Sicht der Schlüssel, der die Türen zur Bevölkerung in li-
beralen Demokratien wieder öffnen kann. 

Auch wenn klar ist, dass der Sport nicht alle Proble-
me dieser Welt lösen kann: Der Sport hat eine Verant-
wortung. Aber es gibt durchaus auch Ansatzpunkte für 
die Politik. Ich verweise hier exemplarisch nur auf die 
Aktivitäten der Parlamentarischen Versammlung des Eu-

roparates zum Thema „Good Governance im Sport“. Ich 
erwarte, dass sich Deutschland hier aktiv einbringt: zum 
Wohle der Werte des Sports. 

In diesem Sinne, liebe Kolleginnen und Kollegen, ha-
ben wir mit dem Sport gemeinsame Aufgaben. Lassen 
Sie sie uns angehen. Das sind uns unsere Athletinnen und 
Athleten hoffentlich wert.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN und der Abg. Britta Katharina 
Dassler [FDP])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der letzte Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist 

der Kollege Sebastian Brehm von der CDU/CSU-Frakti-
on. – Lieber Herr Kollege.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU): 
Lieber Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Im Jahre 2015 beauftragte der Weltfußballverband 
FIFA den Verfasser der UN-Leitprinzipien, John Ruggie, 
mit der Ausarbeitung von Empfehlungen, die Achtung 
der Menschenrechte in der FIFA-Organisation zu veran-
kern. Dies ist ein Resultat der Diskussion um die Men-
schenrechte, gerade bei Olympischen Spielen und Welt-
meisterschaften, insbesondere bei der Vergabe an die 
jeweiligen Gastgeberländer, auch aufgrund der Erfahrun-
gen mit Russland und Katar, mit China, Aserbaidschan 
und den anderen genannten Ländern.

Im Mai 2017 wurden die Statuten der FIFA mit fol-
gendem Versprechen veröffentlicht:

Die FIFA bekennt sich zur Einhaltung aller interna-
tional anerkannten Menschenrechte und setzt sich 
für den Schutz dieser Rechte ein.

Auch der DFB fördert und begleitet zahlreiche Projek-
te. Lieber Kollege Gienger, danke für die Nennung von 
Nürnberg, meiner Heimatstadt, in der eine größere Ver-
anstaltung zum Thema „Fußball und Menschenrechte“ 
durchgeführt wurde. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Da war ich auch!)

Gerade im Vorfeld der WM versucht der DFB, mit der 
deutsch-russischen Fußballwoche Brücken zu bauen und 
einen Austausch mit der Zivilbevölkerung herzustellen. 
Diese und weitere Programme sind notwendig, um eben 
eine gute Grundlage für unsere Bestrebung zu schaffen, 
dass diese WM mehr als nur ein Fußballfest und mehr als 
nur ein Sportereignis ist. 

Die FIFA und der DFB sind sich ihrer großen Verant-
wortung bewusst. Das Spiel geht eben nicht nur 90 Mi-
nuten, sondern beginnt weit vor der ersten Halbzeit und 
endet weit nach der zweiten Halbzeit.

Die Fußball-WM ist mit das größte Ereignis in der 
gesamten Welt. Die Wirkung einer solchen Fußball-

Dagmar Freitag
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weltmeisterschaft ist nicht zu unterschätzen. Das zeigen 
übrigens auch die Reaktionen auf die ungeschickte Ver-
haltensweise von Gündogan und Özil im Vorfeld dieser 
WM. Aber wir sollten heute unserer Nationalmannschaft 
Rückendeckung geben und, lieber Kollege Braun, eben 
nicht in dieser Art und Weise die deutsche Nationalmann-
schaft diskreditieren. Wir sind stolz auf unsere National-
mannschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vielmehr ist es die Aufgabe von Fußball, Vorbild zu 
sein, Völkerverständigung zu fördern und Menschen zu 
verbinden  – egal welcher Religion, egal welcher Her-
kunft, egal welcher Hautfarbe und egal welcher persön-
lichen Lebensform. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN  – Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: 
Ich hätte auch Boateng gerne als Nachbarn!)

Diese Weltmeisterschaft ermöglicht es, in den Austausch 
zu treten, und bietet auch Chancen für bilaterale Gesprä-
che, wie sie auch der FC Bundestag in der vergangenen 
Woche geführt hat. 

Natürlich ist es richtig, dass die Wahrung der Men-
schenrechte in Russland leider nicht den UN-Standards 
entspricht. Das geht aus zahlreichen Berichten hervor, 
auch wenn es hier rechts im Hause oder links im Hause 
bestritten wird. Menschenrechte bleiben Menschenrechte 
und sind unverhandelbar. Das gilt für Russland; es gilt 
aber auch für Katar. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Einschränkung der Pressefreiheit  – das zeigt auch 
die Diskussion um den ARD-Journalisten Hajo Seppelt 
in den letzten Tagen  – bedauern wir ausdrücklich. Die 
Einschränkung des Rechts auf freie Meinungsäußerung, 
keine fairen Arbeitsbedingungen beim Stadionbau und 
keine Toleranz gegenüber den verschiedenen Lebensfor-
men: Das sind leider nur einige wenige Beispiele. Des-
wegen sollte auch kein Thema im Vorfeld und während 
der WM tabuisiert werden. Darin sind wir uns, glaube 
ich, einig.

Jetzt kommen wir aber zu dem Punkt, in dem wir uns 
uneinig sind. Sie, die Grünen, nennen in Ihrem Antrag 
Voraussetzungen, die eingehalten werden müssen: Die 
Spiele sind nur dann zu besuchen, wenn ein politisches 
Rahmenprogramm stattfindet, wenn die Bedingungen 
frühzeitig angekündigt werden. Den Sportverbänden 
sollen Vorschriften gemacht werden. Es folgen weitere 
18 Forderungen. 

Wir sagen: Ein Verbot hat hier keinerlei Platz. Wir 
werden der Bundesregierung, den Verbänden, den Fans 
und allen anderen Teilnehmern nicht vorschreiben, wie 
und wann Themen anzusprechen sind. Wichtig ist, dass 

die Themen angesprochen werden und dass wir die 
Chancen der Gespräche nutzen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Was die aktuelle Debatte um den Austragungsort für 
die EM  2024 angeht  – Sie haben vorhin gesagt, Frau 
Kollegin Lazar, es müssen Taten folgen; dann sollten Sie 
bitte auch auf Ihre Partei schauen –, gab es im Münche-
ner Stadtrat eine Diskussion zum Thema „EM 2024 in 
Deutschland“. Da haben die FDP und die Grünen Mün-
chen und Deutschland als Standort abgelehnt. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Unfass-
bar!)

Gerade auch die Diskussion der FDP über die steuerli-
chen Rahmenbedingungen bei der EM ist schwierig und 
verhindert eigentlich eine EM im eigenen Lande oder 
schadet ihr. Der einzige Mitbewerber, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ist derzeit die Türkei. Da ist es mir lieber, 
wenn die EM 2024 in unserem eigenen Land stattfindet. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dagmar Freitag [SPD] – Michael Brand [Ful-
da] [CDU/CSU]: Wir wollen die EM!)

Deswegen sollte man darauf achten, dass das auch in den 
anderen Parlamenten eingehalten wird. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir haben schon genug Wahlkampf in 
Bayern!)

Zum Schluss der Debatte – ich bin ja jetzt der letzte 
Redner  – sollten wir die Gelegenheit nutzen, unserem 
Team für den bevorstehenden Wettkampf alles Gute und 
viel Erfolg zu wünschen. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wir 
wollen den Titel!)

Fan zu sein, bedeutet aber auch, dass man Fahnen 
schwenken darf in unserem Land, dass man begeistert ist 
und dass wir unserer Mannschaft volle Rückendeckung 
geben. Deshalb wünsche ich von diesem Platz aus alles 
Gute. Viel Glück und alles Gute bei der Titelverteidi-
gung! 

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP  – Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Der Pott bleibt zu 
Hause!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Vielen Dank, Herr Kollege Brehm. – Ich schließe die 

Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion Bündnis  90/Die Grünen auf Drucksa-
che 19/2667 mit dem Titel „Fußball-WM 2018 – Men-
schenrechtsverletzer ins Abseits“. Wer stimmt für den 
Antrag? – Das ist die Fraktion der Grünen. Wer ist gegen 
diesen Antrag? – Das sind die Fraktionen der AfD, der 
CDU/CSU, der SPD und der Linken. Enthaltungen?  – 
Bei Enthaltung der FDP ist damit der Antrag der Grünen 
abgelehnt.

Sebastian Brehm 
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Tagesordnungspunkt 6 b. Abstimmung über den An-
trag der Fraktion der FDP auf Drucksache 19/2672 mit 
dem Titel „Menschenrechtsschutz während und nach der 
Fußball-WM 2018 in Russland“. Wer ist für diesen An-
trag? – FDP. Wer ist dagegen? – AfD, CDU/CSU, SPD 
und Linke. Enthaltungen? – Die Grünen. Damit ist auch 
dieser Antrag abgelehnt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 22 a bis 22 e sowie 
die Zusatzpunkte 4 a und 4 b auf. Es geht dabei um Über-
weisungen im vereinfachten Verfahren ohne Debatte. 
Wir kommen zunächst zu den unstrittigen Überweisungen. 

Tagesordnungspunkte  22  a bis 22  c und 22  e sowie 
Zusatzpunkte 4 a und 4 b:

22. a)	 Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 24. August 2017 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Kamerun zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermö-
gen von Luftfahrtunternehmen

Drucksache 19/2629
Überweisungsvorschlag:	  
Finanzausschuss

b)	 Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Erlass und zur Änderung bundesrechtlicher 
Vorschriften in Bezug auf die Übernahme 
der Aufgaben der Deutschen Dienststelle für 
die Benachrichtigung der nächsten Angehö-
rigen von Gefallenen der ehemaligen deut-
schen Wehrmacht durch das Bundesarchiv

Drucksache 19/2630
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Kultur und Medien (f)	  
Auswärtiger Ausschuss	  
Verteidigungsausschuss

c)	 Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Sechzehnten 
Gesetzes zur Änderung des Atomgesetzes 
(16. AtGÄndG)

Drucksachen 19/2631, 19/2705
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie	  
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

e)	 Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung

Umweltradioaktivität und Strahlenbelas-
tung im Jahr 2015

Drucksache 18/13180 
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit (f)	  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft	  
Ausschuss Digitale Agenda

ZP 4   a)	 Erste Beratung des von den Abgeordne-
ten Kordula Schulz-Asche, Maria Klein-
Schmeink, Dr.  Kirsten Kappert-Gonther, 
weiteren Abgeordneten und der Fraktion 
BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines …  Gesetzes zur Änderung 
des Arzneimittelgesetzes

Drucksache 19/2666
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Gesundheit

b)	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Manuel Höferlin, Oliver Luksic, Bernd 
Reuther, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der FDP

Abschaffung der Zuverlässigkeitsprüfung 
für Privatpiloten

Drucksache 19/1702 
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f)	  
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der 
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen.

Wir kommen nun zu einer Überweisung, bei der die 
Federführung strittig ist.

Tagesordnungspunkt 22 d:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Renate 
Künast, Dr.  Bettina Hoffmann, Steffi Lemke, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Kosmetik ohne Mikroplastik  – Dem Vorbild 
Schwedens folgen

Drucksache 19/1073
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (f)	
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommu-
nen	  
Federführung strittig

Interfraktionell wird Überweisung des Antrags 
der Fraktion Bündnis  90/Die Grünen auf Drucksa-
che 19/1073 zu Mikroplastik in Kosmetik an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD wünschen Fe-
derführung beim Ausschuss für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit. Die Fraktion Bündnis  90/Die 
Grünen möchte die Federführung beim Ausschuss für 
Ernährung und Landwirtschaft.

Ich lasse zuerst abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, also Fe-
derführung beim Landwirtschaftsausschuss. Wer stimmt 
für diesen Überweisungsvorschlag? – Das ist die Frak-
tion der Grünen. Wer stimmt dagegen?  – Das sind die 
Fraktionen der SPD, CDU/CSU, AfD und der Linken. 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich
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Wer enthält sich? – Keine Enthaltungen. Damit ist dieser 
Überweisungsvorschlag abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungs-
vorschlag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD, also 
Federführung beim Ausschuss für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit. Wer stimmt für diesen Überwei-
sungsvorschlag? – AfD, FDP, CDU/CSU und SPD. Wer 
stimmt dagegen?  – Die Grünen. Enthaltungen?  – Die 
Fraktion Die Linke. Damit ist der Überweisungsvor-
schlag angenommen. 

Dann kommen wir zu den Tagesordnungspunkten 23 a 
bis 23 h. Dabei geht es um Beschlussfassungen zu den 
Beschlussempfehlungen des Petitionsausschusses. Es ist 
keine Aussprache vorgesehen.

Tagesordnungspunkt 23 a:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 55 zu Petitionen
Drucksache 19/2564

Wer stimmt dafür?  – AfD, FDP, CDU/CSU, Grüne, 
SPD.  – Wer stimmt dagegen?  – Die Linke. Enthaltun-
gen? – Keine. Damit ist die Sammelübersicht 55 ange-
nommen.1)

Tagesordnungspunkt 23 b:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 56 zu Petitionen
Drucksache 19/2565

Wer stimmt dafür?  – AfD, FDP, CDU/CSU, Grüne, 
SPD und Linke. Die Sammelübersicht 56 ist einstimmig 
angenommen.

Tagesordnungspunkt 23 c:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 57 zu Petitionen
Drucksache 19/2566

Wer stimmt für die Sammelübersicht 57? – AfD, FDP, 
CDU/CSU und SPD. Wer ist dagegen? – Enthaltungen? – 
Bei Enthaltung der Linken und der Grünen ist auch diese 
Sammelübersicht angenommen.2)

Tagesordnungspunkt 23 d:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 58 zu Petitionen
Drucksache 19/2567

Wer stimmt dafür?  – FDP, CDU/CSU, Grüne, SPD 
und Linke. Wer ist dagegen? – Dagegen stimmt die AfD. 
Enthaltungen? – Damit ist die Sammelübersicht 58 an-
genommen.

1   Anlage 3
2   Anlage 4

Tagesordnungspunkt 23 e:

e)	 Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 59 zu Petitionen

Drucksache  19/2568

Wer stimmt dafür? – Alle Fraktionen des Hauses sind 
dafür. Damit ist die Sammelübersicht 59 angenommen.

Tagesordnungspunkt 23 f:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 60 zu Petitionen

Drucksache 19/2569

Wer stimmt dafür? – Linke, SPD, Grüne, CDU/CSU, 
AfD, FDP – alle Fraktionen des Hauses. Damit ist Sam-
melübersicht 60 angenommen.

Tagesordnungspunkt 23 g:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 61 zu Petitionen

Drucksache 19/2570

Wer stimmt dafür? – AfD, FDP, CDU/CSU, SPD. Wer 
stimmt dagegen? – Die Grünen und die Linken. Damit ist 
die Sammelübersicht 61 angenommen.

Tagesordnungspunkt 23 h:

Beratung der Beschlussempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 62 zu Petitionen

Drucksache 19/2571 

Wer stimmt dafür? – SPD, CDU/CSU. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind die AfD, die FDP, die Grünen und die 
Linken. Das Erstere war die Mehrheit. Damit ist Sam-
melübersicht 62 angenommen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 5 auf:

Vereinbarte Debatte

G-7-Gipfel in Kanada – Deutschlands Einsatz 
für eine robuste und regelbasierte Weltord-
nung 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. – Es gibt dazu 
keinen Widerspruch. Dann ist das beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst der 
Kollege Dr.  Johann Wadephul für die CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! G-7-Gipfel sind normalerweise Ereignisse, die 
uns nicht allzu lange beschäftigen oder die Aufmerk-
samkeit auf sich ziehen. Wenn es nur ein weiterer Tweet 

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich
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des amerikanischen Präsidenten gewesen wäre, der uns 
verärgert hätte, den wir nicht verstehen, wäre er wahr-
scheinlich auch noch kein Anlass gewesen, hier darüber 
zu debattieren. Aber wir erkennen in der Verhaltenswei-
se des amerikanischen Präsidenten, der ein vereinbartes 
Schlussdokument per Twitter infrage stellt, mittlerweile 
doch Verhaltensmuster, die der Deutsche Bundestag  – 
deswegen bin ich dankbar, dass alle Fraktionen sich da-
rauf geeinigt haben – auch einmal grundsätzlich disku-
tieren will.

Da gibt es langjährig ausgehandelte Verträge. Ich 
nenne das Klimaschutzabkommen, eine der größten Er-
rungenschaften der Weltgemeinschaft. Damit ist es uns 
gelungen, endlich gemeinsam nicht nur die Staaten ein-
zubeziehen, die betroffen sind – das sind Inselstaaten –, 
sondern auch die Verursacherstaaten. Es ist endlich ge-
lungen, zum Klimaschutz eine gemeinsame internationa-
le Übereinkunft zu erzielen, und der amerikanische Prä-
sident erklärt lax, er wolle sich daran nicht mehr halten 
und sie interessiere die Vereinigten Staaten von Amerika 
nicht.

Da haben wir das Atomabkommen mit dem Iran, end-
lich mit großen Anstrengungen auch der deutschen Di-
plomatie, der europäischen Diplomatie erzielt. Es ist eine 
Errungenschaft, den Iran zu motivieren, auf eine atomare 
Bewaffnung zu verzichten. Es ist zumindest eine Chan-
ce, in dieser Region Aufrüstung zu verhindern und ein 
bisschen Frieden und Sicherheit, nicht zuletzt auch für 
Israel, sicherzustellen, und der amerikanische Präsident 
verabschiedet sich davon.

Auf der anderen Seite gab es nach einem Hin und Her, 
nach Zusage, Absage, kurzfristiger Vorbereitung ein Zu-
sammentreffen mit einem der grausamsten Diktatoren 
unserer Zeit, mit dem Diktator von Nordkorea, Kim Jong 
Un, eine dürftige Erklärung, die in der Substanz eigent-
lich überhaupt nichts enthält an Sicherheitsgarantien für 
Südkorea, keinen Zeitplan, keine Garantien, dass Nord-
korea Atomwaffen abbaut, und das wird vom amerikani-
schen Präsidenten als epochales Werk verkauft und mit 
der Aussage verbunden, seitdem er im Amt sei, sei die 
Welt sicherer geworden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen  – ich werde gleich noch einen 
Satz zu Amerika insgesamt sagen –, wenn wir so etwas 
als Verbündete und als Freunde Amerikas in der westli-
chen Welt durchlassen, desavouieren wir internationale 
Demokratie, desavouieren wir alle unsere internationa-
len Ansätze, die wir als Europäer, die wir als Deutsche 
gemeinsam in der UN, in der NATO, in der Europäischen 
Union vertreten, und das dürfen wir nicht zulassen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Ein Weiteres ist, dass wir auch keine Relativierungen 
zulassen dürfen. Natürlich ist es sinnvoll, mit jemandem 
wie dem Diktator von Nordkorea zu sprechen. Natürlich 
ist es sinnvoll, jede Anstrengung zu unternehmen, mit 
ihm auch zu einer Vereinbarung zu kommen. Aber jetzt 
im Nachhinein zu sagen, wie wir es vom amerikanischen 
Präsidenten lesen, es gebe halt auch andere nicht gute 
Regime und das sei nur eins von vielen, ist eine Relati-

vierung, die nicht zulässig ist. Es ist auch eine nicht abge-
stimmte Politik mit engen Partnern, die wir in der Region 
haben, mit Südkorea, mit Japan. Auch dagegen müssen 
wir uns zur Wehr setzen.

Deswegen möchte ich zweierlei dazu sagen:

Erstens. Darauf kann die Antwort auch nur wieder 
erneut sein: Liebe Freundinnen und Freunde, wenn wir 
unsere Werte, wenn wir unsere Vorstellungen von inter-
nationaler Zusammenarbeit durchsetzen wollen, wenn 
wir unsere Werte behalten wollen, dann brauchen wir an 
dieser Stelle ein starkes Europa. Wir müssen die Europä-
ische Union endlich weltpolitikfähig machen, damit wir 
eine Antwort darauf geben können; dazu sind wir aufge-
rufen.

Zweitens. Natürlich dürfen wir nicht deswegen, weil 
dieser Präsident uns nicht passt und weil er sich in man-
chen Verhandlungsschemata nicht an das hält, was wir 
für richtig halten, die transatlantischen Beziehungen 
aufs Spiel setzen. Natürlich müssen wir wissen, dass die 
Vereinigten Staaten von Amerika eine alte, eine starke 
Demokratie sind, eine starke Wirtschaftsmacht sind und 
trotz aller Auseinandersetzungen unsere stärksten mili-
tärischen und auch wirtschaftlichen Verbündeten blei-
ben. Wir bleiben den Vereinigten Staaten von Amerika 
nicht nur deshalb in Freundschaft verbunden, weil sie 
uns vom Nationalsozialismus befreit haben, weil sie die 
Wiedervereinigung Deutschlands ermöglicht haben, son-
dern auch mit Blick auf die Zukunft. Wir müssen Freun-
de Amerikas bleiben. Aber wir müssen auch diejenigen 
in Amerika, denen daran gelegen ist, dass es so bleibt, 
dass es in Europa, dass es in Deutschland eine positive 
Stimmung gibt, auffordern: Auch ihr müsst etwas dafür 
tun, dass Amerika seine Freunde in Deutschland und in 
Europa behält.

Deswegen: Lassen Sie uns gemeinsam, trotz der Frus-
tration über das Ende dieses Gipfels, dafür kämpfen, dass 
die Freundschaft zwischen Europa und Amerika fortbe-
steht! Lassen Sie uns dafür klar eintreten!

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich erteile als nächstem Redner das Wort dem Kolle-

gen Dr. Roland Hartwig für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Roland Hartwig (AfD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Jetzt ist es 

also wirklich passiert: Ein G-7-Gipfel ist ergebnislos zu 
Ende gegangen. Dass Frau Merkel mit leeren Händen zu-
rückkehrt, ist eigentlich nichts Neues; nur war es selten 
so offensichtlich. Und was fordert das Regierungslager? 
Noch mehr Europa! Herr Wadephul, das ist genau die fal-
sche Antwort.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Johann David Wadephul 
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Wenn nach der inneren Ordnung nun auch noch die äu-
ßere Ordnung verloren geht, dann tun Sie doch bitte nicht 
so, als hätte die deutsche Regierung damit nichts zu tun!

Die G-7-Gruppe verstand sich als Wertegemeinschaft 
für Frieden, Sicherheit und Selbstbestimmung der Völ-
ker. Doch was hat die deutsche Außenpolitik daraus 
gemacht? Sie hat zunächst die Entspannung in Europa 
zerstört: durch Ausgrenzung und Verhängung von Sank-
tionen gegen Russland. Die deutsche Politik hat die Be-
ziehungen zu den Vereinigten Staaten massiv belastet: 
durch Beleidigungen und Belehrungen des amerikani-
schen Präsidenten. Und Sie haben die Ausrüstung der 
Bundeswehr sträflich vernachlässigt, sodass wir heute 
nicht einmal mehr in der Lage sind, unser eigenes Land 
zu verteidigen.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Ogottogott! Welch ein Quatsch!)

Diese Außenpolitik hat offensichtlich auch keine Pro-
bleme mit dem Bruch des Völkerrechts, etwa wenn die 
Türkei große Teile Syriens besetzt oder die Westmächte 
kraft eigener Ermächtigung Luftschläge gegen Syrien 
führen. Sie forderten schon früh die Beseitigung des 
Assad-Regimes und trugen damit dazu bei, dass Hundert
tausende ihr Leben lassen mussten.

(Beifall bei der AfD)

Und wo bleibt denn die Selbstbestimmung der Völ-
ker? Gerade Deutschland mutet ganz Europa einen histo-
rischen Ansturm muslimischer Immigranten zu

(Falko Mohrs [SPD]: Das hat ja lange gedau-
ert!)

mit der Folge, dass die Völker Europas ihre eigene natio-
nale und kulturelle Identität verlieren werden.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: Oje! Oje!)

Diese Politik tut nichts dafür, um die entscheidenden Ur-
sachen für diese Einwanderung zu bekämpfen, nämlich 
die Magnetwirkung der deutschen Sozialsysteme, son-
dern greift sogar noch diejenigen an, die sich dagegen 
zur Wehr setzen.

Sie unterstützen die Verfahren der EU-Kommission 
gegen Polen, Ungarn und Tschechien,

(Marianne Schieder [SPD]: Zu Recht!)

weil diese Länder die Zusammenarbeit bei der Auftei-
lung von Flüchtlingen in der EU verweigern. Aber genau 
diese Politik hat auch Großbritannien aus der EU getrie-
ben. Und Sie erkennen ja nicht einmal die Zeichen der 
Zeit, wenn Italien mit überwältigender Mehrheit eine eu-
ropakritische Regierung wählt.

Und was die deutsche Politik dem eigenen Volk zumu-
tet, das können wir fast jeden Tag in der Zeitung lesen. 
Mit welcher Glaubwürdigkeit rufen Sie jetzt noch nach 
mehr Europa? Nennen Sie diesen gigantischen Scher-
benhaufen etwa „erfolgreiche Politik für Frieden, Sicher-

heit und Selbstbestimmung“? Nein, meine Damen und 
Herren, diese Politik treibt Deutschland weltweit in die 
Isolation,

(Beifall bei der AfD)

und sie zerstört Europa  – seine Freiheit, seinen Wohl-
stand und seine Kultur. Wenn Sie wirklich etwas dage-
gen tun wollen  – für unser Land und für das deutsche 
Volk, wie es draußen an diesem Haus steht –, dann, mei-
ne Damen und Herren und besonders die Kollegen von 
der CDU/CSU, beenden Sie diese unsinnige Politik, und 
stoppen Sie vor allem Ihre eigene Kanzlerin so schnell 
wie möglich.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die SPD-Fraktion erteile ich das Wort dem Kolle-

gen Dr. Rolf Mützenich.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Rolf Mützenich (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Darbietung des amerikanischen Präsiden-
ten Trump beim G-7-Gipfel mag unverfroren sein, aber 
sie steht augenfällig auch für den Zustand westlicher Re-
gierungsformate. Nach dem, was man eben hier gehört 
hat, mag das einige freuen. Aber ich muss Ihnen sagen: 
Es ist weder im nationalen noch im europäischen Interes-
se, wenn wir uns darüber freuen, dass eine Weltordnung, 
von der Deutschland, aber auch Europa profitiert hat, mit 
einem Präsidenten Trump zu Ende geht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen ist es angemessen, dass wir heute darüber re-
den und insbesondere hinterfragen, was die Motive von 
Trump sind.

Mein Eindruck ist: Es sind innenpolitische Motive, 
es geht um die Mobilisierung und den Beifall seiner An-
hängerschaft und die Zerstörung der internationalen Ord-
nung. Ob er erfolgreich sein wird in den nächsten Jahren, 
hängt nach meinem Dafürhalten von zwei Entwicklun-
gen ab:

Eine Entwicklung betrifft die USA selbst. Ich bin 
durchaus an dem interessiert, was in den USA passiert: 
Die jungen Menschen versuchen, gegen die Waffenge-
setze vorzugehen; es gibt eine #MeToo-Bewegung, und 
es gibt Richterinnen und Richter sowie Medien, die ver-
suchen, den innenpolitischen Zerreißprozess, der mit die-
sem Präsidenten verbunden ist, aufzuhalten. Die Frage 
ist: Werden die Demokraten die richtigen Schlussfolge-
rungen ziehen?

Aber es ist nicht nur eine innenpolitische Frage, son-
dern insbesondere eine Frage an die Partner – und wir 
wollen weiterhin Partner sein –: ob sie mit Haltung, mit 
Argumenten und mit Handlungen versuchen, ihn auf 
dem Weg, der mit dieser Präsidentschaft verbunden ist, 
so gut wie möglich aufzuhalten. Dazu gehört erstens die 
Auseinandersetzung um das Thema Handel. Ich glaube, 
auf der einen Seite Gegenmaßnahmen innerhalb der Eu-

Dr. Roland Hartwig 



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 39 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 14 . Juni 20183808

(A) (C)

(B) (D)

ropäischen Union zu beschließen und auf den Weg zu 
bringen, aber auf der anderen Seite für Gespräche weiter-
hin bereit zu sein, ist der richtige Weg.

Der zweite Punkt ist, Provokationen entgegenzutreten. 
Ich finde, das, was sich der amerikanische Botschafter 
in Deutschland in der vergangenen Woche hier geleistet 
hat, ist zu Recht eine Bemerkung aus dem Bundestag, 
aber genauso aus der Bundesregierung wert. Wir haben 
die Bundeskanzlerin in der Befragung gefragt, ob nicht 
möglicherweise eine eigene Bemerkung beim G-7-Gip-
fel dazu notwendig ist. Aber – an die Bundesregierung 
und den Gesundheitsminister gerichtet – ein privat dekla-
riertes politisches Techtelmechtel reicht aus meiner Sicht 
überhaupt nicht aus, dieser Provokation entgegenzutre-
ten, sondern befördert sie eher.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Der dritte Punkt ist, mit Partnern Differenzen zu lö-
sen. Deswegen ist es richtig, dass die Bundesregierung in 
der Ukraine, aber auch in Russland Vorschläge zu Nord 
Stream gemacht hat. Aber ich finde genauso richtig: Man 
darf nicht dem Diktat des Handlungsreisenden Trump in 
Sachen Flüssiggas und insbesondere Rüstungsindustrie 
nachkommen. Das gehört genauso zu einer selbstbewuss-
ten deutschen, aber auch europäischen Außenpolitik.

(Beifall bei der SPD)

Aber wenn wir über G 7 sprechen, dann geht es um 
mehr. Es geht darum, dass wir uns darüber klarwerden, 
dass die internationale Ordnung nicht nur durch Trump, 
durch Putin, durch Erdogan und durch viele andere he-
rausgefordert wird; das sind im Grunde genommen nur 
Einzelpersonen. Vielmehr geht es letztlich darum, dass 
sich die Struktur auf der internationalen Ebene ändert. 
Ich glaube, es war kein Zufall, dass sich fast parallel zum 
G-7-Treffen die Schanghai-Kooperation getroffen hat, 
die Volksrepublik China sozusagen an ihrer Spitze, die 
im Grunde genommen versucht, die internationale Ord-
nung in Asien zu konzentrieren und dort ihren Einfluss 
wirken zu lassen. Asien trägt heute 50 Prozent zum der-
zeitigen Weltwirtschaftswachstum bei. In zwei Ländern 
Asiens lebt ein Drittel der Weltbevölkerung. Dass Asien 
in Zukunft das Zentrum der internationalen Ordnung sein 
wird, ist vor dem Hintergrund des G-7-Treffens von Be-
deutung.

Weitere strukturelle Faktoren, die deutlich werden, 
sind auf der einen Seite die nachholende Entwicklung 
in einigen Ländern Asiens, teilweise auch in einigen 
Ländern Lateinamerikas und auf der anderen Seite der 
Staatszerfall. Das korrespondiert zusätzlich mit dem, 
was wir auf dem G-7-Gipfel erlebt haben, dass nämlich 
zu wenig über Klima, über die Frage von Rohstoffver-
teilung, die Frage von Flucht und der Eingrenzung von 
Kriegen gesprochen wird. Gleichzeitig sehen wir leider 
auch, dass es eine Rückkehr von Geopolitik gibt. 

Deswegen glaube ich: „Die Welt aus den Fugen“ ist 
die richtige Beschreibung, aber am Ende reicht diese Be-
schreibung nicht aus. Die Welt ordnet sich neu. Meine 
Damen und Herren, wir haben gar keine andere Wahl, 
als uns auf Europa zu konzentrieren; denn wenn wir in 
dieser neuen internationalen Ordnung vorkommen wol-

len, können wir es nur mit Partnerinnen und Partnern an 
unserer Seite tun – mit den Menschen ebenso wie mit den 
Regierungen der Länder. 

Den Wohlstand mehren, auch den Wohlstand in 
Deutschland, heißt, Strukturgefälle in Europa abzubau-
en. Ich bin dankbar, dass der deutsche Außenminister 
gestern in einer wirklich beachtenswerten Rede diese 
unterschiedlichen Facetten des europäischen Weges be-
schrieben hat. 

Aber Europa reicht nicht aus. Deutschland hat sich um 
einen nichtständigen Sitz im Weltsicherheitsrat beworben 
und ist dort mit einer überwältigenden Mehrheit gewählt 
worden. Das zeigt: Wir brauchen auf der einen Seite die 
Gestaltung Europas und müssen auf der anderen Seite die 
internationale Ordnung auf der Grundlage der Charta der 
Vereinten Nationen, die uns nach dem Zweiten Weltkrieg 
zumindest hier, in diesem Teil Europas, in dem wir le-
ben, einigermaßen Frieden gesichert hat, schaffen. Das 
hat viel mit einer internationalen Ordnung zu tun, die auf 
Regeln, auf Werten und Verlässlichkeit begründet wor-
den ist. Dafür, finde ich, lohnt es sich, mit Europa ebenso 
wie mit den Vereinten Nationen zusammenzustehen.

(Beifall bei der SPD)

Der Koalitionsvertrag gibt Antworten in der Außen-, 
Sicherheits-, Entwicklungs- und Menschenrechtspolitik. 
Mir persönlich ist noch mal ganz wichtig, daran zu erin-
nern: Wir haben uns darüber verständigt, dass Abrüstung 
ein wichtiges Thema der Mitgliedschaft Deutschlands als 
nichtständiges Mitglied im Sicherheitsrat ist. Aber – ich 
sage das sehr deutlich, auch in Richtung der Bundesre-
gierung – auch bei den Rüstungsexporten haben wir klare 
Vereinbarungen getroffen, gerade bei den Kleinwaffen. 
Ich erwarte, dass wir als Parlament gemeinsam das, was 
wir verabredet haben, mit dieser Regierung verwirkli-
chen, auch mit dem Wirtschaftsminister.

(Beifall bei der SPD – Agnieszka Brugger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir auch!)

Der dritte Punkt. Ich glaube, es ist wichtig, dass wir 
gegenüber Russland versuchen, nicht nur im Gespräch zu 
bleiben, sondern auch die Chancen, die sich um Russland 
herum entwickelt haben  – nämlich die regionalen For-
mate –, schätzen zu lernen, sowohl die Eurasische Wirt-
schaftsunion als auch die Organisation des Vertrags über 
kollektive Sicherheit. Hier bieten sich Chancen, nicht nur 
bilateral zusammenzuarbeiten, sondern insbesondere der 
regionalen Zusammenarbeit zum Durchbruch zu verhel-
fen – auch im Hinblick auf Asien.

Deswegen sage ich: Heute und in den nächsten Wo-
chen und Monaten beweist sich, ob die Demokratie die 
überlegenere Form ist, um diese internationale Ordnung 
mitzugestalten und neu zu bauen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Rolf Mützenich
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die FDP-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Michael Link.

(Beifall bei der FDP)

Michael Georg Link (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wer 

hätte gedacht, dass sich ein amerikanischer Präsident ein-
mal so aufführt, als sei das G-7-Treffen ein Showdown 
unter Gegnern, während er sich gleichzeitig mit dem 
nordkoreanischen Diktator trifft und scheinbar ein Fest 
unter Freunden feiert. Verrückte Welt, kann man nur sa-
gen.

Ja, verrückte Welt, aber ganz im Ernst füge ich hinzu: 
Gerade als langjähriger und weiterhin überzeugter Tran-
satlantiker kann ich nicht anders, als daraus eines zu fol-
gern: Wir als Europäische Union müssen bereit sein, ei-
nem US-Präsidenten mit klarer Kante entgegenzutreten, 
wenn dieser gemeinsame Regeln bricht, die Wahrheit 
biegt, Verträge ignoriert, das Recht des Stärkeren predigt 
und mit Verbündeten redet, als kämen sie aus Schurken-
staaten.

(Beifall bei der FDP)

Kurz: Wenn er mit der Abrissbirne durch das geht, was 
wir nach 1990 gemeinsam mit den USA in vielen ver-
schiedenen Vertragswerken aufgebaut haben, dann muss 
das Konsequenzen haben. Gegen die Alleingänge solcher 
vermeintlich starken Anführer müssen wir umso mehr 
auf starke Institutionen setzen. Multilaterale Handelsfo-
ren und internationale Organisationen wie die Vereinten 
Nationen brauchen wir aus einem ganz einfachen Grund: 
weil in unserer hypervernetzten Welt Alleingänge die Si-
cherheit aller aufs Spiel setzen.

Für die Freien Demokraten steht deshalb fest: Die EU 
muss gerade nach diesem G-7-minus-1-Gipfel noch viel 
entschiedener klar sagen, dass die EU sich für die multi-
laterale Weltordnung einsetzt. Da gibt es drei ganz klare 
To-dos.

Erstens. Die Kräfte bündeln – viele Vorredner haben 
das heute schon gesagt –; also eine gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik.

Zweitens. Wir müssen international neue Formate su-
chen, in denen wir – leider –, wenn nötig auch ohne die 
USA, Fortschritte machen.

Drittens. Wir müssen über den Atlantik hinweg in den 
USA die Kontakte intensivieren: in den Kongress, in die 
Bundesstaaten, zu den Gouverneuren, zu all denen, die 
zu den Verlierern dessen gehören werden, was Trump 
jetzt macht. 

Zum ersten Punkt. Auf der Weltbühne brauchen wir 
für die EU, ganz klar, mehr Durchsetzungskraft. Die 
gibt es nur mit einer echten gemeinsamen europäischen 
Außenpolitik. Um dahin zu kommen, müssen wir end-
lich Mehrheitsentscheidungen in der EU-Außenpolitik 
einführen und die Stellung und Ausstattung der Hohen 
Vertreterin stärken.

(Beifall bei der FDP)

So könnten wir schneller und wesentlich häufiger mit ei-
ner Stimme sprechen. Einen entsprechenden Antrag dazu 
haben wir vorgelegt. Lassen Sie uns daran arbeiten. Auch 
für militärische Krisenfälle müssen wir uns wappnen, um 
international ein glaubwürdiger und handlungsfähiger 
Partner zu sein. Gleichzeitig machen wir uns dadurch 
auch weniger abhängig von den schwankenden Gemüts-
lagen im Weißen Haus. Deshalb unterstützen wir als FDP 
nachdrücklich den Aufbau und Ausbau der europäischen 
Verteidigungsunion und der gesamten zivilen Krisenins-
trumente der EU.

Zweitens. In der Kooperation mit unseren internatio-
nalen Partnern müssen wir Neues wagen. Wieso nicht die 
Gelegenheit nutzen und viel intensiver mit gleichgesinn-
ten Ländern wie Kanada, Mexiko, Japan, Australien und 
Neuseeland zusammenarbeiten, aber auch mit Latein-
amerika, Südafrika, Nigeria, Kenia, Indien und den ASE-
AN-Staaten? Mit einigen dieser Staaten sind wir als EU 
gerade im Begriff, Freihandelsabkommen zu verhandeln 
und abzuschließen. Lassen Sie uns das zügig tun, und 
haben Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der Großen 
Koalition, bitte den Mut, diese Abkommen dann auch 
zu ratifizieren. Sie haben heute wieder eine Gelegenheit 
verstreichen lassen, das zu tun. Es wäre wichtig gewesen, 
den deutlichen Schulterschluss mit unseren kanadischen 
Freunden heute zu unterstreichen. Die Haltung, CETA 
nicht zu ratifizieren, wird nur Trump helfen.

(Beifall bei der FDP)

Zum dritten Punkt. Was können wir in den USA selbst 
tun? Hier gilt zunächst: Verfallen wir nicht in Antiameri-
kanismus. Transatlantiker werden gerade jetzt gebraucht; 
denn die USA sind vielschichtiger, bunter und weltoffe-
ner als ihr gegenwärtiger Präsident, und sie haben eine 
funktionierende Verfassung mit starken Parlamentsrech-
ten und Bundesstaaten.

Ich will zum Abschluss darauf zu sprechen kommen, 
dass gerade jetzt eine Initiative von demokratischen und 
republikanischen Senatoren vorgebracht wurde, um die 
Vorrechte des Präsidenten in der Handelspolitik zu unter-
binden. Ein wichtiger Schritt, mit dem das amerikanische 
Parlament Farbe bekennt. Lassen Sie uns auch Farbe be-
kennen. Die Bundesregierung hat es geschafft – Gratu-
lation! –, in den UN-Sicherheitsrat gewählt zu werden. 
Eine Zeitlang während der Zeit im UN-Sicherheitsrat 
wird Deutschland – ganz wichtig – auch die EU-Ratsprä-
sidentschaft übernehmen. Wieso nicht den deutschen Sitz 
in einen tatsächlichen europäischen Sitz einbetten? Wir 
könnten hier, in enger Abstimmung mit den europäischen 
Partnern, beispielhaft vorangehen, für mehr Multilatera-
lismus, für die Stärke des Rechts und gegen das Recht 
des Stärkeren.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich rufe den nächsten Redner, Kollege Fabio De Masi, 

für die Fraktion Die Linke auf.

(Beifall bei der LINKEN)
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Fabio De Masi (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Nach dem G-7-Gipfel in Kanada lief US-Präsi-
dent Donald Trump Amok. Er kündigte die Vereinba-
rungen der mächtigen Industrienationen via Twitter auf 
und drohte erneut mit einem Handelskrieg. So weit, so 
schlecht.

Die Bundeskanzlerin verkündete, Europa müsse sein 
Schicksal zukünftig selbst in die Hand nehmen. Meine 
Fraktion begrüßt ausdrücklich eine gegenüber den USA 
unabhängigere Wirtschafts- und Außenpolitik Europas.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber was heißt das konkret? Wird ab jetzt zurück-
getwittert? Meinen Sie wirklich, dass sich der Spaßvo-
gel in Washington durch Strafzölle auf Motorräder von 
Harley-Davidson, Levi’s Jeans oder Whiskey beeindru-
cken lässt? Die Einzigen, die das juckt, sind vielleicht 
die Hells Angels. Die Zeiten, in denen der große Bruder 
USA mit Dollars um sich geworfen hat, um deutsche Ma-
schinen oder Autos zu kaufen, sind vorbei.

Dies bedeutet aber auch: Die Zeiten, in denen Deutsch-
land durch gute Ingenieure, durch zu schwache Löhne 
oder aber auch Abgastricks die Weltmärkte erobert hat, 
sind ebenso vorbei. Strafzölle auf Autos könnten das 
Waterloo der deutschen Wirtschaft werden; denn der An-
teil der Automobilindustrie inklusive Zulieferer liegt bei 
etwa 8 Prozent unseres Bruttoinlandsprodukts. 

Meine Fraktion hat immer wieder gewarnt: Deutsch-
land verkauft durch seine unzureichenden Löhne und 
durch seine unzureichenden öffentlichen Investitionen 
immer mehr ins Ausland, als es von dort einkauft. Ich 
wiederhole es gerne: Die USA sind nicht Griechenland. 
Es macht einen Unterschied, ob ein Schäferhund, ein 
Hamster oder ein Pitbull beißt.

(Beifall bei der LINKEN)

Trump macht manchmal, was er sagt. Ich zitiere: 

I’d throw a tax on every Mercedes-Benz rolling into 
this country …

Oder kürzer: 

No more BMW on Fifth Avenue. 

Dieses Wirtschaftsprogramm verkündete Trump bereits 
1990 im „Playboy“-Magazin. Ich weiß, dass es regelmä-
ßig die Fantasie männlicher Kollegen beflügelt – wie bei 
der Befragung der Bundeskanzlerin –, wenn ich aus dem 
„Playboy“ zitiere. Allerdings war ich 1990 zehn Jahre 
alt und hatte andere Interessen. Die Bundeskanzlerin 
verkündet Ihre Europapolitik ja neuerdings auch in der 
„Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung“. Viel mehr 
Substanz als der „Playboy“ hat das Europaprogramm der 
Kanzlerin aber auch nicht. 

(Beifall bei der LINKEN)

Ein Kolumnist der „Financial Times“ schrieb kürzlich 
zum G-7-Fiasko, die Bundeskanzlerin habe keine Anstal-
ten gemacht, die hohen Exportüberschüsse Deutschlands 
abzubauen. Dies sei eine der tieferen Ursachen für den 
Kollaps des regelbasierten Handelssystems und für die 

Probleme der Euro-Zone. Es ist daher auch naiv, zu glau-
ben, Frankreich oder Italien würden so freundlich sein, 
durch eine Senkung von Zöllen auf US-Autos Deutsch-
land aus der Schusslinie Trumps zu nehmen, nachdem 
die Bundesregierung ihnen über Jahre erklärt hat, dass 
Europa deutsch spreche, und sie gedemütigt hat.

Die beste Antwort, die Deutschland daher auf Trump 
geben kann, lautet: ein Mindestlohn von 12 Euro gegen 
Armutsrenten,

(Beifall bei der LINKEN)

das Hartz-IV-System überwinden, ein Verbot von sach-
grundloser Befristung und ausufernder Leiharbeit und 
mehr öffentliche Investitionen in Universitäten oder di-
gitale Infrastruktur.

(Beifall bei der LINKEN)

Das würde die Lebensverhältnisse vieler hart arbeitender 
Menschen schlagartig verbessern, das würde die Binnen-
wirtschaft stärken, die Exportüberschüsse kontrolliert 
verringern und Europa einen. So geht „Europe United“. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundeskanzlerin hat eine Rückkehr Russlands in 
das G-8-Format unter Verweis auf Völkerrechtsbrüche 
Russlands auf der Krim ausgeschlossen. Meine Fraktion 
kritisiert den Bruch des Völkerrechts – auch gegenüber 
Russland. 

(Beifall bei der LINKEN)

Dies gilt unbeschadet der Fehler der EU in der Ukraine 
und der zunehmenden Einkreisung Russlands durch die 
NATO. Aber: Eine wertegeleitete Außenpolitik könnte in 
der Bibel fündig werden. In der Bergpredigt Jesu heißt 
es: 

Was siehst du aber den Splitter im Auge deines Bru-
ders, den Balken aber in deinem Auge bemerkst du 
nicht?

(Beifall bei der LINKEN)

Haben die USA nicht unzählige Völkerrechtsbrüche 
zu verantworten? Was ist mit dem Irakkrieg, den die Bun-
deskanzlerin einst befürwortete? Was ist mit der Kündi-
gung des Atomabkommens mit dem Iran durch die USA? 
Was ist mit den US-Bombardements in Syrien, welche 
die Bundesregierung begrüßte, noch bevor UN-Ermittler 
ihre Untersuchung zum potenziellen Einsatz von Giftgas 
durchführen konnten? Wenn das Völkerrecht der Maß-
stab der G 7 ist, müsste sich das Gremium bald in G 1 
oder G  0 umbenennen, und auch die Kanzlerin dürfte 
nicht mehr fahren.

Ich möchte daher zum Schluss die Frage aufwerfen, 
ob die G 7 nicht längst überholt sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Weltwirtschaft lässt sich nicht mehr ohne Länder wie 
China, Russland oder Brasilien erfolgreich gestalten. Wir 
brauchen daher eine Stärkung der Vereinten Nationen 
und eine neue Entspannungs- und Ostpolitik gegenüber 
Russland.

(Beifall bei der LINKEN)
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Die USA wenden sich ab. Es ist daher im europä-
ischen Interesse, die Sanktionen gegenüber Russland 
aufzuheben und zu einer Politik der guten Nachbarschaft 
zurückzukehren.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Dr. Anton Hofreiter 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Anton Hofreiter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir erleben alle, wie ein US-Präsident mit 
einem Tweet einen schwierig ausgehandelten und eh 
bereits dünnen Kompromiss in die Tonne tritt. Wir erle-
ben, wie ein US-Präsident sich nicht im Geringsten für 
bedeutende internationale Abkommen wie zum Beispiel 
das Iran-Abkommen interessiert. Natürlich ist dieses 
Abkommen nicht perfekt, aber es ist das Beste, was wir 
in dem Bereich haben. Die USA interessieren sich nicht 
dafür.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir erleben, wie ein US-Präsident einen der bedeutends-
ten völkerrechtlichen Verträge der letzten Jahrzehnte, das 
Pariser Klimaschutzabkommen, einfach aufkündigt. In 
dieser dramatischen Lage haben eigentlich alle vernünf-
tigen Kräfte – in Deutschland, in Europa – verlangt, dass 
die Europäische Union stärker zusammenarbeiten muss, 
dass Europa gestärkt werden muss.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dafür gibt es eine ganze Reihe guter Gründe. Die Heraus-
forderungen sind für einzelne Länder innerhalb Europas, 
die im Verhältnis zu solchen Mächten wie China, Indien 
oder auch den USA sehr, sehr klein sind, zu groß. Um 
diesen großen Herausforderungen zu begegnen, braucht 
es die Zusammenarbeit. Um das alleine anzugehen, da-
für ist auch das im Verhältnis mächtige und bedeutende 
Deutschland deutlich zu klein. Und deshalb – unter ande-
rem deshalb – brauchen wir eine deutlich stärkere Euro-
päische Union und eine engere Zusammenarbeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Man hätte erwarten können, dass die Regierung da-
raus Konsequenzen zieht. Wir haben gesehen, wie die 
Bundesregierung – Frau Merkel und Herr Altmaier – an-
gesichts der drohenden Zölle, als die EU-Kommission 
einen Vorschlag gemacht hat, versucht hat, auf eigene 
Rechnung hinter dem Rücken der EU-Kommission und 
der europäischen Partner einen Deal mit den USA aus-
zuhandeln. Wir haben gesehen, wie die Bundesregierung 
verhindert hat, dass das Pariser Klimaschutzabkommen 
ein wesentlicher Bestandteil des nächsten Mandats für 
die Verhandlungen über die Handelsabkommen mit Aus-
tralien und Neuseeland wird, so wie der französische Prä-
sident das wollte. Man hätte eigentlich erwarten können, 

dass nach all den Schwierigkeiten auf dem G‑7-Gipfel 
damit jetzt endlich Schluss ist. Aber was haben wir heute 
erlebt? Wir haben heute erlebt, dass eine CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, insbesondere der CSU-Teil, nicht davor 
zurückschreckt, aus billigen Wahlkampfgründen, aus bil-
ligsten Wahlkampfgründen die Stabilität der Regierung, 
damit die Stabilität Deutschlands und damit die Stabilität 
der Europäischen Union zu gefährden. Das ist mehr als 
hochproblematisch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich erwarte von den Regierungsfraktionen, und zwar 
insbesondere von der CDU/CSU, dass sie endlich zu ver-
nünftigem Handeln zurückkehren. Wir sehen doch, dass 
um uns herum die Welt in Aufruhr ist, dass wir in größten 
Schwierigkeiten stecken. Und Sie führen hier ein solches 
Schmierentheater auf. Wo ist denn Ihre Verantwortung 
geblieben?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Was ist denn angesichts von Trump, von Erdogan, an-
gesichts des Aufstiegs von China, einem mächtigen, auto-
kratischen Regime, eigentlich nötig? Was wir bräuchten, 
um den Multikul – –  den Multilateralismus zu retten – –

(Lachen und Beifall bei Abgeordneten der 
AfD)

–  Dass Sie nicht verstehen, was internationale Zusam-
menarbeit ist,

(Dr.  Alexander Gauland [AfD]: Nein! Wir 
können nicht verstehen, was Sie reden! Nie-
mals!)

ist offensichtlich. Ich verstehe, ehrlich gesagt, angesichts 
Ihrer Gesinnung, dass Sie lachen und sich lustig machen 
über die großen Probleme in dieser Welt,

(Kay Gottschalk [AfD]: Zusammenarbeit auf 
Augenhöhe!)

aber Sie sollten sich schämen für Ihr Verhalten.

(Dr.  Alexander Gauland [AfD]: Ja, ja! Wir 
müssen uns ja immer schämen, wenn Sie am 
Rednerpult sind!)

Sie sind ein Problem für dieses Land, und Sie sind ein 
Problem für die internationale Zusammenarbeit. Überall, 
wo solche wie Sie an der Macht sind, geht es den Men-
schen schlecht,

(Lachen bei der AfD – Dr. Alexander Gauland 
[AfD]: Wo sind denn solche wie wir an der 
Macht?)

haben wir international Probleme und werden die 
Schwierigkeiten nur größer. Es ist bezeichnend, dass Sie 
sich darüber freuen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Was brauchen wir, um die multilaterale Zusammen-
arbeit zu stärken? Wir brauchen eine engere Zusammen-

Fabio De Masi 
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arbeit in Europa. Man muss sich darum kümmern, dass 
sich die südeuropäischen Staaten nicht weiter ausge-
grenzt und abgehängt fühlen. Da braucht es Investitionen 
und ein Ende der Austerität. 

(Zurufe von der AfD)

Aber man muss sich auch um die osteuropäischen 
Staaten kümmern. 

(Zuruf von der AfD: Ja, die auch noch!)

Eines der größten Probleme für Polen zum Beispiel – eine 
nicht einfache Regierung – ist das Festhalten Deutsch-
lands an Nord Stream 2. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Warum geben Sie nicht endlich Nord Stream 2 auf? Es 
würde viele Probleme innerhalb der Europäischen Union 
lösen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn die Europäische Union stärker zusammenarbei-
ten würde, dann hätten wir auch Chancen, viele Proble-
me anzugehen. Selbstverständlich braucht es strategische 
Zusammenarbeit auch mit schwierigen Regimen, wenn 
es um die Rettung des Iran-Abkommens geht. Es braucht 
auch die Zusammenarbeit mit China. Aber was wir ins-
besondere brauchen, ist eine vertiefte Zusammenarbeit 
mit allen demokratischen Staaten, damit sich die demo-
kratischen, an Multilateralismus und Klimaschutz inter-
essierten Staaten nicht weiter von Trump rumschubsen 
lassen. Das ist das, was wir bräuchten. Dafür bräuchten 
wir eine handlungsfähige Bundesregierung. Deshalb er-
innern Sie sich an Ihre Verantwortung, und beenden Sie 
dieses Schmierentheater!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Jürgen Hardt für 

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Dr.  Alexander 
Gauland [AfD], an die CDU/CSU gewandt: 
Mit denen wolltet ihr eine Koalition eingehen! 
Leute wie Hofreiter wollten mit der CDU re-
gieren! Mein Gott! – Gegenruf der Abg. Steffi 
Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Kein 
falscher Neid, Herr Gauland!)

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte dem Kollegen Hofreiter gegenüber meine 
Verwunderung zum Ausdruck bringen, dass der Reprä-
sentant der Partei, die für den streitbaren Dialog in der 
Politik steht, ein Problem damit hat, dass Abgeordnete 
in ihren entsprechenden Gruppen über schwierige und 
wichtige politische Fragen intensiv diskutieren. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hättet ihr das mal gemacht!)

Das braucht man hier nicht als Schmierentheater zu dif-
famieren. Es ist schlicht und einfach lächerlich, dass die 
Grünen das als Schmierentheater bezeichnen. 

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wahlkampf!)

Sie bringen hier ein Politikverständnis zum Ausdruck, 
das diametral dem entgegensteht, mit dem Sie groß ge-
worden sind und mit dem Sie angetreten sind. 

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich möchte ergänzend zu dem, was eine Reihe von 
Vorrednern bereits gesagt hat, zwei Aspekte zur Diskus-
sion über die Schlussfolgerungen aus dem G-7-Gipfel 
in Kanada beisteuern. Ich fand, es war ein Affront des 
amerikanischen Präsidenten, per Twitter im Flugzeug die 
Unterschrift zurückzuziehen. Aber was mich noch mehr 
beunruhigt hat, sind die Worte, die er gewählt hat: erst 
gegenüber Justin Trudeau  – „dishonest & weak“; ich 
nehme den kanadischen Premierminister ausdrücklich in 
Schutz vor dieser Bezeichnung – und dann, wenig später, 
gegenüber Kim Jong Un, dem Diktator Nordkoreas, der 
Blut an den Händen hat, der seinen Halbbruder hat um-
bringen lassen, der einen General hat hinrichten lassen, 
weil er sich mit über 70 Jahren erlaubt hat, in einer Kon-
ferenz mit dem Präsidenten einzuschlafen. In Nordkorea 
sitzen Hunderte, Tausende, Zehntausende Menschen in 
Hungerlagern, nur weil sie zufälligerweise irgendwann 
mal an der falschen Stelle nicht den richtigen Besen ge-
schwungen haben oder sich eine andere Nachlässigkeit, 
ein Versäumnis haben zuschulden kommen lassen. Den 
als jemanden zu bezeichnen, der „wundervolle Sachen 
für sein Land“ vorhat, finde ich, offen gesagt, hart an der 
Grenze dessen, was man noch irgendwie nachvollziehen 
kann. Das müssen wir auch sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich finde, auch das, was der amerikanische Präsident 
zum Thema Handelspolitik vorträgt, ist schlicht falsch 
und intellektuell nicht nachvollziehbar. Wir haben zwi-
schen der Europäischen Union und Nordamerika, den 
USA, einen Handelsüberschuss, aber wir haben eine aus-
geglichene Leistungsbilanz; denn den Handelsströmen 
von Gütern in Richtung USA, zum Beispiel deutsche 
Autos oder deutsche Maschinen, stehen zu einem Drittel 
Dienstleistungen – wir alle nutzen amerikanische Dienst-
leistungen in Massen, gerade im Bereich der Software 
und der IT – und zu zwei Dritteln Gewinne entgegen, die 
Amerikaner in Europa machen und nach Amerika trans-
ferieren; sonst würde das mit dem Wechselkurs zwischen 
Euro und Dollar auch nicht hinhauen. 

Wenn der amerikanische Präsident jetzt sagt: „Die 
amerikanischen Bürger werden mit deutschen Autos 
überschwemmt“, so stelle ich nüchtern fest: Derjenige, 
der in Amerika ein deutsches Auto kauft, kauft ein Auto 
am oberen Ende der Preisskala. Er kauft es nicht, weil 
es billig ist, sondern weil er es gut findet, schick findet, 
weil es gut fährt – wie wir wissen, stimmt das. Der ame-
rikanische Präsident beschreitet mit seiner Politik einen 
Weg, der dahin führt, dass der amerikanische Bürger für 

Dr. Anton Hofreiter
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schlechtere Qualität mehr zahlen muss. Ob es dies ist, 
was seine Wähler von ihm wollten, wage ich zu bezwei-
feln.

Auch die Industrie wird in Schwierigkeiten kommen. 
Ein Vertreter eines amerikanischen international täti-
gen Unternehmens hat mir gesagt: Wir kaufen unseren 
Stahl in Südkorea. Wir kaufen ihn aber nicht in Südko-
rea, weil er der billigste ist, sondern weil die Qualität, 
die Liefersicherheit und die ganzen Dinge stimmen, die 
eine Rolle spielen, wenn man eine Maschine herstellt und 
pünktlich liefern muss. – Ich vermute, dass die amerika-
nische Stahlindustrie überhaupt nicht in der Lage wäre, 
die Importe aus Europa oder aus China durch Produkte 
mit gleicher Qualität und Lieferverlässlichkeit zu erset-
zen, mit dem Ergebnis, dass zum Beispiel amerikanische 
Maschinenbauer, die in Amerika Maschinen bauen, im 
Zweifel mehr für ihren Stahl zahlen müssen als heute. 
Das schwächt Amerika, und wir müssen mit unseren 
Kollegen eine Diskussion darüber führen.

Was die Zölle angeht, haben wir die höchsten Zölle 
zwischen Europa und den USA im Bereich der Spiri-
tuosen: 82 Prozent auf schottischen Whiskey, Schwarz-
wälder Obstbrand und Elsässer Obstbrand. Ich kann also 
auch in der Zollliste die Dinge herauspicken, auf die die 
Amerikaner besonders hohe Zölle erheben. Aber wenn 
man es gewichtet vergleicht, liegt das Niveau der Zölle 
der USA auf europäische Industriegüter bei 2,82 Prozent 
und das Niveau der Zölle der EU auf US-Produkte bei 
2,79  Prozent. Es ist also praktisch komplett ausgegli-
chen. Wir müssen bei unseren Terminen und Besuchen 
auf dem Hill, bei Kollegen im US-Kongress, immer wie-
der vortragen  – dazu kann ich alle Fraktionen herzlich 
auffordern –, dass der Präsident schlicht und einfach Un-
sinn erzählt, wenn er die Handelssituation zwischen den 
USA und Europa beschreibt.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Frank Müller-Rosentritt [FDP])

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die AfD-Fraktion hat das Wort der Kollege Enrico 

Komning.

(Beifall bei der AfD)

Enrico Komning (AfD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Kollegen! 

Liebe Bürger! Die heute aus wohl nachvollziehbaren 
Gründen nicht anwesende Bundeskanzlerin hat auf dem 
G‑7-Gipfel in der vergangenen Woche einmal mehr gran-
dios versagt. Eine gemeinsame Abschlusserklärung hat 
sie am Ende nicht erreicht, kein politisches Ziel hat sie 
umgesetzt, und das, Kollege Hardt, lag doch nicht nur 
an Trudeau. Das fortgesetzte Brüskieren Donald Trumps 
ist der falsche und insbesondere wirtschaftspolitisch der 
falsche Weg. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. 
Marianne Schieder [SPD])

Es wird immer so getan, als sei es der amerikanische 
Präsident, der alle getroffenen Vereinbarungen einseitig 
aufkündigt. Das ist schlicht nicht wahr. Schließlich war 
es die EU auf Druck von Frankreich und Deutschland, 
die den TTIP-Prozess einseitig gestoppt hat. Sie haben 
doch den Gesprächsfaden abreißen lassen. Statt kon-
spirative Lobbyverhandlungen für Großkonzerne ge-
heimnistuerisch in Hinterzimmern zu führen, hätten Sie 
besser Ihre Antipathie im Schrank verschließen und ein 
transparentes Abkommen für die europäischen Bürger 
verhandeln sollen. 

(Beifall bei der AfD)

Es gab dazu die Möglichkeit; Sie haben es verpatzt und 
die heutige, von Misstrauen geprägte Situation heraufbe-
schworen.

Ihr Bekenntnis zum freien Welthandel, gerade auch in 
der Beziehung zu den Vereinigten Staaten, ist unehrlich. 
Laut der Zolldatenbank des ifo-Instituts  – Herr Hardt, 
ich weiß nicht, wo Sie Ihre Zahlen herhaben – liegt der 
Durchschnittszoll der EU auf US-Produkte bei 5,2 Pro-
zent, während der US-Zoll auf EU-Produkte im Schnitt 
bei nur 3,5 Prozent, also wesentlich niedriger, liegt.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Ja, das ist aber 
nicht der gewichtete Zoll, sondern der unge-
wichtete Zoll!)

In den wichtigen Bereichen Auto und Agrarprodukte legt 
die EU den amerikanischen Unternehmen derart hohe 
Hürden in den Weg, dass der Zugang zum EU-Markt 
trotz Wettbewerbsfähigkeit praktisch verbaut ist.

(Beifall bei der AfD)

Und deshalb ist es doch nachvollziehbar, dass Trump 
von diesem offensichtlich bestehenden Ungleichgewicht 
wegkommen will und die eigene Industrie stärken möch-
te. 

Heute hat die EU dem Vorschlag der Kommission zur 
Verhängung von Strafzöllen zugestimmt. Mit Ihren Straf-
zöllen, meine Damen und Herren, wollen Sie doch Trump 
in Wahrheit nur einen reinwürgen; denn Stahl, Textilien 
und Getreide sind alles Produkte, die vornehmlich im 
Mittleren Westen, also in Trump-Staaten, hergestellt 
werden. Glauben Sie ernsthaft, so den amerikanischen 
Präsidenten kleinzukriegen? Der freie Welthandel ist Ih-
nen doch völlig egal. Ansonsten hätte doch Deutschland 
größtes Interesse an einer längst überfälligen Normali-
sierung der Beziehungen zu Russland – einem Markt mit 
142 Millionen Menschen.

Wir wollen einen freien Welthandel, gerade auch im 
Rohstoff- und Technologiebereich. Das ist in unserem 
ureigensten deutschen Interesse. Wir als Hochtechnolo-
giestandort sind nämlich auf die Zuliefererindustrie aus 
dem Ausland angewiesen. Zölle sind dabei nur hinder-
lich, auch weil wir Rohstoffe fast gänzlich einführen 
müssen.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb ist es erst einmal nicht an Trump, Zölle zu sen-
ken, sondern an uns Europäern; sonst riskieren Sie näm-
lich auch, dass die deutsche Automobilindustrie vollends 

Jürgen Hardt
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versenkt wird. Schauen Sie einmal nach China! Die 
konnten sich mit den Amerikanern einigen, und wir krie-
gen das nicht hin. 

Mit Ihren Strafmaßnahmen werden Sie nichts errei-
chen. Manchmal ist es richtig, Feuer mit Feuer zu be-
kämpfen, Sie hingegen riskieren einen Flächenbrand, 
den Sie dann nicht mehr unter Kontrolle haben.

(Beifall bei der AfD)

Herr Trump macht genau den Job, den Sie seit Mo-
naten und Jahren trotz Ihres Eides bewusst nicht mehr 
machen, liebe Bundesregierung: Er kümmert sich näm-
lich um sein Land und seine Leute. Ich sage Ihnen schon 
jetzt: Wenn Sie darauf bauen, dass Trump in zweieinhalb 
Jahren abtreten wird, dass Sie ihn nur noch zweieinhalb 
Jahre ertragen müssen, dann werden Sie ein böses Erwa-
chen erleben; denn Politiker, die sich um ihr Volk küm-
mern, werden wiedergewählt, meine Damen und Herren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Marianne Schieder 
[SPD]: O mein Gott! Jesses!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Falko Mohrs für 

die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Falko Mohrs (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Wir haben in der Tat einen dramatischen Gipfel er-
leben müssen. Jetzt, im Nachgang, heißt es, den Gipfel 
nüchtern, ohne Panik und mit der gebotenen Klarheit zu 
betrachten und zu analysieren. 

Wir müssen feststellen, dass Trump mit seinem Ver-
halten an der Weltordnung, so, wie wir sie kennen und 
wie wir sie wollen, rüttelt. Wir brauchen – das muss man 
dem Milliardär Trump offensichtlich sagen  – vielmehr 
den ehrbaren Kaufmann statt den Twitterkönig. Wir brau-
chen jemanden, der Verantwortung für diese Welt über-
nimmt, und niemanden, der seine Handelspolitik von 
Tweet zu Tweet lebt.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen Augenmaß. Es heißt jetzt, eine Spirale 
zu verhindern, damit wir eben nicht in einen Handels-
krieg, wie er von einigen heraufbeschworen wird, hin-
eingeraten. Deswegen war es auch wichtig, dass sich die 
Europäische Union Mitte Mai auf den Weg nach Sofia 
gemacht hat und den USA eine positive Handelsagenda 
angeboten hat. Leider – das mussten wir erleben – völlig 
ohne Resonanz.

Fakt ist, dass über 50 Prozent des Handels zwischen 
der Europäischen Union und den USA ohne Zölle ablau-
fen. Herr Komning, vielleicht liegt es daran, dass Ihnen 
Ihre Reden aufgeschrieben werden, vielleicht liegt es 
daran, dass Sie die Statistiken, die Sie zitieren, nicht zu 
Ende lesen oder nicht verstehen; ich kann Ihnen das nicht 
beantworten. Wenn Sie dem Kollegen Hardt zugehört 
hätten, dann wüssten Sie, dass er von gewichteten Zöl-

len gesprochen hat. Gewichtete Zölle sind die Maßga-
be, wenn man über internationale Handelspolitik spricht. 
Vielleicht lesen Sie einmal nach oder fragen denjenigen, 
der Ihre Rede geschrieben hat, dann wissen Sie auch, wo-
rüber wir eigentlich sprechen.

(Beifall bei der SPD – Enrico Komning 
[AfD]: Ich habe das ifo-Institut zitiert!)

– Richtig, genau, Sie haben das ifo-Institut zitiert. Wenn 
Sie weiterlesen, was das ifo-Institut geschrieben hat – tun 
Sie es einfach mal –, 

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Man muss es halt 
verstehen!)

dann werden Sie das auch verstehen. 

Wir erleben, dass der freie, faire und regelbasierte 
Handel, wie wir ihn wollen und brauchen, infrage gestellt 
wird. Dabei ist es gerade dieser faire Handel, der unseren 
Wohlstand sichert, und das in beiden Volkswirtschaften. 
Knapp 4 000 Tochterunternehmen von deutschen Unter-
nehmen schaffen in den USA rund 700 000 Arbeitsplätze. 
Das Handelsvolumen im transatlantischen Wirtschafts-
raum beträgt gut 2 Milliarden Euro, wodurch – das ist 
übrigens die Schätzung des amerikanischen Commerce 
Center – rund 15 Millionen Arbeitsplätze gesichert wer-
den. 

Wir haben erlebt – vor allen Dingen die USA mussten 
das erleben –, dass die Einführung von Strafzöllen 2002 
zulasten von Arbeitsplätzen ging. Als der damalige ame-
rikanische Präsident George W. Bush Strafzölle einge-
führt hat, wurden, so die Schätzungen, rund 200 000 Ar-
beitsplätze vernichtet. Genau das gilt es durch Politik mit 
Augenmaß zu verhindern.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen ist es unser großes Interesse, für ein geein-
tes und starkes Europa Politik zu machen. Wenn Trump 
„America first!“ ausruft, dann müssen wir dem ein star-
kes, einheitliches Europa entgegensetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Herr Hartwig, Sie sollten verstehen, dass Populisten und 
Spalter wie Sie Länder wie Großbritannien aus der Eu-
ropäischen Union herausdrängen – sowohl bei uns wie 
auch dort. Das gefährdet unseren Wohlstand, weil das die 
Europäische Union schwächt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD  – Jörn 
König [AfD]: Wir waren das! – Dr. Alexander 
Gauland [AfD]: Was ist das für ein Blödsinn? 
So ein Blödsinn!)

Mit der Europäischen Union haben wir einen Wirt-
schaftsraum mit über 512  Millionen Einwohnern. In 
diesem Binnenmarkt schaffen wir im handelspolitischen 
Bereich, im digitalpolitischen Bereich und wenn es um 
die Freiheit des Reiseverkehrs sowie des Kapital- und 
Warenverkehrs geht, einen fairen, auf Spielregeln basie-
renden Wettbewerb in Europa. Das hat uns nicht nur ein 
immenses Friedensprojekt und gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Fortschritt gebracht, nein, das ist auch 
in Zukunft unser Garant dafür, dass Europa ein weltpoli-
tisches Gewicht hat.

Enrico Komning 
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Dieses Gewicht, dieses Europa, diese historische Leis-
tung, die dürfen wir uns nicht kaputtmachen lassen, we-
der von jemandem aus diesem Haus noch von jemandem 
von außerhalb. Es gilt, für Europa zu kämpfen. Dafür 
wird diese Bundesregierung eine verantwortungsvolle 
Politik machen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Sandra Weeser für 

die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Sandra Weeser (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Während der ganzen Debatte haben wir öf-
ter gehört: Trump ist nicht zu trauen, er ist unberechen-
bar.  – Ich habe mir aber auch die Frage gestellt: Kann 
er uns überhaupt glauben? Wir halten hier ergreifende 
Reden über die Bedeutung eines regelbasierten Welthan-
dels, und jeder hat sich hier für ein starkes Europa ausge-
sprochen; aber heute Morgen ist mit großer Mehrheit die 
CETA-Ratifizierung hier im Plenum abgelehnt worden.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN  – 
Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Stimmt doch gar 
nicht! Euer Gesetzentwurf ist abgelehnt wor-
den! Feiner Unterschied!)

– Leider applaudieren Sie. – Einige haben ihr Bedauern 
darüber ausgesprochen. Trotzdem kann ich zu meinem 
großen Bedauern jetzt offenbar nur für die Freien De-
mokraten sprechen, wenn ich sage: Wir wollen weniger 
Zölle, und wir wollen weniger Handelshemmnisse. Wir 
wollen klare, demokratisch beschlossene und verlässli-
che Regeln im Welthandel. Wir würden deshalb lieber 
heute als morgen in zukunftsweisende Verhandlungen 
mit den USA eintreten.

Nach meiner Überzeugung hat auch der Korea-Gipfel 
diese Woche eines eindeutig gezeigt: Trump lebt in Bil-
dern und in Inszenierungen. Wir müssen doch mal schau-
en: Was für Inszenierungen und Bilder bieten wir denn? 
Theresa May fährt alleine nach Washington, Emmanuel 
Macron fährt alleine nach Washington, Kanzlerin Merkel 
fährt alleine nach Washington. Alle zusammen kommen 
zu einem G-7-Gipfel, bei dem die EU, die alleine zustän-
dige Institution, wenn es um Zölle und Handelsabkom-
men geht, völlig am Rand steht. Und dann soll Trump 
uns glauben? Wir haben zwar gute sachliche Argumente: 
Ja, US-Strafzölle sind nicht WTO-konform; ja, die Be-
gründung mit Sicherheitsinteressen ist gegenüber NA-
TO-Verbünden absolut absurd; ja, die EU insgesamt hat 
ein Leistungsbilanzdefizit gegenüber den USA, und ja, 
es ist ökonomisch in einem Binnenmarkt völlig unsinnig, 
allein den Handelsbilanzüberschuss von Deutschland ge-
genüber den USA herauszupicken. Das ist genauso, als 
wenn sich die EU über ihr Dienstleistungshandelsdefizit 
gegenüber Kalifornien aufregen würde. Aber wir müssen 
doch zur Kenntnis nehmen, dass die Argumente, die wir 

liefern, überhaupt nicht zu Trump durchdringen, weder 
zu ihm noch zur amerikanischen Gesellschaft. Und wir 
können doch beim besten Willen nicht so tun, als ob in 
Deutschland nur glühende Verfechter des Freihandels le-
ben würden. 

Wer Freihandel will, der darf nicht nur Worte machen, 
sondern der muss jetzt langsam auch mal handeln. Und 
wir müssen dem Prinzip Freihandel ein Gesicht geben. 

(Beifall bei der FDP)

Michael Link, du hast eben gesagt: Wir müssen Neu-
es wagen.  – Ich habe einen konkreten Vorschlag: Wie 
wäre es denn, wenn beim nächsten G-7-Gipfel alle vier 
EU-Teilnehmer, Merkel, Macron, May, Conte – wenn sie 
dann noch alle da sind –, bei allen Themen, die in den ori-
ginären Zuständigkeitsbereich der EU fallen, ausschließ-
lich dem Kommissionspräsidenten das Wort überlassen 
würden? Das wäre doch mal ein innovativer Ansatz. 
Wenn Sie diesen Gedanken absurd finden, dann sollten 
Sie sich wirklich fragen, warum wir von Präsident Trump 
mehr erwarten als von uns selbst. 

Multilateralismus beginnt vor der Haustür. Und des-
halb: Lassen Sie uns mit einem starken Europa starten.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Dr.  Norbert 

Röttgen für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das 

Phänomen Trump ist auch in dieser Debatte intensiv be-
schrieben worden. Ich möchte meine fünf Minuten da-
rauf verwenden, fünf Schlussfolgerungen vorzustellen, 
von denen ich meine, dass wir sie aus diesem Phänomen 
ziehen sollten.

Die erste Schlussfolgerung ist, dass wir nach meiner 
Meinung aufhören sollten, von diesem Phänomen über-
rascht zu sein. Ich glaube, wir sollten inzwischen wissen, 
wer und wie Trump ist. Nebenbei bemerkt: Es wird noch 
mehr kommen. Das nächste Datum ist der NATO-Gipfel. 
Es wird noch mehr vom Gleichen von Trump geben.

Was ist dieses Phänomen? Ich glaube, es ist, wenn 
man es ganz kurz fassen will, die Ersetzung von Politik 
durch die Person. Es ist nicht nur die Innenpolitik, die al-
les dominiert, und auch die Außenpolitik. Ich glaube, es 
ist noch weitgehender: Es ist gewissermaßen die Abwe-
senheit von Politik und die Ersetzung von Politik durch 
die Person. 

Das ist einerseits extrem weitgehend, und nur aus 
diesem Ansatz heraus ist das Verhalten von Trump ge-
genüber dem kanadischen Premierminister, dem nordko-
reanischen Diktator und einem jahrzehntelangen Verbün-
deten wie Südkorea überhaupt verstehbar. Das passt in 
keine politische Kategorie, sondern ist sozusagen nur aus 
der Persönlichkeit, den persönlichen Bedürfnissen, der 

Falko Mohrs 
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Biografie zu erklären. Wir haben es also an der mächtigs-
ten Stelle der Welt mit einer sehr weitgehenden Entpoli-
tisierung zu tun.

Andererseits – so sehe ich das – ist es aber auch ein 
individuelles Verhaltensmuster; es ist nicht systemisch, 
es ist auch nicht amerikanisch. Für dieses Verhalten, über 
das wir heute sprechen, wird man im Kongress keine Un-
terstützer finden. Es ist wichtig, zu sehen, dass es nicht 
amerikanisch-systemisch, sondern sehr individuell, aber 
trotzdem natürlich besorgniserregend ist.

Zweite Schlussfolgerung. Wir stehen zu dem, was 
wir für Errungenschaften halten, was wir für verteidi-
gungswürdig und wertvoll halten. Das ist die G  7, das 
ist das Nuklearabkommen mit dem Iran, das sind frei-
er und fairer Handel, und das sind die transatlantischen 
Beziehungen. Wir bleiben bei den Errungenschaften der 
Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg. Wir stehen und 
verteidigen das, was wir für Errungenschaften halten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Drittens schlage ich vor, dass wir einstweilen und 
solange es geht eine Politik der Schadensbegrenzung 
machen, dass wir also nicht eskalieren und dass wir uns 
nirgendwo – weder beim Handel noch bei der Migration – 
auch nur andeutungsweise auf das Denken von Donald 
Trump einlassen und gewissermaßen sagen: Auge um 
Auge, Zahn um Zahn, dann zahlen wir es heim. – Nein, 
wir sollten eine Politik der Schadensbegrenzung machen.

Meine Erfahrung aus allen Gesprächen, auch mit Un-
terstützern von Donald Trump im Senat der USA, ist: 
Dort bezweifelt keiner, dass die Europäer auch heute 
noch die besten Verbündeten und Freunde der Amerika-
ner sind. Wir bezweifeln auch nicht, dass die USA unser 
bester Verbündeter außerhalb Europas ist. Darum sollten 
wir Schaden begrenzen und nicht eskalieren und Schaden 
maximieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD so-
wie bei Abgeordneten der FDP)

Viertens. Wenn wir politisch werden, wenn wir ge-
stalten und Einfluss nehmen wollen, dann müssen wir 
uns auch einmal nüchtern und realistisch mit deutschen 
Schwächen beschäftigen und unsere Schwächen besei-
tigen. Vielleicht stimmen wir nicht darin überein, was 
die Schwächen sind, aber wir müssen mal bilanzieren: 
Haben wir auch Schwächen, die wir beseitigen müssen? 
Ich meine, ja. Ich glaube, wir haben kein Erkenntnisde-
fizit und auch kein Beschreibungsdefizit, aber wir haben 
ein deutsches und europäisches Handlungsdefizit; das ist 
keine Frage.

Wir betonen immer die regelbasierte Ordnung, die 
Bedeutung der Regeln und der Verlässlichkeit. Wir ha-
ben in der NATO die Regel vereinbart, uns auf das Ziel, 
2  Prozent des Bruttoinlandsprodukts für Verteidigung 
auszugeben, zuzubewegen. Wir erfüllen diese Regel bis-
lang nicht, noch nicht einmal bis zur zweiten Stelle hinter 
dem Komma. Darum hat der Bundesaußenminister recht, 
wenn er sagt: Es geht hier nicht um Aufrüstung, sondern 

es geht darum, dass wir Lücken schließen. – Das ist eine 
Schwäche, die wir beseitigen sollten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Ich nenne eine zweite Schwäche. Meine Meinung zu 
Nord Stream 2 ist bekannt. Man kann das in der Sache 
anders sehen; aber eines kann man nicht bestreiten: Wir 
sagen immer: Wir müssen Europa stärken, wir müssen 
die europäische Einigkeit stärken. – Die bisherige deut-
sche Politik gegenüber diesem Projekt hat zur Uneinig-
keit, ich würde sogar fast sagen: zur Spaltung in einer 
wichtigen Frage Europas beigetragen. Das ist der Preis, 
den man einkalkulieren muss. Wir müssen konsistenter 
werden. Wenn Europa überragend wichtig ist, dann muss 
auch Deutschland Solidarität erbringen. Es darf nicht zur 
Uneinigkeit in Europa beitragen, weil es für uns überra-
gend ist, dass Europa zusammenhält und wieder zusam-
menfindet.

Fünftens. Wir müssen – ich habe leider keine Rede-
zeit mehr; ich kann den Punkt nur kurz benennen – eu-
ropäische Stärken entwickeln und konkret machen. Die 
europäische Interventionsinitiative wird begrüßt. Der eu-
ropäische Sicherheitsrat soll kommen. Ein europäisches 
Asylrecht kann kommen. Ein Europäischer Währungs-
fonds kann kommen, und eine europäische Strategie ge-
genüber dem mittleren Osten und China ist notwendig. 

Das heißt, es ist Konkretes möglich. Wir müssen Eu-
ropa stärken. Transatlantisch bleiben, europäischer wer-
den – das ist das richtige Motto und der Imperativ des 
Koalitionsvertrages.

Danke sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege 

Christian Schmidt von der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu 

Beginn will ich mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsident, 
zitieren: 

Wir kamen zusammen, weil wir gemeinsame Auf-
fassungen hegen und gemeinsame Verantwortung 
tragen. 

So steht es in der G-6-Erklärung von Rambouillet, dem 
ersten Gipfel mit dem Ziel, die wertegebundene Stabili-
sierung des Handels im damaligen Westen, aber auch den 
Welthandel insgesamt voranzubringen.

Der G-7-Gipfel in Kanada hat ein respektables Kom-
muniqué erarbeitet. Übrigens stimmt es überhaupt nicht, 
dass dort keine Themen offensiv angegangen worden 
wären. Es ist ein Genuss, dieses Kommuniqué zu lesen. 
Vielleicht hilft die eine oder andere nachträgliche Lek-
türe angesichts der Interessenlage von Herrn Trump, das 

Dr. Norbert Röttgen
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Spontangezwitscher nicht zur letzten Entscheidung zu 
machen.

Als Beispiel für einen Erfolg möchte ich ein Thema 
nennen, das mich und Hermann Gröhe besonders betrifft. 
Wir hatten im Zusammenhang mit der Reduzierung des 
Antibiotikaeinsatzes den „One Health“-Ansatz bei un-
serer G‑7-Präsidentschaft eingebracht. Wir stellen mit 
Freude fest, dass er von den Kanadiern ausgebaut, erwei-
tert und fortgeführt wird. Es ist also nicht so, dass nichts 
zustande gekommen wäre. Ich habe die Hoffnung, dass 
sich gerade deswegen auch die USA an manche Verein-
barung dieses Gipfels, wenn nicht alle, nicht nur erin-
nern, sondern sie auch mittragen werden. 

Nun stehen wir in der Tat vor der schwierigen Situati-
on, dass wir eigentlich das voranbringen wollten, was in 
der Rambouillet-Erklärung stand, aber über das Thema 
„Zölle und nichttarifäre Handelshemmnisse“ viel zu we-
nig geredet wird. Bei Zöllen lässt sich die Höhe anhand 
von Zahlen einigermaßen gewichten. Die Frage, ob man 
bei Vergaben von öffentlichen Aufträgen in amerikani-
schen Bundesstaaten als Europäer überhaupt eine Chan-
ce hat, ist ein weiteres Thema, das wir auf einer solchen 
Ebene behandeln können und müssen.

Ich gehe davon aus, dass wir über das Thema „freier 
Handel“ – das ist angesprochen worden –, aber auch über 
den an unseren Wertvorstellungen orientierten Handel 
und die entsprechenden Bedingungen dafür wieder zu 
TTIP zurückkommen werden. Übrigens kann ich nur sa-
gen: Man kann ja über TPP, das transpazifische Abkom-
men, NAFTA und TTIP alles Mögliche sagen; aber dass 
Herr Trump ein Freund solcher Abkommen wäre, das 
konnte ich bisher noch nicht feststellen. Vielleicht mag 
helfen, dass sein bisheriger Handelsbeauftragter und Be-
rater Gary Cohn heute in der „Washington Post“ schreibt, 
dass mit dem Verzicht auf G 7, auf Welthandelsabkom-
men und regionale Abkommen der ganze Vorteil, den 
sich Herr Trump mit seiner Steuerreform in den USA er-
hofft, wieder aufgehoben werden könnte. Das zeigt, dass 
wir mit unserem Vorgehen auf einem richtigen Weg sind. 

Es gibt noch einen weiteren Punkt. Norbert Röttgen 
hat mit den fünf Punkten, die er genannt hat, ganz wichti-
ge nationale und europäische Fragen angesprochen. Wir 
dürfen nicht übersehen, dass sich zeitgleich in Schanghai 
ganz andere, nach anderen Werten, nicht nach Demokra-
tie und Menschenrechten ausgerichtete Gruppierungen 
getroffen haben, die im Welthandel wesentlich mit das 
Sagen haben. Wenn es denn eines Hinweises bedürfte, 
dass wir  – wir alle, die bei G  7 dabei sind  – uns ver-
pflichtet sehen müssen, dieses Format fortzusetzen und 
weiterzuentwickeln, ja auch in den Welthandel der WTO 
unter Weiterentwicklung von regional gewichteten mo-
dernen Handelsbeziehungen hineinzugehen, dann ist das 
das beredte Beispiel. 

Uns fehlt eines: Uns fehlt eine Strategie. Wir haben 
nicht erreicht, was Sie bei China besichtigen können: In 
jedem Land, in dem auch wir präsent sind, stellen Sie 
fest, dass Infrastruktur mit erheblichen chinesischen 
Investitionen getätigt wird. Sie ist zwar oft nicht sehr 
nachhaltig, aber es steckt doch eine sehr starke Strategie 
dahinter. 

Wo ist das, was wir in Europa und in einer Interessen-
lage gemeinsam mit den USA und mit Kanada erreichen 
könnten, gegeben? Hier müssen wir auf die Grundsätze 
der persönlichen, politischen und wirtschaftlichen Frei-
heit zurückkommen, die Amerika und uns groß gemacht 
haben. Deswegen ist Gezwitscher nicht das Ende unserer 
Beziehungen, sondern es gibt uns den Auftrag, aufzu-
bauen, neue Kontakte zu suchen und ja, auf dem Hill in 
Washington zu reden, aber nicht nur da, sondern auch in 
der breiten gesellschaftlichen Debatte mit den amerika-
nischen Bürgerinnen und Bürgern zu sagen: Handel ist 
Wandel, der förderlich ist, auch für das eigene Land. – 
Das muss die Schlussfolgerung sein, die aus G 7 heraus 
für den amerikanischen Präsidenten eigentlich ein ganz 
guter Ansatz für zu Hause wäre. 

Es gibt in der Tat sehr viel zu tun und sehr viel zu dis-
kutieren. Wir müssen uns darauf verständigen.

Danke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Damit sind wir am Ende der Vereinbarten Debatte 

über den G‑7-Gipfel. Ich schließe die Aussprache.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf:

–	 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Bundesregierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der „United Nations 
Interim Force in Lebanon“ (UNIFIL) auf 
Grundlage der Resolution  1701 (2006) des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und 
Folgeresolutionen, zuletzt Resolution  2373 
(2017) vom 30. August 2017

Drucksachen 19/2383, 19/2669

–	 Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 19/2736 

Über die Beschlussempfehlung werden wir später na-
mentlich abstimmen.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Als Erstes spricht 
Dr. Barbara Hendricks für die Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Barbara Hendricks (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-

be Gäste! Seit 1978 besteht die UNO-Mission UNIFIL 
zur Sicherung der Sicherheit von Libanon und auch der 
Grenze zu Israel. Es ist damit eine der ältesten friedens-
sichernden Missionen, die die Vereinten Nationen un-
terhalten. Seit 2006 ist die Bundesrepublik Deutschland 
mit eigenen Einsatzkräften daran beteiligt, und etwa zum 

Christian Schmidt (Fürth)
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zwölften Mal verlängern wir heute das Mandat der Bun-
deswehrsoldaten für diesen Einsatz. Wir mögen also der 
Meinung sein, das sei reine Routine und wir müssten uns 
dieses Themas eigentlich nicht mehr annehmen. Aber, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist eben keine Rou-
tine. 

Der Libanon ist ein durchaus fragiles Staatswesen, in 
dem die verschiedenen Bevölkerungsgruppen und die 
verschiedenen Menschen mit verschiedenen Religions-
zugehörigkeiten immer wieder miteinander austarieren 
müssen, wie denn das Zusammenleben gelingt. Und ja, 
es gelingt immer, wenn auch häufig unter Schwierigkei-
ten und manchmal mit Verzögerungen und Irritationen. 
Aber ja, es gelingt immer. Deswegen haben wir auch eine 
besondere Verantwortung für diejenigen zu übernehmen, 
die, obwohl sie in dieser schwierigen fragilen Situation 
leben – es sind 6 Millionen Bürgerinnen und Bürger des 
Staates Libanon  –, rund 1,3  Millionen Flüchtlinge aus 
Syrien aufgenommen haben. Wir sehen, welche Bedeu-
tung das hat und wie das in Relation zu dem steht, was 
uns schon belastet. 6 Millionen zu 1,3 Millionen: Daran 
wird die Verantwortung deutlich, die wir gerade gegen-
über den Bürgerinnen und Bürgern des Libanon haben 
und natürlich auch gegenüber denjenigen, die dort Zu-
flucht gefunden haben.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Tobias 
Lindner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ja, wir helfen, die Herausforderungen zu bewältigen 
und zu bestehen. Auch der finanzielle Einsatz, den wir 
dort leisten, ist im Bereich der Entwicklungszusammen-
arbeit um ein Vielfaches höher als im Bereich des mili-
tärischen Einsatzes, der natürlich auch nicht kostenfrei 
zu haben ist. Das, was wir dort im Bereich der Entwick-
lungszusammenarbeit leisten, geht ganz besonders in 
Richtung Bildung – auch, aber nicht ausschließlich für 
die Geflüchteten –, Wasserversorgung, regelmäßige Ver-
sorgung mit Wasser in den Flüchtlingslagern, aber auch 
darüber hinaus und Stärkung der kommunalen Infra-
struktur, weil die Kommunen die Last zu tragen haben. 
Das machen wir selbstverständlich auch zugunsten der 
ansässigen Bevölkerung sowie der Bürgerinnen und Bür-
ger. Sicherheit zu vermitteln, bleibt gleichwohl notwen-
dig. Wir haben zurzeit dort etwa 130  Soldatinnen und 
Soldaten im Einsatz. Maximal können wir 300 Soldatin-
nen und Soldaten auf Basis des vorliegenden Mandats 
entsenden. Wie gesagt, sind es momentan 130. In diesem 
Zusammenhang möchte ich herzlich den Soldatinnen 
und Soldaten für deren Einsatz danken.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Notwendigkeit von UNIFIL ist klar. UNIFIL ver-
hindert eine Ausweitung des Krieges in Syrien und si-
chert so auch Israel. UNIFIL ist Garant des Waffenstill-
stands zwischen Israel und dem Libanon. UNIFIL bietet 
eine Plattform für direkten Dialog zwischen dem Liba-
non und Israel durch die Vermittlung der internationalen 
Gemeinschaft.

(Beifall der Abg. Marianne Schieder [SPD])

Unser Beitrag zu UNIFIL ist auch ein klares Bekenntnis 
zu den Vereinten Nationen. Gerade in Zeiten, in denen 
die internationalen Institutionen unter Druck geraten, ist 
es wichtiger denn je, dass wir als internationale Gemein-
schaft zusammenhalten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es liegt in unserer Verantwortung, den Libanon zu unter-
stützen. Ich bin mir sicher, dass der Deutsche Bundestag 
seiner Verantwortung gerecht werden wird.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Petr Bystron für 

die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Petr Bystron (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Lie-

be Kollegen! Bevor ich anfange, wurde ich gebeten, eine 
technische Durchsage zu machen. Die russische Natio-
nalmannschaft hat das Eröffnungsspiel 5 : 0 gewonnen. 
Wir gratulieren ganz herzlich.

(Beifall bei der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir entscheiden 
heute über die Verlängerung der UNIFIL-Mission im 
Libanon. Die AfD lehnt diesen Einsatz der Bundeswehr 
ab. Wir haben dazu schon in den vorangegangenen Gre-
mien Gründe genannt. Die drei Gründe, die die Regie-
rung für diesen Einsatz angeführt hat, sind hinfällig. Ers-
tens. Die Sicherung des Friedens in der Region hat nicht 
funktioniert. Zweitens. Den Waffenschmuggel auf dem 
Seeweg zu unterbinden, geht nicht. Die Waffen werden 
auf dem Landweg über Syrien geschmuggelt. Drittens. 
Die Sicherung der libanesischen Grenze ist vollkommen 
überflüssig. Das hat die Regierung selbst in ihrem Antrag 
angeführt: Beide Parteien haben an einer Eskalation kein 
Interesse. Das heißt, es gibt keinen Grund mehr, deutsche 
Soldaten in diesen Einsatz zu schicken.

(Beifall bei der AfD)

Trotz dieser Fakten möchten Sie diesen Einsatz wei-
ter verlängern. Für die Auslandseinsätze der Bundeswehr 
gelten besonders hohe Hürden. Wir sollen jedes Jahr neu 
beraten, ob die Gründe noch immer vorliegen. Da bitte 
ich Sie alle über die Fraktionsgrenzen hinweg, wirklich 
darüber nachzudenken: Ist es noch sinnvoll, deutsche 
Soldaten in diese Mission zu schicken? Die Kollegin 
Hendricks von der SPD hat das wunderbar ausgeführt. 
Diese Mission wird seit 40 Jahren betrieben. Die Missi-
on heißt United Nations Interim Force in Lebanon. Das 
heißt  – für diejenigen, die nicht wissen, was „Interim“ 
bedeutet –: vorübergehend. Seit 40 Jahren wird da etwas 
vorübergehend gerettet. Ehrlich gesagt: Was hat dieser 
Einsatz in den 40 Jahren gebracht? Weil Sie unsere Ar-

Dr. Barbara Hendricks
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gumente nicht so mögen, zitiere ich lieber aus der „Welt“ 
aus dem Jahr 2014:

Mit drei Schnellbooten helfen die Deutschen auf 
dem Mittelmeer bei der Suche nach Schmugglern, 
die ... die Hisbollah mit Waffen versorgen. ... Das 
Ergebnis dieser Kontrollen in acht Jahren ...: Null. 

„Null“, liebe Freunde. Und warum? 

Begegnet ihnen ein verdächtiges Boot, zücken sie 
ihre schärfste Waffe: das Funkgerät. ... Das verdäch-
tige Boot, so sieht es das UN-Mandat vor, dürfen 
die Deutschen auch im Verdachtsfall nicht betreten. 
Stattdessen geben sie eine Meldung an die libanesi-
schen Partner durch. Was die draus machen, ist ihre 
Sache.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Das steht aber 
nicht im UN-Mandat! Den letzten Satz haben 
Sie frei erfunden!)

Darüber wird nicht Buch geführt.

Damit ist klar: Wir werden nicht gebraucht, und der 
Einsatz hat nichts gebracht.

(Beifall bei der AfD)

Vor 40  Jahren als „vorübergehend“ aufgesetzt: Ziehen 
Sie mit uns einen Schlussstrich drunter!

(Beifall bei der AfD)

Zum Schluss. Liebe Kollegen von der CDU/CSU, 
erlauben Sie mir eine Anmerkung wegen der aktuellen 
Diskussion. Heute wurde das Plenum für vier Stunden 
unterbrochen, weil jetzt auch die CDU/CSU endlich da-
rüber diskutiert, dass man die Grenzen schützt  – nach 
mittlerweile drei Jahren, in denen viele Menschen in 
Deutschland und in Europa vergewaltigt und ermordet 
wurden durch Täter, die gar nicht hier wären, wenn Sie 
vor drei Jahren die Grenzen geschützt hätten.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der CDU/
CSU)

– Was das damit zu tun hat, sage ich Ihnen gleich: Es ist 
den deutschen Bürgern nicht vermittelbar, dass wir Sol-
daten entsenden – 3 500 Kilometer Luftlinie entfernt –, 
um irgendwelche Grenzen zu schützen, und unsere eige-
ne Grenze nicht beschützen.

(Beifall bei der AfD)

Meine liebe Kollegen, ich möchte versöhnlich schlie-
ßen.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Dr.  Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Aber 
machen Sie es schnell!  – Thomas Hitschler 
[SPD]: Ich habe wenig Interesse daran, ehrlich 
gesagt!)

Das ist doch eine Chance. Lassen Sie uns über die Frakti-
onsgrenzen hinweg dafür eintreten, dass unsere Soldaten 
aus dem Libanon abgezogen werden. Sie machen damit 
Horst Seehofer glücklich, weil er dann seine Grenze 
schützen kann. Sie machen damit Angela Merkel glück-
lich, weil das ein Schritt hin zu einer europäischen Lö-
sung ist. Lassen Sie uns die Grenzen beschützen, die wir 

beschützen müssen, und zwar unsere Grenze, die euro-
päische Grenze auf dem Mittelmeer, gemeinsam mit den 
Italienern.

Vielen, vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Für die Fraktion der CDU/CSU spricht als Nächster 

Jürgen Hardt.

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

möchte zu Beginn kurz darauf hinweisen, dass mein Vor-
redner aus einem UN-Mandat zitiert hat. Ich glaube, er 
hat den letzten Satz selbst erfunden und hinzugefügt. Ich 
würde schon darauf achten wollen, dass hinterher im Pro-
tokoll klargestellt ist, was Zitat aus dem UN-Mandat ist 
und was eine kreative Wortschöpfung meines Vorredners 
ist. Nur damit da nichts in die falschen Bahnen gerät.

Der Auftrag ist, dass wir die libanesischen Kräfte in 
die Lage versetzen, die Aufgaben speziell des Küsten-
schutzes und des Grenzschutzes im Seebereich selbst 
sicherzustellen. Das tun wir mit diesem UNIFIL-Mandat 
im Auftrag der Vereinten Nationen mit ganz vielen an-
deren Nationen zusammen. Im März sind in Rom über 
40  Nationen zusammengekommen, die sich zu diesem 
Ziel, der Stabilisierung der Regierung des Libanon, be-
kannt haben. Wir tun dies im Übrigen unter dem Kom-
mando eines brasilianischen Admirals; das finde ich auch 
sehr bemerkenswert. Die Bundeswehr ist hier als europä-
ische Marine also nicht so weit entfernt im Einsatz. Wenn 
sogar die Südamerikaner bei einem solchen Einsatz mit-
machen, unterstreicht das, wie wichtig das Anliegen ist. 
Wir arbeiten auch nachhaltig: Wir haben eine gute und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den Kräften im Li-
banon. Wir schaffen es, tiefer in die Ausbildung zu gehen, 
sie intensiver zu machen, und wir liefern auch Material. 
Eines der Küstenwachboote, die dort eingesetzt sind, hat 
einmal unter dem Kommando unseres lieben Kollegen 
Ingo Gädechens gestanden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben im Libanon die Situation, dass dort vor 
wenigen Wochen freie Wahlen durchgeführt wurden und 
sich vermutlich auch zukünftig wieder eine Regierung 
auf eine Mehrheit auf der Basis dieser freien Wahlen 
stützen kann. Zumindest hoffen wir auf weiterhin stabile 
Verhältnisse in dem Land. Der Libanon hat nach neun 
Jahren erstmals wieder freie Wahlen durchgeführt, die 
nach Bewertung auswärtiger Beobachter als frei und fair 
betrachtet werden dürfen. Das, finde ich, ist im Nahen 
und Mittleren Osten keine Selbstverständlichkeit.

Der Libanon – das ist etwas, was wir nicht hoch ge-
nug schätzen können – leistet Enormes im Bereich der 
Flüchtlingsaufnahme. Die Flüchtlinge im Libanon wer-
den auch durch UN-Hilfe versorgt; aber es ist schon eine 
enorme Leistung für ein Land mit rund 5 Millionen Ein-
wohnern, knapp 1,5 Millionen Flüchtlinge aufzunehmen. 

Petr Bystron 
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Man muss sich diese Zahl immer wieder vor Augen füh-
ren, wenn man über das Flüchtlingsproblem in Europa 
redet. 

Es sind fast 70 Millionen Menschen in dieser Welt auf 
der Flucht. Natürlich sind auch einige bei uns in Europa; 
aber der weitaus überwiegende Teil ist in Ländern wie 
Jordanien oder dem Libanon, im Norden des Irak oder 
auch in den Staaten an der nordafrikanischen Küste. Die 
Situation in diesen Ländern ist ökonomisch und politisch 
natürlich eine ganz andere als in unserem reichen und 
großen Mitteleuropa.

Ich wünsche mir, dass der Einsatz fortgesetzt wird. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird dem zustimmen.

Ich wünsche den Soldatinnen und Soldaten an Bord 
der Korvette „Braunschweig“, die als Teil der Mission 
gegenwärtig Dienst tut, dass sie alle mit dem entspre-
chenden Soldatenglück wieder heil aus dem Einsatz nach 
Hause kommen, dass sie bei diesen Witterungsbedingun-
gen eine gute und funktionierende Klimaanlage haben, 
was, glaube ich, auf den neuen Korvetten gewährleistet 
ist. Das ist im Mittelmeer in einer solchen Blechbüch-
se, wie es ein Kriegsschiff ist, ansonsten eine ziemliche 
Plage. 

Ich wünsche mir, dass dieser Einsatz nicht nur zur 
Stabilisierung der libanesischen regulären Streitkräfte, 
der Küstenwache in diesem Fall, beiträgt, sondern auch 
einen Beitrag zur weiteren Entspannung und Befriedung 
des Verhältnisses zwischen Israel und dem Libanon leis-
tet. Israel schätzt diesen Einsatz. Israel weiß, dass wir 
hier einen wichtigen Beitrag auch zur Sicherung Israels 
etwa vor terroristischen Übergriffen, die ja auch auf dem 
Seeweg stattfinden könnten, leisten.

In diesem Sinne haben die Soldaten und die Bundes-
regierung die volle Unterstützung für die Fortsetzung 
dieses Einsatzes.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Vielen Dank. – Nächster Redner für die FDP ist der 

Kollege Djir-Sarai.

(Beifall bei der FDP) 

Bijan Djir-Sarai (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Liba-

non ist ein kleines Land, wesentlich kleiner noch als die 
Region Berlin/Brandenburg. Dieser kleine Staat steht vor 
massiven Herausforderungen: Korruption, rivalisierende 
Religionsgemeinschaften, syrische und palästinensische 
Flüchtlinge, eine hohe Arbeitslosigkeit und ein mangel-
haftes Sozialsystem – um hier nur ein paar Beispiele zu 
erwähnen. Auch außenpolitisch steht der Libanon unter 
enormem Druck: Der Konflikt mit Israel, der Krieg in 
Syrien und die wachsenden Spannungen zwischen Iran 
und Saudi-Arabien stellen das Land vor eine Zerreißpro-
be. Die Bezeichnung „Pulverfass“ bringt die Gesamtsitu-
ation gut auf den Punkt.

Auf der anderen Seite weist der Libanon eine für den 
Nahen Osten verhältnismäßig freie Wirtschaft auf. Es 
gibt sogar eine blühende Gründerszene. Die unterschied-
lichen Religionsgemeinschaften leben mehr oder weni-
ger friedlich auf engem Raum zusammen, und nicht zu-
letzt gilt die Hauptstadt Beirut als weltoffene Metropole 
mit einem kulturellen Leben. Das sind in dieser Region 
keine Selbstverständlichkeiten. Kurz: Der Libanon bietet 
im Vergleich zu seinen Nachbarstaaten derzeit auch ein 
gewisses Maß an Stabilität.

Um dieses Maß an Stabilität zumindest zu erhalten, 
müssen neben einem Gesundheits-, Bildungs- und So-
zialsystem auch einsatzfähige libanesische Streitkräfte 
geschaffen werden. Und dazu leisten unsere Soldatinnen 
und Soldaten im Rahmen von UNIFIL einen wesentli-
chen und wichtigen Beitrag.

(Beifall bei der FDP)

Auch setzt das Mandat die geforderte Sicherung der see-
seitigen Grenzen um; illegaler Waffenschmuggel wird 
hier erfolgreich bekämpft. Das Ziel muss dabei sein, dass 
der Libanon in den nächsten Jahren seine staatlichen 
Strukturen verfestigt und keine Räume für demokratie-
feindliche oder gar terroristische Akteure offenlässt.

In diesem Zusammenhang muss auch über die Rolle 
der Hisbollah gesprochen werden. Diese bis an die Zäh-
ne bewaffnete Schiitenmiliz, bestehend aus sogenanntem 
politischem und militärischem Flügel, bildet im Libanon 
einen Staat im Staat. Gerade im Südlibanon setzt sie eine 
zunehmend radikalislamische Gesellschaftsform durch. 
Hinzu kommen die aggressive Rhetorik gegenüber Isra-
el und das Engagement an der Seite des Irans und des 
Assad-Regimes in Syrien.

Die libanesischen Streitkräfte sind zum einen nicht 
in der Lage, militärisch gegen die Milizen vorzugehen. 
Zum anderen müssen wir aber auch die Frage stellen, 
inwieweit eine Einmischung der Streitkräfte überhaupt 
vonseiten der Regierung gewünscht ist. 

Die Hisbollah ist nicht nur eine bewaffnete Miliz; 
nein, sie tritt auch als Partei erfolgreich zur Parlaments-
wahl im Libanon an. Sowohl vor diesem Hintergrund als 
auch vor dem Hintergrund der extrem instabilen Lage 
im gesamten Nahen und Mittleren Osten muss die Bun-
desregierung Antworten auf verschiedene Fragen geben 
können: Wie zum Beispiel würde man aktuell mit einer 
direkten Konfrontation zwischen dem Libanon und Israel 
umgehen? Wie steht es um die Sicherheit unserer Sol-
datinnen und Soldaten, sollte der Syrien-Krieg auf den 
Libanon übergreifen? Was würde eine Ausweitung des 
iranischen Einflusses im Libanon für das UNIFIL-Man-
dat bedeuten? Alles Fragen, auf die die Bundesregierung 
derzeit keine Antworten hat. 

Wenn Deutschland mit der Beteiligung an dem UNI-
FIL-Mandat einen kleinen Beitrag zur Stabilität in die-
sem noch nicht gescheiterten Staat des Nahen und Mitt-
leren Ostens leistet, dann ist das aus meiner Sicht, meine 
Damen und Herren, eine gute Sache. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jürgen Hardt
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Lassen Sie mich noch einmal auf das eingangs genann-
te Thema Flüchtlinge zurückkommen. Dieses Land – an 
dieser Stelle wiederhole ich mich –, das wesentlich klei-
ner ist als die Region Berlin-Brandenburg, hat im Laufe 
des Syrien-Krieges fast genauso viele Flüchtlinge aufge-
nommen wie die gesamte Europäische Union. Das muss 
man sich für eine Sekunde auf der Zunge zergehen las-
sen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist bei denen 
was ganz anderes, die Aufnahme!)

Hinzu kommen mehr als 450  000 registrierte palästi-
nensische Flüchtlinge, die seit Jahrzehnten in isolierten 
Camps leben. Diese Dimensionen sollten in dieser De-
batte nicht unter den Tisch fallen. Vor diesem Hinter-
grund wäre es außerordentlich problematisch für Europa, 
wenn ein solcher Staat eines Tages scheitern würde. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Als Nächster spricht für die Fraktion Die Linke 

Matthias Höhn.

(Beifall bei der LINKEN)

Matthias Höhn (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Be-

waffnete deutsche Soldaten haben im Nahen Osten nichts 
zu suchen. Das war unsere Position, und das bleibt unse-
re Position.

(Beifall bei der LINKEN)

Ja, es ist richtig: Beim UNIFIL-Einsatz ist die völker-
rechtliche Legitimation zweifellos gegeben. Leider ist 
das nicht der Regelfall, und deswegen sollte es auch be-
tont werden, gerade in dieser Region. Leider ist es auch 
nicht, wie bekannt, die Regel für die Bundesregierung, 
Völkerrechtsbrüche auch als Völkerrechtsbrüche zu be-
zeichnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Donald Trump hat das Atomabkommen mit dem Iran 
aufgekündigt. Eine militärische Eskalation zwischen 
dem Iran auf der einen und Israel sowie den USA auf 
der anderen Seite kann niemand ausschließen. Daraus 
sind bisher keine Konsequenzen gezogen worden. Die 
aktuelle schwierige Situation in der Region ist von meh-
reren schon angesprochen worden. Sie bleibt im neuen 
Mandat nahezu unberücksichtigt. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, dieses routinemäßige Fortschreiben von Man-
datstexten mag Ihnen ausreichen für eine Zustimmung; 
uns reicht es mit Sicherheit nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Libanon ist ein Pulverfass – wie die gesamte Re-
gion, in der sich der Kampf um die Vormacht zwischen 
dem Iran und Saudi-Arabien abspielt. Libanons Minis-
terpräsident Hariri tauchte im November unvermittelt 
in Saudi-Arabien auf – wir erinnern uns – und erklärte 

seinen Rücktritt mit Verweis auf die Hisbollah. Schuld-
zuweisungen zwischen Riad und Teheran folgten. Ende 
Mai erklärte der französische Präsident Macron – ich zi-
tiere mit der Erlaubnis des Präsidenten –: 

Wenn Frankreich nicht da gewesen wäre, dann wäre 
es möglich, dass heute in dem Moment, wo wir jetzt 
sprechen, im Libanon Krieg herrscht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Nahen Osten, 
wo ein Streichholz genügt, um die Region endgültig in 
Brand zu setzen, hat die Bundeswehr nichts verloren. 

(Beifall bei der LINKEN)

Die Hisbollah, einer der ärgsten Feinde Israels, ist stärker 
denn je – jüngst Wahlsieger im Libanon – und auch dank 
des Waffenschmuggels aus dem Iran bis in die Zehen-
spitzen bewaffnet. In der Vergangenheit sind viele die-
ser Waffen über den Seeweg in den Libanon gekommen. 
77 000 Schiffe sind im Rahmen von UNIFIL identifiziert 
und abgefragt worden. Dennoch funktioniert der Waf-
fenschmuggel weiter. Ähnlich sieht es auf dem Landweg 
aus. Französische Soldaten haben dieses Jahr sogar da-
von berichtet, dass die libanesische Armee im Agieren 
gegen die Hisbollah hinderlich sei.

Das Ergebnis all dessen ist ernüchternd: 120 000 Ra-
keten stehen im Südlibanon gegen Israel bereit, keine 
Effektivität des Mandats, eine Stärkung der Hisbollah, 
eine zugespitzte Sicherheitslage in der Region, und Sie 
wollen einfach so weitermachen, statt konkret zu sagen, 
wann Schluss ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Andeutung im Mandat, das Ziel sei erreicht, wenn – 
Zitat – „die libanesische Marine ausreichend ausgestattet 
und ausgebildet ist“, muss nach so vielen Jahren Einsatz 
und Unterstützung aus Deutschland und anderen Ländern 
konkreter ausfallen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der LINKEN)

313 Soldaten haben seit Beginn der UNIFIL-Einsätze 
1978 ihr Leben verloren. Ich bin deshalb sehr froh, dass 
die Korvette „Magdeburg“ am Freitag nach 13 Monaten 
Einsatz zurückgekehrt ist. Den Soldaten und ihren Fami-
lien sind Sie es schuldig, sie nicht weiter in Einsätze zu 
schicken, die Soldaten einem hohen Risiko aussetzen, ei-
nen kaum messbaren Beitrag für Sicherheit und Stabilität 
leisten und kein Ende finden. Wir werden dem Mandat 
nicht zustimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner ist Dr.  Tobias Lindner für Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Tobias Lindner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. – Herr Präsident! Geschätzte Kollegin-

nen und Kollegen! Heute soll das Mandat UNIFIL um 
ein Jahr verlängert werden. Aber ich finde, das ist alles 

Bijan Djir-Sarai 
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andere als Routine, wenn man sich die Situation in dieser 
Region anschaut. Als 1978 – Frau Kollegin Hendricks, 
Sie haben es erwähnt – die ersten Blauhelmsoldaten ein-
gesetzt wurden, um Frieden zwischen Libanon und Israel 
zu gewährleisten, war ich beispielsweise noch gar nicht 
auf der Welt. Wir haben es mit einer der ältesten friedens
erhaltenden Missionen der Vereinten Nationen zu tun. 
Ich erwähne das nicht, um hier eine Geschichtsstunde zu 
halten. Denn: So lang einem dieser Zeitraum erscheinen 
mag – 40 Jahre –, so vergleichbar kurz ist er doch, wenn 
man sich den Zeitraum des gesamten Nahostkonflikts 
betrachtet, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

Das Mandat wurde 2006 ergänzt. Es geht jetzt darum, 
die Ausbildung der libanesischen Marine zu gewährleis-
ten und den Libanon dabei zu unterstützen, eigenverant-
wortlich seine Seegrenze sichern und kontrollieren zu 
können. Das war 2006 notwendig, um einen Krieg zwi-
schen Israel und dem Libanon zu beenden. Ich füge hin-
zu, liebe Kolleginnen und Kollegen: Das ist auch heute 
noch notwendig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Bei allen Fragen, die wir haben, wie man Frieden 
dauerhaft und nachhaltig in dieser Region gewährleisten 
kann, bei aller Ratlosigkeit, die ich auch selbst habe, 

(Karsten Hilse [AfD]: Das kennen wir von 
den Linken!)

müssen wir uns doch eine entscheidende Frage heute 
hier bei dieser Abstimmung stellen: Wäre die Situation 
im Nahen Osten, wäre die Situation im Grenzgebiet zwi-
schen Libanon und Israel sicherer mit oder ohne UNIFIL 
in den kommenden zwölf Monaten?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich sage für meine Fraktion ganz deutlich: Sie ist sicherer 
mit diesem Mandat. Deswegen werden wir es unterstüt-
zen.

(Marianne Schieder [SPD]: Das ist gut!)

Es gilt: Beide Konfliktparteien befürworten diese Mis-
sion. Die Lage im Grenzgebiet ist weiterhin fragil; Kolle-
ginnen und Kollegen haben es erwähnt. Glücklicherwei-
se fand nach Jahren wieder eine Parlamentswahl statt; ja, 
das ist richtig. Aber wenn man sich beispielsweise das 
Verhalten der Hisbollah als relevanter Akteur in der Re-
gion gegenüber Israel betrachtet, wenn man den Konflikt 
in Syrien sieht, meine Damen und Herren, dann muss 
einem doch klar sein: Die Gefahr einer erneuten militä-
rischen Eskalation in dieser Region besteht von Tag zu 
Tag. Deshalb bin ich froh und dankbar, dass UNIFIL ei-
nen Beitrag dazu leistet, diese Gefahr einzudämmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Bei der Unterstützung der libanesischen Armee muss 
man eines feststellen: Wir haben es mit einem multireli-
giösen Land zu tun, mit einer Gesellschaft, die sich einer-
seits durch eine faszinierende Pluralität auszeichnet, die 

andererseits voller Konflikte ist. Dabei ist die libanesi-
sche Armee eine der wenigen konfessionsübergreifenden 
Institutionen in diesem konfessionell tief unterschiedli-
chen Land. Daher ist es auch richtig, gerade die Armee zu 
unterstützen, dass sie selbst ihre Grenzen kontrollieren 
und Waffenschmuggel unterbinden kann.

Vor diesem Hintergrund – ich verstehe ja, Herr Höhn, 
wenn man sich bei der x-ten Mandatsverlängerung fragt: 
ist das Routine, oder ist das keine Routine? – stellen wir 
Grüne fest: Es ist ein Beitrag für die Sicherheit in der 
Region. Es ist nicht die Lösung aller Probleme.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Es ist ein Beitrag für die Sicherheit in dieser Regionen 
auf einer festen völkerrechtlichen Grundlage, wenn sich 
Deutschland auch in den kommenden zwölf Monaten an 
UNIFIL beteiligt. Ich möchte im Namen meiner Frakti-
on – und ich denke, im Namen vieler Kolleginnen und 
Kollegen – unseren Soldatinnen und Soldaten für ihren 
Dienst in diesem Einsatz danken.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner für die Fraktion der SPD ist Thomas 

Hitschler.

(Beifall bei der SPD)

Thomas Hitschler (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Anfang März durfte ich gemeinsam mit dem 
Kollegen Jens Zimmermann unsere UNIFIL-Soldatin-
nen und -Soldaten im UN-Hauptquartier in Naqura im 
Libanon besuchen. Zum Programm gehörte auch eine 
Fahrt zur Blauen Linie, also der Demarkationslinie und 
aktuellen De-facto-Grenze zwischen Libanon und Israel. 
Stellen Sie sich folgende Szene vor: Auf Höhe der Steno-
grafenbank verläuft die Demarkationslinie, die durch ei-
nen Zaun gesichert wird. Wo das Präsidium ist, befindet 
sich eine israelische Stellung. Unsere Gruppe steht bei 
der Hammelsprungtür. Der Maßstab ist natürlich nicht 
1 : 1, aber alles spielt sich in unmittelbarer Sichtweite ab.

Einen Monat vor unserem Besuch hatte Israel damit 
begonnen, von der Küste bei Rosch Hanikra aus eine 
11 Kilometer lange Mauer entlang der Blauen Linie zu 
bauen. Diese Bautrupps rollten genau während unseres 
Besuchs an. Die libanesischen Soldaten zückten sofort 
ihre Kameras und dokumentierten das Geschehen. Da-
raufhin bewegten die israelischen Einheiten ihre Zeige-
finger in Richtung der Abzüge ihrer Waffe, und die li-
banesischen Einheiten taten es ihnen gleich. Innerhalb 
kürzester Zeit drohte eine angespannte, aber an der Blau-
en Linie nicht völlig unübliche Situation zu eskalieren. 
Es waren Blauhelme der Vereinten Nationen, die diese 
Lage wieder beruhigen konnten. Sie stellten sich zwi-

Dr. Tobias Lindner
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schen die libanesischen und israelischen Einheiten und 
beruhigten so die Situation.

Kolleginnen und Kollegen, diese kleine Anekdote 
fasst in meinen Augen sehr gut zusammen, worum es 
bei UNIFIL geht und warum dieser Einsatz so wichtig 
für uns ist. Wir stehen nämlich vor dem sprichwörtlichen 
Pulverfass, und – viele Kollegen vor mir haben das schon 
beschrieben – in der Nähe werden immer mehr Funken 
geschlagen. Die internationale Gemeinschaft achtet da-
rauf, dass die Lunte nicht anfängt zu glühen und alles 
in die Luft fliegt. Wer, wie unsere Truppe, in einer solch 
angespannten Lage Frieden und Stabilität sichert, ob an 
Land oder auf der See, der hat unser aller Unterstützung 
verdient.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Außerdem bekämpfen wir mit UNIFIL Fluchtursa-
chen. Wir haben die Situation vorhin beschrieben be-
kommen: multireligiöser Staat, hochgradig instabil – es 
ist eigentlich ein Wunder, dass es diesen Staat in der 
Form in der jetzigen Situation immer noch gibt –, 6 Mil-
lionen Einwohner, 2 Millionen Geflüchtete und überall 
die Gefahr, dass die Lage eskaliert und die Menschen 
sich auf die Flucht und auf den Weg machen, übrigens 
nach Europa, Kolleginnen und Kollegen. Eine humani-
täre Flüchtlingspolitik minimiert dabei Fluchtursachen. 
Nationale Abschottung schafft neue Fluchtursachen. Ich 
glaube, wir können festhalten: Unser Beitrag zu UNIFIL 
ist in unserem eigenen deutschen Interesse. Unser Bei-
trag zu UNIFIL ist im Interesse des Libanon. Unser Bei-
trag zu UNIFIL ist im Interesse Israels. 

Es gibt aber immer noch Verbesserungspotenzial, ge-
rade im Bereich der persönlichen Ausrüstung unserer 
Einsatzkräfte: Die Uniformen sollten an die klimatischen 
Bedingungen angepasst werden; die Einsatzkisten mit 
den Teilen der Uniformen, Helmen und ABC-Taschen 
sollten nicht deutlich länger ins Lager brauchen als die 
normalen Postzustellungen. Das läuft bei vielen unserer 
Partnernationen deutlich besser. Zudem zahlen die Ver-
einten Nationen die Zulagen innerhalb eines Monats, wo-
bei unsere Soldatinnen und Soldaten über zwei Monate 
warten müssen, bis der Auslandsverwendungszuschlag 
kommt. Das sind kleine, aber konkrete praktische Anlie-
gen, die wir beide von unserem Besuch bei den Einsatz-
kräften mitgenommen haben.

Aber vor Ort stellt sich uns und auch den Einsatzkräf-
ten eigentlich eine große, eine politische Frage, nämlich 
die Frage, warum der deutsche Einsatz und der deut-
sche Anteil nicht ein Stück weit größer ausfallen. Als 
das UN-Mandat vor 12  Jahren auf die Grenzsicherung 
zur See ausgeweitet wurde, lag die deutsche Personal-
obergrenze bei 2 400. Heute verlängern wir das Mandat 
mit einer Personalobergrenze von 300. Im tatsächlichen 
Einsatz erreicht die Bundeswehr davon im Schnitt etwa 
die Hälfte. Im UN-Hauptquartier im Libanon sind acht 
Deutsche stationiert. Das sind weniger, als hier heute Re-
debeiträge zu dem Einsatz gehalten haben.

Angesichts von 10  500  UNIFIL-Blauhelmen insge-
samt hinterlassen wir mit dieser geringen Personalstärke 
keinen nachhaltigen Fußabdruck. Ich glaube, dadurch 

dass unser Land bei der UN-Vollversammlung mit einem 
sehr guten Ergebnis in den Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen gewählt wurde, haben wir einen enormen Ver-
trauensbeweis bekommen. Ich glaube, dass es eine Ver-
pflichtung ist, Kolleginnen und Kollegen, künftig mehr 
Verantwortung zu übernehmen und bei UN-Friedensmis-
sionen mit größeren Personalstärken und Einsatzkontin-
genten dabei zu sein. 

Verlängern wir heute dieses Mandat, Kolleginnen und 
Kollegen! Unterstützen wir den Libanon! Unterstützen 
wir die Stabilität dieses Landes!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner ist der Abgeordnete Dr.  Andreas 

Nick für die CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Nick (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Bis in die Mitte der 70er-Jahre galt der Libanon als die 
Schweiz des Orients, Beirut wurde auch als das Paris des 
Nahen Ostens bezeichnet. Seitdem erschütterten immer 
wieder kriegerische Auseinandersetzungen das Land, all-
zu oft getrieben vom Zusammenspiel interner und exter-
ner Akteure, die den Libanon als Plattform insbesondere 
für den Konflikt mit Israel missbrauchten: zunächst die 
PLO, dann vor allem die Hisbollah – dahinter die Ein-
flussnahme von Syrien und insbesondere dem Iran. 

Unser Fraktionsvorsitzende Volker Kauder hat im An-
schluss an seine Orientreise vor zwei Jahren betont – ich 
zitiere –:

Trotz aller Probleme in der Vergangenheit und auch 
in der Gegenwart ist der Libanon ein Beispiel eines 
Staates, in dem die Angehörigen der verschiedenen 
Religionen friedlich zusammenleben. Der Libanon 
ist ähnlich wie Jordanien ein Vorbild, das die inter-
nationale Gemeinschaft noch stärker würdigen sollte. 

Für uns in Deutschland sind die Stabilisierung des Li-
banons, seine Einheit und Souveränität eine langfristige 
Priorität im Nahen Osten. Und gemeinsam mit der Türkei 
und Jordanien trägt der Libanon die Hauptlast der Folgen 
des syrischen Bürgerkriegs. Es ist schon angesprochen 
worden: Der Libanon hat bei knapp 5 Millionen eigenen 
Einwohnern über 1 Million Flüchtlinge aufgenommen.

Die Bundesrepublik unterstützt den Libanon daher in 
besonderem Maße bei der Bewältigung der Herausforde-
rungen im Bereich von Flucht und Migration. Wir haben 
dazu seit 2012 insgesamt über 1,1 Milliarden Euro bereit-
gestellt. In der Umsetzung arbeiten wir eng mit UNICEF, 
UNHCR, dem World Food Programme und UNDP zu-
sammen. Und nach innen gerichtet hat die Bundesregie-
rung allein im vergangenen Jahr mit 2,9 Millionen Euro 
Projekte in den Bereichen Dialog, Mediation und Rechts-
staatsförderung zur Konfliktprävention gefördert. 

Thomas Hitschler
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Die Mission UNIFIL besteht seit 1978. Sie ist damit 
eine der ältesten Missionen der Vereinten Nationen. Es 
wurde schon angesprochen: Im Jahr  2006 wurde das 
Mandat um die Überwachung der seeseitigen Grenzen 
erweitert. Erstmals wurden auch Marineeinheiten einer 
UN-Mission unterstellt, und seitdem ist Deutschland in 
diesem Mandat engagiert. 

Unsere derzeit 119 deutschen Einsatzkräfte leisten 
wertvolle Arbeit in den Bereich Konfliktprävention und 
Kapazitätsaufbau. Sie kontrollieren Ladung und Perso-
nen an Bord von Schiffen auf dem Weg in den Libanon. 
Die Bekämpfung des Waffenschmuggels auf dem See-
weg schafft Sicherheit für die gesamte Region. Im Rah-
men der Ertüchtigungsinitiative tragen die deutschen 
Soldatinnen und Soldaten mit großem Erfolg zur Aus-
bildung und zu besserer Ausrüstung der libanesischen 
Marine bei. Sie stellen außerdem den Zugang humani-
tärer Hilfe zur Zivilbevölkerung sicher und übernehmen 
logistische und sanitätsdienstliche Aufgaben. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen, wir danken unseren Soldatinnen 
und Soldaten sehr herzlich für ihren wichtigen Einsatz an 
Land und auch zur See!

Lassen Sie mich noch zwei Punkte ansprechen. Die 
Entwicklungen im Libanon werden die Vereinten Natio-
nen weiterhin beschäftigen. Mit den Öl- und Gasvorkom-
men im Levante-Becken, die von Israel und dem Libanon 
gleichermaßen für die Förderung beansprucht werden, 
zeichnet sich weiteres Konfliktpotenzial ab. Ich darf da-
ran erinnern: Die von UNIFIL vermittelten Drei-Partei-
en-Gespräche sind derzeit der einzige funktionierende 
Gesprächskanal zwischen Israel und dem Libanon. Unse-
re Beteiligung an UNIFIL unterstreicht das deutsche En-
gagement für die Vereinten Nationen. Wir werden unsere 
Mitgliedschaft im UN-Sicherheitsrat in den kommenden 
zwei Jahren auch dazu nutzen, uns aktiv in die Diskussi-
on über die Zukunft dieser Mission einzubringen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Fraktion wird 
die Fortsetzung der Beteiligung an der Mission UNIFIL 
unterstützen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Letzter Redner in dieser Debatte ist der Abgeordnete 

Dr. Reinhard Brandl für die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Der Kollege Andreas Nick hat es gerade erwähnt: 
119  Soldatinnen und Soldaten sind im Moment bei 
UNIFIL im Einsatz. Man kann sich die Frage stellen: 
Lohnt sich so ein Kleineinsatz überhaupt? In Afghanis-
tan und in Mali haben wir jeweils mehr als zehnmal so 
viele Soldatinnen und Soldaten im Einsatz. Ich meine: 
Ja. UNIFIL ist zwar ein kleiner Einsatz, aber ein Einsatz 
mit einer großen Wirkung. Weil Bilder manchmal mehr 
sagen als tausend Worte, habe ich Ihnen einmal zwei 

Bilder, die ich heute zufällig gefunden habe und die die 
praktische Wirkung des Einsatzes von UNIFIL zeigen, 
mitgebracht.

(Der Redner hält ein Bild hoch)

Das erste Bild zeigt einen relativ schmucklosen Com-
puterraum, vorne ein deutscher Soldat, dahinter libane-
sische Soldaten in mehreren Reihen vor großen Com-
puterbildschirmen. Dieser Schulungsraum ist an der 
Marineschule in Jounieh. Die Kadetten lernen dort an 
einem Navigationssimulator das richtige Verhalten an 
Bord. Sie werden angeleitet von einem deutschen Aus-
bilder.

(Der Redner hält ein weiteres Bild hoch)

Das zweite Bild, das ich Ihnen mitgebracht habe, zeigt 
zwei deutsche Soldaten in einem kleinen, sehr engen 
Maschinenraum eines etwas älteren Bootes. Dieses Boot 
war früher bekannt unter dem Namen „Bergen“. Es fuhr 
bis 2008 auf der Ostsee als Wachboot. Seit 2008 hat es 
ein zweites Leben, einen neuen Auftrag und einen arabi-
schen Namen. Es heißt jetzt „Tabarja“ und überwacht die 
libanesischen Hoheitsgewässer. Unsere Soldaten über-
nehmen dort Wartungsarbeiten. Sie haben vor kurzem 
das Schiff generalüberholt, es wieder flottgemacht, und 
so ist es im Moment auch unterwegs. Kleine Maßnah-
men, große Wirkung.

Meine Damen und Herren, wir haben aber im Moment 
auch ein großes Schiff im Einsatz, nämlich die Korvette 
„Braunschweig“. Sie übernimmt die Seeraumüberwa-
chung und leistet damit einen Beitrag zur Bekämpfung 
des Waffenschmuggels. Was heißt das konkret? Die Be-
satzung schaut sich auf dem Radar und über Funk die 
verschiedenen Schiffsbewegungen an – seit dem Beginn 
des Einsatzes wurden übrigens 80 000 Schiffe auf diese 
Art und Weise kontrolliert  –, und wenn ihr etwas ver-
dächtig vorkommt, dann gibt sie es an die libanesischen 
Behörden weiter. Diese entscheiden dann, ob sie eine In-
spektion durchführen oder nicht. Seit Beginn des Einsat-
zes wurden ungefähr 10 000 solcher Meldungen an die 
Libanesen weitergegeben. Damit sie dann auch richtig 
inspizieren können, ist einer unserer Schwerpunkte neben 
der Bereitstellung des Schiffes, wie eben auf den Bildern 
gesehen, die Ausbildung der libanesischen Küstenwache. 
Das geschieht durch die Ausbilder, das geschieht durch 
Simulatoren, das geschieht aber zum Beispiel auch durch 
Ausrüstungsmaßnahmen. Wir haben dort Radargeräte 
finanziert, wir haben Elektronikwerkstätten eingerichtet 
usw., alles für das eine große Ziel, nämlich eine schlag-
kräftige, kompakte libanesische Marine aufzubauen, die 
in der Lage ist, selber die Küste vor Ort, vor ihrem Ho-
heitsgebiet, zu überwachen. Meine Damen und Herren, 
das ist wichtig, weil der Libanon ein kleines Land ist, 
aber einen großen Konflikt, den zwischen ihm und Sy-
rien, direkt vor seiner Haustür hat. UNIFIL ist in dieser 
Region der zentrale Stabilitätsanker.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

UNIFIL kann in dieser Region den Unterschied ma-
chen. Der Unterschied ist in dem Fall der Unterschied 
zwischen Krieg und Frieden. Wir leisten dazu einen klei-
nen Beitrag, im Moment mit 119 Soldatinnen und Solda-

Dr. Andreas Nick
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ten. Wir sollten diesen Beitrag weiter leisten. Ich bitte Sie 
um Zustimmung zu diesem Mandat.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Weitere Redner sind nicht vorgesehen. Ich schließe 

deshalb die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem An-
trag der Bundesregierung zur Fortsetzung der Beteili-
gung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der „United 
Nations Interim Force in Lebanon“ (UNIFIL). Der Aus-
schuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache  19/2669, den Antrag der Bundesregierung 
auf Drucksache 19/2383 anzunehmen.

Wir stimmen nun über die Beschlussempfehlung na-
mentlich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. – Sind die 
Plätze an den Urnen besetzt? – Es fehlt noch ein Schrift-
führer der Opposition auf der rechten Seite. Sind die Ur-
nen an der Lobby besetzt? – Das ist der Fall. Dann eröff-
ne ich die Abstimmung über die Beschlussempfehlung. 

Dann frage ich: Gibt es noch ein Mitglied des Hauses, 
das seine Stimme noch nicht abgegeben hat? – Ich sehe 
jetzt, dass überall keine Aktivität mehr ist. Dann schließe 
ich jetzt die Abstimmung und bitte die Schriftführerinnen 
und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. Wir 
werden das Ergebnis der Abstimmung später mitteilen.1)

Ich bitte diejenigen, die ihre Abstimmungsarbeit getan 
haben, jetzt ihre Plätze einzunehmen, die Gespräche zu 
beenden oder vor der Tür fortzusetzen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 8 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Dr.  Bernd Baumann, Dr.  Gottfried 
Curio, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD

Erfassung von Straftaten unter Zuhilfenahme 
des Tatmittels Messer in der Polizeilichen Kri-
minalstatistik

Drucksache 19/2731 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Inneres und Heimat	 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

(Unruhe)

1)   Ergebnis Seite 3831 C

–  Ich bitte jetzt die Kollegen, die Plätze einzunehmen, 
auch die Kollegen von der AfD. Es ist Ihr Antrag, der 
jetzt hier beraten wird.

(Kerstin Andreae [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die können ruhig gehen!)

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Stephan 
Brandner für die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD): 
Es ist immer schön, wenn eine Rede, schon bevor sie 

beginnt, so eine Unruhe hervorruft, meine Damen und 
Herren. – Es geht um die exakte Erfassung von Straftaten 
unter Zuhilfenahme des Tatmittels Messer in der amtli-
chen Polizeistatistik – 

(Zuruf von der LINKEN: Das gilt auch für 
Macheten!)

zu später Stunde ein ernstes Thema, auf das ich bereits 
vor etwa sechs Monaten mit einer Kunstaktion, in die 
Geschichte eingegangen als „Macheten-Tweet“ – obwohl 
es gar keine Machete war  –, aufmerksam machte. Das 
Thema hat mich aber vor der Kunstaktion auch schon 
beschäftigt, nämlich im Thüringer Landtag seit etwa 
Mitte 2017, woran Sie sehen, meine Damen und Herren: 
Auch in dieser Sache waren wir von der AfD Ihnen von 
den Altparteien meilenweit voraus.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Schämen Sie sich!)

Hätte man auf uns gehört, hätte viel Leid verhindert wer-
den können. Wieder einmal kam von allen Altparteien, 
deren Wahrnehmungsvermögen durch die größenwahn-
sinnige und realitätsfremde Merkel’sche Bunt- und Cha-
ospolitik vernebelt war und ist,

(Marianne Schieder [SPD]: Ach Gott, ach 
Gott!)

die Einsicht viel zu spät.

(Gustav Herzog [SPD]: Was haben Sie ge-
trunken?)

Gott sei Dank verzieht sich aber zumindest nun bei 
den C-Parteien, wobei dieses C inzwischen nur noch für 
Chaos steht,

(Monika Lazar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wofür steht denn A?)

der infantile Vielfaltsnebel und offenbart den Blick auf 
eine Kanzlerin, die ihr Volk, vor dem sie den Amtseid 
abgelegt hat, verraten und verkauft hat,

(Beifall bei der AfD)

eine Kanzlerin, meine Damen und Herren, die für völli-
ges politisches Versagen und Scheitern steht, eine Kanz-
lerin, meine Damen und Herren, die nicht mehr Kanzle-
rin sein sollte und auf ihrem Platz auch nicht mehr Platz 
nehmen sollte.

(Beifall bei der AfD – Marian Wendt [CDU/
CSU]: Das entscheidet aber der Wähler!)

Dr. Reinhard Brandl
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Aber daran haben die Kollegen der C-Parteien, der Cha-
osparteien, ja heute Nachmittag  – wir haben es mitbe-
kommen – schon stundenlang herumgemerkelt und -ge-
werkelt.

Meine Damen und Herren, „nach gefühlt täglich er-
scheinenden Meldungen über Messerangriffe“ soll künf-
tig für ganz Deutschland erfasst werden, wie oft Messer 
als Tatwaffe eingesetzt werden, um diesem Phänomen 
auf den Grund gehen zu können. „Ein aussagekräftiges 
Lagebild wäre angesichts der jüngsten schockierenden 
Taten … dringend notwendig“, damit Politik und Sicher-
heitsbehörden reagieren können. – Ganz wichtig: Diese 
Aussagen stammen nicht etwa von mir oder von Ver-
schwörungstheoretikern;

(Konstantin Kuhle [FDP]: Von anderen Ver-
schwörungstheoretikern!)

es sind Stellungnahmen der beiden deutschen Polizeige-
werkschaften.

(Beifall bei der AfD)

Und wem sollte man eher Glauben schenken als denen, 
die Tag für Tag mit diesen Straftaten zu tun haben, näm-
lich unserer Polizei, die immer und überall für uns den 
Kopf hinhält und unseren Staat und dessen Autorität 
verteidigt, wenn auch aufgrund des Versagens der Regie-
rungspolitik leider in abnehmendem Maße? Von dieser 
Stelle aus vielen Dank an die deutsche Polizei!

(Beifall bei der AfD)

Hinter uns liegen blutige Monate, meine Damen und 
Herren. 2018 erscheint als der traurige Höhepunkt einer 
schier endlosen Serie von Angriffen, Körperverletzungen 
und Morden, auffällig viele davon begangen mit Messern 
und alle begangen nach der Merkel’schen Grenzöffnung.

(Marian Wendt [CDU/CSU]: Stimmt gar 
nicht! – Zuruf von der LINKEN: Davor war 
nichts, oder was?)

Aus der von Frau Merkel und der CDU initiierten und 
gewollten und von Seehofer und der CSU nicht etwa ver-
hinderten Masseneinwanderung wurde eine blutige, häu-
fig tödliche Messerstechereinwanderung, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD  – Marianne Schieder 
[SPD]: Das ist doch eine Sauerei! Das gibt es 
doch nicht! – Peter Beyer [CDU/CSU]: Schä-
men Sie sich! – Ulrich Kelber [SPD]: Sie sind 
ein widerlicher Hetzer! – Marianne Schieder 
[SPD]: Eine widerliche Hetze ist das!)

– Das ist keine „Sauerei“, das ist die Wahrheit. Gehen Sie 
mit offenen Augen durch die Welt! Das ist die Wahrheit, 
und der müssen Sie ins Auge gucken. –

Fast alle Opfer könnten noch leben und ein unversehrtes 
Leben führen, hätte die von allen Altparteien verantwor-
tete Politik der offenen Grenzen nicht stattgefunden.

(Beifall bei der AfD)

Obwohl eine flächendeckende Erfassung von Straf-
taten, die unter Verwendung eines Messers durchge-
führt werden, in Deutschland inzwischen wohl bewusst 

nicht durchgeführt wird, liegen Erkenntnisse aus einzel-
nen Bundesländern vor. So konnten wir sogar dem öf-
fentlich-rechtlichen Staatsfunk, hier der ARD-Sendung 
„Kontraste“ vom 5. April, entnehmen, 

(Marian Wendt [CDU/CSU]: So was schauen 
Sie?)

dass die Kriminalstatistiken von Berlin, Brandenburg 
und Hessen seit 2014 erschreckende Steigerungsraten 
aufweisen. 

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Ich bin auch gerade 
geschockt über den Quatsch, den Sie da gera-
de verzapfen!)

Die Steigerungen sind also keine Sauerei, werte Frau 
Kollegin von vorne links, die Steigerungen sind reell. Sie 
sind weder suggeriert noch eingebildet noch erfunden. 
Die Zahlen und die Grausamkeit der Taten sind alarmie-
rend. Es besteht ganz heftiger Handlungsbedarf. 

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, mit unserem Antrag gehen 
wir einen ersten Schritt. Kosten gehen mit dem Antrag 
übrigens nicht einher. Eine solche Erfassung löst – das 
muss man ehrlich einräumen – das von den Altparteien 
unter der Führung von Frau Merkel verschuldete Pro-
blem nicht, aber unser Antrag ist die Grundlage dafür, 
dass zielgerichtet präventive und letztendlich möglicher-
weise repressive Maßnahmen getroffen werden können, 
um viele weitere Menschen davor zu bewahren, Opfer 
einer völlig aus dem Ruder gelaufenen Politik zu werden, 
so wie es beispielsweise Mia und Julia geworden sind.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ich bitte Sie daher, unserem Antrag zuzustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD  – Peter Beyer [CDU/
CSU]: Das glauben Sie doch selber nicht!  – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Ist Aus-
schussvorsitzender und kennt sich nicht aus! 
Das ist die erste Lesung! Keine Ahnung!)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner ist der Kollege Axel Müller von der 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Müller (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bevor ich 
mich dem Antrag der AfD näher zuwende, möchte ich 
mit Ihnen einen Blick auf die Sicherheitslage in Deutsch-
land werfen, und zwar so, wie sie wirklich ist, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Stephan Brandner 
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und nicht so, wie sie Herr Brandner durch ein düsteres 
Bild zu zeichnen versucht hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD – Zuruf vom BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN): Er lebt in einer Parallelwelt!)

Da gibt es nämlich gute Nachrichten zu verkünden. 
Die Anzahl der Straftaten, soweit sie von der polizeili-
chen Kriminalstatistik erfasst werden, geht weiter zu-
rück.

(Lachen bei der AfD)

In 2016 waren es 6,37  Millionen Taten, in 2017 noch 
5,76 Millionen Taten, über 600 000 Taten weniger, was 
einem Rückgang von 9,6 Prozent entspricht. 

Rückläufig waren vor allen Dingen Gewaltdelikte wie 
Mord, Totschlag, Vergewaltigung und auch Körperver-
letzung, und nicht nur die einfache, sondern auch gera-
de die gefährliche Körperverletzung, worunter man die 
Körperverletzungen versteht, bei denen unter anderem 
ein Messer zum Einsatz kommt oder Baseballschläger, 
wie sie gewisse Kreise zu verwenden pflegen, auch der 
abgebrochene Stuhlfuß, wie man ihn gerne bei Saal-
schlachten verwendet, oder die mit Quarzsand gefüllten 
Handschuhe, die einige zum Training mit Andersdenken-
den und politisch Andersgläubigen einzusetzen pflegen. 
In meinem ländlichen Wahlkreis gibt es zum Teil auch 
noch die Mistgabel.  – Das alles fällt unter gefährliche 
Körperverletzung.

Aber fast noch wichtiger ist – und das haben Sie her-
vorgehoben, Herr Brandner –, dass die Aufklärungsquote 
kontinuierlich steigt. Über 96 Prozent aller Morde, über 
80  Prozent aller Sexualdelikte, fast mehr als die Hälf-
te der Raubdelikte und vor allen Dingen auch mehr als 
80 Prozent aller Körperverletzungen werden aufgeklärt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Alice Weidel 
[AfD]: Boah! Ist das toll! Das ist eine tolle 
Statistik! Darauf können Sie stolz sein!)

– Ja, das ist eine tolle Statistik, und dafür danke ich an 
dieser Stelle den Strafverfolgungsbehörden, der Justiz, 
der Polizei, die hervorragende Arbeit leisten. Ihnen ge-
bührt Anerkennung. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN  – Dr.  Alice 
Weidel [AfD]: So eine Bananenrepublik! Sie 
haben aus diesem Land eine Bananenrepublik 
gemacht!)

– Frau Weidel, auf Sie komme ich noch zu sprechen.

Daraus ergeben sich drei Botschaften. Erstens. Wer 
solche Straftaten begeht, muss ernsthaft damit rechnen, 
dass er zur Rechenschaft gezogen wird; das schreckt 
Nachahmer ab. Zweitens. Das Leid der Opfer wird ge-
sühnt. Drittens. Der deutsche Staat schützt erfolgreich 
seine Bevölkerung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Lachen 
bei Abgeordneten der AfD – Dr. Alice Weidel 
[AfD]: Natürlich!)

Sie wollen nun die polizeiliche Kriminalstatistik wei-
ter untergliedern, indem die „Verwendung des Tatmit-
tels Messer“ erfasst wird, so wie es beim Gebrauch von 
Schusswaffen schon der Fall ist. Hierfür wollen Sie die 
Richtlinien für die Polizeiliche Kriminalstatistik entspre-
chend ändern. Hintergrund sind die von Ihnen erwähnten 
zunehmenden Meldungen in den Medien über Messer-
einsatz, aufsehenerregende Taten wie beispielsweise die 
Attacke auf die Kölner Oberbürgermeisterin Henriette 
Reker durch einen sicherlich fremdenfeindlich einge-
stellten Mann,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja!)

die gegen den Bürgermeister von Altena durch einen ar-
beitslosen, psychisch kranken Täter, 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Rechtsradikaler!)

dem die Unterbringung von Asylbewerbern ein Dorn im 
Auge war. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Das war doch be-
stimmt ein Rechtsradikaler!)

Diese Meldungen unterstreichen den Eindruck, dass 
Messertaten vermehrt zunehmen, 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Von Rechtsextre-
men, genau!)

ebenso wie die Messerattacke – das will ich nicht ver-
schweigen  – eines arabischen Asylbewerbers in einem 
Hamburger Einkaufszentrum. 

Das Magazin „Kontraste“ vermeldete Entsprechendes 
und berief sich auf die Zahlen der 16 Bundesländer. In der 
Tat, die Berliner Kriminalstatistik weist einen Anstieg um 
14 Prozent, die Brandenburger einen Anstieg um 32 Pro-
zent und die in Hessen einen Anstieg um 29 Prozent auf. 
Allerdings vermeldet die Polizei Berlin, dass gerade bei 
Mord und Totschlag ein rapider Rückgang 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: „Rückgang“, natür-
lich! Natürlich! Ist alles super hier!)

der Fälle mit Messereinsatz zu verzeichnen ist; das Ni-
veau bewegt sich auf dem des Jahres 2008. Bei Raub-
delikten – das will ich nicht verschweigen – nehmen die 
Fälle mit Messereinsatz zu.

Der Senatsvorsitzende beim Bundesgerichtshof 
Dr. Thomas Fischer 

(Dr.  Franziska Brantner [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Super-Fischer!  – Jürgen Braun 
[AfD]: Der Richter, den keiner mehr als Kol-
legen haben wollte! Niemand mehr!)

hat seine Kolumne so überschrieben: 

Die Messerangst in Mitteleuropa – oder: Warum die 
Kriminalstatistik nur dann nützlich ist, wenn man 
sie versteht

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, Sie verstehen sie 
nämlich nicht!)

Zum besseren Verständnis könnte Ihr Antrag durchaus 
Sinn machen. Notwendig ist er nicht; denn die Innenmi-
nisterkonferenz hat am 8. Juni 2018 genau das beschlos-

Axel Müller 
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sen, eine bundesweite, einheitliche und vergleichbare 
Erfassung von Messerangriffen. Deshalb kann man nur 
sagen, meine Damen und Herren von der AfD

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Dass er überflüssig 
ist, oder was?)

– das ist ein altes Sprichwort, ein alter Satz –: Wer zu spät 
kommt, den bestraft das Leben.

(Beifall bei der SPD)

Ihr Antrag ist völlig überflüssig. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: „Überflüssig“, ja!)

Sie werden ihn natürlich nicht zurücknehmen, weil es Ih-
nen nur um eines geht;

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Hetze! Hetze! Het-
ze!  – Marianne Schieder [SPD]: Hetze, und 
sonst nichts!)

das ist in der Rede von Herrn Brandner deutlich gewor-
den.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Hetze!)

Frau Weidel, jetzt komme ich auf Sie zu sprechen. Sie 
haben es doch in Ihrer Rede vom 16. Mai 2018 zum Aus-
druck gebracht.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja!)

Es geht Ihnen um die „alimentierten Messermänner“.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau!)

Die wollen Sie hier an den Pranger stellen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Alice Weidel 
[AfD]: Genau!)

Darum allein geht es Ihnen. Genau darum. Sie wol-
len – und das hat Ihr Kollege Berg im Landtag von Ba-
den-Württemberg mit einem gleichlautenden Antrag zum 
Ausdruck gebracht – Menschen selektieren. Genau die-
ses Wort hat er verwendet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES  90/DIE GRÜNEN  – Zuruf 
von der AfD: Natürlich!)

Dieses Wort auf deutschem Boden – selektieren – ist – 
das muss ich Ihnen sagen – nicht mehr erträglich.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der 
LINKEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.

(Stephan Brandner [AfD]: Lassen Sie ruhig! 
Der redet sich um Kopf und Kragen! – Jürgen 
Braun [AfD]: Der kann ruhig noch länger re-
den!)

Axel Müller (CDU/CSU): 
Ich komme zum Schluss. – Sie wollen in der Bevölke-

rung eine ablehnende Haltung schüren. Ihr Kollege Hess 
hat dazu sogar eine Statistik gefälscht. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Natürlich!)

Das kommt in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“ 
zum Ausdruck.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, natürlich!)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Sie müssen jetzt Ihren Schlusssatz sprechen, Herr 

Kollege.

Axel Müller (CDU/CSU): 
Ich sage es mit Winston Churchill: Traue keiner Sta-

tistik außer der, die du selbst gefälscht hast. Wir sagen – 
zum Schluss –: Statistik zur Grundlage kriminologischer 
Forschung ja, für Propagandazwecke aber nein.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der LINKEN  – Dr. Alice Weidel 
[AfD]: Ja! Mutti ist stolz auf ihn! Muttis Bes-
ter!)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Als Nächster spricht der Kollege Konstantin Kuhle für 

die Fraktion der FDP.

(Beifall bei der FDP)

Konstantin Kuhle (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Wir reden über Kriminalstatistik, und wenn hier im 
Haus über Kriminalstatistik gesprochen wird, dann wird 
über objektive und über subjektive Sicherheit gespro-
chen. Lieber Kollege Müller, kein Opfer von Kriminali-
tät und auch niemand, der in seiner Familie ein Opfer von 
Kriminalität hat, lässt sich von einer positiven Statistik 
in seinem Sicherheitsgefühl wieder bestärken; denn das 
ist ein Thema, das ihn möglicherweise ein Leben lang 
begleiten wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Aber, lieber Kollege Brandner, welchem Staatsanwalt, 
welchem Polizisten, welchem Bürgermeister hilft es ei-
gentlich, wenn ich vor der Veränderung einer objektiven 
Statistik die politische Schlussfolgerung schon genau 
kenne, wenn ich schon genau weiß, welche Gruppe ich 
in den Blick nehmen will? Wenn ich schon vor der Er-
hebung weiß, was ich am Ende haben will, dann ist eine 
objektive Kriminalitätsstatistik das Gegenteil von dem, 
was unsere Sicherheitsbehörden brauchen. Sie brauchen 
eine überarbeitete Kriminalitätsstatistik, eine Erfassung, 
gerne auch vom Tatmittel Messer, aber nicht mit vorweg-
genommenen politischen Schlussfolgerungen, 

(Jürgen Braun [AfD]: Was für ein Geschwur-
bel!)

Axel Müller 
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die am Ende nur zu Schaum vor dem Mund führen und 
dazu, dass wir die Sicherheitsbehörden nicht vernünftig 
ausstatten, sondern unsere Bewertung als Politiker an die 
Stelle der Bewertung der Fachleute setzen, und das darf 
hier im Hohen Haus nicht passieren. Das ist eine Frage, 
die von den Sicherheitsbehörden geklärt werden muss.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Meine Damen und Herren, wenn es um subjektive Si-
cherheit geht, dann haben wir Politiker eben auch eine 
Verantwortung; denn genau wie objektive Sicherheit 
kann subjektives Sicherheitsempfinden das tägliche Le-
ben von Menschen verändern.

Es ist schlichtweg nicht hinzunehmen, wenn Men-
schen sich nicht mehr trauen, den öffentlichen Perso-
nennahverkehr zu nutzen und zu bestimmten Tag- und 
Nachtzeiten an bestimmten Orten unterwegs zu sein. 
Wenn also ein subjektives Gefühl dazu führt, dass ich 
mein Verhalten ändere, dann ist das auch ein Angriff auf 
Freiheit, dem wir auf den Grund gehen und zu dem wir 
sagen müssen: Da bedarf es möglicherweise einer Über-
arbeitung der Statistik.

Nun ist es so, dass die Innenministerkonferenz rich-
tigerweise beschlossen hat, dass in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik künftig Messer als Tatmittel aufgeführt 
werden sollen. Es kommt aber möglicherweise gar nicht 
darauf an, dass diese Entscheidung auf Bundesebene ge-
troffen wird, sondern es kommt vielmehr darauf an, dass 
die Statistiken in den Ländern einheitlich geführt werden. 
Es ist doch schlichtweg nicht vermittelbar, dass sich die 
Berichtsbögen unterscheiden, dass die statistischen An-
sätze in den verschiedenen Ländern so unterschiedlich 
sind, dass eine Übersichtsstatistik wie die Polizeiliche 
Kriminalstatistik nicht geführt werden kann. Deswegen 
gehört zu diesem Beschluss der IMK, dass die Länder 
ihre statistischen Erhebungen jetzt anpassen und verbes-
sern.

(Beifall bei der FDP)

Ein zweiter Grund, warum ich glaube, dass dieser An-
trag der AfD an dieser Stelle überflüssig ist, ist die Frage, 
die sich aus der Vorstellung der letzten Polizeilichen Kri-
minalstatistik ergeben hat. Wir haben damals sehr inten-
siv darüber diskutiert, welche Straftaten eigentlich in die 
Polizeiliche Kriminalstatistik einfließen. Dabei handelt 
es sich um eine sogenannte Ausgangsstatistik. Straftaten 
werden also erst dann erfasst, wenn sie an die Staatsan-
waltschaft weitergegeben werden. Daneben haben wir 
darüber diskutiert, welche Straftaten in die Statistik über 
politisch motivierte Kriminalität kommen, und ausge-
rechnet bei der handelt es sich um eine Eingangsstatistik.

Das heißt, wir haben Konstellationen, in denen Rechts-
extreme möglicherweise Angriffe auf Flüchtlingsheime 
unternehmen, und am Anfang wird prima facie davon 
ausgegangen, das sei gar keine rechtsextreme Straftat.

Wer einen Komplettüberblick über Straftaten und 
Kriminalität haben möchte, der muss eine Angleichung 
dieser Zeitpunkte aus der Polizeilichen Kriminalstatistik 

und aus der Statistik über politisch motivierte Kriminali-
tät hinkriegen, und dazu steht nichts im Antrag. Deswe-
gen geht er an dieser Stelle nicht in die richtige Richtung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE])

Meine Damen und Herren, ein dritter Punkt, an dem 
wir die Kriminalstatistik dringend reformieren müssen, 
betrifft das Dunkelfeld; denn alle Statistiken über Krimi-
nalität, die wir heute haben und benutzen, knüpfen an das 
Anzeigeverhalten und an die Kenntnis der Sicherheits-
behörden an. Was nicht zur Anzeige und nicht in den 
Kenntnisbereich der Sicherheitsbehörden gelangt, ge-
langt auch nicht in die Statistik. Deswegen gibt es kluge 
Ansätze aus dem BKA. Ich nenne hier den periodischen 
Sicherheitsbericht und den Viktimisierungssurvey des 
BKA. Das sind kluge Ansätze, um den Hellfeld- und den 
Dunkelfeldbereich gleichermaßen zu berücksichtigen. 

Wir brauchen an dieser Stelle eine Reform der Kri-
minalitätsstatistik unter Berücksichtigung der Frage 
Hellfeld/Dunkelfeld, unter Berücksichtigung politisch 
motivierter Kriminalität und unter Berücksichtigung der 
Technik der Statistik. Das wäre mal ein Reformvorschlag 
für die Kriminalitätsstatistik. Mit diesen beiden Spiegel-
strichen ist es aber leider nicht getan.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächste Rednerin für die Fraktion der SPD ist die Ab-

geordnete Susanne Mittag.

(Beifall bei der SPD)

Susanne Mittag (SPD): 
Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bei einer Er-
weiterung der Polizeilichen Kriminalstatistik stellt sich 
natürlich erst mal die Frage, um was genau wir erwei-
tern. Stellt sich tatsächlich ein Problem anhand von Fak-
ten, oder sind das gefühlte Werte? So etwas wird ja auch 
sehr oft diskutiert. Zu welchem Zweck wollen wir die 
Statistik erweitern? Was machen wir am Ende mit dem 
Ergebnis? Man muss ja auch nach vorne gucken und sich 
fragen, wo wir eigentlich hinwollen.

Ein medial befeuertes Thema muss nicht ein wirk-
liches Problem sein. Ob es zu den dringenden Heraus-
forderungen gehört, wie im Antrag gelesen, möchte ich 
doch mal ganz stark bezweifeln.

(Beifall bei der SPD)

Trotzdem sind es Aspekte, um die Notwendigkeit einer 
detaillierten Erfassung zu prüfen. 

Jetzt aber erst mal einige Fakten  – einiges ist auch 
schon erwähnt worden; wir haben die Kriminalstatistik 
von 2017 vorliegen  –: Es gibt einen Sachstand zu den 
Bereichen, in denen ein Messer ein entscheidendes Tat-
mittel sein kann. Das sind im Rahmen der Gewaltkri-
minalität, wie schon erwähnt, Mord, Totschlag, Verge-

Konstantin Kuhle 
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waltigung, sexuelle Nötigung, schwere und gefährliche 
Körperverletzung. Im Bereich der Raubdelikte sind das 
schwerer Diebstahl und Diebstahl mit Waffen. Man muss 
sagen: Mit Ausnahme der Sexualdelikte sind überall sin-
kende Fallzahlen zu beobachten. Auch bei der einfachen 
Körperverletzung, Straßenkriminalität, Nötigung, Bedro-
hung: Überall kann ein Messer dabei sein. Es ist nicht 
klar, ob es das ist, aber überall sinken die Fallzahlen. 

Bei den Straftaten gegen das Waffengesetz steigen die 
Fallzahlen hingegen. Es ist aber überhaupt nicht heraus, 
welche Waffen das sind und wie viele Messer eigentlich 
dabei sind. Auch die Anzahl der Tatverdächtigen bei Ge-
waltkriminalität ist gesunken, und die Aufklärungsquote 
ist angestiegen.

Wenn Zahlen sinken, auch auf niedrigem Niveau, es 
aber auf polizeilicher oder auch auf öffentlicher Ebene 
Erkenntnisse oder eine Vermutung gibt, dass die Zahl der 
Vorfälle unter Nutzung eines Messers als Tatmittel un-
ter Umständen gestiegen sein könnte, dann ist doch erst 
einmal Folgendes zu klären: Geht es eigentlich um die 
Messer, die unter das Waffengesetz fallen, wie Butter-
flymesser, beidseitig geschliffene Messer mit bestimm-
ten Klingenlängen – das ist alles schon festgeschrieben –, 
oder geht es um allgemein zugängliche Messer, die für 
den Hausgebrauch oder um die, die man ohne Einschrän-
kung kaufen kann? Geht es um den öffentlichen Raum 
oder um den Beziehungsbereich? Wo wird ein Messer 
eigentlich angewandt? Welche Folgen können diese 
Problemstellungen verbessern? Mehr Prävention, mehr 
Kontrollen oder die Aufnahme einer größeren Anzahl 
von Messern ins Waffenrecht? 

Insofern passt der IMK-Beschluss von der letzten Wo-
che, der auch schon erwähnt worden ist, sehr gut. Da-
rin wird eine bundesweit einheitliche und vergleichbare 
statistische Erfassung von Messerangriffen als Grundla-
ge für eine valide und verbesserte Darstellung begrüßt. 
Dabei geht es um Fakten und nicht um gefühlte Werte, 
um die Kriminalitätslage und die daraus resultierenden 
Handlungserfordernisse. Man muss doch einfach gu-
cken: Was mache ich denn am Ende mit den Zahlen? 

Die IMK beauftragt den Arbeitskreis  II, Innere Si-
cherheit – dazu gehören im Innenressort Mitarbeiter des 
Bundesinnenministeriums und Mitarbeiter aus den Mi-
nisterien der Länder –, bis Herbst 2018 – das ist nun nicht 
so weit entfernt – einen Bericht zur fachlichen Prüfung 
und Umsetzungsmöglichkeiten vorzulegen; denn eine re-
alistische Grundlage, um mit geeigneten Maßnahmen für 
erhöhte Sicherheit zu sorgen, wäre hilfreich.

Wenig hilfreich ist es, wie geschehen, Handlungser-
fordernisse durch die Auswertung von Presseartikeln zu 
deklarieren oder ein örtlich erhöhtes Aufkommen auf das 
ganze Land zu übertragen, Altdaten und neue Daten mit-
einander zu vergleichen, obwohl man gar nicht weiß, wie 
die Altdaten überhaupt zustande gekommen sind.

Das Thema ist ja nicht wirklich neu. Die Polizei hat 
sich darauf schon eingestellt, zumindest in Niedersach-
sen und auch bei der Bundespolizei mit der Ausrüstung 
von schnitt- und stichfesten Handschuhen. Das ist leider 
noch nicht überall der Fall. Da könnten einige Länder 
noch nacharbeiten. Aber jeder Polizeibeamte weiß und 

kalkuliert bei der Durchsuchung von Personen und Ta-
schen, dass es dort offene Messer geben könnte, inzwi-
schen allerdings auch offene Spritzen. Aber auch Sche-
ren, angeschliffene Schraubendreher oder Stechbeitel 
sind Waffen. Das sind Hieb- und Stichwaffen. Da ist die 
Frage: Muss man sie miteinbeziehen? Auch diese werden 
genutzt. 

Aber derartige Übergriffe müssen nicht nur im öffent-
lichen Raum betrachtet werden, sondern auch im öffent-
lichen Betrieb, wie der Arbeitsplatz in Ämtern. Da gibt es 
in der PKS – Seite 93, falls es jemanden interessiert – den 
Titel: „Gewalt am Arbeitsplatz“. Es gibt erste Präventi-
onskonzepte für öffentliche Einrichtungen und Kommu-
nen. Da ist die Zahl der Gewaltübergriffe erheblich ge-
stiegen. Valide Zahlen liegen da aber überhaupt nicht vor. 

Auch die Problematik bei Gewalt- und Raubdelikten 
ist ein Thema, etwa das Nachtreten auf wichtige Körper-
teile wie Kopf und Rumpf. Auch Mittäter oder bisher 
Unbeteiligte beteiligen sich an diesen Taten. Das wird 
richtigerweise immer wieder öffentlich dargestellt. Ist 
das auch ein Problem? Muss so etwas vielleicht auch ex-
tra erfasst werden? 

Insofern passt der zweite Beschluss der IMK in Sa-
chen Tatmittel Messer recht gut. Es geht um den besseren 
Schutz vor Messerangriffen im öffentlichen Raum durch 
bundesweit zu prüfende Waffenverbotszonen. Hier soll 
eine Arbeitsgruppe eingerichtet werden, die eine Analy-
se von Straftaten mit Messern vornimmt, eine Strategie 
zum Umgang mit den Erkenntnissen entwickelt und ge-
gebenenfalls die Einrichtung von Waffenverbotszonen 
empfiehlt, unabhängig von Kriminalitätsschwerpunkten. 
Das kann man nämlich jetzt schon machen, aber eben un-
abhängig davon.

Ein ganz wichtiger Punkt zum Schluss sollte nicht au-
ßer Acht gelassen werden: das Gewaltpotenzial im rein 
häuslichen Bereich. Auch hier wird nicht erfasst, welche 
Tatmittel zur Gewaltanwendung genutzt werden. Bei 
häuslicher Gewalt ist das Dunkelfeld besonders groß. 
Diese Taten ereignen sich schon seit Jahrzehnten. In wel-
chem Rahmen findet dort ein Messereinsatz statt – das ist 
genauso unklar wie die gesamte Polizeiliche Kriminal-
statistik –, im Rahmen eines Angriffs oder einer Verteidi-
gung? Der Zugriff auf Messer im häuslichen Bereich ist 
besonders einfach. Da kann man nur sagen: Die mögli-
che Eskalation in der Küche birgt ein besonderes Gefähr-
dungspotenzial. 

Ich denke, das Thema muss erst einmal richtig, fakten-
fest und nachvollziehbar vorbereitet werden. Da ist die 
IMK schon auf einem guten Weg. Daher sollten wir bei 
Vorlage eines Ergebnisses der Innenministerkonferenz 
im Herbst über die weiteren Schritte erneut diskutieren, 
beraten und gegebenenfalls beschließen, wenn die IMK 
das nicht schon selber macht.

Die Umsetzung in der Polizeilichen Kriminalstatistik 
wäre sowieso erst zum 1. Januar 2019 machbar. Bis da-
hin haben wir ja noch ein bisschen Zeit.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Susanne Mittag
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Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Bevor wir mit der Debatte fortfahren, möchte ich 

das Ergebnis der namentlichen Abstimmung, das die 
Schriftführerinnen und Schriftführer ermittelt haben, be-
kannt geben. Es geht um die Beschlussempfehlung des 

Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Bundes-
regierung zum UNIFIL-Einsatz, Drucksachen  19/2383 
und 19/2669: abgegebene Stimmen  658. Mit Ja haben 
gestimmt 512, mit Nein haben gestimmt 143, Enthaltun-
gen 3. Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Endgültiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen:	 658;
davon

ja:	 512
nein:	 143
enthalten:	 3

Ja

CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Norbert Barthle
Maik Beermann
Manfred Behrens (Börde)
Veronika Bellmann
Dr. André Berghegger
Melanie Bernstein
Christoph Bernstiel
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Peter Bleser
Norbert Brackmann
Dr. Reinhard Brandl
Michael Brand (Fulda)
Dr. Ralf Brauksiepe
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Gitta Connemann
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Marie-Luise Dött
Hansjörg Durz
Thomas Erndl
Hermann Färber
Uwe Feiler
Enak Ferlemann

Axel E. Fischer (Karlsruhe-
Land)

Dr. Maria Flachsbarth
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Michael Frieser
Hans-Joachim Fuchtel
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Alois Gerig
Eberhard Gienger
Eckhard Gnodtke
Ursula Groden-Kranich
Hermann Gröhe
Klaus-Dieter Gröhler
Michael Grosse-Brömer
Markus Grübel
Manfred Grund
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Dr. Stephan Harbarth
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mark Hauptmann
Dr. Matthias Heider
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Frank Heinrich (Chemnitz)
Mark Helfrich
Rudolf Henke
Michael Hennrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Dr. Heribert Hirte
Christian Hirte
Karl Holmeier
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Erich Irlstorfer
Hans-Jürgen Irmer
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Ingmar Jung
Alois Karl
Anja Karliczek

Volker Kauder
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Volkmar Klein
Axel Knoerig
Jens Koeppen
Markus Koob
Carsten Körber
Alexander Krauß
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Rüdiger Kruse
Michael Kuffer
Dr. Roy Kühne
Dr. Dr. h. c. Karl A. Lamers
Andreas G. Lämmel
Katharina Landgraf
Ulrich Lange
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Dr. Ursula von der Leyen
Antje Lezius
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Nikolas Löbel
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Karin Maag
Yvonne Magwas
Dr. Thomas de Maizière
Dr. Astrid Mannes
Matern von Marschall
Hans-Georg von der Marwitz
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. h. c. Hans Michelbach
Dietrich Monstadt
Karsten Möring
Marlene Mortler
Elisabeth Motschmann

Dr. Gerd Müller
Axel Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Stefan Müller (Erlangen)
Dr. Andreas Nick
Petra Nicolaisen
Michaela Noll
Dr. Georg Nüßlein
Wilfried Oellers
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Sylvia Pantel
Martin Patzelt
Dr. Joachim Pfeiffer
Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Eckhard Pols
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Eckhardt Rehberg
Lothar Riebsamen
Josef Rief
Johannes Röring
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Stefan Sauer
Anita Schäfer (Saalstadt)
Andreas Scheuer
Tankred Schipanski
Dr. Claudia Schmidtke
Christian Schmidt (Fürth)
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Dr. Klaus-Peter Schulze
Uwe Schummer
Armin Schuster (Weil am 

Rhein)
Torsten Schweiger
Detlef Seif
Johannes Selle
Reinhold Sendker
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Dr. Patrick Sensburg
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Frank Steffel
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Andreas Steier
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Peter Stein (Rostock)
Christian Frhr. von Stetten
Dieter Stier
Gero Storjohann
Stephan Stracke
Max Straubinger
Karin Strenz
Michael Stübgen
Dr. Peter Tauber
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Dr. Dietlind Tiemann
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Arnold Vaatz
Oswin Veith
Kerstin Vieregge
Volkmar Vogel (Kleinsaara)
Christoph de Vries
Kees de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Kai Wegner
Dr. h. c. Albert Weiler
Marcus Weinberg (Hamburg)
Dr. Anja Weisgerber
Peter Weiß (Emmendingen)
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
Marian Wendt
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier-

Becker
Oliver Wittke
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Dr. Matthias Zimmer

SPD

Niels Annen
Ingrid Arndt-Brauer
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Doris Barnett
Dr. Matthias Bartke
Sören Bartol
Bärbel Bas
Lothar Binding (Heidelberg)
Leni Breymaier
Dr. Karl-Heinz Brunner
Katrin Budde
Martin Burkert
Dr. Lars Castellucci
Bernhard Daldrup
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Yasmin Fahimi
Dr. Johannes Fechner
Dr. Fritz Felgentreu
Dr. Edgar Franke
Ulrich Freese
Dagmar Freitag
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Timon Gremmels
Kerstin Griese
Michael Groß
Uli Grötsch
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Dr. Barbara Hendricks
Gustav Herzog
Thomas Hitschler
Dr. Eva Högl
Frank Junge
Josip Juratovic
Thomas Jurk
Oliver Kaczmarek
Johannes Kahrs
Elisabeth Kaiser
Ralf Kapschack
Gabriele Katzmarek
Ulrich Kelber

Arno Klare
Lars Klingbeil
Dr. Bärbel Kofler
Daniela Kolbe
Elvan Korkmaz
Anette Kramme
Christine Lambrecht
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Burkhard Lischka
Kirsten Lühmann
Heiko Maas
Caren Marks
Katja Mast
Christoph Matschie
Hilde Mattheis
Dr. Matthias Miersch
Klaus Mindrup
Susanne Mittag
Falko Mohrs
Claudia Moll
Siemtje Möller
Bettina Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Dr. Rolf Mützenich
Andrea Nahles
Dietmar Nietan
Ulli Nissen
Thomas Oppermann
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir (Duisburg)
Aydan Özoğuz
Christian Petry
Detlev Pilger
Sabine Poschmann
Florian Post
Achim Post (Minden)
Florian Pronold
Dr. Sascha Raabe
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Sönke Rix
Dennis Rohde
Dr. Martin Rosemann
René Röspel
Dr. Ernst Dieter Rossmann
Michael Roth (Heringen)
Susann Rüthrich
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Axel Schäfer (Bochum)
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner

Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Ulla Schmidt (Aachen)
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Dr. Manja Schüle
Ursula Schulte
Swen Schulz (Spandau)
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Rainer Spiering
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Sonja Amalie Steffen
Mathias Stein
Kerstin Tack
Claudia Tausend
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Ute Vogt
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Gabi Weber
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Gülistan Yüksel
Dagmar Ziegler
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann

FDP

Grigorios Aggelidis
Renata Alt
Christine Aschenberg-

Dugnus
Nicole Bauer
Jens Beeck
Nicola Beer
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Britta Katharina Dassler
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Hartmut Ebbing
Dr. Marcus Faber
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Lisa Paus
Corinna Rüffer

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

(In den hinteren Reihen der CDU/CSU-Frakti-
on besprechen sich Abgeordnete – Dr. Diether 
Dehm [DIE LINKE]: Herr Präsident, ist das 
eigentlich sehr parlamentarisch dahinten, die-
se Zusammenrottung?  – Gegenruf von der 
CDU/CSU: Zusammenrottungen sind immer 
parlamentarisch!)

– Ja, da beobachte ich auch schon seit längerer Zeit eine 
Zusammenkunft. Ich möchte doch die Kollegen und Kol-
leginnen dort hinten – vielleicht kann mal jemand einen 
Hinweis geben  – bitten, diese Gruppe dort aufzulösen 
und draußen weiter zu beraten. 

(Ulli Nissen [SPD]: Ist die Kundgebung ange-
meldet? – Gegenruf von der CDU/CSU: Nur 
kein Neid!)

Danke für den Hinweis. 

Wir fahren jetzt in der Debatte fort. Nächste Rednerin 
ist Ulla Jelpke, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ulla Jelpke (DIE LINKE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die De-
batte findet heute auch vor dem Hintergrund des Mordes 
an Susanna und ähnlichen Bluttaten statt. Das sind ent-
setzliche Verbrechen. Und an die AfD: Ganz unabhängig 
davon, welchen Pass oder welchen Glauben Täter oder 
Opfer hatten – es ist einfach unerträglich, wie Sie hier 
solche Dinge instrumentalisieren, um Ihre rassistische 
Hetze immer wieder zum Besten zu geben. Ich kann ein-
fach nur sagen: Es ist widerwärtig.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD – Zuruf von der AfD: Sind wir 
jetzt schuld?)

Meine Damen und Herren, im vorliegenden Antrag 
fordert die AfD eine separate Erfassung von Straftaten 
unter Zuhilfenahme des Tatmittels Messer in der Polizei-
lichen Kriminalstatistik. 

(Zuruf von der AfD: Und ihr wollt es vertu-
schen!)

Auf eine bundesweite Erfassung von Messerattacken, 
wie auch von der Gewerkschaft der Polizei gefordert, hat 
sich – das haben wir eben schon gehört – die Innenminis-
terkonferenz vergangene Woche bereits verständigt. Das 
finden wir auch richtig. Der AfD-Antrag könnte damit 
einfach in den Papierkorb wandern.

Doch die AfD fragt gar nicht erst nur nach Messeratta-
cken. Sie will generell Straftaten unter Zuhilfenahme des 
Tatmittels Messer erfassen lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

In der Statistik würden dann auch Messer, die zum Auf-
brechen einer Wohnung oder eines Autos verwendet 
wurden, oder das Mitführen von illegalen Springmessern 
auftauchen. Das wäre unserer Meinung nach nicht ziel-
führend, es sei denn, man will einen dramatischen An-
stieg von Straftaten mit Messern suggerieren, wie es im 
AfD-Antrag behauptet wird.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wenn Herr Curio zum Beispiel unter Berufung auf 
eine Anfrage in der Öffentlichkeit im Abgeordnetenhaus 
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in Berlin von sieben Messerattacken pro Tag in Berlin 
spricht, ist das einfach schlicht falsch und gelogen. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Einfach zu wenig! – 
Stephan Brandner [AfD]: Was ist das für Un-
sinn!)

Denn ein Messer wird in Berlin auch dann polizeilich er-
fasst, wenn es gar nicht zum Einsatz gekommen ist, son-
dern nur mitgeführt wurde. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ach so!)

Wer so mit Statistiken umgeht, meine Damen und Her-
ren von der AfD, der hat nur Angstmache und Panikma-
che im Sinn. Nichts anderes tun Sie auch heute wieder. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Jürgen Braun [AfD]: Das ist 
einfach menschenverachtend, Frau Jelpke! 
Das ist menschenverachtend von Ihnen!)

Von einem dramatischen Anstieg von Messeratta-
cken – das haben wir heute auch schon gehört – oder ei-
ner Messerepidemie kann nicht die Rede sein. Gucken 
Sie einmal in den Faktencheck des gemeinnützigen Re-
cherchezentrum Correctiv: 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Correctiv! Na so 
was! Sehr repräsentativ!)

Kürzlich wurde nachgewiesen, dass das überhaupt nicht 
wahr ist. 

Soweit Statistiken einzelner Bundesländer vorliegen, 
lassen diese ebenfalls einen geringen Anstieg von Straf-
taten mit Messern erkennen. 

(Jürgen Braun [AfD]: Mit Fakten haben Sie 
ja eh nichts zu tun, Frau Jelpke!)

Aber es gibt auch Gegenden, wo zum Beispiel die Zahl 
der Straftaten mit Messer 2017 zurückgegangen sind. 
Nehmen Sie doch einfach einmal zur Kenntnis: Seit Jahr-
zehnten gibt es einen kontinuierlichen Rückgang bei den 
schweren Gewalttaten. Das wollen Sie hier nicht hören. 
Der Kriminologe Christian Pfeiffer

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Der ist super! Der 
ist gut!)

beklagt im Übrigen eine wachsende Diskrepanz zwi-
schen der gefühlten Kriminalitätstemperatur und der Re-
alität der Zahlen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, alles nur ge-
fühlt!)

Pfeiffer sagt – ich zitiere ihn –:

Das hängt auch mit den Medien zusammen, 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Natürlich! Und mit 
rechter Hetze! Die haben Sie vergessen! – Ge-
genruf des Abg. Marian Wendt [CDU/CSU]: 
Sie haben es erkannt!)

die lieber schlechte Nachrichten senden als gute. … 
Brutale Nachrichten, die Angst machen, halten die 
Einschaltquoten hoch.

Ich füge hinzu: Das hängt auch mit Politikern zusammen 
wie hier auf der rechten Seite, 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Natürlich!)

die dieses Klima der Angst schüren, um darin ihr Süpp-
chen zu kochen. Das ist wirklich widerwärtig.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD – Zurufe von der AfD)

Meine Damen und Herren, immer wieder behauptet 
die AfD einen Zusammenhang zwischen Flüchtlingen 
und Gewaltkriminalität. Ich will hier einmal ganz deut-
lich sagen: Es gibt ein Problem vor allem mit jungen 
Männern. 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ach! Echt? – Jürgen 
Braun [AfD]: Ach nee!)

Das können Sie aus der Kriminalitätsstatistik herausana-
lysieren. Wenn man ernsthaft etwas gegen Kriminalität 
machen will – daran knüpft die Linke an –, dann muss 
man

(Stephan Brandner [AfD]: Muss man die 
jungen Männer zu jungen Frauen machen!)

vor allen Dingen bei Menschen, die hierher geflüchtet 
sind, mit sicherer Bleibeperspektive, mit Sprach- und 
Bildungsangeboten, mit dem Recht auf Arbeit und Fami-
lienzusammenführung reagieren; 

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Mensch, ja! Ja-
wohl!)

denn öffentliche Sicherheit erfordert gute Sozial- und In-
tegrationspolitik 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

und nicht Panikmache und Verschärfung, wie Sie es der 
Öffentlichkeit immer wieder weismachen wollen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächste Rednerin ist die Abgeordnete Canan Bayram 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Man stellt sich, 
wenn man den sehr kurzen Antragstext der AfD liest, 
wirklich die Frage, was sie damit eigentlich bezweckt. 
Wenn man dann noch weiß, dass sich das eigentlich 
durch den Beschluss der Innenministerkonferenz schon 
erledigt hat, war man sehr gespannt auf die Rede der AfD 

(Stephan Brandner [AfD]: Die war doch gut, 
oder nicht?)

Ulla Jelpke
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und auf Ausführungen dazu, warum sie heute eigentlich 
über dieses Thema debattieren will. 

Es fing an mit der ewigen Leier von dem, was Frau 
Merkel angerichtet hätte. 

(Stephan Brandner [AfD]: Weil es wahr ist! – 
Weiterer Zuruf von der AfD: Hat!)

Wir dürfen uns, wie ich meine, ja nicht daran gewöhnen, 
dass Herr Brandner seine Reden hier hält, wie er sie nun 
einmal hält. Manchmal könnte man denken: Wo lebt der 
Mann eigentlich? Kennt der sich überhaupt nicht aus?

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Dann wird einem aber klar: Der ist auch noch Vorsitzen-
der des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages. 
Da hätten Sie sich doch einmal die Mühe machen kön-
nen, Herr Kollege Brandner, über das Thema zu reden. 
Sie haben sich weder Mühe mit dem Antrag gemacht, 
noch haben Sie bei Ihrer Rede versucht, über das zu dis-
kutieren, was Sie vorgeblich nach der Überschrift Ihres 
Antrags diskutieren wollen. 

(Jürgen Braun [AfD]: Sie haben ja noch nicht 
einmal die Überschrift begriffen!)

Insofern fragt man sich tatsächlich: Warum interes-
siert sich die AfD für Morde an Frauen, sogenannte Fe-
mizide? Wenn man dann auch noch sieht, wie Sie von 
der AfD sich hier verhalten: Da sitzt eine Frau vorne in 
Ihren Reihen – hinten eine weitere, eine dritte habe ich 
jetzt auch gesehen –, die feixt hier und lacht sich einen 
während der Rede der anderen. Da frage ich mich: Wa-
rum freuen Sie sich eigentlich so?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES  90/DIE GRÜNEN  – Dr.  Alice Weidel 
[AfD]: Weil Sie immer die gleiche Leier ab-
spielen!)

Weil Ihr Plan aufgegangen ist, dass Sie den Tod von jun-
gen Frauen, von Mädchen instrumentalisieren, um Ihre 
schäbige und letztlich verfassungsfeindliche Gesinnung 
in dieses Haus zu tragen!

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP)

Da sage ich Ihnen ganz klar: Das machen wir hier nicht 
mit. Wir stellen uns dem entgegen – überall, wo es uns 
begegnet. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der FDP)

Ich sage Ihnen auch noch einmal: Das ist so mies und 
schäbig, dass wir immer wieder deutlich machen müs-
sen: Jeder der Kollegen hier hat Mitgefühl für die Ange-
hörigen der ermordeten Mädchen. Aber keiner hat Ver-
ständnis dafür, wie Sie damit umgehen wollen. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU, der SPD und der FDP  – 

Dr. Alice Weidel [AfD]: Mitgefühl? Sie haben 
kein Mitgefühl mit den Angehörigen! Unver-
schämtheit!)

Ehrlich gesagt – jetzt mal ganz entspannt –, 

(Zuruf von der AfD: Ruhig bleiben und zum 
Friseur gehen! – Gegenruf der Abg. Marianne 
Schieder [SPD]: Jetzt reicht es aber! – Weite-
rer Gegenruf von der SPD: Was soll das denn 
jetzt?)

wenn Sie über Polizeistatistik und über Kriminalstatistik 
reden wollen, dann können Sie das demnächst machen, 
weil wir einen Gesetzentwurf eingebracht haben, mit 
dem wir einen Periodischen Sicherheitsbericht fordern.

(Zuruf der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])

– Ja, nicht Ihre Periode, Frau Weidel.

(Beifall der Abg. Ulli Nissen [SPD])

Das heißt, wir wollen in regelmäßigen Abständen deut-
lich machen, dass wir die Kriminalitätsstatistik und die 
Statistik hinsichtlich der Strafverfahren so zusammen-
führen, dass wir ein Gesamtbild über die Kriminalitäts-
lage bekommen und daraus sozusagen die Maßnahmen 
ableiten, die erforderlich sind. Denn das  – da sind wir 
uns alle einig – schulden wir den Menschen, die natürlich 
erwarten, dass nicht nur Polizei und Staatsanwaltschaft, 
sondern auch der Gesetzgeber sich darum kümmert, dass 
alle Menschen hier in Deutschland sicher leben können. 
Dazu habe ich von Ihnen keinen Beitrag gehört.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Dr. Alice Weidel [AfD]: Oh doch! 
Ständig!)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner ist der Abgeordnete Marian Wendt 

für die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marian Wendt (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Das Messer entwickelt sich zu 
der meistbenutzten Waffe der Gewaltkriminalität. Ent-
setzliche Verbrechen werden mit Messern begangen, 
und zwar sowohl von In- als auch von Ausländern. Die 
Hemmschwelle, ein Messer einzusetzen oder damit zu 
bedrohen, wird immer geringer. Die Messerdelikte neh-
men stark zu. Allein in Berlin erfasste die Polizei im 
Jahr 2017  2 700 Straftaten mit einem Messer; zehn Jahre 
zuvor war es etwa nur die Hälfte. In Hessen wurden 2013 
noch 895  Körperverletzungs- und Tötungsdelikte mit 
einem Messer gezählt; vergangenes Jahr waren es circa 
300 mehr. 

Genau deswegen, weil die Zahlen besorgniserregend 
sind, hat die Innenministerkonferenz unter Führung des 
CDU-Ministers Stahlknecht gehandelt und vor wenigen 
Tagen beschlossen, in der PKS, in der Polizeilichen Kri-
minalstatistik, das Tatmittel Messer gesondert aufzufüh-

Canan Bayram 



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 39 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 14 . Juni 2018 3837

(A) (C)

(B) (D)

ren. Ich finde das sehr, sehr richtig, und es verdient unse-
re Unterstützung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denn wir brauchen diese Informationen, eine exakte, 
ordentliche polizeiliche Erfassung der Taten, nicht nur, 
damit wir das Nötige wissen, sondern auch, damit wir 
konsequent handeln und vor allen Dingen die richtigen 
kriminalpolitischen Konsequenzen ziehen. Diesen Vor-
schlag hat bereits die Deutsche Polizeigewerkschaft 
ausdrücklich unterstützt. Wir sollten die Polizeigewerk-
schaft dahin gehend unterstützen, grundsätzlich jeden 
Messerangriff als versuchtes Tötungsdelikt einzustufen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Des Weiteren braucht es ein umfassendes Konzept, 
das möglichst viele Menschen davon abhält, Messer bei 
sich zu tragen. Dabei ist beispielsweise ein umfassendes, 
teilweise bereits bestehendes Waffenverbot an Kinder-
gärten, Schulen, Bahnhöfen und bestimmten öffentlichen 
Einrichtungen ein erster Schritt. Ein darauffolgender 
Schritt, eine logische Konsequenz, sind gezielte Kontrol-
len und Durchsetzung; das ist ganz klar notwendig. Dafür 
braucht es natürlich mehr Polizei; die Finanzierung dafür 
werden wir schon mit diesem und dem nächsten Bundes-
haushalt zur Verfügung stellen.

Aber kommen wir vielleicht noch einmal kurz zur 
antragstellenden Fraktion. Die AfD möchte dieses The-
ma wieder einmal politisch ausbeuten, obwohl es wenig 
auszubeuten gibt; denn das Thema ihres Antrages ist ab-
geräumt.

(Karsten Hilse [AfD]: Wo beuten wir das 
aus?)

Sie glauben nur an selbstgefälschte Statistiken. 

(Lachen bei Abgeordneten der AfD  – Zuruf 
von der AfD: Haben Sie doch gerade selber 
zitiert!)

Gerade Sie sind ja das Problem. Sie schwingen sich auf 
als Partei von Recht und Gesetz, als Hüterin der öffent-
lichen Ordnung. Dies ist aus meiner Sicht eine Provoka-
tion; denn Sie sind mit verantwortlich für die Verrohung 
der Gesellschaft und die Senkung der Hemmschwelle zur 
Gewaltanwendung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD, der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie kommen hier mit dem erhobenen Zeigefinger. Da-
bei ist auch Ihre Partei in Deutschland verantwortlich für 
einen starken Anteil an Straftaten. Sie sind die Partei in 
Deutschland, die die meisten Abgeordneten mit laufen-
den Strafverfahren stellt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

22 Abgeordnete im Bund und in den Ländern gibt es ak-
tuell – nur aktuell –, gegen die 24 Verfahren bei Gerich-
ten und Staatsanwaltschaften anhängig sind.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ach nee!)

So viele strafbewehrte Mandatsträger haben alle im Bun-
destag vertretenen Parteien in Bund und Land nicht zu-
sammen. Sie sollten also zuerst bei sich kehren und auf-
hören, mit dem erhobenen Zeigefinger zu kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte das gern auch kurz begründen. 

(Abg. Stephan Brandner [AfD] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage)

– Nein, Herr Brandner, ich lasse die Frage nicht zu. Für 
Ihre ungehörigen persönlichen Diffamierungen der Kol-
legin Bayram haben Sie einen Wortbeitrag nicht verdient.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Ein Landtagsabgeordneter aus Brandenburg hat eine 
Bewährungsstrafe von einem Jahr und zehn Monaten we-
gen Steuerhinterziehung zu verbüßen. Ein Kollege von 
Ihnen aus Sachsen-Anhalt bietet eine breite Auswahl an 
relevanten Rechtsverstößen: Verkehrsdelikte, sexuelle 
Übergriffe, Nötigung bis hin zu Vergewaltigung. Gegen 
einen AfD-Abgeordneten aus dem Saarland wurde we-
gen Trunkenheit im Verkehr ein Strafbefehl erlassen.

(Zuruf des Abg. Udo Theodor Hemmelgarn 
[AfD])

Ich denke mal, das Thema Volksverhetzung brauchen wir 
gar nicht anzusprechen; das ist in Ihrer Partei quasi im 
Dauerangebot.

Wer die dunkelste Zeit der deutschen Geschichte ei-
nen „Vogelschiss“ nennt, dürfte kaum die erste Reihe in 
diesem Hohen Hause besetzen; 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der LIN-
KEN und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

dem kaufe ich seine „Recht und Ordnung“-Rhetorik erst 
gar nicht ab. 

Meine Damen und Herren, wir werden den Antrag 
deshalb ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Der Kollege Brandner erhält das Wort für eine Kurzin-

tervention von maximal zwei Minuten.

(Kerstin Andreae [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Schade!  – Monika Lazar [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das muss doch nicht 
sein!)

Marian Wendt
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Stephan Brandner (AfD): 
Ich bin wesentlich schneller fertig. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie 
sind schon fertig!)

Es geht eigentlich nur um eine Frage an den verehrten 
Kollegen. Er hat Zahlen genannt zu angeblichen strafbe-
wehrten Sachen, die bei uns in der Fraktion gelaufen sind. 
Sie haben 22  Ermittlungsverfahren erwähnt. Da würde 
mich mal interessieren, welche Ermittlungsverfahren Sie 
da konkret meinen. Und wenn Sie mit der Beantwortung 
dieses ersten Teils der Frage fertig sind, 

(Konstantin Kuhle [FDP]: Im Immunitätsaus-
schuss fragen!)

können Sie ja noch Auskünfte dazu geben – wir leben in 
einem Rechtsstaat, in dem die Unschuldsvermutung gilt; 
der Ausdruck dürfte Ihnen was sagen –,

(Lachen bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

am besten belastbare Auskünfte, wer von uns in der Frak-
tion rechtskräftig verurteilt worden sein soll. 

Herr Wendt, ich bin gespannt auf Ihre Antwort.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD  – Konstantin Kuhle 
[FDP]: Dann soll er die Leute im Immunitäts-
ausschuss fragen!)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Herr Wendt.

(Stephan Brandner [AfD]: Fakten, Fakten, 
Fakten jetzt!  – Gegenruf von der LINKEN: 
Der war gut!)

Marian Wendt (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Kollege Brandner, natürlich habe 

ich vor dieser Rede exakt recherchiert. Wir haben zahl-
reiche Quellen, öffentlich zugängliche wie natürlich auch 
verschiedene andere Quellen, genutzt, um diese Vor-
würfe zu prüfen. Wir sind bei dieser exakten Prüfung – 
22 Kollegen von Ihnen aus Bund und Land; 24 Verfahren 
insgesamt – auf diese Ergebnisse gestoßen. 

(Stephan Brandner [AfD]: Welche? – Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Mehrfachstraftä-
ter dabei!)

Diese sind belegbar. Diese Liste können Sie gern in mei-
nem Büro einsehen.

(Zustimmung des Abg. Konstantin Kuhle 
[FDP])

Ich habe davon gesprochen – wenn Sie meine Rede 
genau verfolgt haben, wissen Sie das –: Das sind Verfah-
ren, die anhängig sind bei Gerichten oder Staatsanwalt-

schaften. Damit habe ich nicht gesagt, dass die Betroffe-
nen verurteilt wurden.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD  – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Dann brauchen 
Sie gar nicht damit anzufangen! – Weitere Zu-
rufe von der AfD: Aha!)

Natürlich gilt die Unschuldsvermutung. 

Der Kollege Brandner ist jedoch Vorsitzender des 
Rechtsausschusses.

(Stephan Brandner [AfD]: Richtig! Das hat 
sich herumgesprochen!)

Bevor eine Staatsanwaltschaft in Deutschland den Bun-
destag bittet, die Immunität eines Abgeordneten aufzuhe-
ben, bzw. korrekterweise, muss ich sagen, um die Durch-
führung eines Strafverfahrens bittet – die Immunität wird 
ja nicht per se aufgehoben –, 

(Zuruf des Abg. Fabian Jacobi [AfD])

macht sie sich sehr viele Gedanken. Da werden sehr viele 
Indizien und Beweise vorher geprüft, um zu sehen, ob 
dieses Strafverfahren Aussicht auf Erfolg hat. Auch die 
Kolleginnen und Kollegen im Bundestag folgen ja dann 
dieser Empfehlung, nachdem sie sich sehr dezidiert da-
mit auseinandergesetzt haben.

Also fragen Sie lieber erst mal Ihre Kolleginnen und 
Kollegen, die Strafverfahren begangen haben, warum sie 
die begangen haben,

(Stephan Brandner [AfD]: Wie viele Verurtei-
lungen?)

und dann können Sie hier wieder als Recht- und Gesetz-
partei auftreten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der LINKEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Das Wort erhält die Abgeordnete Dr.  Frauke Petry, 

fraktionslos.

(Dr.  Alexander Gauland [AfD]: Nur Verur-
teilungen zählen! Was Sie hier vortragen, ist 
Schwachsinn!  – Gegenrufe von der CDU/
CSU)

– Wir sind jetzt schon bei der nächsten Rednerin. Des-
halb bitte ich, ihr die nötige Aufmerksamkeit entgegen-
zubringen.

Frau Petry, Sie haben das Wort.

Dr. Frauke Petry (fraktionslos): 
Danke. – Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Ich versuche mal, zum Thema zu-
rückzukommen. 
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Es ist schade, an diversen Stellen, auch bei Ihnen, Herr 
Wendt, dass Sie nicht bei dem Thema bleiben,

(Lachen der Abg. Kersten Steinke [DIE 
LINKE])

bei dem Sie punkten könnten, indem Sie sagen, dass die 
Innenministerkonferenz genau das beschlossen hat, was 
offenbar nötig war, 

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

nämlich die statistische Situation in der Frage von Mes-
serattacken und Attacken mit anderen Stichwaffen zu 
verbessern. Das haben mehrere Redner hier thematisiert. 
Es zeigt die Notwendigkeit dieser Vorgehensweise.

In der Tat: Die beiden Polizeigewerkschaften – nicht 
nur eine; selten sind sie sich so einig – fordern eine bun-
desweite Erfassung, um ein besseres Lagebild zu er-
halten. Dass von linker Seite des Parlamentes dagegen 
polemisiert wird, ist nicht verwunderlich, auch nicht 
schlimm. Ich freue mich, dass Sie von der FDP, Herr 
Kuhle, zumindest konstatiert haben, dass es nötig ist, 
eine bessere Statistik zu haben. Die Vorschläge können 
wir dann im Innenausschuss gemeinsam diskutieren. Ich 
bin gespannt, ob am Ende ein runder Antrag oder eine 
runde Vorgehensweise dabei herauskommt.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ganz bestimmt nicht!)

Frau Mittag, Sie wissen sicherlich genauso gut wie 
ich, dass Ihre Kollegen aus Nordrhein-Westfalen, dem 
größten Landesverband, einen ähnlichen, nicht gleich-
lautenden, aber in eine ähnliche Richtung gehenden 
Antrag in dieser Legislatur gestellt haben, um auch in 
Nordrhein-Westfalen die statistische Situation zu verbes-
sern. Insofern kann ich im ganzen Haus eine breite Basis, 
abseits von Ideologien, für verbesserte Statistiken sehen. 

Es fragt sich nur, warum Sie wieder einmal aufeinan-
der losgehen, anstatt einfach festzustellen, dass es im 
Sinne aller Bürger ist, dass wir statistische Sicherheit da-
rüber gewinnen, wie es mit Attacken mit Messern und 
anderen Stichwaffen in diesem Land aussieht. Da müss-
ten Sie sich untereinander gar nicht in die Haare bekom-
men, und dann wäre dieser Antrag vielleicht tatsächlich 
überflüssig.

(Marianne Schieder [SPD]: Der ist von Haus 
aus überflüssig! War nur zur Hetze! – Canan 
Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Der 
ist jetzt schon überflüssig!)

Herzlichen Dank.

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster und letzter Redner in der Debatte ist für die 

CDU/CSU Michael Kuffer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kuffer (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Messer

angriffe sind in ihrer Rohheit und in der körperlichen 

Brutalität, die damit verbunden ist, kaum zu übertreffen. 
Sie richten nicht nur lebensgefährlichen, ja oft tödlichen 
Schaden an, sondern sie sind in ihrer Anwendung stets 
bestialisch.

Gleichzeitig  – das macht die Sache so schwierig  – 
kommen einem Messer angesichts seiner Einfachheit 
besondere Eigenschaften als Tatwaffe zu: Es ist jederzeit 
und für jeden frei verfügbar, es ist ein Alltagsgegenstand. 
So trivial das klingt, so schwierig macht es den Umgang 
mit diesem Tatmittel. Die Frage der Beschaffungskri-
minalität stellt sich nicht. Damit gibt es natürlich auch 
ein hohes Dunkelfeld. Es gibt Schwierigkeiten für die 
Sicherheits- und Ermittlungsbehörden, derartige Taten 
im Vorfeld über den Beschaffungsweg zu identifizieren 
und im Vorfeld einzuschreiten. Es ist auch vergleichs-
weise leicht, ein Messer unauffällig oder sogar völlig 
unentdeckt im öffentlichen Raum bei sich zu tragen, was 
letztlich auch zu einem maximalen Überraschungseffekt 
führt.

All diese Faktoren machen das Messer zu einem be-
sonders kritischen Tatmittel. Ihre kriminalistische Erfas-
sung ist deshalb richtig und wichtig.

Jetzt habe ich noch 2  Minuten, 23  Sekunden. Die 
könnte ich jetzt einfach darauf verwenden, die Debatte 
noch einmal zusammenzufassen. Ich versuche das ein-
mal ganz einfach: Wir wissen, dass die Messer in der 
Kriminalitätsstatistik erfasst gehören. Die Innenminister-
konferenz hat genau das beschlossen. Die AfD hat wie-
der einmal 38 Minuten Debatte beantragt, damit wir uns 
38  Minuten lang gegenseitig versichern, dass das, was 
die Innenministerkonferenz bereits auf den Weg gebracht 
hat, richtig und wichtig ist; und so gehen wir wieder aus-
einander. Es ist wie immer heute Abend.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Heiterkeit bei Abgeordneten 
des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Dann stimmen Sie zu!)

Der Unterschied zwischen der Innenministerkonfe-
renz und Ihrem Schaufensterantrag ist lediglich der, dass 
die Innenministerkonferenz eine fachliche Prüfung in 
den Antrag eingebaut hat.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich weiß, das ist Ihnen natürlich vollkommen fremd. In-
sofern gibt es gewisse Unterschiede zwischen dem, was 
die Innenministerkonferenz beschlossen hat, und dem, 
mit dem Sie uns heute hier beglücken. Aber letzten Endes 
ist der Mehrwert wieder mal gleich null.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Was soll man dazu noch sagen? 

(Heiterkeit)

Wir sind hier, um mit konkreten Lösungen die Probleme 
anzupacken; Sie bleiben weiterhin bei dem, was Sie am 
besten können, nämlich große Reden schwingen

(Marianne Schieder [SPD]: Hetzen!)

Dr. Frauke Petry 
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und sich an der fachlichen Debatte nicht beteiligen. So 
macht heute jeder wieder das, was er am besten kann. Die 
Rollen sind verteilt wie immer.

Ich bedanke mich fürs Zuhören.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Vielen Dank, Herr Kollege, dass Sie die 2  Minuten 

23  Sekunden nicht ganz ausgeschöpft haben. Das hilft 
uns, früher fertig zu werden. Es gibt auch keinen Zwang, 
die Redezeit vollständig auszuschöpfen.

(Michael Kuffer [CDU/CSU]: Die schreiben 
Sie mir bei den nächsten drei Reden gut!)

Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/2731 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. – Ich sehe, dass Sie 
damit einverstanden sind. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen.

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 9 auf:

–	 Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Bundesregierung 

Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der 
internationalen Sicherheitspräsenz in Koso-
vo (KFOR) auf der Grundlage der Resoluti-
on  1244 (1999) des Sicherheitsrates der Ver-
einten Nationen vom 10. Juni 1999

Drucksachen 19/2384, 19/2670

–	 Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 19/2737 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Die Linke vor. Wir werden über die Beschlussempfeh-
lung am Ende der Debatte namentlich abstimmen.

Nach interfraktioneller Vereinbarung sind für die Aus-
sprache wiederum 38 Minuten vorgesehen. – Dazu höre 
ich keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Als Erste hat das Wort die 
Abgeordnete Gabi Weber von der Fraktion der SPD.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Gabi Weber (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kollegen und 

Kolleginnen! Der Einsatz im Kosovo ist eines der am 
längsten laufenden Mandate der Bundeswehr und gleich-
zeitig ein gutes Beispiel, wie es gehen kann.

Der Einsatz begann 1999 mit allein etwa 6  000 
deutschen Soldaten und Soldatinnen. Der Auftrag der 
NATO-geführten KFOR-Mission war anfangs die Ver-
hinderung von weiteren Kampfhandlungen zwischen ser-
bischen und kosovarischen Kräften. Das wurde erreicht, 

obwohl es zwischenzeitlich Rückschläge gab. Nach nun-
mehr 20 Jahren ist es gelungen, ein stabiles und sicheres 
Umfeld zu schaffen und das Kosovo auch politisch und 
wirtschaftlich zu stabilisieren, nicht zuletzt unter Einsatz 
von beträchtlichen Mitteln aus dem Bereich der Entwick-
lungszusammenarbeit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Allen, die in diesen Jahren in dieser Mission und in 
den zivilen Zusammenhängen beteiligt waren, gilt mein 
herzlichster Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die im Rahmen von KFOR entsandten Bundeswehr
einheiten nehmen schon lange keine Kampfaufgaben 
mehr wahr. Im Mandat wird zwar weiterhin erlaubt, ab-
schreckend zu wirken; deshalb belassen wir auch die Per-
sonalobergrenze bei 800 Personen. Zurzeit sind aber nur 
noch 400 deutsche Soldaten und Soldatinnen im Einsatz. 
Für die Zukunft bedeutet dies, dass wir nicht mehr selbst 
eingreifen, sondern aufklären und beraten.

Liebe Kollegen und Kolleginnen, man kann feststel-
len: Die Lage ist dort zunehmend entspannt. Dies führte 
mittlerweile dazu, dass wir Ende 2017 das Einsatzlazarett 
in Prizren an zivile kosovarische Institutionen übergeben 
konnten, dass diesen Monat die Schnelle Eingreiftruppe 
aufgehoben wird, die vor sechs Jahren zum letzten Mal 
eingesetzt wurde, dass bis Ende dieses Jahres das deut-
sche Feldlager in Prizren aufgegeben wird – über die zi-
vile Nachnutzung laufen derzeit Gespräche –, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

und dass ab nächstem Jahr die Zahl der deutschen Kräfte 
weiter auf circa 80  Soldaten gesenkt werden kann und 
diese dann ausschließlich in Pristina, im NATO-Haupt-
quartier, konzentriert werden. Wenn man das sieht, wird 
klar: Die militärischen Aufgaben im Kosovo sind im 
Rahmen dieses Mandates abgearbeitet. 

Doch zugleich ächzt das Kosovo weiterhin unter ei-
ner hohen Korruptionsrate und hoher Kriminalität. Dem 
ist militärisch natürlich nicht beizukommen, sondern nur 
durch entsprechend gut ausgebildete Polizei und einen 
effektiven Justizsektor, also mit zivilen Mitteln. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Und 
mit Druck auf die kosovarische Regierung!)

Deshalb ist es gut, dass das Mandat EULEX Kosovo, also 
die Rechtsstaatlichkeitsmission der EU, letzte Woche um 
zwei weitere Jahre verlängert wurde. Die Mission wird 
weiterhin die kosovarischen rechtsstaatlichen Institutio-
nen überwachen und beraten und so zu einer weiteren 
Stärkung der zivilen Sicherheitskräfte beitragen.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kollegen und Kolleginnen, ein wichtiger Bau-
stein ist dabei auch eine Gesetzgebung, die das im Krieg 
erlittene Leid der Menschen nicht ignoriert. Dass das 
kosovarische Parlament ein Gesetz verabschiedet hat, 
das den Frauen, die Opfer von sexualisierter Gewalt ge-
worden sind, eine finanzielle Entschädigung zugesteht, 

Michael Kuffer 
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ist beispielgebend für den ganzen Balkan und kann auch 
darüber hinaus ausstrahlen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Unser Beitrag zum gesamten Aufbauprozess in der 
Region sind demnach nicht nur Truppen und Gerätschaf-
ten für KFOR. Entscheidend ist auch eine politische 
Begleitung der Konfliktlösung auf vielen Ebenen. Die-
se konsequent fortzusetzen, ist die wichtigste Unterstüt-
zung, die dem KFOR-Mandat zuteilwerden kann. Sehr 
freuen würde es nicht nur mich, wenn das Land absehbar 
sogar die EU-Beitrittskriterien erfüllt und damit eine ech-
te Perspektive erhalten würde. 

Aus all diesen Gründen: Es ist positiv gelaufen. Es ist 
ein wirklich gutes Beispiel, wie eine Mission ablaufen 
kann. Deshalb bitte ich Sie um Zustimmung für dieses 
Mandat.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Dr. Anton Friesen 

von der Fraktion der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Anton Friesen (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren Abgeordnete! Geehrte Zuhörer! Von der Öffent-
lichkeit weitgehend unbemerkt hat sich der Kosovo-Ein-
satz der Bundeswehr zum zweittödlichsten entwickelt: 
27 unserer Soldaten ließen auf dem Amselfeld 

(Zaklin Nastic [DIE LINKE]: Och nee!)

ihr Leben. Ihnen allen gebühren unser Dank und unsere 
Anerkennung.

(Beifall bei der AfD)

Die Regierung und das Parlament haben sie in ei-
nen Einsatz geschickt, ohne dass dieser den politischen 
Zweck erfüllen konnte, das Kosovo zu stabilisieren. 
Dabei wusste schon Clausewitz, dass eine erfolgreiche 
Strategie sich stets die Frage stellen muss, ob mit den 
eingesetzten militärischen Mitteln die politischen Ziele 
auch erreicht werden können. Für uns ist die Antwort 
klar: Eine Stabilisierung des Kosovo ist bei einer bloßen 
Fortsetzung des Bundeswehreinsatzes unmöglich.

(Beifall bei der AfD)

Ein Weiter-so auf unbestimmte Zeit ohne eine Exit-Stra-
tegie wird es mit der AfD nicht geben.

(Beifall bei der AfD)

19 Jahre nach Ende des Krieges ist das Kosovo ein ge-
scheiterter Staat: bei der Korruption auf Platz 85, top ein-
zig und alleine bei der Jugendarbeitslosigkeit und bei der 
Anzahl der IS-Kämpfer. 300  Kosovaren bei insgesamt 
1,8 Millionen Einwohnern haben sich dem „Islamischen 
Staat“ angeschlossen, und das alles wohlgemerkt unter 
den Augen der EU und der NATO. 

Der Aufbau einer multikulturellen Gesellschaft in die-
sem EU-Protektorat ist krachend gescheitert.

(Beifall bei der AfD)

Über 90 Prozent der Serben im Nordkosovo glauben –

(Marianne Schieder [SPD]: Sie wissen schon, 
wovon Sie reden?)

– ich weiß es vielleicht besser als Sie –, 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

dass die Entwicklung nicht in die richtige Richtung geht. 
Jeder Zweite ist der Meinung, dass das Leben der Serben 
im Kosovo in drei Jahren schlechter sein wird als heute. 
Der Exodus der Serben und der anderen Minderheiten 
wird anhalten und weitergehen. 

Wer hier noch meint, wir würden zur Stabilität bei-
tragen, indem wir auf unbestimmte Zeit und ohne klare 
politische Vorstellung zur Zukunft des Kosovo vor Ort 
bleiben, der meint vielleicht auch, dass unsere Soldaten 
am besten bis in alle Ewigkeit am Hindukusch stationiert 
werden sollten.

(Beifall bei der AfD – Peter Beyer [CDU/
CSU]: Immer sachlich bleiben, Herr Kollege!)

Eine Lösung des Kosovokonflikts ist nicht einfach. Zu 
viel wurde durch die moralisierenden rot-grünen Kriegs
pazifisten zerstört, zu wenig wurde durch die deutsche 
politische Elite über Alternativen nachgedacht. Dabei 
gab es und gibt es diese durchaus. Noch 2001 erschien 
in der Fachzeitschrift „Internationale Politik“ der mit 
Steuermitteln geförderten Deutschen Gesellschaft für 
Auswärtige Politik ein Aufsatz, in dem es heißt – ich zi-
tiere –: 

Letzten Endes wird man Kosovo die Unabhängig-
keit oder etwas Gleichartiges nicht verwehren kön-
nen, möglicherweise um den Preis einer Abtrennung 
von Mitrovica. 

Also einer von Serben bewohnten Stadt. – Eine Teilung 
des Kosovo, wonach der Norden zu Serbien und der Sü-
den womöglich zu Albanien kämen, wurde also schon 
damals vorgedacht. Auch wenn es schwer werden wird, 
das wäre zumindest eine nachhaltige Lösung statt des 
ewigen Durchwurschtelns dieser Bundesregierung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Thomas Oppermann: 
Nächster Redner für die CDU/CSU ist der Kollege 

Nikolas Löbel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nikolas Löbel (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das 

KFOR-Mandat ist ein besonderes Mandat. Ich erinne-
re mich noch sehr gut an die Diskussion im Jahr 1999. 

Gabi Weber
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Es war das erste Mal in meinem Leben, dass in meinem 
Land, in Deutschland, wieder über Krieg und Frieden 
diskutiert wurde.

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Und Rot-Grün 
hat die geführt!)

Ich erinnere mich noch sehr gut daran, dass der da-
malige Bundeskanzler Gerhard Schröder nicht von Krieg 
sprach, sondern sagte: Es ist eine Teilnahme zur Siche-
rung gegenseitiger kollektiver Sicherheit. – Es war kein 
Angriffskrieg, der uns durch das Grundgesetz untersagt 
ist. Es war eine humanitäre Intervention. Aber, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, es war schon Krieg.

Heute ist der KFOR-Einsatz das am längsten be-
stehende Mandat der Bundeswehr, und es ist nach wie 
vor das schwierigste. Damals ging es um das Beenden 
von systematischem Völkermord; heute geht es um die 
Sicherung eines politischen und gesellschaftlichen Ent-
wicklungsprozesses. Insoweit stellt der Kosovo-Einsatz 
exemplarisch den Wandel der Herausforderung dar, vor 
der die Bundeswehr immer wieder steht: von der huma-
nitären Intervention bis hin zu einer militärischen Siche-
rung eines politischen Prozesses. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, am 13.  Juni 1999, 
also fast auf den Tag genau vor 19 Jahren, um kurz vor 
18 Uhr schoss ein deutscher Soldat zum ersten Mal nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges auf einen Menschen. 

(Zuruf von der AfD: Eine Schande!)

Es war Selbstverteidigung. Das führt uns aber auch 
die historische Bedeutung dieses Einsatzes vor Augen.

Heute können wir sagen: Die Lage im Kosovo ist 
grundsätzlich ruhig und stabil. Es bleibt aber ein Kon-
flikt und ein Eskalationspotenzial, vor allen Dingen im 
Norden des Landes. Es geht seit vielen Jahren um ein 
langsames Ausgleiten des Einsatzes, wie es die Bundes-
verteidigungsministerin einmal nannte. Einst waren es 
6 000 deutsche Soldaten, heute sind es 450 Soldatinnen 
und Soldaten. Die Obergrenze liegt bei 800.

Schon lange geht es nicht mehr nur um eine militä-
rische Verantwortung Deutschlands; es geht auch um 
die politische Begleitung einer Konfliktlösung; denn im 
Kosovo findet zwischen Albanern und Serben ein Nor-
malisierungsdialog statt. Dabei steht es uns nicht zu, auf 
der Landkarte einen Trennstrich zu ziehen.

Serbien, Albanien, Kosovo  – es ist das Selbstbe-
stimmungsrecht eines Volkes, sich zu entscheiden, in 
welchem Land es leben will. Der Kosovo hat sich vor 
zehn Jahren für die Unabhängigkeit entschieden, und es 
ist eben nicht unsere Aufgabe, den Blick in die Vergan-
genheit zu werfen, sondern für eine sichere Zukunft zu 
sorgen. Die Präsenz der Bundeswehr ist unser deutscher 
Beitrag zur Stabilisierung auf dem westlichen Balkan. 

Der Kosovo ist kein gescheiterter Staat, wie es man-
che Vertreter der AfD hier behaupten. Der Kosovo ist der 
zweitjüngste Staat auf der Welt; er ist der jüngste Staat 
in Europa. Der Kosovo braucht unsere Hilfe: militärisch, 
wirtschaftlich, finanziell, politisch. 

Seit 1999 sind 570 Millionen Euro in die wirtschaftli-
che Aufbauhilfe des Landes geflossen. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Erfolglos!)

Das ist noch nicht genug. Angesichts von 50 Prozent Ar-
beitslosigkeit und 80 Prozent Jugendarbeitslosigkeit gibt 
es im Kosovo viel zu tun. Es geht aber vor allen Dingen 
darum, dem Kosovo eine europäische Perspektive zu ge-
ben. Der Kosovo ist der jüngste Staat Europas, habe ich 
gesagt. Es liegt im deutschen, im europäischen geopoliti-
schen Interesse, dass wir dort aktiv bleiben.

Wie meine ich das? Die Bundeswehr ist eine Parla-
mentsarmee, und diese Definition ist untrennbar mit dem 
System der kollektiven Sicherheit verbunden. Auslands-
einsätze der Bundeswehr sind dabei auch keine Auslauf-
modelle, liebe Kolleginnen und Kollegen. Auslandsein-
sätze sind der Ausdruck deutscher Verantwortung in der 
internationalen Gemeinschaft.

(Beifall des Abg. Josip Juratovic [SPD])

Natürlich spielen auch geopolitische Überlegungen 
eine Rolle. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Aha! Jetzt 
kommt es!)

Die USA, Russland, China, ja sogar Saudi-Arabien mi-
schen auf dem Balkan, mischen im Kosovo mit.

(Helin Evrim Sommer [DIE LINKE]: Und 
Deutschland!)

Es geht um strategischen, politischen, wirtschaftlichen 
Einfluss. Sichern wir den Einfluss Europas auf dem 
Westbalkan, im Kosovo, durch einen deutschen Beitrag! 
Europa endet nicht an der europäischen Außengrenze. 
Europa ist mehr. Europa bedeutet Verantwortung; Ver-
antwortung für unsere Nachbarn und für die Länder wie 
den Kosovo, die sich eine europäische Perspektive und 
eine deutsche Unterstützung wünschen.

Stimmen wir also heute für die Mandatsverlängerung! 
Führen wir das längste und vielleicht auch das schwie-
rigste Mandat in der Geschichte der Bundeswehr zu ei-
nem erfolgreichen Ende!

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Nikolas Löbel. – Schönen guten Abend, 

liebe Kolleginnen und Kollegen von mir an Sie. Einen 
noch langen schönen Abend wünsche ich Ihnen und uns. 

Nächste Rednerin für die FDP-Fraktion: Kollegin Re-
nata Alt.

(Beifall bei der FDP) 

Renata Alt (FDP): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Im Januar dieses Jahres wurde Oliver Ivanovic, 
der prominenteste serbische Politiker im Kosovo, auf 
offener Straße erschossen. Im März dieses Jahres wur-

Nikolas Löbel 



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 39 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 14 . Juni 2018 3843

(A) (C)

(B) (D)

de Marko Djuric, der Beauftragte der serbischen Regie-
rung für die Verhandlungen mit dem Kosovo, bei einem 
brutalen Polizeieinsatz festgenommen. Der Frieden im 
Kosovo ist fragil; da muss ich Ihnen, Herr Löbel, wider-
sprechen. Die Situation ist nicht so sicher und nicht so 
einfach, wie Sie es beschrieben haben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
LINKEN)

Das Verhältnis zwischen Belgrad und Pristina hat sich 
seit diesen Vorfällen deutlich verschlechtert. Besonders 
der Norden des Landes birgt Konflikt- und Eskalations-
potenzial. Korruption, Vetternwirtschaft, organisierte 
Kriminalität sind strukturelle Probleme, die bis heute 
nicht gelöst wurden. Die anhaltend hohe Arbeitslosig-
keit, besonders bei der Jugend, ist eine zusätzliche He-
rausforderung. 

Nun könnte man argumentieren, dass man dieses lang-
jährige Engagement einstellen sollte. Das wäre zu ein-
fach.

(Beifall des Abg. Tobias Pflüger [DIE 
LINKE])

– Nein, klatschen Sie nicht zu früh. – Stellen Sie sich vor, 
wir würden die Truppen abziehen. Es wäre ein verhee-
rendes Signal für die Sicherheit Europas und für die Sta-
bilität in Europa. Der Balkan hat schon einmal gebrannt. 
Sie haben, Herr Löbel, ganz genau die Völkermorde be-
schrieben, und es sind Bilder, die wir sicher noch alle in 
Erinnerung haben. Wir waren in Europa eigentlich erst 
nach der Unterstützung der USA in der Lage, für eine 
Stabilisierung dieser Region und des Kontinents zu sor-
gen. 

Das KFOR-Mandat war von Anfang an ein unver-
zichtbarer Beitrag zu Frieden, Stabilität und Transforma-
tion in der Region. So war es gedacht. Der Westbalkan ist 
ein wunder Punkt in Europa. Der Westbalkan ist globalen 
und geopolitischen Interessen ausgesetzt. Wir Deutsche 
und Europäer können es jedoch nicht zulassen und uns 
nicht leisten, dass sich der Kosovo destabilisiert.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Der Einsatz darf jedoch keine Dauerlösung sein. Das 
erste KFOR-Mandat wurde 1999 verabschiedet. Kaum 
einer hätte gedacht, dass die Bundeswehr so lange im 
Kosovo bleiben würde. Das Mandat zeigt jedoch, dass 
Deutschland bereit und in der Lage ist, dort, wo es nötig 
ist, außen- und sicherheitspolitische Verantwortung zu 
übernehmen. KFOR muss sich verstärkt auf Aufklärung 
und Beratung konzentrieren. Parallel muss aber die Bun-
desregierung den Kosovo auffordern, die eigenen Sicher-
heitsstrukturen und Sicherheitskräfte zu stärken.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Denn KFOR kann nur ein Sicherheitsinstrument sein. 
Wir stabilisieren den Kosovo, wir verlangen aber auch 
gleichzeitig rasche strukturelle Reformen. 

Mein Appell an die Länder des Westbalkans: Richtet 
den Blick nach Europa; denn ihr gehört zu Europa. Aber 
entscheidet euch im Inneren für Europa, für Frieden, für 
Demokratie und für die Rechtsstaatlichkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Denken Sie bitte an Ihre Redezeit.

Renata Alt (FDP): 
Unser Ziel ist dauerhafter Frieden auf dem Balkan 

und in Europa. Solange der Frieden nicht stabil ist, bleibt 
KFOR, bleiben wir in der europäischen Verantwortung, 
und deshalb werden wir Freie Demokraten diesem Bun-
deswehreinsatz zustimmen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Renata Alt. – Nächste Rednerin: Zaklin 

Nastic für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Zaklin Nastic (DIE LINKE): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Der Unterstützung und Entwicklung eines sta-
bilen, demokratischen, multiethnischen und friedlichen 
Kosovo soll KFOR dienen. – So lautet ihr Auftrag. Nach 
19 Jahren sind zwar Milliarden an Wirtschaftshilfe hier 
versackt, ist unser Militär dort noch immer stationiert, 
aber es herrschen weder Frieden noch Stabilität. 

(Die Rednerin hält ein Bild hoch)

Dies hier war das Haus der Familie Maksimovic im 
Kosovo. 

(Die Rednerin hält ein anderes Bild hoch)

Und das hier ist das Haus der Familie Maksimovic im 
Kosovo im Jahre 2009, niedergebrannt im Kosovo, das 
Sie zu einem sicheren Herkunftsland erklärt haben. Die 
Mutter erlebte zwei Vergewaltigungsversuche. Der Vater 
musste zusehen, wie seine Mutter grausam von der UCK 
ermordet wurde. Ich habe noch weitere solcher Belege.

Die Maksimovics leben heute seit Jahren in Ketten-
duldung in Hamburg, haben keinen Anspruch auf einen 
Sprachkurs. Sie dürfen auch nicht arbeiten. Das ist Ihre 
Art der Integration, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der 
LINKEN: Sauerei!)

Vor zehn Jahren gab es die Unabhängigkeitserklärung 
des Kosovo. Aber dieser künstlich geschaffene Staat ist 
der wirtschaftlich abhängigste in Europa. Entsprechend 
der UN-Sicherheitsratsresolution 1244, die in ihrer Prä-
ambel die territoriale Integrität Jugoslawiens bestätigt 
und die bis heute gilt, erkennen zu Recht über 80 Länder 

Renata Alt 



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 39 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 14 . Juni 20183844

(A) (C)

(B) (D)

der Vereinten Nationen das Kosovo nicht an. Die extreme 
Armut wurde nicht weniger. Die Arbeitslosigkeit beträgt 
50 Prozent, 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Haben 
Sie die vier Kriege von Milosevic vergessen?)

die Jugendarbeitslosigkeit über 80  Prozent. Besonders 
betroffen sind davon Minderheiten wie Roma, Ashkali, 
Balkantürken oder Ägypter. 

Mindestens 230 000 Serben und Roma mussten seit 
dem Jugoslawienkrieg aus ihrer Heimat, dem Kosovo 
und Metochien, flüchten, überwiegend nach Zentralser-
bien. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Der 
Völkermord stand bevor!)

Dabei gab es doch vollmundige Versprechungen mit 
KFOR und der Rechtsstaatlichkeitsmission EULEX, 
vor mächtigen Kriegsverbrechern und organisierter Kor-
ruption würden sie nicht zurückweichen. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Hun-
derttausend Opfer auf kosovarischer Seite!)

Dabei wurde EULEX selbst zu einem Hort der Korrupti-
on. 

(Beifall bei der LINKEN)

UCK-Kriegsverbrecher sind zur politischen Elite aufge-
stiegen. Mit ihnen wurde und wird bis heute gekungelt. 
Die Rechtsstaatlichkeitsmission wurde zu einem weite-
ren Wortmissbrauch der Kriegspropaganda, so wie einst 
unter den Grünen Joseph Fischer schon Auschwitz miss-
braucht hatte, 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Da 
reden die Freunde von Milosevic!)

um die Luftwaffe loszuschicken. Und dann ließ man die 
Menschen in Belgrad in dieselben Luftschutzkeller ja-
gen, in denen sie schon einmal unter deutschen Waffen 
und Bombern gesessen hatten. 

(Beifall bei der LINKEN)

Es war ein deutscher Angriffskrieg. Er war ein Bruch des 
Grundgesetzes, 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Es stand 
Völkermord bevor! Sie erzählen doch Un-
sinn!)

und er war ein brutaler Bruch des Völkerrechts durch 
Deutschland und die NATO. Wann begreifen Sie endlich, 
dass man Menschenrechte nicht herbeibomben kann, 
meine Damen und Herren? 

(Beifall bei der LINKEN)

Gerhard Schröder gibt das heute wenigstens zu. Aber 
Sie von der SPD verkaufen den Jugoslawienkrieg immer 
noch als eine Erfolgsgeschichte. 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Der 
UN-Generalsekretär hat von der dunklen Wol-
ke des Völkermords gesprochen! Nehmen Sie 
das zur Kenntnis!)

Ich sage Ihnen  – das wird Ihnen keine Werbeagentur 
heute aufschreiben oder bescheinigen – etwas zu Ihrem 
heutigen Umfragetief von 17 Prozent gegenüber den da-
mals stolzen 47 Prozent unter einem Kanzler des War-
schauer Kniefalls: Ihre Wahlniederlagen von heute, Ihr 
Mitgliederschwund von heute, das ist auch dieser Krieg 
von damals. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Sie sollten Willy Brandt nicht länger verraten, sondern 
wieder beherzigen: „Von deutschem Boden darf nie wie-
der Krieg ausgehen.“

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke lehnt auch diese Mandatsverlängerung ab.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Ist das zynisch und kalt!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank.  – Nächste Rednerin: Katja Keul für 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Für alle, die sich seit Jahren fragen, wie lange 
es mit dem KFOR-Mandat noch weitergehen soll, gleich 
eine gute Nachricht zu Beginn. Dieses Mandat ist trotz 
der unveränderten Obergrenze von 800  Soldaten erst-
mals tatsächlich ganz wesentlich ein Abzugsmandat. Ich 
habe mich bei meiner Reise kürzlich davon überzeugen 
können, dass das Feldlager Prizren bis zum Jahresende 
geräumt sein wird. Die dort stationierten 300  Bundes-
wehrsoldaten werden abgezogen und das Reservebatail-
lon, für das bislang im Mandat weitere 400 zusätzliche 
Soldaten vorgesehen waren, wird aufgelöst. Es verblei-
ben im nächsten Jahr noch 70 Bundeswehrsoldaten in der 
Hauptstadt Pristina. Ich gehe also fest davon aus, dass 
die Mandatsgrenze im nächsten Jahr, zum 20. Jahrestag, 
nicht höher als 100 sein wird. Das macht uns die Zustim-
mung zu diesem Mandat in diesem Jahr leichter als bis-
her. 

Weil vonseiten der Linken in diesem Zusammenhang 
noch mal die völkerrechtlichen Fragen aufgeworfen wer-
den, will ich ganz klar sagen: KFOR ist eben nicht mit 
dem NATO-Einsatz gegen Serbien 1999 gleichzusetzen. 
Ja, der Angriff auf Serbien erfolgte damals ohne völker-
rechtliche Grundlage.

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: So ist es!)

Die Stationierung der KFOR-Truppen im Anschluss an 
den Krieg erfolgte aber mit Mandat des UN-Sicherheits-
rates und damit im Einvernehmen mit der internationalen 
Gemeinschaft und auch im Einvernehmen mit Serbien.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD  – Ingo 
Gädechens [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Zaklin Nastic 
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Das allein löst natürlich noch nicht alle rechtlichen 
Probleme im Zusammenhang mit der Staatswerdung des 
Kosovo, und das liegt nicht nur an der mangelnden An-
erkennung durch einige EU-Staaten. Aufgrund der Neu
tralität der UNO vertritt beispielsweise UNMIK, also die 
UN-Verwaltung, nach wie vor juristisch das frühere so-
zialistische Staatseigentum. Die Privatisierung durch die 
Treuhand hängt fest, und viele Eigentumsfragen bleiben 
ungeklärt. Die mangelnde Rechtssicherheit ist für die 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes die größte Hür-
de. Da man Geschichte nicht zurückdrehen kann, müssen 
wir Perspektiven für die Zukunft finden, und das kann 
nur die Einigung von Serbien und Kosovo im Rahmen 
einer europäischen Perspektive sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu müssen beide Seiten noch einige Aufgaben erledi-
gen. 

Eine ganz wichtige Aufgabe aufseiten des Kosovo 
wird dabei die Aufarbeitung der Kriegsverbrechen der 
UCK durch das im letzten Jahr eingerichtete Sonder-
tribunal in Den Haag sein. Derzeit laufen dort die Er-
mittlungen, und man wartet gespannt auf die ersten An-
klagen. Für Polizei und Justiz im Kosovo wird es zum 
großen Test werden, wenn es darum geht, auch eigene 
Regierungsmitglieder im Falle einer Anklage oder ge-
gebenenfalls auch eines Haftbefehls nach Den Haag zu 
überführen, und das, nachdem die größte zivile Rechts-
staatsmission der EU aller Zeiten im Abzug begriffen ist. 

Die letzten EULEX-Richter und -Staatsanwälte wer-
den noch in diesem Monat das Land verlassen, und das 
Mandat von EULEX wurde nicht nur der Größe, sondern 
auch der Qualität nach grundlegend zu einem reinen Be-
ratungsmandat verändert. Einzig die EULEX Police steht 
noch als sogenannter Second Responder mit exekutiven 
Befugnissen zur Verfügung. Die KFOR kam in der Rolle 
eines sogenannten Third Responder schon seit 2012 nicht 
mehr zum Einsatz. Es gibt also trotz aller Schwierigkei-
ten nachweisbare Fortschritte im Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Gabi Weber [SPD])

Trotzdem ein letztes kritisches Wort zum künftigen 
KFOR-Mandat. Mich hat erstaunt, dass die internationa-
le Gemeinschaft es inzwischen offenbar widerspruchslos 
akzeptiert, dass die Kosovo Security Forces, bisher eine 
Art leichtbewaffnetes technisches Hilfswerk, zu regulä-
ren Streitkräften aufwachsen sollen. Bei meinem letzten 
Besuch vor acht Jahren war man bei dieser Forderung 
Thacis noch wesentlich zurückhaltender. 

Alte UCK-Kämpfer gibt es zwar inzwischen nur noch 
in der Generalität, weil in den unteren Führungsebenen 
eine neue Generation heranwächst; trotzdem ist die Zeit 
für eine eigene Armee meines Erachtens noch nicht ge-
kommen. Neben der erforderlichen Zweidrittelmehrheit 
und der Verfassungsänderung wäre aus meiner Sicht 
weitere Voraussetzung, dass die anstehende Aufarbeitung 
der Kriegsverbrechen gelingt, und letztlich auch, dass der 
Status des Kosovo durch eine Einigung mit Serbien und 
Aufnahme in die EU abschließend geklärt ist. Wenn eini-
ge NATO-Staaten inzwischen selbst die Verfassungsän-

derung für überflüssig halten, die eine Zustimmung der 
serbischen Minderheit bedeutet, kann ich nur dringend 
davor warnen, hier leichtfertig zu agieren.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Denken Sie an Ihre Redezeit.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Letzter Satz. – Streitkräfte sind kein Mittel eines Nor-

malisierungsprozesses; sie stehen allenfalls am Ende 
desselben.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Katja Keul. – Nächster Redner für die 

SPD-Fraktion: Josip Juratovic.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Josip Juratovic (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Meine Damen und Herren von der AfD, gerade am 
Zerfall Ex-Jugoslawiens sieht man am deutlichsten, wo-
hin Ihre Politik „Wir zuerst“ führt. Dort erleben wir seit 
den 80er-Jahren des letzten Jahrhunderts, was nationale 
Egoismen und Separatismen anrichten.

Auf dem Kosovo findet heute keine bewaffnete Aus-
einandersetzung statt, und doch ist der Frieden dort – so 
kann man es fast täglich den Zeitungen entnehmen – sehr 
brüchig, nicht zuletzt, weil eine unselige Verbindung aus 
Kriegsprofiteuren unterschiedlichster Art, allesamt voll-
mundige Patrioten, das Land in Geiselhaft hält und im-
mer wieder für Konflikte mit den Nachbarn sorgt – rein 
um des Machterhalts willen. Das führt dazu, dass viele 
Menschen das Land in der Hoffnung verlassen, woanders 
eine bessere Zukunft zu finden.

Auf der anderen Seite kämpfen täglich viele Men-
schen für ein besseres Kosovo, ein europäisches Kosovo 
im Vertrauen auf unser Versprechen, dass ihr Land eine 
EU-Perspektive hat. Auch sind viele Kräfte aus Europa 
vor Ort, die mit den Einheimischen solidarisch gegen 
Korruption und Nepotismus, gegen die Separatisten und 
die Nationalisten kämpfen. Kolleginnen und Kollegen, 
wenn wir glaubwürdig für ein Europa der demokrati-
schen Werte stehen, dann brauchen all diese Menschen 
unsere Unterstützung und unsere Solidarität.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Ingo 
Gädechens [CDU/CSU])

Auf dem Kosovo findet nicht die Schlacht zwischen 
Serben und Kosovo-Albanern statt; diese ist schon längst 
geklärt. Auf dem Kosovo findet eine Schlacht zwischen 
Demokraten und Autokraten unterschiedlichster Art statt. 
Auf dem Westbalkan und insbesondere auf dem Kosovo 
wird ein Kräftemessen ausgetragen zwischen dem Euro-
pa der demokratischen Werte auf der einen Seite und ei-
nem Europa der Separatismen und nationalen Egoismen 

Katja Keul
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auf der anderen Seite. Aber auf dem Westbalkan und ins-
besondere auf dem Kosovo steht auch die Glaubwürdig-
keit des demokratischen Europas auf dem Spiel.

Kolleginnen und Kollegen, ich bin mir bewusst, es 
ist hierzulande nicht populär, sich mit dem europäischen 
Ausland zu befassen, wenn wir Probleme im eigenen 
Haus haben. Doch das ist zu kurz gegriffen; denn das 
Kosovo ist direkt vor unserer Haustür, und was dort pas-
siert hat natürlich direkten Einfluss auf unsere Sicherheit. 
Deshalb brauchen wir eine Abkehr vom halbherzigen 
Umgang mit dem Kosovo. Vielmehr brauchen wir Hal-
tung und Mut, wenn wir die Zukunft Europas und somit 
auch unsere eigene Zukunft sichern wollen. 

Wir brauchen aber auch viele mutige Frauen und Män-
ner, die für ein besseres Europa kämpfen, dort, wo es am 
schwersten ist. Doch diese Frauen und Männer haben nur 
eine Chance, wenn sie von mutigen Soldatinnen und Sol-
daten geschützt sind. KFOR ist Schutz für die Menschen, 
die im Kosovo mühsam für unsere Werte kämpfen. Da-
für möchte ich unseren Soldatinnen und Soldaten meinen 
Respekt und Dank aussprechen. Nur mit ihnen ist eine 
wehrhafte Demokratie auch wirklich wehrhaft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP)

Kolleginnen und Kollegen, der Westbalkan, und so-
mit auch das Kosovo, ist der Innenhof der Europäischen 
Union, also unser Innenhof, in dem sich leider alle mög-
lichen Schurken dieser Welt tummeln. Um diesen un-
seren Innenhof für uns alle sicher zu machen, brauchen 
wir weder das populistische „Wir zuerst“ der AfD noch 
die einseitige Geschichtsbelehrung der Linken. Was wir 
brauchen, sind konkrete Maßnahmen zur Demokratisie-
rung des Kosovo, ganz nach dem Motto „Wir gemeinsam 
statt wir zuerst.“ 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dazu brauchen wir ziviles und politisches Engagement 
der Demokraten vor Ort: in den Parlamenten, in den 
NGOs, in den Betrieben und auf den Straßen. Dazu 
braucht es funktionierende Institutionen, zum Beispiel 
Polizei und Justiz, und dazu brauchen die Menschen 
im Kosovo unsere Unterstützung und den militärischen 
Schutz durch KFOR. Deshalb bitte ich um Ihre Zustim-
mung zur Mandatsverlängerung der KFOR.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Josip Juratovic.  – Nächster Redner in 

der Debatte: Thomas Erndl für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Erndl (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Kolleginnen und Kollegen! 

Wir sind heute hier, um erneut über die Fortsetzung der 
deutschen Beteiligung an der Sicherheitspräsenz im 
Kosovo abzustimmen. Manche meinen, diese Beteili-
gung sei mittlerweile nicht mehr notwendig, der Einsatz 

der KFOR sei überflüssig geworden. Andere lehnten ihn 
von Anfang an ab. Kritik von links, von rechts, aber Lö-
sungen? Traurigerweise keine. Dabei ist unübersehbar, 
dass nur durch KFOR das sichere und friedliche Umfeld 
geschaffen wurde, das die notwendige politische Ent-
wicklung ermöglicht hat. 

Dass es im Kosovo noch viel Schatten und wenig 
Licht gibt, habe ich bereits letzte Woche zum Ausdruck 
gebracht, andere Redner auch. Gerade in den Bereichen 
Korruption und organisierte Kriminalität liegt im Koso-
vo noch einiges im Argen. 

Einige haben schon die Idee vor Augen, auch den 
Kosovo in die EU aufzunehmen. Aber klar ist hier, so wie 
bei allen Ländern auf dem Westbalkan: Erst müssen wir 
grundlegende Fragen auf serbischer und auch auf koso-
varischer Seite klären, und dann müssen die notwendigen 
Fortschritte vor allem bei Rechtsstaatlichkeit und Kor-
ruptionsbekämpfung sichtbar sein. Ein Zieldatum kann 
es da sicher nicht geben. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Sekunde, einen Moment, bitte.  – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, wir sind in einer Bundestagsdebatte. Ich 
bitte Sie – das richtet sich an diesen Kreis hier –, Ihre 
Gespräche draußen zu führen oder sich hinzusetzen und 
dem Kollegen zuzuhören. Das gilt für alle. – Jetzt, Herr 
Erndl, haben Sie wieder das Wort.

Thomas Erndl (CDU/CSU): 
Danke schön. – Meine Damen und Herren, wir dür-

fen nie wieder zulassen, dass Krieg und Gewalt in dieser 
Dimension vor unserer Haustüre stattfinden. Ich danke 
allen Soldatinnen und Soldaten, die über fast 20  Jahre 
ihren Beitrag auf dem Balkan geleistet haben, um das zu 
verhindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, ich finde es befremdlich, 
dass die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage 
schreibt, dass sich der Kosovo – ich zitiere – „unter den 
Augen von KFOR … zum islamistischen Terrorzentrum 
in der Region entwickelt“ hat. Die Entwicklung gefällt 
uns sicher nicht; aber zu suggerieren, dass unsere Sol-
daten dafür Verantwortung tragen, ist nicht akzeptabel.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Sehr richtig! – 
Zuruf von der LINKEN)

Es ist doch genau deshalb notwendig, weiter hinzuschau-
en und den Kosovo nicht einfach seinem Schicksal zu 
überlassen. Die Region braucht weiterhin unsere Unter-
stützung bei der Schaffung von innerer Stabilität und Si-
cherheit. 

Meine Damen und Herren, das Feldlager in Prizren 
zeigt den Weg – Frau Keul hat es angesprochen –: Aus 
dem Feldlager entsteht ein kosovarisch-deutscher Inno-
vationspark. Das sind doch die Themen, mit denen wir 
uns beschäftigen müssen: Perspektiven, Chancen, wirt-
schaftliche Entwicklung. Nationalisten, ob im Kosovo, 
ob in Serbien oder auch in diesem Hause, die in der Ver-

Josip Juratovic
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gangenheit verhaftet sind, die helfen nicht, jungen Men-
schen Perspektiven zu bieten. 

Damit im Kosovo weiter über Chancen und Per-
spektiven geredet werden kann, braucht es ein sicheres 
Umfeld, braucht es Unterstützung in vielen Bereichen, 
so wie wir das mit unserem vernetzten Ansatz machen. 
KFOR leistet dazu nach wie vor einen wichtigen Beitrag. 
Deshalb bitte ich um Ihre Zustimmung zur Verlängerung 
dieses Mandates. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des Abg. Ulrich Lechte 
[FDP])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Thomas Erndl. – Darf ich die Herren da 

hinten noch mal bitten, sich hinzusetzen? Wir sind noch 
nicht am Ende der Tagesordnung angekommen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wieso 
nur die Männer?)

Das gilt auch für die Kollegen der FDP 

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Und 
die Damen!)

rund um den Vizepräsidenten Herrn Kubicki.  – Danke 
schön.

Jetzt hat ein Kollege zum allerersten Mal im Deut-
schen Bundestag das Wort. Zu seiner ersten Rede begrü-
ße ich Eckhard Gnodtke für die CDU/CSU-Fraktion. – 
Sie haben das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der FDP und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Eckhard Gnodtke (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dazu, 

dass der KFOR-Einsatz in den letzten Jahren als großer 
Erfolg gewertet werden kann und verlängert werden soll-
te, ist durch viele Redner – wir haben es gehört – schon 
alles gesagt worden. KFOR als stabilisierendes Rück-
grat  – neben den kosovarischen Polizeikräften und der 
europäischen Rechtsstaatsmission – steht aber nicht al-
lein im Raum. Ich möchte Ihnen in Kürze einige Bei-
spiele deutschen Engagements im zivilen Bereich auf-
zeigen – das haben Sie, Frau Kollegin Weber schon fast 
vollständig getan; ich ergänze das –: 

(Zuruf von der AfD: Lauter! – Gegenruf der 
Abg. Katharina Dröge [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist die erste Rede!)

Seit 1999 arbeitet die Deutsche Gesellschaft für In-
ternationale Zusammenarbeit GmbH, GIZ, im Auftrag 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung im Kosovo. Derzeit sind 17 
entsandte Mitarbeiter sowie 104 lokale Mitarbeiter und 
8 CIM-Fachkräfte in Kosovo tätig. CIM ist das Centrum 
für internationale Migration und Entwicklung. Es handelt 
sich dabei um eine Arbeitsgemeinschaft der GIZ und der 

Zentralen Auslands- und Fachvermittlung der Agentur 
für Arbeit, ZAV; die ist also auch mit dabei.

Man hat Programme gegen die hohe Jugendarbeitslo-
sigkeit mit auf den Weg gebracht und leistet Hilfe da-
bei, das Bildungssystem zu verbessern. Ich nenne hier 
beispielhaft das Programm „YES“ – Youth, Employment 
and Skills in Kosovo –, Dauer: Januar 2017 bis Dezem-
ber 2020. 

(Glocke der Präsidentin)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
So, jetzt sage ich es noch einmal – das gilt auch für 

die Damen der Grünen da hinten –: Ich bitte, sich hin-
zusetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Das gilt für die Herren genauso.

Der Kollege Gnodtke hat seine erste Rede im Deut-
schen Bundestag. Es gebietet mindestens der Anstand, 
ihm jetzt zuzuhören.

(Beifall)

Eckhard Gnodtke (CDU/CSU): 
Ich komme gut durch, danke.  – Hier unterstützt das 

BMZ das kosovarische Erziehungsministerium bzw. das 
kosovarische Arbeitsministerium finanziell und organi-
satorisch. 

Zur Information: Allein im ersten Jahr wurden laut 
GIZ über Informationskampagnen zur beruflichen Aus- 
und Weiterbildung sowie zu Studien und Studienpraktika 
rund 250 000 junge Menschen erreicht; 1 600 junge Men-
schen profitierten 2017 direkt von Trainingsmaßnahmen 
und Praktika im Textil-, Metall-, im holzverarbeitenden 
sowie im IT-Bereich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Ein großes Thema ist die Verbesserung der Grundbil-
dung im Kosovo, in die wir uns nachhaltig einbringen. 
Bis Oktober  2017 erreichten die Aktivitäten von Lern-
centern in den Schulen und in den Gemeinden mehr als 
5 000 direkte Nutznießer – übrigens mit einer bedeuten-
den Anzahl an Rückkehrern aus Deutschland, die davon 
profitierten. Die direkte langfristige Umsetzung erfolgt 
in 25 Lernzentren in 12 Gemeinden. Dadurch haben sich 
die Lebens- und Berufsperspektiven dieser Schülerinnen 
und Schüler erhöht.

Bei der  – ich zitiere  – „Kampagne für eine bessere 
Bildung in Kosovo“ wurden circa 4 500 Lehrkräfte über 
Trainingsmodule fortgebildet. 1 000 Schulleitungen und 
Seniorlehrkräfte verbesserten ihre Fähigkeiten in der 
Bildungsplanung und -umsetzung. Die Startchancen von 
über 11 000 Kindern und Jugendlichen sowie deren El-
tern – Stand: April 2018 – wurden durch umfangreiche 
Unterstützungs-, Beratungs- und Freizeitangebote ver-
bessert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Thomas Erndl 
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Lieber Kollege Erndl, Sie haben schon alles zur weite-
ren zivilen Nutzung des Feldlagers in Prizren gesagt; das 
muss ich hier nicht noch mal aufzählen.

Meine Damen und Herren, die Bildungsmaßnahmen, 
die ich gerade aufgezählt habe, hängen natürlich nicht 
alle direkt mit KFOR zusammen, aber ohne KFOR als 
stabilisierendes Element wären dieses zivilgesellschaftli-
che Engagement und diese Hilfe nicht möglich gewesen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

In Zukunft wird dies vermutlich nicht mehr möglich sein, 
wenn wir nicht eine Fortsetzung des KFOR-Einsatzes be-
schließen.

Ich danke den Soldatinnen und Soldaten und bitte um 
Ihre Zustimmung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
Abg. Kerstin Andreae [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Eckhard Gnodtke.  – Ich schließe die 

Aussprache.

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Auswär-
tigen Ausschusses auf Drucksache 19/2670 zum Antrag 
der Bundesregierung zur Fortsetzung der deutschen Be-
teiligung an der internationalen Sicherheitspräsenz in 
Kosovo (KFOR). Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag 
auf Drucksache 19/2384 anzunehmen. 

Wir stimmen über die Beschlussempfehlung nament-
lich ab. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
ihre vorgesehenen Plätze einzunehmen und uns hier oben 
zu signalisieren, ob die Plätze besetzt sind. – Das ist der 
Fall. Ich eröffne die namentliche Abstimmung über die 
Beschlussempfehlung.

Gibt es noch Kolleginnen und Kollegen, die ihre Stim-
me nicht abgegeben haben? – Bitte hören Sie zu: Bei der 
letzten namentlichen Abstimmung gab es ein Problem. 
Wir lassen nicht mehr zu, dass die Stimme abgegeben 
wird, wenn der Wahlgang geschlossen ist. Meine Frage 
daher noch einmal: Gibt es noch einen Kollegen oder eine 
Kollegin, der oder die die Stimme noch nicht abgegeben 
hat? – Ich höre kein Nein. Dann ist die Abstimmung ge-
schlossen. Ich bedanke mich bei den Schriftführerinnen 
und Schriftführern, die jetzt mit der Auszählung begin-
nen. Das Ergebnis wird Ihnen später bekannt gegeben.1)

Jetzt bitte ich Sie, sich zu konzentrieren, weil wir 
mitten in einer Abstimmung sind. Wir kommen jetzt zur 
Abstimmung über den Entschließungsantrag der Frakti-
on Die Linke auf Drucksache 19/2704. Wer stimmt für 
diesen Entschließungsantrag? – Wer stimmt dagegen? – 
Dann gibt es wahrscheinlich keine Enthaltung?  – Kei-
ne Enthaltung. Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 
Die Fraktion Die Linke hat zugestimmt, dagegen waren 

1)   Ergebnis Seite 3850 D

SPD, Bündnis  90/Die Grünen, CDU/CSU-, FDP- und 
AfD-Fraktion.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 10 a und 10 b 
auf:

a)	 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Verlängerung befristeter Regelungen 
im Arbeitsförderungsrecht und zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2016/2102 über den 
barrierefreien Zugang zu den Websites und 
mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen 

Drucksache 19/2072

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Arbeit und Soziales (11. Ausschuss)

Drucksache 19/2728

b)	 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Sören Pellmann, Susanne Ferschl, Gökay 
Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE 

Menschenrecht auf Barrierefreiheit umset-
zen – Privatwirtschaft zu Barrierefreiheit ver-
pflichten

Drucksachen 19/1342, 19/2728 

Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung liegt ein 
Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Dazu gibt es 
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich gebe das Wort der ersten Rednerin für die Bun-
desregierung, der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Kerstin Griese.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und des Abg. Jens Beeck 
[FDP])

Kerstin Griese, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Arbeit und Soziales: 

Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Heute beraten wir abschließend ein Gesetz, das 
noch die geschäftsführende Bundesregierung auf den 
Weg gebracht hat. Das war wichtig, weil Fristen aus-
zulaufen drohten, die wichtige Instrumente der Arbeits- 
und Ausbildungsförderung beendet hätten. Es war auch 
wichtig, weil wir eine EU-Richtlinie über den barriere-
freien Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen 
öffentlicher Stellen pünktlich in nationales Recht umset-
zen wollen und auch müssen. Beides drängte, weil die 
Regierungsbildung etwas länger gedauert hat.

Im Bereich des Arbeitsförderungsrechts gibt es für uns 
wichtige Punkte. 

Erster Punkt: Die Maßnahmen der Assistierten Aus-
bildung können nach jetziger Rechtslage nur noch bis 

Eckhard Gnodtke 
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zum 30. September 2018 begonnen werden. Dieses Ins-
trument verlängern wir um zwei Ausbildungsjahrgänge. 
Das schafft auch Zeit, um die Zukunft der Assistierten 
Ausbildung besser planen zu können. Denn Assistierte 
Ausbildung hat sich als eine gute Maßnahme erwiesen, 
um junge Menschen und Arbeitgeber bei der Ausbildung 
zu unterstützen, und das wollen wir fortsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Ein weiterer Punkt: Mit dem Integrationsgesetz haben 
wir beschlossen, dass auch Flüchtlinge, die humanitäre 
Aufenthaltstitel haben, Gestattete oder Geduldete erst-
mals oder früher unterstützt werden können, um in Arbeit 
oder Ausbildung zu kommen. Auch diese Regelungen 
würden Ende dieses Jahres auslaufen. Sie werden jetzt 
um ein Jahr verlängert. Damit schaffen wir auch Raum 
für eine gründliche Debatte, um, wie im Koalitionsver-
trag festgelegt, diese Regelung des Integrationsgesetzes 
zu entfristen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Wilfried 
Oellers [CDU/CSU])

Noch ein wichtiger Punkt: Die Sonderregelung zum 
Saison-Kurzarbeitergeld im Gerüstbauerhandwerk ist 
schon zum 31.  März 2018 ausgelaufen. Wir wollen 
sie um drei Jahre verlängern, damit sie in der nächsten 
Schlechtwetterzeit, die uns ja wahrscheinlich ab Novem-
ber droht, wieder zur Verfügung steht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sie sehen, es geht im wahrsten Sinne des Wortes da-
rum, niemanden im Regen stehen zu lassen. Wir schaffen 
Zeit, um die weitere Ausgestaltung dieser Regelungen in 
dieser Legislaturperiode ordentlich zu beraten. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Frank 
Heinrich [Chemnitz] [CDU/CSU])

Besonders wichtig ist in dem Artikelgesetz die Um-
setzung der EU-Richtlinie. Sie muss nicht nur bis zum 
23. September 2018 umgesetzt und daher heute abschlie-
ßend von uns beraten werden, auch die Länder müssen 
dazu noch Gesetze verabschieden. Gerade deshalb hat 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bereits 
frühzeitig im Jahr 2017 den Dialog mit den betroffenen 
Akteuren aus den Verbänden für Menschen mit Behinde-
rung geführt. Dazu gab es Bund-Länder-Besprechungen. 
Die Verbände wurden in den Expertenkreis zur Barrie-
refreie-Informationstechnik-Verordnung eingeladen und 
angehört. Auch die zuständige Fachabteilung stand im 
regen Austausch mit den Verbänden. Dadurch sind schon 
wesentliche Verbesserungen in den Gesetzentwurf einge-
flossen.

Die rechtzeitige Umsetzung ist nicht nur zeitlich 
wichtig. Sie ist auch inhaltlich ein wichtiger Schritt vor-
wärts für mehr Barrierefreiheit im Internet und im Intra-
net. Alle öffentlichen Stellen des Bundes werden nämlich 
jetzt verpflichtet, Webinhalte barrierefrei zu gestalten 
und dabei nicht mehr zwischen Internet und Intranet zu 
unterscheiden. 

Die Fristen werden klarer geregelt als bisher. Ausnah-
men davon gibt es nur noch bei unverhältnismäßig gro-
ßen Belastungen und mit eindeutiger Begründung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Damit, liebe Kolleginnen und Kollegen, erweitern wir 
das Behindertengleichstellungsgesetz um wichtige Re-
gelungen für Menschen mit Behinderungen in Deutsch-
land, damit alle Menschen die Möglichkeit haben, digital 
barrierefrei mit öffentlichen Stellen des Bundes zu kom-
munizieren, egal ob es um das Bestellen einer Fahrkarte 
bei der Bahn oder um die Untertitelung von Videos auf 
der Homepage und in den sozialen Medien des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales geht. Das ist schon 
teilweise barrierefrei, aber jetzt muss die Barrierefreiheit 
überall umgesetzt werden, und das ist gut so. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Sören Pellmann 
[DIE LINKE])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Kerstin Griese.  – Nächster Redner: 

Martin Sichert für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD): 
Werte Damen und Herren! Wertes Präsidium! Dieser 

Gesetzentwurf ist eine willkürliche Mischung verschie-
denster Themen. Neben Maßnahmen zur Barrierefreiheit 
wollen Sie die Arbeitsförderung von Asylbewerbern im 
laufenden Asylverfahren und abgelehnten Asylbewer-
bern um ein Jahr verlängern. Selbst wenn es um aner-
kannte Asylbewerber ginge, die arbeiten dürfen, wäre 
eine solche Förderung zweifelhaft. Denn nicht einmal 
4 Prozent finden einen Job als Fachkraft. Über 96 Prozent 
finden nur billige Hilfsjobs oder leben gar von Hartz IV.

Die Masseneinwanderung von Unqualifizierten macht 
unseren Sozialstaat nicht zukunftsfähig, wie Sie immer 
behaupten, sondern im Gegenteil: Sie ruiniert uns.

(Beifall bei der AfD  – Lorenz Gösta Beutin 
[DIE LINKE]: Legen Sie mal eine andere 
Platte auf!)

Millionen Deutsche sind arbeitslos. Die Zahl der Ob-
dachlosen steigt. Rentner sammeln Flaschen. Und Ihnen 
fällt nichts Schwachsinnigeres ein als Arbeitsförderungs-
maßnahmen für Leute, die gar nicht arbeiten dürfen. Sind 
Sie sich eigentlich bewusst, dass dieser Gesetzentwurf 
auch die Bankrotterklärung Ihrer Innenpolitik ist? 

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: Zu 
welchem Gesetzentwurf spricht der Redner 
eigentlich gerade? Offensichtlich kennt er ihn 
gar nicht!)

Denn wenn die Asylverfahren in einer halbwegs vernünf-
tigen Zeit abgearbeitet würden, bräuchten wir über sol-
che Fördermaßnahmen gar nicht zu diskutieren.

(Beifall bei der AfD)

Parl. Staatssekretärin Kerstin Griese
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Sie aber geben mit diesem Gesetzentwurf zu, dass das 
BAMF heillos überfordert ist. 

Obwohl Deutschland heillos überfordert ist, stellt sich 
Horst Seehofer letzte Woche hier hin und fordert, den Fa-
miliennachzug, der ohnehin schon Hunderttausende je-
des Jahr beträgt, um weitere 1 000 pro Monat zu erhöhen. 
Da hilft Ihnen auch die aktuell inszenierte Schaumschlä-
gerei um angebliche Zurückweisungen nichts.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Denn dafür brauchte es echte Grenzkontrollen, wie wir 
von der AfD sie gefordert haben. Vor drei Monaten hat 
hier in diesem Hohen Haus jeder Abgeordnete der CSU 
gegen Grenzkontrollen gestimmt, und heute wollen Sie 
angeblich an der Grenze zurückweisen. Wie wollen Sie 
das denn machen ohne flächendeckende Grenzkontrol-
len?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ja, Ihnen fehlt sogar das Rückgrat, nur die schlichte 
Umsetzung bestehender Gesetze zu fordern. § 18 Asyl-
gesetz behandelt die Zurückweisung. Da steht: Jeder, der 
aus einem sicheren Drittstaat einreist und Asyl begehrt, 
ist zurückzuweisen.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Können Sie einmal zum Thema re-
den?  – Zurufe von der CDU/CSU: Thema! 
Thema!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Darf ich Sie darauf hinweisen, Herr Kollege, dass wir 

zum Arbeitsförderungsrecht sprechen. Ich wäre Ihnen 
sehr dankbar, wenn Sie zur Sache reden würden.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP, 
der LINKEN und dem BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN)

Martin Sichert (AfD): 
Ich rede auch zur Sache; 

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: 
Nein, nicht zur Sache!)

denn das hängt miteinander zusammen, wenn man tat-
sächlich Asylbewerber, die sich im laufenden Verfahren 
befinden und nicht arbeiten dürfen, fördern möchte. 

All unsere Nachbarländer sind sicher. Nach geltendem 
Recht dürfte niemand, der über den Landweg einreist, 
Asyl beantragen. 

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zum Thema!)

Wenn geltendes Recht umgesetzt würde, würde also auf 
einen Schlag die massenhafte Einwanderung von Ar-
mutsmigranten in sich zusammenbrechen.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Ich fordere Sie noch einmal auf, zur Sache zu reden.

Martin Sichert (AfD): 
Das tue ich doch, Frau Roth. 

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: 
Nein, kein einziges Wort zu dem Gesetz!  – 
Weitere Zurufe von der FDP, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Dann müssten wir nicht über die Förderung von Asyl-
bewerbern im laufenden Verfahren reden.

Also tun Sie nicht nur uns von der AfD, sondern auch 
unserem Land einen Gefallen. Verschonen Sie uns mit 
solchem Schwachsinn wie diesen Fördermaßnahmen für 
Asylbewerber! Stellen Sie den einzig vernünftigen An-
trag für die Zukunft unseres Sozialstaats, nämlich auf 
flächendeckende Grenzkontrollen und die Umsetzung 
bestehender Gesetze.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Wir kommen jetzt zurück zum Tagesordnungspunkt 

Arbeitsförderungsrecht. Ich gebe das Wort Dr.  Albert 
Weiler für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Entschuldigen Sie, Herr Weiler, ich möchte noch das 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung bekannt geben. 
Oder soll ich das erst nach Ihrer Rede machen?

(Dr. h. c. Albert Weiler [CDU/CSU]: Das 
können Sie ruhig machen!)

Okay. – Ich möchte Ihnen das von den Schriftführerin-
nen und Schriftführern ermittelte Ergebnis der nament-
lichen Abstimmung über die Beschlussempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses zur Fortsetzung der deutschen 
Beteiligung an der internationalen Sicherheitspräsenz 
in Kosovo auf der Grundlage der Resolution  1244 des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 10.  Juni 
1999 mitteilen: abgegebene Stimmen 648. Mit Ja haben 
508 Kolleginnen und Kollegen gestimmt, mit Nein haben 
136  Kolleginnen und Kollegen gestimmt, 4  Enthaltun-
gen. Die Beschlussempfehlung ist angenommen. Vielen 
herzlichen Dank.

Endgültiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen:	 648;

davon

ja:	 508

nein:	 136

enthalten:	 4

Ja

CDU/CSU

Dr. Michael von Abercron
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp

Martin Sichert 
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BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Monika Lazar
Beate Müller-Gemmeke
Lisa Paus
Corinna Rüffer

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben, sind in der Liste der 
entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Jetzt hat das Wort Dr. Albert Weiler.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Matthias Bartke [SPD])

Dr. h. c. Albert Weiler (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe 
Verständnis für den Kollegen Sichert. Auch ich habe heu-
te Abend zwei Reden zu halten. Da kann es schon einmal 
passieren, dass man sich die falsche Vorlage zurechtlegt.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU, der 
SPD, der FDP und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich habe Verständnis dafür, Herr Sichert. Das kann pas-
sieren. Das will ich nicht verteufeln. Deshalb habe ich 
vorhin noch einmal auf mein Manuskript geschaut, um 
sicherzugehen, dass ich das richtige habe.

Nach langer Regierungsbildung nimmt dieses Parla-
ment zügig Fahrt auf, und das ist auch gut so, auch wenn 
die Opposition etwas Schwierigkeiten hat, dem Tempo 
zu folgen. Wir beschließen heute, Herr Sichert, das erste 
Gesetzesvorhaben im Bereich Arbeit und Soziales in die-
ser Legislaturperiode. Das Gesetz ist das Ergebnis einer 
konstruktiven und zielorientierten Zusammenarbeit mit 
unserem Koalitionspartner. Wir haben am Montag dieser 
Woche in einer öffentlichen Anhörung wichtige Sachver-
ständige angehört und gewürdigt. Ich möchte an dieser 
Stelle all denen danken, die an diesem Gesetz beteiligt 
waren und mit uns gut zusammengearbeitet haben, auch 
dem Koalitionspartner. Ich freue mich, wenn das weiter-
hin so reibungslos funktioniert wie bei diesem Gesetz. 
Vielen Dank.

Der vorliegende Gesetzentwurf beinhaltet wichtige 
Verlängerungen der Geltungsdauer befristeter Regelun-
gen im Arbeitsförderungsrecht einerseits und anderer-
seits den wichtigen Punkt des barrierefreien Zugangs zu 
den Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher 
Stellen. Das darf nicht länger aufgeschoben werden. Jetzt 
noch mal der Appell: Es ist wichtig, Herr Sichert, dass 
wir daran arbeiten. – Ich hoffe, dass Sie Ihre Rede wie-
derfinden.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Wir verlängern die Assistierte Ausbildung um zwei 
Ausbildungsjahrgänge, um dieses Instrument anschlie-
ßend besser evaluieren zu können. Wir verlängern die 
Sonderregelung zur Eingliederung von Gestatteten und 
für die Ausbildungsförderung von Ausländerinnen und 
Ausländern. Wir verlängern Sonderregelungen zum Sai-
son-Kurzarbeitergeld für den Bereich des Gerüstbauer-
handwerks, und wir verlängern Sonderregelungen zur 
verkürzten Anwartschaftszeit für das Arbeitslosengeld 
für überwiegend kurzzeitig befristet Beschäftigte.

Meine Damen und Herren, die öffentliche Anhörung 
hat verdeutlicht, dass grundsätzlich alle Befragten der 
Verlängerung der befristeten Regelungen im Arbeitsför-
derungsrecht zustimmen. Insgesamt 32  000  Menschen 
sind in dieses Instrument eingetreten. Dies ist im Ver-
gleich ein sehr guter Start. Die Assistierte Ausbildung ist 
ein wichtiges Instrument und soll weiter gestärkt werden, 
auch bei Geflüchteten mit hohen Bleibechancen. Eine 
Verlängerung ist zudem sinnvoll, um für eine Bewertung 
der Instrumente Zeit zu gewinnen. Allerdings ist langfris-
tig eine Synchronisierung aller Instrumente in der Aus-
bildungsförderung anzustreben. Dies wollen wir auch in 
dieser Legislaturperiode beherzigen und umsetzen. Noch 
mal Dank denen, die an der Anhörung teilgenommen ha-
ben.

Neben den Fristverlängerungen im SGB III setzen wir 
den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen 
Anwendungen öffentlicher Stellen um. Hier hat die öf-
fentliche Anhörung zu einer Verbesserung des ersten Ge-
setzentwurfes geführt. Wir sind auf dem richtigen Weg, 
auch die digitale Welt barrierefrei zu gestalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Meine Damen und Herren, aus unserer Sicht beinhal-
tet der vorliegende Gesetzentwurf notwendige Verlänge-
rungen, die einen reibungslosen Ablauf gewährleisten. 
Gleichzeitig müssen wir einen barrierefreien Zugang zu 
den Websites und den mobilen Anwendungen für alle 
Menschen sicherstellen. Ich bitte Sie deshalb um Zustim-
mung, damit wir bei diesem wichtigen Thema schnell 
und gut vorankommen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr. Albert Weiler.  – Nächster Redner: 

für die FDP-Fraktion Jens Beeck.

(Beifall bei der FDP)

Jens Beeck (FDP): 
Hochverehrte Präsidentin! Meine sehr geehrten Kol-

leginnen und Kollegen! Das ist nun heute das vorläufige 
Ende eines relativ unwürdigen Schnellverfahrens zur Be-
ratung dieses Gesetzentwurfes.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es geht neben relativ unstreitigen Bereichen im 
SGB III, beispielsweise zur Verlängerung der Maßnah-
men für Assistierte Ausbildung oder dem Saison-Kurz-
arbeitergeld für Gerüstbauer, um nichts weniger als etwa 
um den Zugang sehbehinderter Menschen, von Menschen 
mit motorischen und kognitiven Störungen zu Websites, 
zur digitalen Infrastruktur und damit um nichts anderes 
als um ihren Zugang in die Welt von heute und morgen. 

Die Regierung, Herr Dr. Bartke, hat an dieser Stelle bei 
Menschen mit Behinderungen viel Vertrauen verspielt. 
Die Richtlinie ist nicht plötzlich vom Himmel gefallen; 
das Umsetzungsdatum ist seit 2016 bekannt. Dann ist es 
schon eine Zumutung, wenn die Verbände und die Sach-
verständigen für die Anhörung am Montag dieser Woche, 
auf die Sie hingewiesen haben, eine Woche Zeit haben 
für ihre Stellungnahmen, und heute machen wir weiter, 
indem wir dieses Verfahren nach erster Befassung im 
Ausschuss vor acht Tagen, bei der wir nicht einmal Zeit 
hatten, zu beraten, nach der Anhörung am Montag dieser 
Woche und der abschließenden Beratung im Ausschuss 
gestern in zweiter und dritter Lesung heute beenden.

All das, was die gemeinsamen Lehren gewesen sind 
aus der großen Partizipation der Verbände, der Angehö-
rigen, der Betroffenen im Bereich des Bundesteilhabege-
setzes in der vergangenen Wahlperiode, ist hier missach-
tet worden, und das verursacht einen großen Schaden bei 
den Betroffenen und ihren Angehörigen. 

(Kerstin Tack [SPD]: Vielen Dank für das 
Lob!)

Es verwundert auch nicht, dass dann im Ergebnis rela-
tiv wenig herauskommt. Der zunächst, Frau Staatssekre-
tärin, vorgelegte Entwurf der Regierung war insgesamt 
untauglich. Das ist ja durch die Änderungsanträge, die 
auch von den regierungstragenden Fraktionen jetzt vor-
gebracht worden sind, deutlich geworden. Ich will, damit 
ich das nicht alleine vortragen muss, die Sachverständige 
Frau Dr. Arnade zitieren, die das Gesetz bewertet mit:

Dieses Gesetz ist kleinmütig und rückwärtsgewandt. 
Ohne Not wird hier eine Zwei-Klassen-Digitalisie-
rung realisiert …

Ganze Bevölkerungsgruppen würden erst einmal von 
der Teilnahme am digitalen Fortschritt ausgeschlossen. – 
Das ist die Bewertung noch nach den Änderungsanträ-
gen. Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen: Der 

große Wurf im Bereich der Digitalisierung, im Bereich 
der Barrierefreiheit ist das nicht.

(Kerstin Tack [SPD]: Was ist Ihre Meinung?)

– Das ist die gleiche Meinung, die ich auch habe, Frau 
Kollegin Tack.

(Kerstin Tack [SPD]: Frau Arnade ist Ihrer 
Meinung! Super!)

– Ja, an dieser Stelle durchaus.

Wäre der Regierungsentwurf angenommen worden – 
auch das kann man nicht vermeiden zu betonen –, hätte 
es nicht nur keine Verbesserungen, sondern sogar Ver-
schlechterungen gegeben. Beispielsweise waren im Re-
gierungsentwurf die grafischen Programmoberflächen 
überhaupt nicht benannt. 

(Dr. Matthias Bartke [SPD]: Jetzt sind sie es 
doch!)

Es hätte, wenn es darum geht, sich als öffentliche Stel-
le im Netz barrierefrei zu präsentieren, weitestgehende 
Ausnahmetatbestände gegeben  – ohne große Begrün-
dungspflicht. Der Regierungsentwurf war deswegen 
nicht zustimmungsfähig.

Deswegen gab es nach der Anhörung auch gemeinsa-
me Änderungsanträge. In der Sache sind die sechs Ände-
rungsvorschläge, die die Freien Demokraten dazu einge-
bracht haben, durchgekommen.

(Beifall des Abg. Manuel Höferlin [FDP])

Deswegen haben wir heute einen Entwurf, der zustim-
mungsfähig ist, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Ich will noch mal darauf hinweisen: Beispielsweise 
bei Elster, bei der AusweisApp, bei der elektronischen 
Gesundheitskarte wäre der Wegfall der grafischen Pro-
grammoberflächen zu einer Katastrophe geraten. Was 
die Einbeziehung der bundeseigenen Unternehmen an-
geht, hat Frau Staatssekretärin Griese zu unserer Freude 
erklärt, die Bundesregierung  – das BMAS  – habe ihre 
sechs Wochen alte Auffassung, die Deutsche Bahn AG 
sei nicht umfasst, noch geändert,

(Zuruf der Abg. Corinna Rüffer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

sodass wir an dieser Stelle jetzt auch einer Auffassung 
sind.

Damit bleiben aber noch einige Wünsche offen: Be-
gründungspflicht beispielsweise für Befreiungstatbe-
stände; wenn barrierefreie Informationen nicht zur Ver-
fügung stehen, diese auf anderem Weg zur Verfügung 
stellen; insbesondere ein stärkerer Blick auf barrierefreie 
Arbeitsplätze bei den öffentlichen Stellen. 

Aber im Ergebnis werden die Freien Demokraten heu-
te trotzdem zustimmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD  – 
Dr. Martin Rosemann [SPD]: Dann kann es ja 
nicht so schlecht sein!)
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Wir erkennen die positiven Aspekte insbesondere im Be-
reich des SGB III, bei der Assistierten Ausbildung, bei 
den Gerüstbauern. 

Geschätzter Kollege Oellers, geschätzter Kollege 
Bartke, wir nehmen Ihre Aussage ernst, dass Sie die 
Wirkung dieses Gesetzes beobachten und gegebenen-
falls nachsteuern werden. Wir wünschen uns sehr – ich 
komme zum Ende, Frau Präsidentin  –, dass wir beim 
kommenden Verfahren auch die Befindlichkeiten und 
die Wünsche der Betroffenen, ihrer Angehörigen und der 
Verbände wieder ernst nehmen können. Dann sind wir 
gemeinsam auf einem guten Weg.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Jens Beeck. – Nächster Redner: Sören 

Pellmann für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN) 

Sören Pellmann (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Einen wunderschönen guten Abend!

Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staat-
lichen Gewalt.

Niemand darf wegen seiner Behinderung benachtei-
ligt werden.

So steht es in den Artikeln 1 und 3 unseres Grundgeset-
zes, was für uns alle Verpflichtung sein sollte.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. 
Dr.  Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Umsetzung der EU-Richtlinie hätte ein großer 
Wurf für die digitale Barrierefreiheit werden können; 
jedoch haben Regierung und Koalitionsfraktionen nicht 
den Willen, hier als Vorbild voranzugehen. Sie sehen 
selbst für öffentliche Stellen zahlreiche Ausnahmerege-
lungen erneut vor – und das trotz zahlreicher kritischer 
Stellungnahmen in der öffentlichen Anhörung am Mon-
tag dieser Woche.

Mit dem neuen § 12a Absatz 6 des BGG bleiben Sie 
weit hinter dem geltenden Recht zurück. Ebenso ist die 
fehlende umfassende Verpflichtung zu barrierefreien 
Programmoberflächen ein fataler Rückschritt.

(Beifall bei der LINKEN)

Das kann man schon als Skandal bezeichnen.

Beides kann auch Ihr Änderungsantrag nicht korri-
gieren. Wenn Sie sich nach der Anhörung und Ihren Än-
derungsanträgen – Herr Beeck hat es schon zitiert – die 
Stellungnahme des Blinden- und Sehbehindertenver-
bands anschauen, werden Sie genau das zur Kenntnis 
nehmen.

In weiteren zwei Punkten bleiben Sie hinter den An-
forderungen der EU-Richtlinie deutlich zurück. Sie soll-
ten besser den Betroffenen zuhören. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wie lief denn die Beteiligung bei der Erstellung Ihres 
Gesetzentwurfs ab, liebe Regierungsfraktionen? Sie sa-
gen, Sie hätten die Verbände umfänglich beteiligt. Dies 
bewerten insbesondere die Verbände und Selbsthilfeor-
ganisationen völlig anders. Eine Woche ist bei weitem 
nicht ausreichend und auch nicht angemessen.

(Beifall bei der LINKEN  – Kerstin Tack 
[SPD]: Sagen Sie doch einmal etwas Inhalt-
liches!)

Genau eine Woche hatten die Interessenvertretungen 
Zeit, auf diesen Gesetzentwurf zu reagieren. Das ist nach 
Auffassung der Linken deutlich zu wenig. Diese Verfah-
rensweise kann nur als Pseudobeteiligung bezeichnet 
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Bei dieser Sachlage bekomme ich Zweifel: Sind die 
Artikel 1 und 3 des Grundgesetzes überall bekannt, und 
werden sie auch entsprechend angewandt? Eine inklusi-
ve Gesellschaft ist nach Auffassung der Linken das Ziel 
unseres Rechtsstaats. Demnach wird kein Mensch struk-
turell benachteiligt oder ausgeschlossen. Daher: Sorgen 
wir gemeinsam dafür, dass auch im privaten Leben keine 
Barrieren vorhanden sind!

(Beifall bei der LINKEN)

Ihr Ansatz, die private Wirtschaft freiwillig zur Um-
setzung der Barrierefreiheit zu bewegen, ist ganz offen-
sichtlich gescheitert.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, stellen Sie sich 
vor, Sie hätten eine Behinderung und wollten mit Freun-
den ins Kino oder ins Restaurant gehen, könnten das aber 
nicht, weil Sie nicht dort hineinkommen; denn dort war-
ten unüberwindliche Barrieren. Wie würde es sich an-
fühlen, wenn Ihr Arzt für Sie nicht erreichbar wäre, weil 
man an ihn nicht herankommt? Oder Sie laufen an einem 
Bäcker vorbei und riechen zwar die leckeren Brötchen, 
können sie sich aber nicht kaufen, weil Sie nicht hinkom-
men.

Einsamkeit, Würdelosigkeit, Wut und Hilflosigkeit 
sind einige der Gefühle, die mir Betroffene, als wir über 
diesen Gesetzentwurf gesprochen haben, geschildert ha-
ben. Es ist unsere Pflicht, diesen Menschen zu helfen. 
Die Linke will einen weiteren Schritt in Richtung barrie-
refreie und inklusive Gesellschaft gehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Da sich die Privatwirtschaft nicht freiwillig bewegt, müs-
sen wir den Druck erhöhen. Wir wollen die Privatwirt-
schaft zur Barrierefreiheit verpflichten.

(Beifall bei der LINKEN)

Menschenrechte dürfen nicht auf dem Altar der Pro-
fitinteressen geopfert werden. Der Staat muss die Rah-
menbedingungen zur Umsetzung der Barrierefreiheit 

Jens Beeck 
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schaffen. Die Linke will auch ein Verbandsklagerecht im 
AGG verankert wissen. Nur mit wirksamen Werkzeugen 
wie genau diesem für die entsprechenden Verbände kann 
der notwendige Druck auf die Privatwirtschaft erzeugt 
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

In Ihrem Koalitionsvertrag – ich will noch mal rein-
schauen; ich weiß ja nicht, wie lange er noch gilt – wol-
len Sie – ich zitiere – „prüfen, wie Private … angemesse-
ne Vorkehrungen umsetzen können“. Das ist bei weitem 
nicht ausreichend.

(Beifall bei der LINKEN)

Genau deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
bringt meine Fraktion heute unseren Antrag zur Abstim-
mung. Den vorliegenden Gesetzentwurf, der die Betrof-
fenen keinen einzigen Schritt weiterbringt, lehnen wir als 
Fraktion ab.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Sören Pellmann.  – Nächste Rednerin: 

Corinna Rüffer für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Einen 

schönen guten Abend an alle! Wieder einmal ein Hinweis 
an die AfD: Herr Sichert, Sie haben vielleicht Ihr Manu-
skript verwechselt und zum falschen Thema geredet. Was 
man sich in einer behindertenpolitischen Debatte nicht 
leisten darf, ist, zweimal den Begriff „schwachsinnig“ zu 
verwenden. Das ist ein absolutes No-Go.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP)

Damit haben Sie sich sozusagen jedes Rederecht in so 
einer Debatte verwirkt.

(Ulli Nissen [SPD]: Und auch sonst!)

Aber jetzt zum Thema. Weil der Titel der Debatte 
etwas sperrig wirkt, will ich versuchen, das Thema ein 
bisschen zu illustrieren.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Frau Rüffer, bevor Sie das tun: Erlauben Sie eine Zwi-

schenfrage oder ‑bemerkung von Herrn Sichert?

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Nein, danke; das ist nett.

Ich will also versuchen, das Thema etwas zu illustrie-
ren und deutlich zu machen, dass es richtig viele Men-
schen hier in diesem Land betrifft. Wir hatten vor kurzem 
ein Gespräch mit einer blinden Frau, die für ihren Groß-
vater – war es, glaube ich – die passende Rehaklinik ge-
sucht hat. Das macht man in diesen Tagen üblicherweise 

über eine Recherche im Internet. Sie hat dann ganz schnell 
festgestellt, dass diese Seiten nicht barrierefrei waren. Es 
handelt sich hier um klassische Sozialleistungserbringer. 
Es ist eine Katastrophe, dass an solchen Ecken unserer 
Gesellschaft keine Barrierefreiheit herrscht. Wir hätten 
hier heute einen Beitrag dazu leisten können, dass dieser 
Zustand beendet wird. Die Richtlinie gibt Hinweise da-
rauf, wie wir in den Bereichen Gesundheit, Soziales und 
öffentliche Daseinsvorsorge einen großen Schritt hätten 
weiterkommen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber selbst da, wo Barrierefreiheit heute schon ver-
pflichtend ist, hapert es oft. Neulich ist mir ein beson-
ders peinliches Beispiel untergekommen: die Website der 
Bundesregierung. Kurz nachdem der Koalitionsvertrag 
geschlossen war, haben sich die ersten blinden und seh-
behinderten Menschen gemeldet und gesagt: Wir haben 
keinen barrierefreien Zugang zu diesem Koalitionsver-
trag. – Erst Tage, Wochen später ist dann eine barriere-
freie PDF ins Internet gestellt worden. Das ist natürlich 
absolut peinlich und zeigt, wie sehr wir am Anfang ste-
hen. Ich stelle die Frage: Ist das die gleichberechtigte 
Teilhabe, von der hier zumindest sonntags immer alle 
reden?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Liebe Union und liebe SPD, es wäre wirklich eine 
Chance gewesen, die Richtlinie an dieser Stelle umfas-
send und vielleicht deutlicher umzusetzen als nur durch 
Dienst nach Vorschrift. Man muss dazusagen – das haben 
meine Vorredner schon gesagt –, dass die Umsetzung tat-
sächlich an bestimmten Stellen sogar hinter der Richtli-
nie zurückbleibt, und das geht natürlich überhaupt nicht. 
Das ist dann richtig peinlich.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Die umfangreichen Ausnahmemöglichkeiten sind ein 
Punkt, aber auch die Zugänglichmachung von Informati-
on, die eben nicht barrierefrei zugänglich sind. 

Der eigentliche Elefant im Raum – darüber diskutieren 
wir schon seit Jahren – ist das Thema der Verpflichtung 
zur Barrierefreiheit der Privaten. Ich glaube, wir kom-
men nicht umhin, uns diesem Thema endlich zu nähern, 
weil das Leben von Menschen mit Behinderung nicht 
in erster Linie in Bundesbehörden oder auf deren Web-
sites stattfindet, sondern dort, wo das Leben aller anderen 
auch stattfindet. Diesen Satz, glaube ich, müssen wir hier 
so lange wiederholen, bis er überall angekommen ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Wir wissen doch auch: Es gibt Wirtschaftsunterneh-
men, es gibt Unternehmer, es gibt Anbieter, die sich 
Mühe geben, die in diesem Bereich voranschreiten, aber 
es betrifft nicht die Breite. Wir müssen endlich Vorga-
ben machen und den Mut haben, dem zu folgen, was in 
anderen Ländern mittlerweile seit Jahrzehnten Standard 

Sören Pellmann 
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ist – ich nenne die USA, Österreich und andere Länder. 
Auch das ist wirklich peinlich.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN und des 
Abg. Jens Beeck [FDP])

Ich hätte jetzt gerne noch ganz viel gesagt, Herr Bartke, 
unter anderem zu Ihrer Bemerkung, dass Schlichtungs-
verfahren weiterhin freiwillig sein sollten. Ich empfehle 
Ihnen Seite  37 im Jahresbericht der Schlichtungsstelle. 
Dort wird gut ausgeführt, warum das nicht ausreicht. Zu-
dem hätte ich gerne noch einiges zum anderen Teil des 
Gesetzentwurfs und zum Verfahren gesagt.

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Das wird aber nichts mehr. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES  90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der SPD)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das wird jetzt leider nichts mehr. Das Motto ist und 

bleibt: Nach dem Gesetz ist vor dem Gesetz. Das Motto 
lautet ebenso: Nichts über uns ohne uns. Die Hoffnung 
bleibt, dass am Ende irgendwann doch noch einiges bes-
ser wird.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Corinna Rüffer. – Bevor ich den nächs-

ten Redner aufrufe, hat Martin Sichert das Wort zu einer 
Kurzintervention. Maximal zwei Minuten.

Martin Sichert (AfD): 
Werte Kollegin Rüffer, Sie haben gerade behauptet, ich 

hätte die Regelungen zur Barrierefreiheit als „Schwach-
sinn“ bezeichnet, was ich definitiv nicht getan habe. 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das hat sie nicht gesagt!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Nein, hat sie nicht gesagt.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben zweimal das Wort „schwach-
sinnig“ gebraucht, hat sie gesagt!)

Martin Sichert (AfD): 
Haben Sie mir zugehört und realisiert, dass dieser An-

trag ein wildes Potpourri verschiedenster Regelungen be-
inhaltet – auch Maßnahmen zur Arbeitsförderung – und 
dass ich es explizit als Schwachsinn bezeichnet habe, zu 
sagen, wir wollen Arbeitsförderung von Asylbewerbern 

mit Aufenthaltsgestattung – also im laufenden Asylver-
fahren – und von abgelehnten Asylbewerbern erreichen, 

(Zurufe)

und dass ich es als Schwachsinn bezeichnet habe, zu sa-
gen, wir wollen Arbeitsförderungsmaßnahmen für Men-
schen, die in diesem Lande nicht mal rechtlich arbeiten 
dürfen?

(Zuruf von der CDU/CSU: Hinsetzen!)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Nein, er soll stehen bleiben, weil jetzt Frau Rüffer das 

Wort hat.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Sichert, ich hatte Ihnen schon zugetraut, dass Sie 

zuhören, 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Dr.  Matthias Zimmer 
[CDU/CSU] und Jens Beeck [FDP])

dass Sie an einer Stelle zuhören, wo Sie namentlich an-
gesprochen werden, und hier nicht wild die Unwahrheit 
sagen. Vielleicht haben Sie nicht richtig zugehört, oder 
Sie sagen bewusst die Unwahrheit. 

Ich habe nicht behauptet, dass Sie die Barrierefrei-
heitsrichtlinie als schwachsinnig bezeichnet hätten, son-
dern ich habe gesagt, dass Sie in einer behindertenpoliti-
schen Debatte, in die Sie sich anscheinend verirrt haben, 
weil Sie zu einem vollkommen anderen Thema geredet 
haben, 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

zweimal das Wort „schwachsinnig“ verwendet haben. 

(Ulli Nissen [SPD]: Genau das haben Sie 
gesagt!)

Es ist überall in dieser Gesellschaft nicht in Ordnung, ein 
absolutes No-Go, diesen Begriff zu verwenden, weil er 
absolut behindertenfeindlich ist 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

und weil er zeigt, dass Sie nicht verstanden haben, wo-
rum es hier geht: um die gleichberechtigte Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung in dieser Gesellschaft. 

Sie haben eine riesige Gruppe von Menschen verletzt, 
aber das scheint die Art zu sein, wie die AfD in diesem 
Land Politik macht. Und es kotzt mich an!

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Nächster Redner in der Debatte: Dr. Matthias Bartke 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Corinna Rüffer
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Dr. Matthias Bartke (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich freue 

mich, dass der heutige Tag nicht nur von dem Geschwis-
terstreit zwischen CDU und CSU geprägt ist, sondern 
dass wir auch noch ein ganz wunderbares Gesetz zur 
Stärkung der Rechte von Menschen mit Behinderung auf 
den Weg bringen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Och nee, al-
les ist toll!)

Meine Damen und Herren, ich bin mir sicher, jeder 
von Ihnen hat es heute schon einmal gemacht. Wir kom-
munizieren ständig online. Die Digitalisierung macht das 
möglich. Für viele Menschen macht sie die Dinge einfa-
cher. Auch Menschen mit Behinderung profitieren ganz 
massiv von der Digitalisierung.

Kürzlich hat ein gehörloser Autor beschrieben, wie 
das Internet für ihn lange der Inbegriff der Barrierefrei-
heit gewesen ist. Ich zitiere:

Chat-Nachrichten, Foren – plötzlich war mühelose 
Kommunikation per Text möglich. Kein anstren-
gendes Lippenlesen mehr, Videos gab es sowieso 
keine, und wenn, dann hängte sich der Player auf.

In diesem kurzen Zitat steckt schon das ganze Dilem-
ma: Die Digitalisierung birgt riesige Chancen, aber sie 
hat auch das Potenzial für neue Barrieren. Videos bei-
spielsweise hängen sich inzwischen nicht mehr auf, dafür 
sind sie auf Social-Media-Kanälen aber gang und gäbe 
geworden. Für Gehörlose sind sie allerdings nur nach-
vollziehbar, wenn sie auch Untertitel haben. Wir wollen 
Menschen mit Behinderungen in unserer digitalisierten 
Wert teilhaben lassen, dann müssen wir aber auch dafür 
sorgen, dass bestehende digitale Barrieren verschwinden 
und neue gar nicht erst entstehen.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN so-
wie bei Abgeordneten der CDU/CSU und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das gibt uns allein die UN-Behindertenrechtskonvention 
vor, meine Damen und Herren. 

Ich finde es daher großartig, dass wir mit dem Gesetz-
entwurf gleich eine ganze Reihe von Verbesserungen in 
diesem Bereich auf den Weg bringen. Das fängt damit 
an, dass wir den Anwendungsbereich für digitale Barrie-
refreiheit von Trägern öffentlicher Gewalt auf öffentli-
che Stellen des Bundes ausweiten. In Zukunft sind bei-
spielsweise also auch das Goethe-Institut, das Deutsche 
Rote Kreuz und – Herr Beeck – auch die Deutsche Bahn 
verpflichtet. Ist das nicht wunderbar? Bisher war es so, 
dass digitale Barrierefreiheit schrittweise umgesetzt wer-
den sollte. Nur, wie groß diese Schritte sein sollten und 
bis wann sie gemacht werden sollten, das war eben nicht 
definiert. Dem setzen wir ein Ende, meine Damen und 
Herren. 

Von nun an gelten klare Fristen, bis wann Webseiten 
und mobile Anwendungen barrierefrei sein müssen. Das 
hat uns die Richtlinie so vorgegeben. In unserem Ände-
rungsantrag haben wir darüber hinaus auch eine konkrete 

Frist für elektronisch unterstützte Verwaltungsabläufe 
eingeführt. Wir haben auch klargestellt, dass die grafi-
schen Programmoberflächen weiterhin von der barrie-
refreien Gestaltung umfasst sind  – Herr Pellmann, Sie 
hätten es lesen können – und – soweit möglich – auch die 
Angebote auf Webseiten Dritter. Das war ein wesentli-
ches Ergebnis der Verbändeanhörung vom Montag; also 
auch das Video, das öffentliche Stellen auf Facebook ein-
stellen, muss barrierefrei sein, wenn Facebook die Mög-
lichkeit dazu bietet.

(Beifall bei der SPD)

Das Gute an diesem Gesetzentwurf ist übrigens, dass 
wir nicht nur neue Verpflichtungen schaffen. Gleichzei-
tig haben wir auch ein ganzes Paket mit Maßnahmen zur 
Durchsetzung der digitalen Barrierefreiheit geschnürt. 
Alle öffentlichen Stellen des Bundes müssen zukünftig 
eine Erklärung zur Barrierefreiheit ihrer Webseiten und 
Apps veröffentlichen. Sie müssen darin begründen, wenn 
sie – ganz wichtig – ausnahmsweise keine vollständige 
barrierefreie Gestaltung gewährleisten. Außerdem wird 
es einen Feedback-Mechanismus geben. Damit können 
Nutzerinnen und Nutzer zurückmelden, wenn immer 
noch Barrieren bestehen. Diese Möglichkeit ist von aller-
größtem Wert; denn die Beratungspraxis der Fachstelle 
für Barrierefreiheit hat schließlich gezeigt, dass es in den 
seltensten Fällen am Unwillen liegt, dass Webseiten nicht 
barrierefrei sind. Es fehlt meistens einfach nur an Wis-
sen. Da werden die Rückmeldungen der Betroffenen in 
Zukunft ein ganz anderes Bewusstsein schaffen.

Einen ähnlichen Effekt wird auch die neu eingerich-
tete Überwachungsstelle haben. Sie wird innerhalb we-
niger Jahre nahezu jede öffentliche Stelle des Bundes in 
der einen oder anderen Weise getestet haben. Das wird 
Missstände aufdecken, wo es sie noch gibt, und die barri-
erefreie Gestaltung kräftig voranbringen. Zu guter Letzt 
stärken wir das Schlichtungsverfahren, durch das Einzel-
ne wie auch Verbände ihre Rechte geltend machen kön-
nen. Die SPD-Fraktion hat hier noch eine wesentliche 
Verbesserung erreicht: Zukünftig wird ein Schlichtungs-
verfahren die Klagefrist unterbrechen. Das ist ein großer 
Vorteil für die Betroffenen; denn Klagen müssen dann 
nicht mehr parallel zur Schlichtung eingereicht werden, 
und die Schlichtung muss nicht unter Zeitdruck erfolgen.

Meine Damen und Herren, mit dem Gesetzentwurf 
und unserem Änderungsantrag machen wir die öffentli-
chen Stellen zu den Taktgebern für digitale Barrierefrei-
heit.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank, Dr. Bartke. – Der nächste Redner in der 
Debatte: Uwe Witt für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)
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Uwe Witt (AfD): 
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Verehrte Gäste des Hohen Hauses! Die 
Schaffung einer barrierefreien Umgebung ist eine Grund-
voraussetzung, um die gleichberechtigte Teilhabe behin-
derter Menschen am gesellschaftlichen Leben zu ermög-
lichen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Das wollen wir, und das ist für uns selbstverständlich.

Lassen Sie uns gern darüber reden, was man tun kann, 
um die Entwicklung einer barrierefreien Gesellschaft zu 
beschleunigen, um etwa der Freiwilligkeit einen zusätz-
lichen Anreiz zu geben. Aber muss man gleich mit der 
Keule ausholen, 

(Sören Pellmann [DIE LINKE]: Ja! Muss 
man!)

um zu erzwingen, was noch nicht aus Freiwilligkeit ge-
schehen ist und was vielleicht deshalb noch nicht gesche-
hen ist, weil die Entwicklung hin zu einer wirklich barri-
erefreien Gesellschaft eine Generationenaufgabe ist?

Wenn Sie, werte Kolleginnen und Kollegen der Lin-
ken, aber die Versagung von Barrierefreiheit als Be-
nachteiligung im Sinne des AGG und BGG sehen und 
festschreiben wollen und jedermann zur Herstellung von 
Barrierefreiheit zwingen wollen, koste es, was es wol-
le, wenn Sie gar ein Verbandsklagerecht gegen private 
Dienstleister und kleine Unternehmen möglich machen 
wollen, selbst wenn es gar keine individuell Betroffenen 
gibt, dann wird der willkürlichen Durchsetzung einer 
barrierefreien Umgebung Tür und Tor geöffnet  – auch 
da, wo es dann nicht mehr verhältnismäßig ist. 

(Beifall bei der AfD)

Wenn wir von Teilhabe reden, wozu Barrierefreiheit 
gehört, dann reden wir auch von einem Miteinander. 
Zwei Gruppen, nämlich Menschen mit und ohne Behin-
derung, sollen gleichberechtigt und zufrieden miteinan-
der leben können und zu einer Gruppe werden, zu einer 
Gemeinschaft, einer Gesellschaft, in der alle gleichbe-
rechtigt miteinander leben können. Darum muss man den 
Gemeinschaftsgedanken fördern. 

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sind Sie in der falschen Partei?)

Ich meine es ehrlich: Wir wollen das fördern und ver-
bessern; das ist uns ein persönliches Anliegen. Aber man 
kann, nein: man darf es nicht erzwingen wollen; denn in 
dem Moment, in dem Sie das tun, in dem Antidiskrimi-
nierungsverbände anfangen, kleine Selbstständige und 
Dienstleister mit Verbandsklagen zu überziehen, riskie-
ren Sie den guten Willen einer tragenden Säule unserer 
Gesellschaft, einer Gesellschaft, die grundsätzlich offen 
ist für Teilhabe.

Das machen wir nicht mit, und das ist auch nicht im 
Sinne derjenigen, um die es geht. Daher müssen wir Ih-
ren Antrag leider ablehnen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Uwe Witt. – Nächster Redner: Wilfried 

Oellers für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wilfried Oellers (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren Kollegen! Meine sehr geehrten Gäste, insbeson-
dere aus meinem Wahlkreis! Wenn ich richtig informiert 
bin, müssten Sie noch da sein. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Sören Pellmann [DIE LINKE]: Deswegen 
habt ihr vier Stunden gebraucht!)

Wir beraten heute, wie bereits gesagt, ein Gesetzes-
paket zum Arbeitsförderungsrecht und  – dazu möchte 
ich Stellung nehmen – zur barrierefreien Gestaltung von 
Internetseiten der öffentlichen Stellen. Es geht dabei um 
die Umsetzung einer europäischen Richtlinie. Das ist 
schon erwähnt worden.

Ich möchte zunächst auf den Vorwurf des kurzen zeit-
lichen Ablaufs eingehen. Ja, wir haben es hier mit einem 
Schnellläufergesetz zu tun. Die Gründe dafür sind auch 
schon von Staatssekretärin Griese erwähnt worden. Si-
cherlich ist das ein sehr kurzfristiges Verfahren. Das hät-
ten wir uns alle anders gewünscht. Aber wir sind durch 
die Regierungsbildung etwas verzögert an die Arbeit ge-
kommen. Aber auch wenn vielleicht Fristen für bestimm-
te Stellungnahmen etwas kurz waren, sind alle Verbände 
gehört worden. Ich darf insbesondere darauf hinweisen, 
dass natürlich neben der öffentlichen Anhörung noch 
viele Einzelgespräche stattgefunden haben. Ich denke, 
dass die Themen auch dort entsprechend platziert wer-
den konnten. 

Wenn nun ein Gesetzentwurf mit bestimmten Ände-
rungsanträgen, auf die ich noch eingehe, vorliegt, dann, 
denke ich, ist es auch richtig, fristgerecht darüber abzu-
stimmen und das Gesetzgebungsverfahren nicht zu ver-
zögern. Ich würde gerne die Diskussion hören, die wir 
hätten, wenn wir die Frist nicht einhalten würden. Wir 
würden dann vielleicht noch eine ganz andere Diskussion 
führen.

(Dr. Matthias Bartke [SPD]: In der Tat!)

Zum Inhaltlichen: Mein Kollege Bartke und die 
Staatssekretärin Griese haben den Gesetzentwurf inhalt-
lich schon weitestgehend vorgestellt. Ich möchte hier 
noch einiges ergänzen.

Im Rahmen der öffentlichen Anhörung der Verbände 
kam natürlich insbesondere das Thema der grafischen 
Programmoberflächen zur Sprache. Es ist sehr kritisiert 
worden, dass diese nicht namentlich erwähnt worden 
sind. Man muss auch ganz ehrlich sagen: Da sie im alten 
Gesetz standen, müssen sie natürlich auch im neuen Ge-
setz stehen; denn sonst könnten bei Gesetzesauslegungen 
sicherlich Argumente dafür gefunden werden, dass sie 
jetzt nicht mehr vom Gesetzgeber einbezogen werden. 
Das geht natürlich insbesondere deshalb nicht, damit die 
entsprechende Barrierefreiheit nicht abgebaut wird. Es 
gibt diese Mechanismen ja jetzt schon. 
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Deswegen geht der Änderungsantrag, den wir einge-
bracht haben, auch noch einmal ausdrücklich darauf ein, 
dass diese grafischen Programmoberflächen aufgenom-
men werden. Eine Klarstellung ist erfolgt. 

Ich möchte zu den Ausnahmeregelungen noch ein paar 
Worte verlieren. Wir haben im Rahmen der Ausnahmere-
gelungen in § 12a Absatz 5 und Absatz 6 insbesondere 
im Absatz  6 formulierungstechnisch den Fokus darauf 
gelegt, dass wir von einer Ausnahmeregelung sprechen, 
die eng zu fassen ist. Ich betone das hier noch einmal, 
damit auch das öffentlich gesagt wird. Es sollen enge 
Ausnahmeregelungen sein mit entsprechendem Charak-
ter. Das Gleiche gilt auch für den Absatz 5, in dem wir 
keine Änderungen an der Formulierung vorgenommen 
haben. Aber ich möchte ausdrücklich betonen, dass da-
mit insbesondere Fälle gemeint sein sollen, um das mal 
ein bisschen plakativ zu machen, bei denen es um zeitlich 
befristete Förderprojekte oder Forschungsprojekte geht 
und die ausnahmsweise  – das muss man im Einzelfall 
natürlich wieder sehr intensiv prüfen – von einer entspre-
chenden barrierefreien Gestaltung ausgenommen wer-
den können, aber auch nur dann, wenn es sich um For-
schungsergebnisse handelt, die so hochspeziell sind, dass 
sie nur für bestimmte Adressaten in einem sehr fachspe-
zifischen Bereich, für Unternehmen oder für die weitere 
Entwicklung relevant sind. Diese Ausnahmeregelungen 
werden auch von der EU-Verordnung zugelassen. Herr 
Kollege Beeck hat mich ja schon zitiert, ich will es aber 
gerne wiederholen: Das behalten wir natürlich ganz ge-
nau im Auge. Wenn wir merken, dass in der Praxis die 
Umsetzung weiter erfolgt, als wir uns das als Gesetzge-
ber eigentlich vorgestellt haben, dann gehört diese Rege-
lung wieder auf die Tagesordnung, und dann müssen wir 
sie uns als Gesetzgeber natürlich genau anschauen.

Letzter Punkt zu den Änderungsanträgen. Da möchte 
ich noch mal auf die Schlichtungsstellen eingehen. Ins-
besondere durch die Aufnahme der Unterbrechung von 
Klagefristen bzw. auch das Ruhendstellen von außerge-
richtlichen Verfahren, wenn ein Schlichtungsverfahren 
eingeleitet wird, legen wir den besonderen Fokus auf die 
Schlichtungsstellen, damit Schlichtungsverfahren ent-
sprechend durchgeführt werden können, ohne dass die 
Betroffenen Angst haben müssen, dass Fristen ablaufen 
und sie nachher rechtskräftige Bescheide bekommen, 
mit denen sie dann auskommen müssen. Das kann so 
nicht sein. Deswegen ist es, denke ich, gut, dass wir den 
Schlichtungsstellen sozusagen noch eine Stärkung mit 
auf den Weg gegeben haben.

Ich komme zum Ende. Wir haben mit diesem Gesetz 
sicherlich Verbesserungen vorgenommen. Ich will damit 
nicht sagen, dass wir damit am Ende der Verbesserungen 
angekommen sind. Wir müssen das Thema weiterhin auf 
der Tagesordnung behalten. 

Zum Schluss richte ich noch einen schönen Gruß an 
meinen Wahlkreis. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Oellers.  – Bevor ich den nächs-

ten Redner aufrufe, tue ich nun Thomas Hitschler einen 

kleinen Gefallen; denn hier im Raum befindet sich seine 
Besuchergruppe vom Trifels-Gymnasium aus Annweiler. 
Er weiß aber nicht, wo sie ist. Irgendwo wird sie schon 
sein. – Sie sind also doch noch hier. Wir waren uns nicht 
sicher. Ihnen allen auch einen schönen Abend von uns 
aus.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

– Manche verbringen halt so die Abende.

(Heiterkeit bei der SPD)

Letzter Redner in der Debatte: Peter Aumer für die 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Aumer (CDU/CSU): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir diskutieren zwei Punkte: zum einen wie 
schon öfter gehört die Richtlinie über den barrierefrei-
en Zugang zu Websites im öffentlichen Bereich und zum 
anderen die Verlängerung befristeter Regelungen zur Ar-
beitsförderung. Alle Felder dieses Gesetzes, meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen, berühren den Wesenskern der 
sozialen Marktwirtschaft, die den Menschen in den Mit-
telpunkt stellt. Genau das tun wir auch mit diesem Ge-
setz. Wir verlängern befristete Regelungen des SGB III, 
beispielsweise die Assistierte Ausbildung. Die Assistier-
te Ausbildung, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
unterstützt Auszubildende, die lernbeeinträchtigt oder 
sozial benachteiligt sind, während der gesamten Ausbil-
dungszeit.

Lieber Herr Kollege Sichert, was mir vor allem bei 
Ihrer Rede aufgefallen ist und was mich wirklich gestört 
hat, ist, wie Sie die Menschen bezeichnet haben, die in 
dieser Assistierten Ausbildung ihren Lebensweg in die 
Zukunft gehen. Ich finde das wirklich schlecht. Wenn Sie 
das Protokoll lesen, dann werden Sie sehen, wie Sie diese 
Menschen bezeichnet haben. In meinem Wahlkreis sind 
das 75 junge Menschen, die dieses Angebot in Anspruch 
nehmen. Ich lade Sie gern einmal ein, mitzukommen und 
zu schauen, welche Menschen das sind.

(Kerstin Tack [SPD]: Das machen wir nicht! 
Die armen Leute!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, manchmal ist es 
vielleicht auch ein Weg der Erkenntnis, wenn man sieht, 
dass Menschen die Hilfe des Staates brauchen. Gerade 
im Bereich der Sprach- und Bildungsdefizite haben wir 
viel zu tun. Hier können wir Menschen eine Zukunft ge-
ben. Deswegen ist es gut, dass wir dieses Angebot ver-
längern. Bei mir in Regensburg haben von 2017 auf 2018  
30 Prozent mehr junge Menschen diese Ausbildungsini-
tiative ergriffen. Deswegen ist es wichtig und wertvoll, 
dass diese Initiative verlängert wird.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine weitere Maßnahme ist die Verlängerung des Sai-
son-Kurzarbeitergeldes bis zur Anpassung einer entspre-
chenden tariflichen Regelung. 

Wilfried Oellers
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Der große Punkt dieses Gesetzes, meine lieben Kol-
legen, ist die Umsetzung der EU-Richtlinie zur Barrie-
refreiheit bei Internetseiten und mobilen Anwendungen 
von öffentlichen Stellen. Gerade die digitale Welt eröffnet 
vielen Menschen mit körperlichen Beeinträchtigungen 
eine viel größere Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
und am politischen Diskurs. Einen uneingeschränkten 
Zugang zu den Angeboten der öffentlichen Stellen im 
Netz zu ermöglichen, ist deshalb eine wichtige Aufgabe 
einer demokratischen und inklusiven Gesellschaft. § 12a 
des Behindertengleichstellungsgesetzes ist dynamisch 
und zukunftsweisend gestaltet. Der Fokus auf die Dar-
stellung von Onlineinhalten auf mobilen Endgeräten ist 
wichtig und notwendig. Wichtig ist vor allem auch, dass 
Ausnahmeregelungen für unverhältnismäßige Belas-
tungen geschaffen wurden. Diese Ausnahmeregelungen 
darf man aber nicht isoliert betrachten, sondern muss sie 
im Kanon der Berichterstattungen des Monitorings und 
der Schlichtungsstelle sehen. Öffentliche Stellen, meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen, müssen ihrer Vorbild-
funktion in Sachen Barrierefreiheit online gerecht wer-
den. Das zeigt auch der Wirtschaft neue Perspektiven und 
Wege auf. Deswegen ist Zwangsverpflichtung, meine 
sehr geehrten Damen und Herren der Linken, aus unserer 
Sicht nicht der richtige Weg. 

Der Gesetzentwurf, der uns heute vorliegt, enthält 
mehr als das, was die Europäische Union mit ihrer Richt-
linie verlangt. Er öffnet Türen für Menschen mit Beein-
trächtigungen. Wir dürfen gespannt sein, welche Chan-
cen und Ideen dadurch noch entstehen werden. Deshalb, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, bitte ich Sie, 
diesem Gesetz zuzustimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen herzlichen Dank, Peter Aumer. – Ich schließe 

damit die Aussprache. 

Tagesordnungspunkt 10 a. Wir kommen zur Abstim-
mung über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Verlängerung befristeter Regelungen 
im Arbeitsförderungsrecht und zur Umsetzung der Richt-
linie (EU) 2016/2102 über den barrierefreien Zugang zu 
den Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher 
Stellen. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales emp-
fiehlt unter Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache  19/2728, den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung auf Drucksache 19/2072 in der Ausschuss-
fassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Ge-
setzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen wollen, 
um das Handzeichen. – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Keine. Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter 
Beratung angenommen. Zugestimmt haben SPD, CDU/
CSU und FDP. Dagegen waren Die Linke, Bündnis 90/
Die Grünen und die AfD. 

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Gesetzent-

wurf ist angenommen. Zugestimmt haben die SPD, die 
CDU/CSU und die FDP. Dagegen waren die Fraktionen 
Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen und die AfD. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache  19/2733. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltun-
gen?  – Keine. Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 
Zugestimmt haben Bündnis 90/Die Grünen und die Frak-
tion der Linken. Dagegen waren die SPD, die CDU/CSU, 
die FDP und die AfD.

Tagesordnungspunkt 10 b. Wir setzen die Abstimmung 
zu der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Soziales auf Drucksache 19/2728 fort. Der Ausschuss 
empfiehlt unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung 
die Ablehnung des Antrags der Fraktion Die Linke auf 
Drucksache 19/1342 mit dem Titel „Menschenrecht auf 
Barrierefreiheit umsetzen – Privatwirtschaft zu Barriere-
freiheit verpflichten“. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – 
Die Beschlussempfehlung ist angenommen. Zugestimmt 
haben die SPD, die CDU/CSU, die FDP und die AfD, 
dagegen waren die Fraktion der Linken und Bündnis 90/
Die Grünen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt  11 auf  – ich lese 
langsam vor, damit die Kolleginnen und Kollegen die 
Plätze tauschen können –:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Verteidigungsausschusses (12.  Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Heike 
Hänsel, Andrej Hunko, Sevim Dağdelen, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Keine Beschaffung von bewaffneten Droh-
nen – Rüstungsbegrenzung stärken

Drucksachen 19/1831, 19/2582 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch.

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat das 
Wort Henning Otte für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Henning Otte (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dieser Antrag der Linken gibt uns noch einmal die Gele-
genheit, die Vorteile der Beschaffung von Drohnen und 
die Argumente dafür darzustellen. Gestern haben wir uns 
im Verteidigungs- und im Haushaltsausschuss mit großer 
demokratischer Mehrheit für bewaffnungsfähige Droh-
nen entschieden, und sie dienen dem Schutz der Soldatin-
nen und Soldaten und damit der Sicherheit. Da wundert 
man sich schon und fragt sich, warum die Linken das 
noch an einem Donnerstagabend auf die Tagesordnung 
bringen wollen, ist es doch demokratisch schon entschie-
den und dient es doch der Sicherheit unserer Soldaten.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sie 
verantworten es, Herr Kollege!) 

Peter Aumer 
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Die Sicherheitslage hat sich verschärft. Die Bundes-
wehr leistet einen wesentlichen Beitrag in den Krisenge-
bieten, auch zur Bündnisverteidigung. Es ist dann unsere 
Verantwortung, den Soldatinnen und Soldaten die best-
mögliche Ausrüstung zu geben. Soldatinnen und Solda-
ten sind nicht, wie Sie es sagen, irgendwelche Zielbilder, 
die Sie nutzen, um Argumentation und Ideologie zu ver-
breiten, sondern es sind Familienväter und Familienmüt-
ter, die für unser Land im Einsatz sind, die bereit sind, 
Leib und Leben zu geben, und die die Möglichkeit haben 
müssen, sich zu wehren, wenn sie denn angegriffen wer-
den. Wir haben die Verantwortung, den Soldatinnen und 
Soldaten entsprechende Möglichkeiten zu geben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Eine bewaffnungsfähige Drohne dient der Aufklärung, 
dient dazu, ein Lagebild zu bekommen. Beispielsweise 
müssen die Soldaten in Mali nicht mehr rausfahren, son-
dern es gibt eine – –

(Zuruf des Abg. Tobias Pflüger [DIE 
LINKE])

–  „Eine Kamera“? Ach, mit einer Kamera wollen Sie 
800 Kilometer weit gucken? Sie wollen den Soldaten in 
Mali zumuten, rauszufahren und sich Gefahren auszu-
setzen. Damit haben Sie doch gezeigt, dass Sie in Zwi-
schenrufen gut sind, aber nicht in Sachargumenten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es geht darum, dass wir gestern beschlossen haben, 
die Heron  TP zu leasen  – als Übergangslösung  –, mit 
besserer Aufklärungsmöglichkeit und – das sage ich sehr 
deutlich – einer Bewaffnungsfähigkeit. Dazu wollen wir 
eine parlamentarische Debatte führen. Wir müssen das 
mandatieren; es gelten die üblichen Regeln. Aber am 
Ende des Tages können wir das unseren Soldaten nicht 
verwehren. Ich will Ihnen auch sagen, warum: Wenn 
von einer Drohne beobachtet wird, dass eine Sprengfalle 
aufgebaut wird, oder wenn die Soldaten aus einem Hin-
terhalt angegriffen werden und man gucken kann, wer 
hinter der Mauer schießt, dann muss man gezielt wirken 
können, um den Angriff zu beenden, das heißt schießen 
und den Angreifer auch töten können. Das ist notwen-
dig, um die Sicherheit unserer Soldatinnen und Solda-
ten zu gewährleisten, wenn sie denn angegriffen werden. 
Ich will sagen, dass eine solche Drohne die Möglichkeit 
bietet, Aufklärung zu betreiben. Das bietet die Möglich-
keit, die Schutzkomponente zu erhöhen, ähnlich wie ein 
Gewehr, wie ein Panzer, wie ein Flugzeug, aber diesmal 
durch eine Drohne. Damit kann man auch – um Sie auf-
zuklären – wie ein ferngesteuertes Flugzeug agieren, al-
lerdings mit dem Piloten auf der Erde, der die Möglich-
keit hat, sich mit seinem Nebenmann abzustimmen und 
alte Lagebilder hinzuzuziehen, bevor eine Entscheidung 
getroffen wird.

Wir haben schon in der letzten Legislaturperiode 
darüber debattiert und deutlich gemacht, dass wir eine 
solche Drohne beschaffen wollen. Wir haben dazu eine 
Anhörung durchgeführt. Im Koalitionsvertrag haben wir 
deutlich gesagt: Wir wollen eine solche Drohne beschaf-
fen, weil sie wichtig ist, um eine Übergangslösung zu 
gewährleisten. 

Am Ende des Tages setzen wir uns für die Entwick-
lung einer europäischen Drohne ein, um deutlich zu 
machen: Wir brauchen in Europa selbst diese Fähigkeit, 
wenn wir eigenständig und nicht von anderen Partnern 
oder anderen Ländern abhängig sein wollen. Das erhöht 
die Souveränität.

Meine Damen und Herren, wir müssen die Sicherheits-
lage betrachten. Über Jahre hinweg musste die Bundes-
wehr einen Beitrag zur Konsolidierung des Haushaltes 
leisten. Jetzt geht es darum, unsere Bundeswehr wieder 
auszurüsten, zum Beispiel mit persönlicher Schutzaus-
rüstung, mit Großgerät, auch mit Munition, damit sie ih-
ren Auftrag erfüllen kann und die Soldatinnen und Solda-
ten sicher und geschützt aus den Einsätzen zurückkehren 
können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die CDU/CSU setzt sich für eine bewaffnungsfähige 
Drohe ein. Die Linken sind eher für betäubungsfähige 
Drogen. Das ist der Unterschied.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die CDU/CSU steht für die Bundeswehr und für die Si-
cherheit unseres Landes ein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Otte. – Erlauben Sie mir eine Be-

merkung: Die Tatsache, dass wir um 22.36  Uhr dieses 
Thema diskutieren, ist nicht auf einen Wunsch der Lin-
ken zurückzuführen, sondern es hatte heute tatsächlich 
andere Gründe, dass wir fünf Stunden Verspätung haben.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN  – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Vielen Dank, Frau 
Präsidentin, für die Klarstellung!)

Nächster Redner in der Debatte: Rüdiger Lucassen für 
die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Rüdiger Lucassen (AfD): 
Frau Präsidentin! Geben Sie mir bitte 30 Sekunden ex-

tra für eine Klarstellung zur Tagesordnung. 

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Nein, das fangen wir jetzt gar nicht an. Ich bitte Sie, 

zur Sache zu reden und sofort zu beginnen.

Rüdiger Lucassen (AfD): 
Dann nehme ich das in meine Rede hinein. – Kollege 

Otte hat über bewaffnungsfähige Drohnen gesprochen. 
So steht es auch auf der Medientafel. Aber das ist der 
falsche Tagesordnungspunkt. Wir reden über den Antrag 
der Linken „Keine Beschaffung von bewaffneten Droh-
nen – Rüstungsbegrenzung stärken“. Da werden Sie mir 
sicherlich recht geben. 

Ich will zum Thema, wie es in der Tagesordnung 
steht, kommen. Der Antrag der Linken, meine sehr ge-

Henning Otte
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ehrten Kollegen und Kolleginnen, beginnt schon mit ei-
ner unwahren Behauptung. Sie sagen, es bestünden „völ-
kerrechtliche und ethische Einwände gegen bewaffnete 
Drohnen“. Das ist falsch. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Die gibt es! 
Natürlich!)

Eine Drohne, also ein unbemanntes fliegendes Waffen-
system, ist ein konventionelles Waffensystem, nicht 
anders zu bewerten als ein Kampfflugzeug, ein Jagd-
U-Boot oder ein Kampfpanzer. Diese linke Hysterie bei 
neuer Technik basiert wie immer auf Unkenntnis.

(Beifall bei der AfD)

Das geht schon mit dem Namen los; denn der Begriff 
„Drohne“ ist auch falsch. Die Bienenpartei weiß das na-
türlich. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Allen anderen will ich es erklären. 

Eine Drohne ist eine männliche Biene. Ihre einzige 
Aufgabe ist die Befruchtung der Königin. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD, der 
CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Für uns Männer klingt das fremdbestimmt, ist es aber 
nicht. Drohnen haben ein Nervensystem und ein Gehirn. 
Das bedeutet, dass sie selbst entscheiden, ob sie nach 
links oder nach rechts fliegen, ob sie landen oder abhe-
ben. Sie tun das autonom. 

Auf die Waffensysteme, über die wir heute auf Antrag 
der Linken reden, trifft das alles nicht zu. Sie sind nicht 
autonom. Das Gehirn eines unbemannten bewaffneten 
Luftfahrzeugs wird ein deutscher Luftwaffenoffizier 
sein, in Recht und Ethik geschult und mit einem Auftrag 
ausgestattet, den der Deutsche Bundestag, also Sie, ver-
abschiedet hat. 

(Beifall bei der AfD)

Der Linkspartei mache ich keinen Vorwurf. Sie wollen 
am liebsten die gesamte NATO abschaffen und die Bun-
deswehr dazu.

(Beifall der Abg. Heike Hänsel [DIE 
LINKE])

Dieser Logik folgend wollen Sie auch keine unbemann-
ten Luftfahrzeuge. Warum unterhalten Sie sich eigentlich 
dauernd darüber? 

Den Vorwurf richte ich an die Regierungsparteien. 
Sie verzögern und verteuern seit Jahren ein notwendiges 
Waffensystem, das unseren Soldaten im Einsatz Stärke 
und Schutz bietet.

(Beifall bei der AfD)

Sie schicken unsere Soldaten nach Afghanistan, nach 
Mali und in den Irak. Aber ein System, das 24 Stunden 
über einer Patrouille im Kampfgebiet wachen kann, 
ausgestattet mit Kameras und Waffen, das wollen Sie 
nicht. Das haben Sie auch bisher der Truppe nicht ge-
ben wollen. Und warum nicht? Weil Sie angeblich offene 

ethische Fragen noch klären müssen. Ihre ethische Ver-
zögerung müssen Soldaten im Einsatz mit zusätzlichem 
Risiko bezahlen.

(Beifall bei der AfD)

Um das Kind nicht beim Namen nennen zu müssen, 
haben sich CDU/CSU und SPD jetzt auf die Formel „be-
waffnungsfähige Drohne“ verständigt. Wen wollen Sie 
mit diesem Wortkonstrukt eigentlich für dumm verkau-
fen? Ihre politische Feigheit, die Dinge beim Namen zu 
nennen, heißt, dass die Waffen separat und damit teuer 
gekauft werden. Das ist der falsche Beschaffungsweg. 
Kaufen Sie eine bewaffnete Drohne, und stehen Sie dazu!

(Beifall bei der AfD)

Die CDU/CSU will das ja im Grunde. Sie kann sich 
aber gegen ihren Koalitionspartner wieder einmal nicht 
durchsetzen, wie beim Verteidigungshaushalt. Und die 
SPD hebt zwar bei jedem neuen Auslandseinsatz brav die 
Hand, will aber das Wort „Kampf“ oder „Waffe“ nicht in 
den Mund nehmen. 

Die SPD will auch noch offene ethische Fragen klä-
ren. Was genau ist denn noch ethisch zu klären? Wo liegt 
für Sie der Unterschied zwischen einem Tornadopiloten, 
der eine Rakete auf ein Ziel schießt, und einem Drohnen-
piloten? Ja, es gibt einen kleinen Unterschied: Der Droh-
nenpilot sitzt in seiner Bodenkontrollstation außerhalb 
der Gefahrenzone. Das ist Schutz für unsere Soldaten. 
Warum stellt sich die SPD dem entgegen? Wollen Sie un-
sere Soldaten der Gefahr aussetzen?

(Beifall bei der AfD)

Die SPD sagt, sie will noch eine Debatte zur Praxis 
des Einsatzes von Drohnen. Im Ausschuss sagte sie je-
doch dazu, dass diese Debatte jetzt nicht geführt wird. 
Um das mal klarzustellen: Die SPD legt nicht fest, wann 
in Deutschland Debatten geführt werden, schon lange 
nicht mehr. Überschätzen Sie sich nicht!

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, befreundete Streitkräfte 
bringen Drohnen bereits seit 20  Jahren in den Einsatz. 
Das Waffensystem ist notwendig. Hören Sie auf Ihre 
militärische Führung, und vertrauen Sie ihr! Und an die 
CDU/CSU gerichtet: Bringen Sie Ihren Koalitionspart-
ner endlich auf Spur, und beschaffen Sie eine bewaffnete 
Drohne!

Danke schön.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Tobias 
Pflüger [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Claudia Roth: 

Vielen Dank. – Nächste Rednerin in der Debatte: Gabi 
Weber für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Rüdiger Lucassen 



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 39 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 14 . Juni 2018 3865

(A) (C)

(B) (D)

Gabi Weber (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegen und 

Kolleginnen! Die Fraktion Die Linke stellt den Antrag, 
keine bewaffnete Drohnen zu beschaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Insofern ist das, was auf der Medienwand steht, irrefüh-
rend. Zu dem, was vonseiten der AfD dazu gesagt worden 
ist, kann man stehen, wie man will; aber zu behaupten, 
es wäre notwendig, jetzt unmittelbar bewaffnete Droh-
nen zu beschaffen, weil unsere Soldaten und Soldatinnen 
ungeschützt sind, das ist einfach eine Lüge.

(Martin Hebner [AfD]: Das ist Blödsinn! Sie 
haben keine Ahnung!)

Wir haben bisher das, was möglich ist, für unsere Solda-
ten und Soldatinnen, die im Einsatz sind, getan. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der AfD: Falsch!)

Zu dem Antrag selbst muss ich allerdings sagen: Ich 
hege gewisse Sympathien für diesen Antrag;

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Aha!)

denn ein Einsatz von bewaffneten Drohnen würde ja be-
deuten, dass andere Maßnahmen – zivile und diplomati-
sche Maßnahmen – nicht gefruchtet haben oder dass mit 
anderen Mitteln  – Hubschraubern, Kampfflugzeugen  – 
ein entsprechender Schutz vor Angriffen nicht gewähr-
leistet werden kann. Das stimmt allerdings nicht. Das 
haben wir bisher für unsere Soldaten und Soldatinnen 
gewährleisten können.

Aber, meine Damen und Herren, die Frage nach ei-
ner Bewaffnung von unbemannten Luftfahrzeugen steht 
derzeit ja gar nicht an. Eine Ausbildung an einer Waffe 
wird nicht durchgeführt, und Munition für den Einsatz 
wird nicht beschafft. Insofern wollen Sie hier eine Spie-
gelfechterei veranstalten.

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Nein, Sie ver-
anstalten die!)

Wir haben gestern im Verteidigungsausschuss und im 
Haushaltsausschuss die Beschaffung bewaffnungsfähi-
ger, aber unbewaffneter Aufklärungsdrohnen beschlos-
sen,

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Nein!)

die auch nicht gekauft werden, meine Herren von der 
AfD, sondern geleast.

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: 900 Millionen 
Euro!)

Die Heron TP ist als Aufklärungsdrohne lediglich ein 
Ersatz für ein System, mit dem wir seit langer Zeit gute 
Erfahrungen gemacht haben, nämlich mit der Heron 1. 
Ob und wann die Heron TP zukünftig bewaffnet werden 
soll, entscheidet der Bundestag erst dann – ich bin ganz 
froh, dass wir diesen Koalitionsvertrag so gemacht ha-
ben  –, wenn eine angemessene rechtliche, völkerrecht-
liche und ethische Würdigung stattgefunden hat und die 

Ergebnisse hier im Parlament beraten wurden, und da 
gehört es auch hin.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Tobias 
Pflüger [DIE LINKE]: Und wann und wo?)

Nichts anderes hat der Haushaltsausschuss mit dem Maß-
gabebeschluss gestern so beschlossen.

Dass wir die Heron TP überhaupt beschaffen, liegt da-
ran, dass die bisher genutzte Heron 1 in die Jahre gekom-
men ist und die gewachsenen Ansprüche an Stabilität, 
Einsatzdauer und Tragfähigkeit nicht mehr erfüllen kann. 
Andere vergleichbare Drohnen dieser Leistungsklasse 
gibt es schlicht nicht ohne Bewaffnungsfähigkeit, und ob 
dann der Betrieb günstiger wäre, ist nicht nachgewiesen.

Sie von der Linken machen es sich ja generell leicht, 
was Einsätze der Bundeswehr angeht, und lehnen einfach 
alles in Bausch und Bogen ab – selbst die Vernichtung 
von syrischem Giftgas. Aber wenn wir unsere Soldatin-
nen und Soldaten schon in Einsätze schicken, dann wol-
len wir ihnen dazu auch das bestmögliche Material zur 
Verfügung stellen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Natürlich machen wir uns bei der SPD Gedanken da-
rüber, welche Konsequenzen es hätte, wenn ein solches 
unbemanntes System zusätzlich noch bewaffnet wäre. 
Bereits letztes Jahr stand die Entscheidung über die He-
ron TP an, aber im vertraglichen Umfang deutlich über 
der jetzigen Vorlage liegend. Damals ging es im Grunde 
genommen bereits darum, die Ausbildung durchzuführen 
und alle Voraussetzungen für die Bewaffnung zu schaf-
fen. Das haben wir damals nicht mitgetragen, 

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Nur aus Wahl-
kampftaktik!)

und wir sind froh, dass wir jetzt diese zeitliche Trennung 
zwischen der Beschaffung bzw. dem Leasen der bewaff-
nungsfähigen Drohnen und der Beantwortung der Fragen 
haben, die damals einfach offengeblieben sind. 

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Ach, so ein 
Käse! Das glaubt ihr doch selber nicht!)

Offengeblieben ist damals, wann diese Drohnen über-
haupt eingesetzt werden sollen und wofür und in welchen 
Szenarien die Verteidigungsministerin diese entspre-
chend einsetzen möchte.

(Florian Hahn [CDU/CSU]: So ein Unsinn!)

Diese offenen Fragen werden aber geklärt und beant-
wortet, bis die Bewaffnung tatsächlich zur Entscheidung 
ansteht; da bin ich mir sicher. Dann werden wir uns als 
SPD-Fraktion entsprechend positionieren.

Dass diese Frage so kritisch ist, hat einfach damit 
zu tun, dass in unserer Bevölkerung immer wieder die 
Erinnerung zurückkehrt, wie bewaffnete Drohnen auch 
vonseiten der USA eingesetzt werden. An vielen Stellen 
machen wir ein Fragezeichen dahinter, ob das, was da 
geschieht, völkerrechtlich einwandfrei ist. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Ein Fragezei-
chen genügt da nicht! Das ist völkerrechtswid-
rig!)
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Ich mache für mich dieses Fragezeichen dahinter ganz 
groß. 

Das ist eine der Fragen, die wir auch in der Anhörung 
vor einigen Jahren nicht wirklich geklärt haben, sondern 
genau diese Frage ist offengeblieben: Wie wird das be-
wertet? Ist möglicherweise der Punkt erreicht, an dem 
es um ein Angriffsziel geht, wenn jemand sozusagen am 
Boden den Befehl gibt, etwas abzuschießen? Um diese 
Frage dürfen wir uns auch hier nicht herummogeln.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Tobias 
Pflüger [DIE LINKE]: Aha! Na dann!)

Es ist uns wichtig, im Zusammenhang mit diesem An-
trag noch einmal auf die Frage zu gucken, wie sich die 
Autonomie dieser Waffen entwickeln wird. Die Autono-
mie von Waffensystem entwickelt sich generell und nicht 
nur bei der Drohne. Völkerrechtlich entscheidend ist bei 
einem Waffeneinsatz, wer Handelnder ist, wer also einen 
entsprechenden Befehl gegeben hat. 

Denkbar wäre, dass der Computer einer bewaffne-
ten Drohne mit zu bekämpfenden Zielen programmiert 
wäre und diese nicht nur beobachtet, sondern selbststän-
dig auswählt und bekämpft, ohne dass darüber noch ein 
Mensch die Kontrolle hat. Damit habe ich ein Problem. 
Diese Entwicklung halten wir von der SPD für grund-
falsch und lehnen wir ab. Es ist klar, dass eine menschli-
che Kontrolle über diese Systeme jederzeit gewährleistet 
sein muss. 

(Dr. Marcus Faber [FDP]: Ist ja auch so!)

Aus den genannten Gründen setzen sich unser Au-
ßenminister Heiko Maas und das Auswärtige Amt seit 
Jahren aktiv dafür ein, dass autonome Waffensysteme in 
internationale Abrüstungs- und Rüstungskontrollverträge 
einbezogen und völkerrechtlich verboten werden. Beson-
ders tun wir das in den Verhandlungen bei den Verein-
ten Nationen im Rahmen des Übereinkommens über das 
Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes bestimmter 
konventioneller Waffen. Dabei soll ein möglichst weit-
gehendes und so viele Staaten wie möglich einbinden-
des Abkommen zur Ächtung entsprechender Systeme 
erreicht werden.

Für uns hat die Passage im aktuellen Koalitionsvertrag 
zentrale Bedeutung, in der es heißt: 

Autonome Waffensysteme, die der Verfügung des 
Menschen entzogen sind, lehnen wir ab. Wir wollen 
sie weltweit ächten. 

Ich kann mir nicht vorstellen, dass irgendjemand in die-
sem Hause dazu eine andere Position hat. 

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Die AfD viel-
leicht schon!)

Selbst Angehörige der Bundeswehr äußern immer wie-
der, dass sie einen solchen Grad von Autonomie ableh-
nen, bei dem die menschliche Verfügungsgewalt nicht 
mehr gewährleistet ist.

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, die deutsche 
Position in den CCW-Verhandlungen könnte noch mehr 
Überzeugungskraft haben. Notwendig sind dazu eine 
Klärung der konzeptionellen Fragen des bewaffneten 

Einsatzes, die ich vorhin schon einmal angesprochen 
habe, und eine schriftliche Positionierung, welcher Grad 
von Autonomie in Waffensystemen für rechtlich ein-
wandfrei gehalten wird.

Wenn die heutige Debatte am späten Abend zumindest 
dazu einen konstruktiven Beitrag leistet, dann war Ihr 
Antrag hilfreich. Zustimmen können wir dennoch nicht.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Gabi Weber. – Nächster Redner in der 

Debatte: Dr. Marcus Faber für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Marcus Faber (FDP): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am liebsten 
hätte ich heute auch eine Drohne gehabt; eine Drohne, 
die über dem Luschniki-Stadion in Moskau kreist und 
mir die besten Bilder von der Eröffnungsfeier der WM 
macht. Diese hatte ich leider nicht. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt wird es humoris-
tisch! – Widerspruch bei der LINKEN)

– Humor ist nicht bei jedem zu Hause, ich weiß. 

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Eine zivile oder 
eine militärische?)

Diese menschliche Regung hat sich, glaube ich, im Sozi-
alismus leider nicht durchgesetzt. 

(Zurufe von der SPD und der LINKEN  – 
Florian Hahn [CDU/CSU]: Eine bewaffnete 
oder eine unbewaffnete?)

Dass jetzt zu Ihrer Humorlosigkeit allerdings auch noch 
Erinnerungslücken treten, ist wirklich bedenklich.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sie tun hier so, als wäre das, was wir hier anschafften, 
etwas Neues. Sie schwingen hier die große Moralkeule 
der Betroffenheit. 

(Zuruf von der LINKEN: Zu Recht!)

Lassen Sie sich eins gesagt sein: Wir reden hier über den 
Erwerb und das Leasing von unbemannten Luftfahrzeu-
gen, Drohnen; das wurde schon erwähnt. Es geht hier 
nicht um den Kauf vom Todesstern. Was ist an Drohnen 
neu? Die Bundeswehr nutzt bereits Drohnen, und zwar 
seit einigen Jahren. In diesen sitzt niemand. Das ist rich-
tig. 

Deswegen sagen Sie jetzt hier: Oho, das ist moralisch 
verwerflich, der Tod von oben. Was machen wir da? Wer 
kontrolliert das? – Ich will Ihnen einmal sagen: Ihre Ar-
gumentation hat mit der Realität in der Bundeswehr so 
rein gar nichts zu tun. 

Erster Punkt. Versetzen Sie sich doch mal in einen 
Soldaten, der in seiner Panzerhaubitze sitzt, auch ein 
Waffensystem, das wir schon länger nutzen. Er bekommt 

Gabi Weber
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Koordinaten übermittelt, drückt einen Knopf, und die 
Munition schlägt 30 Kilometer weiter ein. Dieser Soldat 
hat seinen Gegner nie gesehen. Erklären Sie mir da ein-
mal den Unterschied zu den Piloten in der Bodenstation.

Zweiter Punkt. Wir reden nicht von einem autonomen 
Waffensystem. Es gibt hier nach wie vor einen Piloten – 
im Endeffekt gibt es sogar drei Leute, die die Drohne 
bedienen –, der aber weiter entfernt sitzt. Er sitzt nicht 
in der Drohne – logischerweise –, sondern in der Boden-
station und ist deshalb besser geschützt. Das ist doch das, 
was wir wollen.

Dritter Punkt. Sie vermischen in Ihrem Antrag die 
ganze Zeit bewaffnungsfähige und bewaffnete Drohnen. 
Die Drohnen, die wir haben, und all die Systeme, über 
die wir diese Woche debattiert haben, sind nicht bewaff-
net. Wenn wir sie bewaffnen wollten, dann bräuchten wir 
ein neues parlamentarisches Verfahren, in dem Sie Ihre 
Argumente wieder vorbringen können. Mit Ihrem Antrag 
versuchen Sie, eine solche Debatte von vornherein aus-
zuschließen. Das finde ich unehrlich. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf von der LINKEN: Wir 
nicht!)

Wir müssen uns heute darüber im Klaren sein, dass 
Kriege sich verändert haben. Man marschiert nicht mehr 
in Reih und Glied auf ein Schlachtfeld und schaut am 
Ende, wer als Letztes noch steht; sondern wir haben 
neue Kriege, wir haben terroristische Attacken, wir ha-
ben Guerillaaktionen, und darauf müssen wir den Einsatz 
unserer Streitkräfte einstellen. Unsere Streitkräfte haben 
Verhaltensregeln. Sie haben auch einen Moralkodex, und 
das blenden Sie hier komplett aus.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben den Ansatz, unseren Truppen im Einsatz den 
bestmöglichen Schutz mitzugeben. 

Wir hatten heute hier drei Debatten zu Auslandseinsät-
zen. Jedes Mal diskutieren wir darüber, wie viele Trup-
pen wir entsenden, welches technische Material mitgege-
ben werden geben soll und wie der Auftrag ausgestaltet 
ist. Das ist der richtige Ansatz, und das tun wir – mit oder 
ohne Drohne – jedes Mal in diesem Parlament mit vol-
ler Verantwortung. Was die Soldaten schützt, müssen wir 
entsprechend tun. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Florian 
Hahn [CDU/CSU])

Frau Präsidentin, ich komme zum Ende.  – Wir als 
Freie Demokraten wollen die beste Ausstattung für unse-
re Truppe. Dazu gehört auch die Drohne.

Sie als Linkspartei wollen unsere Bundeswehr läh-
men. Da machen wir nicht mit. Deswegen lehnen wir 
Ihren Antrag ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Dr.  Faber.  – Nächster Redner: Tobias 

Pflüger für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Tobias Pflüger (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben als Linke den Antrag gestellt, keine bewaff-
neten Drohnen zu beschaffen. Konkret bezieht sich das 
auf die gestrige mehrheitliche Entscheidung im Vertei-
digungsausschuss und im Haushaltsausschuss, bewaff-
nungsfähige Drohnen vom Typ Heron TP zu leasen. Wir 
können inzwischen lesen, dass 50 Millionen Euro für die 
technische Bewaffnungsfähigkeit der Heron TP ausgege-
ben werden. Das ist ein Schritt hin zur Bewaffnung.

(Beifall bei der LINKEN – Henning Otte 
[CDU/CSU]: Gut angelegtes Geld!)

Diese bewaffnungsfähige Drohne ist schussfähig, sie 
ist schussbereit, und das Einzige, was fehlt, sind die Mu-
nition und die konkrete Ausbildung der deutschen Solda-
ten an diesen Kampfdrohnen.

(Johannes Kahrs [SPD]: Wer keine Ahnung 
hat, sollte schweigen!)

Es geht um Kampfdrohnen. 

(Henning Otte [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
gar nicht!)

Deshalb ist unser Antrag richtig. Und deshalb haben wir 
ihn gestellt und sagen: Wir wollen keine Beschaffung 
von Kampfdrohnen für die Bundeswehr.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Marcus Faber 
[FDP]: Wollen Sie auch keine Kampfpanzer 
und keine Kampfjets?)

Deshalb, werte Koalition aus CDU/CSU und SPD – 
solange es sie noch gibt –: Täuschen Sie nicht die Öf-
fentlichkeit! 

(Beifall bei der LINKEN)

Es geht um Kampfdrohnen, und es fehlt einfach nur die 
Munition. 

Und es geht um einen Dreischritt. Gestern wurde die 
Beschaffung der bewaffnungsfähigen Drohnen beschlos-
sen. Der zweite Schritt soll dann die Bewaffnung sein. 
Und als dritter Schritt ist die Anschaffung einer eigenen 
Kampfdrohne, nämlich der Eurodrohne, ab 2027 geplant. 

Wir halten alle drei Schritte für falsch.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Marcus Faber 
[FDP]: Halten Sie denn Streitkräfte für rich-
tig?)

Wir wollen keine Kampfdrohnen für die Bundeswehr. Im 
Übrigen ist das heute die letzte Gelegenheit, sie zu ver-
hindern, indem unserem Antrag zugestimmt wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Die SPD bzw. Herr Oppermann als damaliger Frakti-
onsvorsitzender hat immer wieder davon gesprochen, es 
sei notwendig, eine breitangelegte gesellschaftliche De-

Dr. Marcus Faber 
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batte zu führen. Ja, liebe SPD, wo ist denn diese Debatte 
gewesen? 

(Beifall bei der LINKEN)

Gestern gab es die Entscheidung im Verteidigungsaus-
schuss und im Haushaltsausschuss. Wo ist denn diese 
Debatte gewesen? Sie haben dieser Vorlage zugestimmt, 
und es gab diese Debatte nicht. Das ist ziemlich blöd, um 
das mal sehr deutlich zu sagen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. 
Helge Lindh [SPD])

Wir wissen, wie sich die Kriegsführung durch Droh-
nenkriegsführung verändert.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Woher denn?)

– „Woher denn?“ Sie werden auch die Berichte über die 
Drohnenkriegsführung der USA gesehen haben, zum 
Beispiel in Afghanistan, zum Beispiel im Jemen, zum 
Beispiel in Somalia. Das ist eine Drohnenkriegsführung, 
die erstens völkerrechtswidrig ist und zweitens ständig 
Menschen gezielt tötet und dabei eine Reihe von Kolla-
teralschäden verursacht, nämlich Zivilistinnen und Zivi-
listen umbringt. Diese Drohnenkriegsführung wollen wir 
niemals haben; wir wollen nicht, dass die Bundeswehr 
sie durchführt.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Marcus Faber 
[FDP]: Das will ja doch auch keiner! – Florian 
Hahn [CDU/CSU]: Da haben Sie recht! Das 
wollen wir auch nicht!)

Wer bewaffnete Drohnen anschafft, der geht genau 
diesen Weg dahin.

(Dennis Rohde [SPD]: Sie sind nicht bewaff-
net!)

Das wollen wir und sehr viele in der Bevölkerung nicht. 
Wir wollen keine bewaffnungsfähigen Drohnen. 

Ich sage Ihnen noch einmal klipp und klar: Die SPD 
hat am Ende der letzten Legislaturperiode mit der glei-
chen Argumentation gesagt: Nein, wir wollen das jetzt 
noch nicht. – Nun haben Sie einen neuen Koalitionsver-
trag, und jetzt plötzlich geht es. 

(Dr. Fritz Felgentreu [SPD]: Genau!)

–  Vielen Dank, Herr Felgentreu, dass Sie das bestäti-
gen. – Wir halten es trotzdem nach wie vor für falsch, 
weil das klipp und klar der erste Schritt hin zu einer 
Kampfdrohne ist. Kampfdrohnen werden die Kriegsfüh-
rung grundlegend verändern. Das ist – da hat die Kolle-
gin Weber im Übrigen recht – mit einer Reihe ethischer 
Fragen verbunden. Genau das ist der Grund, warum wir 
sagen: Wir wollen nicht die Anschaffung bewaffnungsfä-
higer Drohnen, dieser Kampfdrohnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Stimmen Sie unserem Antrag zu. Es ist die letzte Ge-
legenheit, um eine solche Anschaffung zu verhindern.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth: 
Vielen Dank, Herr Kollege.  – Es gibt gleich einen 

Wechsel im Präsidium. 

Jetzt kommt erst einmal die nächste Rednerin dran, 
und die nächste Rednerin für Bündnis 90/Die Grünen ist 
Katja Keul.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Fraktion teilt die Auffassung, dass wir 
auf die Anschaffung bewaffnungsfähiger Drohnen ver-
zichten sollten, und wir werden dem Antrag der Linken 
daher zustimmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Nutzen und Risiken stehen bei diesem Waffensystem 
außer Verhältnis. Ich kenne bislang keinen Fall, wo ein 
Soldat konkret nicht zu Schaden gekommen wäre, wenn 
wir eine solche Bewaffnung gehabt hätten. Dabei soll 
das angeblich der Grund für die Anschaffung sein. In 
der Realität werden bewaffnete Drohnen weltweit ganz 
überwiegend illegal eingesetzt, außerhalb von bewaffne-
ten Konflikten, zur Hinrichtung von Verdächtigen ohne 
Gerichtsverfahren. Sie werden mehr von Geheimdiens-
ten eingesetzt als von regulären Streitkräften. Sie wollen 
das alles natürlich nicht; ich weiß.

(Dr. Marcus Faber [FDP]: Genau!)

Die Realität zeigt uns aber ein Weiteres: Verfügbarkeit 
bestimmter Mittel führt in Versuchung.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Als Israel 2000 erstmals bewaffnete Drohnen einsetzte, 
hat die US-Administration dies kritisiert und als völ-
kerrechtswidrig eingestuft. Als die USA dann selbst 
über diese Fähigkeit verfügten, änderte man eben seine 
Rechtsauffassung.

(Dr. Marcus Faber [FDP]: Wir haben eine 
Parlamentsarmee!)

In ihrem sogenannten Krieg gegen den Terror verstoßen 
die USA seitdem mit gezielten Tötungen in Pakistan, Je-
men und Somalia gegen das Völkerrecht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN!)

Inzwischen verfügt auch der Iran über diese Waffen. 
Auch China beliefert Staaten wie Nigeria, Pakistan und 
Irak mit bewaffneten Drohnen. Diesem Rüstungswettlauf 
muss Einhalt geboten werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Kampfdrohnen treiben eine Entgrenzung der Kriegs-
führung voran. Sie senken die Hemmschwelle zum Ein-
satz militärischer Gewalt und verändern die Kriegsfüh-
rung grundlegend. Hinzu kommt die hohe Zahl an zivilen 
Opfern, die uns zeigen, dass es keinen technisch sauberen 
Krieg gibt. Wir Grüne fordern daher internationale Rege-

Tobias Pflüger 
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lungen zur Begrenzung von bewaffneten, unbemannten 
Systemen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Die SPD, die noch vor der Bundestagswahl die An-
schaffung gestoppt hatte, behauptet jetzt gegenüber ihren 
Fraktionären, es gebe keine moderne Aufklärungsdrohne, 
die nicht bewaffnungsfähig sei. Das ist schlicht falsch. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Gerade die Heron TP wird in Israel auch als nicht bewaff-
nungsfähiges System betrieben. Man erkennt das darüber 
hinaus schon daran, dass in der Vorlage extra 50 Milli-
onen Euro für die Herstellung der technischen Bewaff-
nungsfähigkeit enthalten sind. Wenn die SPD jetzt meint, 
das sei in Ordnung, wenn die Drohne nur bewaffnungs-
fähig und nicht bewaffnungsfertig sei, so ist das wenig 
überzeugend, weil dazu nur noch die Beschaffung der 
Munition gehört.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Da wäre es ehrlicher, zugleich zuzugeben, dass man die 
Position bei den Koalitionsverhandlungen für etwas an-
deres eingetauscht hat. 

Auch die Union erklärt in der Beschlussempfehlung 
des Verteidigungsausschusses, dass der Antrag der Lin-
ken ins Leere laufe, da man ohnehin nur eine Aufklä-
rungsdrohne anschaffe, die irgendwann einmal bewaff-
net werden könne. Bis dahin verbleibe ausreichend Zeit 
für eine fundierte, ausführliche gesellschaftliche Debatte 
über diese Thematik. Aber das ist wirklich Augenwische-
rei; denn die ausführliche Debatte läuft schon, solange 
ich zurückdenken kann. Da kann ich auch dem Darstel-
lungs- und Feststellungsteil des Antrags der Linken nicht 
ganz folgen. Das Technikfolgengutachten wurde bereits 
2007 vom Verteidigungsausschuss in Auftrag gegeben. 
Von 2009 bis 2013 lief eine breite Debatte, in die sich 
die Kirchen stark eingebracht hatten. 2014 gab es eine 
Anhörung dazu im Verteidigungsausschuss. Die Debatte 
läuft und läuft immer weiter. Sie hat aber bisher nicht das 
von Ihnen gewünschte Ergebnis gebracht. Die Menschen 
wollen dieses Waffensystem nicht,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

weder die christlichen noch die sozialdemokratischen 
Wählerinnen und Wähler. Sie schaden sich also dabei 
nur selbst.

Am Ende ist es wieder ein Riesengeschäft für EADS, 
deren Tochter sich in diesem Fall ADAS nennt. Der Her-
steller hat sich exklusiv an ADAS gebunden; daher kom-
me bei einer Entscheidung für das System ausschließlich 
ADAS als Auftragnehmer infrage. Der vom Ministerium 
durchgeführte Wahrscheinlichkeitsvergleich hat erge-
ben, dass das Leasen über den betrachteten Zeitraum von 
neun Jahren wirtschaftlicher sei als die Kauflösung. Ja 
wer soll das denn eigentlich noch glauben?

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Zumal ich eines garantiere – letzter Satz –: Eine Eu-

rodrohne wird die Industrie auch bis 2027 nicht fertig-
haben.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Frau Kollegin Keul. – Als nächste 

Rednerin für die CDU/CSU-Fraktion die Kollegin Anita 
Schäfer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Anita Schäfer (Saalstadt) (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Ich höre von verschiedenen Seiten immer wieder – 
das ist ja auch einer der Kernpunkte, den die Fraktion Die 
Linke in ihrem Antrag anspricht –, dass es keine ausführ-
liche gesellschaftliche Debatte über die Konsequenzen 
der Beschaffung von bewaffneten und bewaffnungsfähi-
gen Drohnen gegeben habe. Gelinde gesagt, verwundert 
mich das schon.

2013 veranstaltet die Heinrich-Böll-Stiftung eine Kon-
ferenz zu Hightechkriegen und Drohnen. Am 13.  Juni 
2013 debattiert der Deutsche Bundestag die Haltung der 
Bundesregierung zum Erwerb und Einsatz von Kampf-
drohnen. Im Folgejahr findet im Verteidigungsausschuss 
eine öffentliche Anhörung zu verschiedenen Fragen be-
züglich unbemannter Luftfahrzeuge statt. Im Winterse-
mester 2014/15 bietet die Humboldt-Universität zu Ber-
lin ein Seminar zu Drohnenkriegen an – ein Thema, zu 
dem nicht nur Professor Herfried Münkler, sondern auch 
zahlreiche andere deutsche Wissenschaftler forschen und 
regelmäßig publizieren. Mit anderen Worten: Seit Jahren 
wird in unserem Land von der Küste bis in die Alpen 
ausgiebig über Drohnen diskutiert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Also, hören Sie endlich auf, zu behaupten, es gebe keine 
ausführliche gesellschaftliche Debatte dazu; denn das ist 
nicht wahr.

(Zuruf des Abg. Tobias Pflüger [DIE 
LINKE])

– Das haben nicht wir geschrieben; das kam von der SPD 
im Verteidigungsausschuss.

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Oh! Entschul-
digung!)

Auch die völkerrechtlichen und ethischen Bedenken 
bezüglich des Einsatzes von Drohnen bewerte ich vor 
dem Hintergrund des Sachstandes, über den wir hier 
reden, anders. Wir sprechen heute über das Leasingver-
fahren für die Heron TP und die zu projektierende Euro-
drohne. Für beide hat die Bundesregierung sehr deutlich 

Katja Keul
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gemacht, dass sie vorrangig zu Aufklärungszwecken be-
schafft werden sollen. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Gucken Sie 
sich das noch mal an!)

Die Bewaffnung der Heron  TP ist daher ausdrücklich 
nicht in der im Haushaltsausschuss eingereichten Vorlage 
vorgesehen. Es geht weder um autonome Killerroboter 
noch um außergerichtliche Tötungen.

Die Bundesregierung setzt sich in Bezug auf be-
waffnete Kampfdrohnen für Verantwortlichkeit und die 
Schaffung internationaler Standards ein. Im Übrigen hat 
der Europarat im Dezember  2015 festgestellt, dass aus 
seiner Sicht bewaffnete Drohnen als solche keine illega-
len Waffen darstellen und dass der Einsatz von Kampf-
drohnen dem geltenden Völkerrecht und internationalen 
Menschenrechtsbestimmungen nicht grundsätzlich ent-
gegensteht.

Unabhängig davon sei noch einmal klar und deutlich 
gesagt, dass es sich bei German Heron TP und Eurodroh-
ne um Aufklärungs- und eben nicht um Kampfdrohnen 
handelt. 

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Mal die Unter-
lagen lesen!)

Aufklärungsdrohnen haben sich in den bisherigen Aus-
landseinsätzen bewährt und dienen dem Schutz von Leib 
und Leben unserer Soldaten. Daher ist es von sicherheits-
politischer Bedeutung, nach dem Ende des Leasingver-
trages für die Heron 1 einen Leasingvertrag über deren 
Nachfolgemodell, die Heron  TP, abzuschließen. In der 
Zwischenzeit werden Frankreich, Spanien, Italien und 
Deutschland bis voraussichtlich 2025 eine eigene euro-
päische Aufklärungsdrohne entwickeln und diese Fähig-
keitslücke schließen. Wenn das nicht geschieht, drohen 
wir technologisch uneinholbar hinter die USA, China 
und Israel zurückzufallen

(Beifall des Abg. Henning Otte [CDU/CSU])

und damit unsere Sicherheit noch abhängiger von nicht-
europäischen Mächten zu machen. Das kann keiner von 
uns wollen.

Sehr geehrte Damen und Herren, die deutsche Droh-
nendebatte wird heute nicht enden. Ich würde mich aber 
freuen, wenn wir zumindest hier im Parlament die Dis-
kussion sachlich und faktenbasiert führen.

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Aber dann 
lesen Sie doch mal die Unterlagen!)

– Im Gegensatz zu Ihnen habe ich sie vielleicht gelesen. 
Und hätten Sie sie gelesen, dann hätten Sie auch festge-
stellt, dass das nicht stimmt, was hier steht.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Anita Schäfer (Saalstadt) (CDU/CSU): 
Ja. Herr Präsident, ich war beim Schluss. Ich möchte 

nur den Satz zu Ende führen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin, ich komme gleich zu den Spielregeln, 

nach denen wir hier in den nächsten zwei Stunden ver-
fahren werden. Aber kommen Sie bitte zu Ihrem letzten 
Satz, und dann rufe ich den letzten Redner auf. 

Anita Schäfer (Saalstadt) (CDU/CSU): 
Ich wiederhole: 

(Heiterkeit)

Ich würde mich aber freuen, wenn zumindest wir hier 
im Parlament die Diskussion sachlich und faktenbasiert 
führen und dies auch so in die Gesellschaft hinaustragen 
würden.

Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich dem letz-

ten Redner, dem Kollegen Florian Hahn, das Wort erteile, 
zu den Spielregeln für die nächsten zwei Stunden: Ich 
werde keine Kurzinterventionen zulassen, und ich werde 
darauf achten, dass die Redezeiten eingehalten werden. 
§ 35 Absatz 3 unserer Geschäftsordnung weist ausdrück-
lich darauf hin: Überschreitet ein Redner die Redezeit, 
dann ist ihm nach der ersten Mahnung des Präsidenten 
das Wort zu entziehen. – Ich werde die erste Mahnung 
immer aussprechen – „Sie haben einen letzten Satz“ –, 
und wenn der Satz dann zu einem zweiten Satz wird, 
werde ich das Mikrofon abschalten, damit wir zum Ende 
kommen. Wir haben eine Fürsorgepflicht auch gegenüber 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwaltung 
und der gastronomischen Betriebe.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, der AfD und der FDP)

Es wäre schön, wenn diejenigen, die Fragebedarf ha-
ben, sich mit Zwischenfragen zu vorgerückter Stunde ge-
gebenenfalls etwas zurückhalten könnten. Aber das wer-
den wir im Zweifel entscheiden, wenn es zu viel wird.

Herr Kollege Hahn, Sie haben das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Gabriele Hil-
ler-Ohm [SPD]: Kommen Sie schnell zum 
Schluss!)

Florian Hahn (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen!

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt der letzte Satz! – Heiterkeit)

– Der Präsident hat selbst auch ein bisschen länger ge-
sprochen. Aber lassen wir das. – Die Bundeswehr braucht 
und gebraucht Drohnen im Einsatz. Drohnen verbessern 
die Aufklärungsfähigkeiten unserer Einsatzkräfte drama-
tisch. Damit können diese ihre Aufträge besser erfüllen 
und sind entsprechend im Einsatz auch besser geschützt.

Anita Schäfer (Saalstadt)
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Wir nutzen im Moment Heron 1, das, was die Fähig-
keiten angeht, an Grenzen kommt und auch nicht mehr 
produziert wird, was uns dauerhaft in Probleme bringt, 
was Ersatzteile angeht. Deswegen haben wir uns in die-
ser Woche für Heron TP als Zwischenlösung entschie-
den, bis Europa und wir über eigene Fähigkeiten im 
Bereich der MALE-Drohne verfügen, damit wir die ent-
sprechenden Fähigkeiten aufrechterhalten können. Das 
war eine richtige Entscheidung. Nach den Reden, die ich 
heute von AfD und FDP gehört habe – an dieser Stelle 
sei übrigens mein Freund Jimmy Schulz, der gerade im 
Krankenhaus liegt und zuschaut, gegrüßt –, hat es mich 
ein bisschen gewundert, dass Sie im Ausschuss nicht für 
die Beschaffung der Drohnen gestimmt haben.

Aber widmen wir uns kurz dem Antrag der Linken. 
Ich kann nur sagen: Der Antrag der Linken ist nicht 
in Unkenntnis geschrieben, sondern eher in einer Art 
Scheinheiligkeit; denn seitdem ich im Deutschen Bun-
destag bin, seit jetzt über acht Jahren, haben die Linken 
noch nie einem Beschaffungsvorhaben für die Bundes-
wehr zugestimmt.

(Zuruf von der LINKEN: Genau!)

Ihre Argumente sind nicht glaubwürdig, weil es Ihnen 
gar nicht darum geht, über ein bestimmtes Beschaffungs-
vorhaben zu diskutieren, Pro und Kontra abzuwägen, 
sondern Ihnen geht es schlicht darum, die Bundeswehr, 
weil Sie die Armee ablehnen, weil Sie die Bundeswehr 
ablehnen, nicht mehr auszustatten. Sie sollten einfach 
mal so ehrlich sein und das in diesem Hohen Hause auch 
klar zugeben.

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Nein, wir wol-
len Landesverteidigung! – Weiterer Zuruf von 
der LINKEN: Das ist auch kein neues Argu-
ment!)

Besonders übel finde ich, in welchem Licht Sie bei 
Ihren Äußerungen über solche Dinge die Bundeswehr er-
scheinen lassen. Ich habe mir mal eine Presseerklärung 
von der Kollegin Buchholz vom 31. März 2015 heraus-
gesucht. Darin schreibt sie:

DIE LINKE lehnt Killerdrohnen ab. … Militärsatel-
liten und Kampfdrohnen sollen die Bundeswehr in 
die Lage versetzen, in Zukunft von Deutschland aus 
per Knopfdruck Menschen in Ländern wie Afgha-
nistan zu töten.

(Tobias Pflüger [DIE LINKE]: Am Ende ist 
es so, ja!)

Nächste Presseerklärung vom Juni 2017:

DIE LINKE lehnt grundsätzlich den Einstieg in eine 
Technologie ab, die vornehmlich dazu dient, per 
Fernbedienung Menschen in fernen Ländern ohne 
Anklage hinzurichten.

(Beifall bei der LINKEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, Die Linke suggeriert 
damit, dass unsere Soldatinnen und Soldaten im Einsatz 
vorwiegend morden und hinrichten sollen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Das 
Wort „vorwiegend“ kam nicht vor!)

Ich finde das wirklich skandalös. Sie sollten sich schä-
men; das ist unanständig. Sie sollten sich an dieser Stelle 
mal bei unseren Soldatinnen und Soldaten entschuldigen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
LINKEN)

Kolleginnen und Kollegen, wir sollten insgesamt auf-
passen, wenn wir in Zukunft über eine mögliche Bewaff-
nung von Drohnen diskutieren. Es ist nicht die Waffe, die 
das Völkerrecht bricht, sondern es ist der Mensch, der sie 
bedient, bzw. die Instanz, die sie befiehlt.

(Zuruf von der LINKEN: Aber ohne die geht 
es auch nicht!)

Mit Blick auf die Bundeswehr, mit Blick auf unser de-
mokratisches System, mit Blick auch auf den Parla-
mentsvorbehalt habe ich das feste Vertrauen und keinen 
Zweifel, dass die Bundeswehr sich auch in Zukunft an 
geltendes Recht und an das Völkerrecht halten wird. 
Deswegen befürworte ich, in Zukunft auch bewaffnete 
Drohnen einzusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege. Vorbildlich! – Damit 

schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Verteidi-
gungsausschusses zu dem Antrag der Fraktion Die Lin-
ke mit dem Titel „Keine Beschaffung von bewaffneten 
Drohnen – Rüstungsbegrenzung stärken“. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Druck-
sache  19/2582, den Antrag der Fraktion Die Linke auf 
Drucksache  19/1831 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Gegenprobe! – Enthaltungen? –

(Heike Hänsel [DIE LINKE]: Auszählen! – 
Heiterkeit bei der LINKEN)

– Ich glaube, die Mehrheitsverhältnisse waren ziemlich 
eindeutig.  – Damit ist gegen die Stimmen von Linke 
und Bündnis 90/Die Grünen mit den Stimmen von SPD, 
CDU/CSU, FDP und AfD die Beschlussempfehlung an-
genommen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 6 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr.  Anton Friesen, Waldemar Herdt, Stephan 
Protschka, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD

Für eine Angleichung der Renten von Vertrie-
benen, Aussiedlern und Spätaussiedlern

Drucksache 19/2730 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f)	  
Ausschuss für Inneres und Heimat	 
Finanzausschuss 
Haushaltsausschuss

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Florian Hahn
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Ich rufe als ersten Redner den Kollegen Dr.  Anton 
Friesen, AfD-Fraktion, auf.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Anton Friesen (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren Abgeordnete! Geehrte Zuhörer! Passend zur 
WM haben wir einen echten Volltreffer für Aussiedler im 
Programm. Wir wollen die systematische Benachteili-
gung und Schlechterstellung der Aussiedler im deutschen 
Rentensystem beseitigen. Wir wollen gegen Altersarmut 
und für Gerechtigkeit kämpfen. Und wir wollen endlich 
Ernst machen mit dem, was die CDU/CSU zwar lange 
angekündigt, aber nie umgesetzt hat: die Nachteile deut-
scher Spätaussiedler in der Rentenversicherung, die sich 
durch Änderungen des Rentenrechts ergeben haben, be-
seitigen. – Jetzt könnten Sie mal klatschen, liebe Kolle-
gen von der Unionsfraktion; denn das war ein Zitat aus 
Ihrem Regierungsprogramm 2017 – 2021.

(Beifall bei der AfD – Kai Whittaker [CDU/
CSU]: Sie könnten das ganze Regierungspro-
gramm vorlesen, und wir würden nicht klat-
schen!)

– Wir haben das bessere Programm; da können Sie sicher 
sein.

Aussiedler sind genauso wie Vertriebene ein Bestand-
teil des deutschen Volkes. Sie sind bestens integriert, sie 
sind patriotisch, sie sind leistungsbereit, und sie sind auch 
stolz darauf, Teil dieses wunderbaren Landes und Volkes 
zu sein. Nur 4 Prozent der Aussiedler sind arbeitslos. Da-
mit ist der Arbeitslosenanteil bei ihnen genauso niedrig 
wie in der Gesamtbevölkerung. Dafür sind die Aussiedler 
deutlich jünger. Fast 78 Prozent sind jünger als 45 Jah-
re. Aussiedler zahlen somit viel mehr in die Rentenkasse 
sein, als sie rausbekommen.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Und später be-
kommen sie es wieder zurück!)

Im Jahr 2016 betrug der geschätzte Überschuss in Ih-
rer Rentenbilanz 942 Millionen Euro. Woran liegt das? 
Es liegt daran, dass Sie, die CDU/CSU und die FDP, 
1996 das Rentenniveau der Aussiedler per Gesetz auf 
60 Prozent abgesenkt haben. Im Klartext: Armut per Ge-
setz für Aussiedler ist das Werk der CDU/CSU, die sich 
bis heute als Vertreterin der Aussiedlerinteressen dar-
stellt. Aber jetzt gibt es dank der AfD die Chance, diese 
Ungerechtigkeit zu beseitigen.

(Beifall bei der AfD)

Ich will Ihnen mal ein paar Zahlen nennen, was die 
Rentenauszahlungsbeträge bei Aussiedlern angeht. Die-
se belaufen sich zurzeit auf nicht einmal 670 Euro. Zum 
Vergleich: In den neuen Bundesländern liegt die durch-
schnittlich ausgezahlte Rente bei 1 076 Euro für Männer 
und 838 Euro für Frauen.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: 
Eingezahlte Beiträge!)

Wir sagen: Der junge Aussiedler zahlt immer noch viel 
mehr ein, als der alte rausbekommt. Wo bleibt denn da 
die Generationengerechtigkeit?

Kommen Sie jetzt nicht mit den üblichen Einwänden. 
Sagen Sie jetzt nicht, es wäre nicht finanzierbar. Fakt ist: 
Die Aussiedler erwirtschaften einen riesigen Überschuss 
für die deutsche Rentenkasse. Hingegen müssen unquali-
fizierte Zuwanderer nach Professor Raffelhüschen bis zu 
ihrem 80. Lebensjahr arbeiten, um überhaupt eine Rente 
oberhalb des Sozialhilfeniveaus zu bekommen.

(Kerstin Tack [SPD]: Hört! Hört! – Peter Weiß 
[Emmendingen] [CDU/CSU]: Aber keine 
Rente!)

Doch während wir unqualifizierte Zuwanderer dank Ih-
rer Politik millionenfach geschenkt bekommen, warten 
ebenso millionenfach Aussiedler auf verdiente und nicht 
geschenkte Gleichstellung. Setzen Sie sich also mit uns 
für Gerechtigkeit ein!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank. – Als nächster Redner der Kollege 

Peter Weiß für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Für die vielen Menschen, die vor Generationen in die 
Länder Russlands und später der ehemaligen Sowjetuni-
on ausgewandert sind, die sich über Jahrzehnte und Jahr-
hunderte zur deutschen Sprache, zur deutschen Kultur 
und auch zu ihrer Religion bekannt haben und die dann 
von Stalin für die Verbrechen der Hitler-Diktatur in Gei-
selhaft genommen wurden, verschleppt wurden, in die 
sogenannte Arbeitsarmee gezwungen wurden, haben wir 
zu Recht die Möglichkeit geschaffen, als stolze Staats-
bürgerinnen und Staatsbürger zu uns zu kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Martin Rosemann [SPD])

Wir haben außerdem mit dem sogenannten Fremdrenten-
recht die Möglichkeit geschaffen, dass diese Menschen, 
die ja nie in das deutsche Rentensystem haben einzahlen 
können, trotzdem, gemessen an ihrer Arbeitsleistung, ih-
rer Lebensleistung, von der Deutschen Rentenversiche-
rung eine Rente erhalten. Das ist etwas ganz Besonderes, 
was es sonst nirgendwo im Rentenrecht gibt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

In dem Antrag der AfD ist eigentlich alles falsch, vor 
allem die Grundbehauptung, man müsse diese sogenann-
ten Spätaussiedler den Deutschen, die schon immer hier 
gelebt haben, die hier geboren wurden, gleichstellen. 
Wenn man beide Gruppen gleichstellen würde, hieße 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki
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das: Wer nicht eingezahlt hat, bekommt auch keine Ren-
te. – Dann hätten die Spätaussiedler überhaupt gar keine 
Rente. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der FDP)

Das Fremdrentenrecht ist also eine Privilegierung der 
Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler, indem wir ge-
sagt haben: Dem Lebensschicksal dieser Menschen 
wollen wir dadurch gerecht werden, dass wir ihnen eine 
Rente geben, obwohl sie gar keine Beiträge einzahlen 
konnten. Ich finde, das ist eine großartige soziale Leis-
tung unseres Staates.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nun hat vor allen Dingen nach der Wiedervereinigung 
bei uns in Deutschland nicht nur an den Stammtischen, 
sondern auch in den Parlamenten, in vielen Veranstaltun-
gen eine durchaus heftige Diskussion darüber begonnen: 
Besteht nicht zwischen dieser Rente, die fiktiv berechnet 
ist, und zum Beispiel der Rente eines Mitbürgers der neu-
en Bundesländer, der in das Rentensystem eingezahlt hat, 
ein Ungleichgewicht? Es gab die Forderung, das Fremd-
rentenrecht gänzlich abzuschaffen. Wenn man damals 
eine Umfrage in Deutschland gemacht hätte, hätte es 
vermutlich eine große Mehrheit für die Abschaffung des 
Fremdrentenrechts gegeben. Das war letztlich Anlass für 
den Deutschen Bundestag, zu beschließen: Wir wollen 
diese Fremdrenten, die ja nicht auf Beiträgen basieren, 
sondern die wir zusätzlich geben, der Höhe nach deckeln. 

Ich muss sagen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren: Das war richtig; wir als Union bekennen uns dazu. 
Wir haben das Fremdrentenrecht nicht abgeschafft. Wir 
haben es so modifiziert, dass für die Bürgerinnen und 
Bürger in Deutschland klar wurde, dass wir ein gerechtes 
Maß finden wollen, damit nicht der eine gegen den ande-
ren ausgespielt wird und sich der eine gegenüber dem an-
deren nicht benachteiligt oder bevorzugt fühlt. Das war 
der Grund für die Reform des Fremdrentenrechts. Dieser 
Grund ist bis zum heutigen Tage richtig und hat letztlich 
dazu geführt, dass das Fremdrentenrecht weiterhin Ak-
zeptanz bei uns in Deutschland findet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Martin Rosemann [SPD])

Was wir allerdings nicht gewollt haben, ist, dass da-
durch die Mitbürgerinnen und Mitbürger, die als Spätaus-
siedlerinnen und Spätaussiedler zu uns gekommen sind, 
in die Situation geraten, dass die Fremdrente oder ihre 
Rente insgesamt gar nicht zum Leben ausreicht.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Jetzt 
kommt’s!)

Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag miteinander 
vereinbart, dass wir uns genau diese Situation anschau-
en und dafür eine sachgerechte Lösung anbieten wollen, 
sprich: nicht hohe Renten, die nicht gerechtfertigt sind 
im Vergleich zu dem, was andere, die eingezahlt haben, 
an Rente bekommen, aber eine Armutssicherung nach 
unten. Das ist unser Ziel, das wir umsetzen wollen. Wir 

bekennen uns zur Leistung der Spätaussiedlerinnen und 
Spätaussiedler. Wir sind weiterhin der Auffassung, dass 
sie eine Fremdrente erhalten sollten, obwohl sie keine 
Beiträge zahlen konnten und gezahlt haben. Wir halten 
es für richtig, dass die Rente nach oben gedeckelt wird –,

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss.

Peter Weiß (Emmendingen) (CDU/CSU): 
–  aber wir wollen dafür sorgen, dass niemand Not 

leiden muss, sondern dass es eine gerechte Absicherung 
gibt, die das Leben von dieser Rente auch in Zukunft er-
möglicht. Das ist unser Ziel.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank. – Als Nächstes für die Freien Demokra-

ten der Kollege Johannes Vogel.

(Beifall bei der FDP)

Johannes Vogel (Olpe) (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

kann mich im Ergebnis dem Kollegen Weiß anschließen: 
Ihr Antrag, liebe Kollegen von der AfD, ist nicht über-
zeugend. 

Erstens. Sie scheinen ein Grundprinzip der gesetzli-
chen Rentenversicherung in Deutschland nicht verstan-
den zu haben, nämlich dass die Rente darauf beruht, was 
jemand individuell geleistet hat, und nicht darauf, ob er 
zu einer vermeintlichen oder tatsächlichen Gruppe ge-
hört. Das scheinen Sie nicht verstanden zu haben.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Ab-
geordneten der SPD)

Zweitens – es geht fachlich weiter –: Wie kommen Sie 
eigentlich darauf, irgendwelche Rentenwerte in Ihrem 
Antrag –

(Dr. Anton Friesen [AfD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage)

– ich lasse keine Zwischenfragen zu – auf der Grundlage 
von Statistiken zur Erwerbstätigkeit zu berechnen? In der 
gesetzlichen Rente ist nicht Erwerbstätigkeit entschei-
dend, sondern sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung. Das zweite Grundmissverständnis der Systematik 
unserer Rentenpolitik!

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der SPD und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Drittens. Ihr Vorschlag – das kann man im Antrag klar 
nachlesen  –, die Renten der Aussiedler anhand durch-
schnittlicher Beitragszahlung zu berechnen, zeigt wie-
derum ein klares Unverständnis der Rechengrundlagen, 
weil es den Einzelfall völlig außer Acht lässt. 

Peter Weiß (Emmendingen)
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Das sind drei grobe fachliche Schnitzer in Ihrem An-
trag. Wir können in der Sache streiten; aber legen Sie 
bitte wenigstens substanzielle Anträge vor, wenn Sie da-
rüber streiten wollen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der Abg. Dr.  Martin 
Rosemann [SPD] und Markus Kurth [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Besonders bemerkenswert fand ich einen Satz in der 
Begründung in diesem wirklich zusammengeschuster-
ten Antrag. Sie insinuieren nämlich in der Begründung, 
dass Ihr Anliegen gerechtfertigt sei, weil ja die betroffe-
ne Gruppe einen besonders niedrigen Altersdurchschnitt 
hätte. Wollen wir das mal zu Ende denken? Was heißt 
das denn bezogen auf andere Gruppen? Was heißt das 
denn – wenn Sie schon versuchen, das Rentensystem in 
Abstammungsgruppen zu denken – bezogen auf andere 
Deutsche mit ausländischen Wurzeln, mit Herkunft aus 
einer bestimmten Region, aus einem bestimmten Land, 
die vielleicht auch einen sehr niedrigen Altersdurch-
schnitt haben, weil sie viele Kinder haben? Sollen die 
dann auch höhere Renten bekommen, oder nicht, liebe 
Kollegen von der AfD, weil das dann nicht in Ihr Welt-
bild passt, 

(Karsten Hilse [AfD]: Der Unterschied ist, 
dass sie nicht einzahlen, weil sie keine sozial-
versicherungspflichtigen Jobs haben!)

weil es vielleicht Menschen aus Regionen sind, die Sie 
hier nicht haben wollen?

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der LINKEN – Karsten 
Hilse [AfD]: Sie pauschalisieren hier!)

Das zeigt Ihr Denken, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der AfD, aber, ich glaube, es ist nicht der Ansatz der 
weit überwiegenden Mehrheit in diesem Haus. 

Wir wollen weiterhin ein Rentensystem, das auf die 
individuelle Biografie schaut. Ich finde ja richtig, dass 
Sie in Ihrem Antrag auch ansprechen, dass es für die 
Finanzierung unserer Sozialsysteme nötig ist, dass wir 
Menschen aus dem Ausland hierherholen, dass wir Ein-
wanderung brauchen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Brauchen wir nicht!)

Ja, wir wollen ein modernes Einwanderungsgesetz,

(Karsten Hilse [AfD]: Die wollen ja nicht 
kommen! Die wollen ja nicht zu uns kom-
men!)

das Deutschland endlich besser macht im Wettbewerb um 
die klugen Köpfe auf der ganzen Welt. Aber dann müssen 
Sie sich von Ihrem Weltbild verabschieden, dass hier die 
Abstammung oder die Religion irgendeine Rolle spielt. 
Dann darf nämlich nur Qualifikation eine Rolle spielen.

(Karsten Hilse [AfD]: Die Steuern in Deutsch-
land sind so hoch, dass sie gar nicht zu uns 
kommen wollen!)

Wir wollen eine Gesellschaft, in der nicht zählt, wo-
her jemand kommt oder woran er glaubt, sondern in der 
zählt, was er leistet, was er tun will, wie qualifiziert er ist. 
Ein solches System müssen wir schaffen, wenn wir ver-
nünftige Einwanderungspolitik und auch eine vernünfti-
ge Rentenpolitik machen wollen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD)

Herr Präsident, mit Ihrer Erlaubnis will ich die letzten 
30 Sekunden meiner Redezeit dafür nutzen, Ihnen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der Großen Koalition, ei-
nes nicht zu ersparen, weil ich mir vorgenommen habe, 
es Ihnen in keiner rentenpolitischen Debatte zu ersparen. 

Wir reden heute über einen absurden, einen schlechten 
Antrag der AfD. Aber wir werden in den nächsten Wo-
chen noch häufig über Rentenpolitik reden. Was Sie in 
der Rentenpolitik vorhaben, ist unbezahlbar, und deshalb 
ist es unverantwortlich. Wenn Sie es ernst meinen und 
eine Rente wollen, die für Großeltern, Kinder und Enkel 
richtig ist,

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Was Sie 
machen, Herr Kollege, ist noch viel schlechter 
als das, was die Koalition machen will!)

dann lassen Sie uns erst darüber reden, wo wir mit der 
gesetzlichen Rentenversicherung hinwollen, warten Sie 
erst die Ergebnisse Ihrer eigenen Rentenkommission ab, 
bevor Sie in den nächsten Wochen teure Leistungsaus-
weitungen durchs Parlament peitschen, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Kollege Vogel, Ihr letzter Satz, bitte. 

Johannes Vogel (Olpe) (FDP): 
–  die Zusatzausgaben für Jahrzehnte bedeuten und 

deshalb ein Hohn gegenüber der Generationengerechtig-
keit sind.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: Das war jetzt nicht sonderlich 
viel!  – Gegenruf des Abg. Johannes Vogel 
[Olpe] [FDP]: Doch!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Glück gehabt.  – Als Nächstes für die SPD-Fraktion 

der Kollege Kapschack.

(Beifall bei der SPD)

Ralf Kapschack (SPD): 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zuschauer sind 

nicht mehr da. Herr Präsident – natürlich! 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der ist schon da! Den sehe ich!)

Johannes Vogel (Olpe)
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– Er ist da; das stimmt. – Der Kollege Vogel hat sich ein 
Beispiel an dem alten Cato genommen und wird jetzt bei 
jeder Rede „ceterum censeo“ sagen.

(Stephan Thomae [FDP]: Genau! Ceterum 
censeo!)

Wir werden das aushalten, und wir werden Ihnen auch 
hoffentlich noch beibringen, dass Sie falsch liegen. 

Aber heute reden wir über den Antrag der AfD. Ich 
nehme Sie einmal mit in das Jahr 1992. Damals war ich 
als journalistischer Begleiter mit dem damaligen nord-
rhein-westfälischen Sozialminister Hermann Heinemann 
in Staaten der ehemaligen Sowjetunion unterwegs. Der 
Grund für die damalige Reise lag auf der Hand. Es gab 
die Prognose, dass ungefähr 2  Millionen deutschstäm-
mige Menschen auf gepackten Koffern sitzen und in die 
Bundesrepublik ausreisen wollen. Bei vielen, mit denen 
wir damals gesprochen haben, war das Hauptargument 
für die Ausreise nicht Diskriminierung oder Ähnliches. 
Das Hauptargument war: Unseren Kindern soll es einmal 
besser gehen. – Sie waren bereit, alles, was sie sich auf-
gebaut hatten, aufzugeben und in eine neue ungewisse 
Zukunft zu starten. Die Aussicht, monatelang in Über-
gangsheimen oder Turnhallen zu leben, hat sie nicht 
abgeschreckt. Viele sind dann tatsächlich gekommen; 
einige sind auch wieder zurückgekehrt. Über die Rente 
haben sich damals wahrscheinlich die wenigsten Gedan-
ken gemacht. Sicher gibt es eine Reihe von ihnen, die 
jetzt eine geringe Rente bekommen; das ist keine Fra-
ge. Dabei allerdings von Diskriminierung zu reden, ist 
schlichtweg falsch.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Johannes Vogel 
[Olpe] [FDP])

Ganz im Gegenteil – es ist schon gesagt worden –: Die 
Gruppe der Vertriebenen, Aussiedler und Spätaussiedler 
wird vielmehr im Vergleich zu gebürtigen Deutschen und 
zu allen anderen zugewanderten Personen rentenrecht-
lich besser behandelt; denn grundsätzlich werden Renten 
bei uns nur gezahlt, wenn auch Beiträge in die Renten-
versicherung entrichtet worden sind. Als einziger Gruppe 
wird Vertriebenen und Aussiedlern eine gesetzliche Ren-
te ermöglicht, obwohl dieser Rente keine eigenen Beiträ-
ge gegenüberstehen. Das ist das Gegenteil von Diskrimi-
nierung, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Seit 1959 erhalten Vertriebene und Spätaussiedler 
über das Fremdrentengesetz eine gesetzliche Rente. Da-
mit sollten im Herkunftsland verlorengegangene Renten-
ansprüche ausgeglichen werden. Diese Sonderstellung 
war aufgrund der historischen Verantwortung Deutsch-
lands für die Folgen des Zweiten Weltkriegs und der Ver-
bindung zu im Ausland lebenden deutschen Volksgrup-
pen politisch gewollt, und das stellt hier auch niemand 
ernsthaft infrage.

Vertriebene und Aussiedler – auch das ist schon ge-
schildert worden – wurden rentenrechtlich so gestellt, als 
hätten sie ihr gesamtes Erwerbsleben in der Bundesre-

publik verbracht. Ihre Versicherungszeiten im Ausland 
wurden dabei mit einem Verdienst bei einer vergleichba-
ren Beschäftigung in der Bundesrepublik berücksichtigt. 
Der tatsächliche Verdienst spielte keine Rolle. Die so be-
rechneten Renten befanden sich lange auf einem hohen 
Niveau. 

Peter Weiß hat es schon angesprochen: Mit der Über-
windung der deutschen und der europäischen Teilung 
hat sich die Ausgangssituation grundlegend verändert. 
Mit der deutschen Wiedervereinigung stand die Ren-
tenversicherung zudem vor neuen Herausforderungen. 
Vor diesem Hintergrund hat die Regierung Kohl damals 
Abschläge auf Renten nach dem Fremdrentengesetz be-
schlossen. Damit sollte unter anderem die Besserstellung 
gegenüber Beziehern von kleinen Renten vor allem in 
strukturschwachen Regionen verhindert werden.

Um das noch einmal deutlich zu machen: Der Versuch, 
Gerechtigkeit herzustellen zwischen Beitragszahlern und 
Rentnern nach dem Fremdrentengesetz, ist heute genau-
so wichtig wie damals; 

(Beifall bei der SPD)

denn die Leistungen für die Spätaussiedler beruhen nicht 
auf geleisteten Beiträgen, sondern auf der Solidarität 
der Versichertengemeinschaft. Jede Erweiterung dieser 
Leistung muss deshalb gegenüber den Beitragszahlern 
gerechtfertigt werden.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU so-
wie des Abg. Grigorios Aggelidis [FDP])

Wenn im Antrag mit durchschnittlichen Zahlbeträ-
gen argumentiert wird, ist das nur die halbe Wahrheit. 
Die Altersrente für weibliche Spätaussiedler ist deutlich 
höher als die Altersrente für Frauen in den alten Bun-
desländern.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Dafür 
können aber die Spätaussiedler nichts!)

Aber keine Frage: Es gibt viele Frauen und Männer, die 
von niedrigen Renten leben müssen. Das trifft allerdings 
nicht nur Spätaussiedler. Deshalb sehen wir es als zen-
trale Aufgabe an, alle Versicherten gegen Altersarmut ab-
zusichern und angemessene Renten zu zahlen.

(Beifall bei der SPD)

Da ist in den vergangenen Jahren ja auch schon ei-
niges umgesetzt worden: Verbesserungen bei der Er-
werbsminderungsrente, die abschlagsfreie Rente nach 
45  Versicherungsjahren, die bessere Anerkennung von 
Erziehungszeiten in der Mütterrente. Das reicht uns noch 
nicht, aber wir haben ja auch noch einiges vor:

(Beifall bei der SPD)

die weitere Verbesserung der Erwerbsminderungsrente, 
weitere Verbesserung bei der Mütterrente, die verpflich-
tende Altersabsicherung von Selbstständigen, vor allem 
aber die Einführung einer Grundrente.

(Beifall der Abg. Gabriele Hiller-Ohm 
[SPD]  – Dr.  Wolfgang Strengmann-Kuhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist keine 
Grundrente!)

Ralf Kapschack
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– Darüber reden wir dann, wenn es so weit ist, Kollege 
Strengmann-Kuhn. – Sie soll denen, die lange gearbei-
tet haben, einen Rentenanspruch deutlich oberhalb der 
Grundsicherung ermöglichen. Das ist ein ganz konkreter 
und wichtiger Schritt zur Vermeidung von Altersarmut. 
Und wir stabilisieren Beiträge und das Rentenniveau. 
Das löst nicht alle Probleme – stimmt –, aber die Stabi-
lisierung des Rentenniveaus ist wichtig, um Renten und 
Löhne nicht weiter auseinanderdriften zu lassen, und das 
ist ein wichtiger Schritt – das kann man nicht oft genug 
sagen, finde ich –, um die Legitimation der gesetzlichen 
Rente und des Sozialstaats insgesamt zu erhalten.

(Beifall bei der SPD)

Das ist das Gegenteil von dem, was Sie wollen. Sie 
operieren mit Katastrophenszenarien, um Menschen zu 
verunsichern und um daraus politisch Kapital zu schla-
gen. Die vermeintliche demografische Katastrophe, von 
der Sie in Ihrem Antrag sprechen, passt Ihnen da gut ins 
Konzept.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Die 
findet auch gar nicht statt!)

– Die findet auch gar nicht statt. – Ganz abgesehen da-
von, dass die demografische Entwicklung nicht das Ende 
der Zeit bedeutet: Sie erfordert politische Konzepte und 
Antworten. So etwas sucht man bei Ihnen allerdings nach 
wie vor vergebens.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Bis auf die unsäglichen Vorschläge Ihres Parteifreundes 
Höcke gibt es da nur: Fehlanzeige.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Jetzt kommen Sie mit einer Argumentation, die einer 
ziemlich schrägen Logik folgt; das ist hier auch schon 
angesprochen worden. Sie schreiben, die jungen Aus-
siedler seien erwerbstätig und würden die Rente für ihre 
Eltern erwirtschaften. Deshalb stehe den Spätaussiedlern 
auch die volle Rente zu, nicht nur ein Teil davon. Nach 
dieser Logik müsste ja die Rente der Eltern jeweils nach 
der Erwerbstätigkeit ihrer Kinder erhöht oder auch ge-
kürzt werden. Das kann ja nicht Ihr Ernst sein.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben die Idee der umlagefinanzierten Rente nicht 
verstanden, oder Sie wollen sie bewusst missverstehen. 
Da zahlen eben nicht Volksgruppen oder Nationalitäten 
ein, sondern Beitragszahler,

(Karsten Hilse [AfD]: Das haben wir schon 
gehört!)

in einen Topf, für alle nach gleichen Regeln.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der LINKEN und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb sind wir dafür, die gesetzliche Rente insgesamt 
zu stärken. Das hilft grundsätzlich auch den Spätaussied-
lern. Deshalb werden wir Ihren Antrag ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES  90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Kapschack.  – Als 

Nächstes für die Fraktion Die Linke der Kollege Matthias 
Birkwald.

(Beifall bei der LINKEN)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Lin-

ke steht seit Jahren an der Seite der Russlanddeutschen. 
Meine Fraktionskollegin, unsere Bundestagsvizeprä-
sidentin Petra Pau, unterstützt die Aussiedlerinnen und 
Aussiedler aus der Sowjetunion und den GUS-Staaten 
mit besonders viel Engagement. Danke dafür!

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen haben wir Linken bereits im Mai  2017 auf 
Petra Paus Initiative hin ein Gespräch mit einer Delega-
tion der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland 
geführt, an dem neben dem damaligen Sprecher der 
Landsmannschaft, Waldemar Eisenbraun, auch unser 
Fraktionsvorsitzender Dr. Dietmar Bartsch, meine Kol-
legen Andrej Hunko, Sigrid Hupach und ich selbst teil-
genommen haben. Das Ergebnis: Die Linke setzt sich für 
höhere Renten für Aussiedler und Aussiedlerinnen ein.

(Beifall bei der LINKEN)

Hier unsere kleine Anfrage vom Mai  2017 und unsere 
Interviews aus der „Russkaja Germanija“.

(Der Redner hält zwei Schriftstücke hoch)

Meine Damen und Herren, Altersrenten erhalten die-
jenigen, die in die Rentenkasse eingezahlt haben, unab-
hängig von ihrer Staatsangehörigkeit. Von diesem Prin-
zip wurde vor 1989 bei zwei Gruppen von Migrantinnen 
und Migranten, Kollege Kapschack, aus guten Gründen 
abgewichen: erstens bei Menschen, die vor 1989 aus der 
DDR in den Westen geflüchtet oder übergesiedelt sind, 
und zweitens bei Aussiedlerinnen und Spätaussiedlern 
aus den Ländern der Sowjetunion und den GUS-Staaten.

Viele dieser Menschen wurden in ihren Herkunftslän-
dern schlecht behandelt. Deshalb wurde beiden Gruppen 
als Ausgleich versprochen, dass sie mit ihrer Übersied-
lung in die Bundesrepublik exakt so behandelt werden 
würden, als hätten sie ihr bisheriges Arbeitsleben nicht 
in der DDR oder in der Sowjetunion, sondern in West-
deutschland verbracht. Damit wurde ihr Rentenniveau 
vom Herkunftsland auf das höhere westdeutsche Niveau 
angehoben. 

Ralf Kapschack
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Beide Versprechen aber, meine Damen und Herren, 
wurden von Union, FDP und SPD nach 1989 gebrochen, 
und das ist schlecht.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Seit 1993 werden aus der DDR Geflüchtete nicht mehr 
so behandelt, als hätten sie in Westdeutschland gearbei-
tet, und sie wurden gegen ihren Willen zu DDR-Bürgern 
mit entsprechenden Renteneinbußen gemacht. Mit dem 
schwarz-gelben Wachstums- und Beschäftigungsförde-
rungsgesetz von 1996 wurden die Renten von Aussied-
lerinnen und Aussiedlern aus den Staaten Mittel- und 
Osteuropas so weit gekürzt, dass ihr Lebensunterhalt im 
Alter nicht mehr gesichert ist. Mit diesem Gesetz, meine 
Damen und Herren, wurden die versprochenen Renten-
ansprüche von Aussiedlern erst um 30 und dann sogar 
um 40 Prozent gekürzt. Das ist unglaublich und in dieser 
Form ungerecht. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Obendrein wurden ihre Ansprüche nach dem Fremd-
rentengesetz auch noch auf höchstens 25  Entgeltpunk-
te begrenzt, also auf 800  Euro brutto. Für Ehepaare 
gibt es höchstens 40 Entgeltpunkte, das sind höchstens 
1 281 Euro brutto. Viele Aussiedler haben keine weiteren 
Alterseinkommen. Das ist Altersarmut per Gesetz, und 
das darf so nicht bleiben. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Die Ergebnisse unserer Kleinen Anfrage sind erschre-
ckend: Die 402  000 von der Kürzung der sogenannten 
Fremdrente betroffenen Russlanddeutschen erhielten im 
Jahr 2015 durchschnittlich gerade einmal eine Nettorente 
von 668 Euro. Sie liegen damit knapp 365 Euro unter der 
offiziellen EU-Armutsschwelle und mehr als 135 Euro 
unter der durchschnittlichen Grundsicherung im Alter, 
dem Rentner-Hartz IV. Das ist falsch, das ist schlecht, 
und das darf nicht so bleiben.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Genau deshalb fordere ich von Ihnen, liebe Koalition: 
Machen Sie erstens diese Kürzungen rückgängig! Schlie-
ßen Sie zweitens endlich ein Sozialversicherungsabkom-
men mit Russland ab, dann würde die wechselseitige 
Zahlung von Renten und die Anerkennung rentenrecht-
licher Zeiten endlich auf eine solide Grundlage gestellt! 
Und drittens fordert Die Linke als einzige im Bundestag 
vertretene Partei eine Solidarische Mindestrente in Höhe 
von 1 050 Euro netto.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, Ihr letzter Satz.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE): 
Niemand soll im Alter in Armut leben müssen. 

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
So ist es. Ich habe Ihnen jetzt das Mikrofon abgeschal-

tet. Ich bitte Sie, jetzt das Rednerpult zu verlassen.

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE): 
Ich wollte diesen einen Satz aber auch noch sagen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Sie waren schon bei dem einen Satz.

(Beifall bei der LINKEN)

Als Nächstes für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
der Kollege Markus Kurth.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Markus Kurth (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Ich nehme mir die zu dieser Stunde 

sicherlich auch angemessene Unbarmherzigkeit beim 
Überwachen der Redezeit zu Herzen und werde sehen, 
dass mir das nicht passiert. 

(Grigorios Aggelidis [FDP]: Besser ist es!)

Ich will vorweg sagen: Das Problem der Altersar-
mut bei Spätaussiedlern ist laut einer Studie aus dem 
Jahr 2016 vom Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften 
durchaus klar bekannt. Wir wollen das auch angehen. 
Dazu später mehr. 

Die Frage ist allerdings: Ist es tatsächlich das Ziel der 
AfD und des AfD-Antrags, sich sachgerecht mit dieser 
Problematik auseinanderzusetzen? Ich finde, dass in Ih-
rer Rede sehr deutlich geworden ist, dass das nicht ihr 
Ziel ist; 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

denn sie haben wieder einmal Gruppen gegeneinander 
ausgespielt. Sie konnten wieder nicht der Versuchung 
widerstehen, sogenannte unkontrollierte massenhafte 
Zuwanderung ins Verhältnis zu setzen zu einem realen 
sozialpolitischen Problem einer Gruppe. Damit haben sie 
die Gruppe der Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler 
wieder instrumentalisiert. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sie haben wieder das Gefühl des Zu-kurz-gekommen-
Seins schüren wollen. Sie nutzen einfach diese Gruppe 
und diesen Antrag auf schäbigste Art und Weise, um Un-
frieden und Spaltung in dieses Land zu tragen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Das ist Ihre wahre Zielsetzung. Das tut mir sehr leid für 
Aussiedlerinnen und Aussiedler, die, besonders wenn sie 
den Geburtsjahrgängen der 50er- und 60er-Jahre ange-
hören, tatsächlich mit dem Problem der Altersarmut zu 
kämpfen haben. 

Wir als Bündnis 90/Die Grünen schlagen schon lange 
vor, mit einer Garantierente, die Zeiten der Kindererzie-
hung, des Arbeitens, aber auch der Arbeitslosigkeit aner-

Matthias W. Birkwald
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kennt, eine Absicherung zu schaffen, die deutlich ober-
halb der Grundsicherung liegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist eine Lösung, die sich in das Beitragssystem der 
Sozialversicherung, der Rentenversicherung, einfügt.

Die meisten meiner Vorredner  – deswegen kann ich 
mich an dieser Stelle kurzfassen  – haben sehr treffend 
angemerkt, dass natürlich nicht die ethnische Zugehö-
rigkeit, die Nationalität, das Deutschsein Kriterien für 
Ansprüche in der Rentenversicherung darstellen. Wenn 
Sie noch nicht einmal das kleine Einmaleins der Renten-
versicherung beherrschen, dann ersparen Sie uns solche 
Anträge!

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der FDP)

Im Übrigen haben Sie grundsätzlich keinerlei Konzept 
oder Idee, wie man mit der Alterssicherung und der Ren-
tenversicherung umgehen soll. Ich finde, das muss man 
hier noch einmal deutlich machen. Ich habe vor einigen 
Wochen mit Herrn Meuthen auf einem Podium gesessen; 
Herr Kapschack war auch dabei. Da hat Herr Meuthen 
der Zerschlagung der umlagefinanzierten Rente das Wort 
geredet.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Unsinn! Das ist 
doch Blödsinn!)

Sein Vorbild war Chile, wo die Rentenversicherung ab-
geschafft ist und es die allergrößte Altersarmutsproble-
matik gibt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Völlig 
durchgeknallt! – Karsten Hilse [AfD]: Bleiben 
Sie doch mal ruhig! Achten Sie doch mal auf 
Ihren Blutdruck!)

Solange Sie da völlig blank sind und überhaupt keine 
Vorstellung haben, wie Alterssicherung vorgenommen 
wird, brauchen Sie hier nicht Anträge zu stellen, mit 
denen Sie Gruppen instrumentalisieren, sie schamlos 
ausnutzen und diesen Personen, die ein echtes Armuts-
problem haben, im Ergebnis überhaupt kein Stück weit 
helfen, sondern nur Hass, Missgunst und Misogynie ver-
breiten.

Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordne-
ten der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Kurth. – Als Nächstes 

für die CDU/CSU-Fraktion der Kollege Dr. h. c. Albert 
Weiler.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. h. c. Albert Weiler (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr verehrte Damen und Herren! Da oben 

auf der Tribüne sind nur noch vier Herren.  – Ich habe 
heute Abend wieder was gelernt: Die Linken haben sich 
schon immer für die Spätaussiedler eingesetzt.  – Dann 
habe ich gelernt, dass die FDP hellseherische Fähigkeiten 
hat; denn sie weiß schon, was bei der Rentenkommission 
hinten rauskommt.

(Johannes Vogel [Olpe] [FDP]: Nee, nee, 
nee! Zuhören! Wir haben gesagt, wir machen 
nichts, bevor was rauskommt!)

Man lernt also um diese Zeit  – fast zwölf Uhr Mitter-
nacht – noch viel dazu.

Die Menschen, um die es hier geht, wurden aus ihren 
Dörfern und Städten vertrieben und zwangsumgesiedelt. 
Es ist kein Geheimnis, wenn ich Ihnen sage, dass diese 
deutschstämmige Gruppe nicht in allen Teilen Deutsch-
lands mit offenen Armen empfangen wurde. Ich selbst 
habe einige Jahre im Süden Bayerns, in Geretsried, ge-
wohnt und dort viele Spätaussiedler als fleißige, kluge 
und freundliche Menschen erlebt. Sie haben hier einen 
eigentlich nicht vorhandenen Ort zum Leben erweckt 
und mit ihren innovativen Ideen zu einer blühenden und 
wirtschaftlich gut dastehenden Stadt entwickelt. Diese 
Menschen hatten es damals nicht leicht, und jetzt, wo 
viele im Rentenalter sind, merkt man natürlich auch fi-
nanzielle Defizite durch niedrige Renten.

Der CDU/CSU und natürlich auch mir selbst, der ak-
tiv an den Koalitionsverhandlungen teilgenommen hat, 
war es wichtig, in den Koalitionsvertrag eine Regelung 
einzumeißeln, die uns die Verpflichtung auferlegt, gera-
de diesen fleißigen und innovativen Menschen zu helfen. 
Der Prüfauftrag im Koalitionsvertrag ist nicht nur eine 
Floskel, sondern wir sind sehr aktiv dabei, Lösungen zu 
finden, auch für die Menschen, die vordergründig eben 
keinen Rechtsanspruch haben.

Die Härtefallregelung muss im Haushalt Niederschlag 
finden, damit wir gerade für benachteiligte Gruppen, die 
ihr Leben lang gearbeitet haben, jetzt aber am Existenz-
minimum leben müssen, einen Weg aus der Grundsiche-
rung finden. Da ich mich schon sehr lange mit dem The-
ma beschäftige, weiß ich, dass der zu gehende Weg nicht 
einfach ist. Aber wenn er einfach wäre, wäre er schon 
lange gegangen worden bzw. andere würden sich darum 
drängen, ihn zu gehen. Wer meine Vita kennt, der weiß, 
dass ich steinige und bergige Wege nicht scheue und stets 
darum werbe – glücklicherweise auch mit Erfolg –, dass 
Kolleginnen und Kollegen und viele Menschen diese 
nicht einfachen Wege mitgehen.

So werde ich auch diesen Bergweg nicht scheuen, da 
ich davon überzeugt bin, dass Menschen, die ein Leben 
lang gearbeitet haben, und gerade die Nachkriegsgene-
ration, die es gewiss schwieriger im Leben hatte als alle 
darauffolgenden Generationen in Deutschland, an unse-
rer guten wirtschaftlichen Situation teilnehmen können. 
Nach vielen Gesprächen mit unserem Koalitionspartner 
bin ich sehr guter Dinge, dass der Härtefallfonds einen 
Weg aufweisen wird, Menschen zu helfen. 

Dass wir hier aktiv und zielorientiert im Hintergrund 
planen und arbeiten, hat nun auch die AfD mitbekom-
men. Sie möchte durch die Hintertür dieses sehr wich-
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tige Thema für sich zum Alleinthema machen. Strate-
gisch finde ich das sicherlich akzeptabel, aber es ist an 
dieser Stelle weder hilfreich noch zielführend. Man hat 
mit einer schnellen Feder vier Vorschläge gemacht, die 
weder fachlich noch kostenmäßig ausreichend begründet 
werden, was aus meiner Sicht auch logisch und nachvoll-
ziehbar ist, wenn man sich heute schnell, schnell einen 
ausgefallenen Tagesordnungspunkt zunutze machen will.

Lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, dass dieses 
wichtige Thema nicht an den Abgrund des Populismus 
gestellt wird, sondern durch vernünftige und durchdachte 
Vorschläge – glauben Sie mir, ich bin für jeden ordentli-
chen Vorschlag dankbar – eine gerechte und akzeptable 
Lösung herbeigeführt wird; denn die vielen fleißigen und 
ehrwürdigen Menschen haben es nicht verdient, als so-
genanntes Stimmvieh ausgenutzt zu werden. Sie haben 
es verdient, dass wir uns geordnet mit ihren Sorgen und 
Nöten befassen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege.

Dr. h. c. Albert Weiler (CDU/CSU): 
Aus diesem Grund kann ich Ihrem Antrag leider nicht 

zustimmen. Ich freue mich aber –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, bitte!

Dr. h. c. Albert Weiler (CDU/CSU): 
– über jeden konstruktiven Vorschlag.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Wunderbar. – Als nächster und letzter Redner für die 

CDU/CSU-Fraktion der Kollege Max Straubinger.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Max Straubinger (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Werte Damen und Herren! Die Frak-

tion der AfD glaubt, mit ihrem Antrag eine Ungerech-
tigkeit aufnehmen zu müssen, also der angeblichen Dis-
kriminierung von Spätaussiedlern entgegenzuwirken und 
ihnen eine bessere Stellung zu verschaffen. 

Als Unionsabgeordneter und als CSU-Abgeordneter 
möchte ich zunächst darauf hinweisen: Wir begrüßen es, 
dass es viele Spätaussiedler in unserem Land gibt. Wa-
rum gibt es sie? Sie gibt es deshalb, weil Helmut Kohl 
eine großartige Politik betrieben hat,

(Beifall bei der CDU/CSU)

die Teilung, Mauer, Stacheldraht und Schießbefehl in Eu-
ropa überwunden hat und deshalb überhaupt Spätaussied-
ler nach Westdeutschland bzw. nach Gesamtdeutschland 
kommen konnten. Die große Errungenschaft für diese 
Menschengruppe ist, dass sie nicht mehr in den ehema-
ligen Republiken der Sowjetunion, zum Beispiel in Ka-

sachstan oder sonst wo, leben müssen. Vielmehr können 
sie bei uns in wirtschaftlicher und sozialer Absicherung 
ein großartiges und selbstbestimmtes Leben führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich habe dazugelernt, dass zum Beispiel Die Linke – 
Kollege Birkwald hat es ausgeführt – sozusagen an der 
Seite der Aussiedler steht. 

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: 
Ja!)

Wenn es nach Ihrer Politik gegangen wäre, gäbe es gar 
keine Aussiedler; denn Sie wollten die deutsche Einheit 
nicht. 

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: 
Genau so ist es! – Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Äpfel und Birnen!)

Das muss man doch auch sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Es ist schon bemerkenswert, welche Schlüsse heute ge-
zogen werden. 

Zur angeblichen Diskriminierung. Rentenleistungen 
gibt es grundsätzlich – das wurde schon ausgeführt – auf-
grund von Beitragszahlungen in die Deutsche Rentenver-
sicherung. Hier gibt es ein großes Missverständnis von-
seiten der AfD-Fraktion. Sie stellt Menschen, die keine 
Beitragszahlungen in die Deutsche Rentenversicherung 
geleistet haben, gleich mit denen, die grundsätzlich Bei-
träge in die Deutsche Rentenversicherung einbezahlt ha-
ben. 

Es ist eine großartige Leistung – wir stehen dazu, der 
Kollege Kapschack hat es ausgeführt –, dass wir 1959 ein 
sogenanntes Fremdrentenrecht eingeführt haben. Das be-
deutet, dass die Menschen, die seinerzeit unter erschwer-
ten Bedingungen und unter Gefahr für Leib und Leben zu 
uns nach Deutschland gekommen sind, keine Nachteile 
im Rentenalter haben sollen. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Kollege Straubinger, erlauben Sie eine Zwischenfrage 

des Kollegen Friesen?

Max Straubinger (CDU/CSU): 
Nein, ich führe es aus. – Das Entscheidende ist, dass 

wir damit diesen Menschen eine großartige soziale Leis-
tung, vom Steuerzahler finanziert, gewähren. Dazu ste-
hen wir. Wenn es in einzelnen Fällen berechtigte Wün-
sche gibt, dann sind wir als Union, als die Partei, die am 
besten an der Seite der Spätaussiedler steht, bereit, darü-
ber zu reden und sachgerechte Lösungen herbeizuführen. 

Aber wir wollen nicht, dass ein Spaltpilz hinein-
getrieben wird, nach dem Motto: Die Spätaussiedler wer-
den diskriminiert und sind benachteiligt. Im Gegenteil: 
Der deutsche Steuerzahler, die Bürgerinnen und Bürger 

Dr. h. c. Albert Weiler 
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stehen zu den Spätaussiedlern, stehen auch zum Fremd-
rentenrecht; aber sie sind gegen Überversorgungen.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
668 Euro eine Überversorgung? Hallo?)

Und wenn nach 45 Jahren Fremdrentenrecht, ohne dass 
eine Beitragszahlung erfolgt ist, eine Rente von 864 Euro 
herauskommt, so ist das eine großartige Leistung. 

Zuerst einmal muss man auch feststellen: Grundsätz-
lich muss die Rente dort beantragt werden, wo eingezahlt 
worden ist. Sie haben so großartige Verbindungen in die 
Sowjetunion. 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Max Straubinger (CDU/CSU): 
Da können Sie einen Beitrag leisten, dass die Spätaus-

siedler ihre Rente dann in Russland beantragen können 
und die bürokratischen Hemmnisse abgebaut werden.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU, der 
FDP und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Damit schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/2730 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen.

Ich rufe den Zusatzpunkt 7 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Gero 
Clemens Hocker, Frank Sitta, Carina Konrad, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Straftaten und Gemeinnützigkeit schließen 
sich aus

Drucksache 19/2580 
Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuss (f)	  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f)	  
Ausschuss für Inneres und Heimat	 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Federführung strittig

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Dr. Gero Hocker von der FDP-Frakti-
on das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Gero Clemens Hocker (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Unsere Gesellschaft wäre ohne Menschen, die 
sich ehrenamtlich engagieren, nicht lebenswert. Sie en-
gagieren sich in der Betreuung von Flüchtlingen, setzen 
sich für alte Menschen ein, für Umwelt- und Tierschutz, 
oberhalb und unterhalb der Wasseroberfläche, engagie-
ren sich in Feuerwehren, in Kirchen, in Gewerkschaften, 
in Sportvereinen und nicht zuletzt auch ehrenamtlich in 
der Politik. 

Unsere Gesellschaft lebt von diesem Engagement. Es 
ist deswegen richtig, dass der Gesetzgeber Organisatio-
nen, die das Gemeinwohl fördern, steuerlich begünstigt. 
In diesem Bereich ist in den vergangenen Jahren aber 
eine ganze Industrie von Trittbrettfahrern entstanden, die 
ausdrücklich nicht dem Gemeinwohl förderlich sind.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wenn Tierrechtsorganisationen jede Form der Nutztier-
haltung ablehnen und pauschal als Sklaverei bezeichnen, 
und zwar jeden Reiterhof, die Nutzung von Nutztieren, 
von Weidetieren, jeden Zoo, jeden Zirkus und nicht zu-
letzt übrigens auch jeden Blindenhund, der seinem Besit-
zer das Leben und den Alltag ein bisschen leichter ma-
chen soll, dann empfinden viele in unserer Gesellschaft 
das nicht als gemeinwohlförderlich, sondern einfach als 
absurd. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD – Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dummes Zeug! – Renate Künast 
[BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN]: Ich glaube, 
Sie brauchen auch einen Blindenhund!)

Wenn ein Affe, verehrte Frau Kollegin Künast, mit ei-
ner Fotokamera versehentlich ein Selfie schießt und eine 
Tierrechtsorganisation in einem jahrelangen Prozess da-
für streitet, dass diesem Makaken die Urheberrechte an 
diesem Foto übertragen werden,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es geht nicht um Makaken!)

dann ist das eine irre Posse, die nicht zuletzt viel Geld 
kostet und das Justizsystem belastet. Das hat mit Ge-
meinwohl nichts, aber auch gar nichts zu tun, meine sehr 
verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Und wenn dieselbe Organisation immer wieder Angler-
vereine, Jäger und Reiter mit Anzeigen überzieht, dann 
steht das in krassem Widerspruch zu dem ehrenamtlichen 
Engagement von Millionen ehrenamtlichen Naturschüt-
zerinnen und Naturschützern, 

(Oliver Krischer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Redet da die AfD?)

von denen jeder Einzelne übrigens eine Prüfung als 
Nachweis seiner Sachkunde abgelegt hat und daher viel 
mehr Kenntnisse über ökologische Zusammenhänge be-

Max Straubinger
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sitzt als all die selbsternannten Tierrechtler da draußen 
zusammen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: 
Populismus!)

All dies lässt sich in einem Rechtsstaat kaum verbie-
ten; denn zu einer Demokratie gehört auch das Recht auf 
absurde Meinungen. 

(Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: Das gestehe 
ich Ihnen zu!  – Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Hören wir gerade!)

Aber gerade in einer demokratischen Gesellschaft, in 
einer wehrhaften Demokratie muss es auch rote Linien 
geben.

Wenn führende Repräsentanten, also nicht einfache 
Mitglieder, solche Organisationen dazu aufrufen, Geset-
ze zu brechen, oder glauben, Gesetzesbrüche im Nach-
hinein rechtfertigen zu können, dann dürfen sie nicht 
gleichzeitig in den Genuss von exklusiven steuerlichen 
Erleichterungen kommen. Das passt unserer Meinung 
nach nicht zueinander.

(Beifall bei der FDP und der AfD)

Ich sage das ganz konkret: Wer auffordert, in Ställe 
einzusteigen, wobei Aufnahmen entstehen, übrigens fast 
immer manipuliert, nach Wochen oder Monaten an Fern-
sehsender verhökert werden, um dort dann gezeigt zu 
werden, der hat kein Interesse daran, irgendwelchen Tie-
ren zu helfen, sondern der hat aus der Unwissenheit und 
der Naivität vieler in unserer Gesellschaft ein perfides 
Geschäftsmodell entwickelt. Wir als Gesetzgeber sollten 
keinen einzigen Grund erkennen, ein derartiges perfides 
Geschäftsmodell zusätzlich noch steuerlich zu befördern.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Ingrid Arndt-Brauer [SPD]: 
Das tun wir auch nicht!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Hocker. – Als Nächstes 

für die CDU/CSU-Fraktion der Kollege Uwe Feiler.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Uwe Feiler (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die meisten von uns werden bei ihrer Arbeit 
in den Wahlkreisen nicht nur täglich mit dem vielfälti-
gen Engagement von ehrenamtlich getragenen Vereinen 
konfrontiert, sondern nehmen oft als Mitglieder am Ver-
einsleben teil oder wirken in Vorständen mit.

Knapp 15 Millionen Menschen arbeiten in Deutsch-
land ehrenamtlich und erbringen Leistungen zum Bei-
spiel im Bereich des Sports, der Nachbarschaftshilfe, im 
Tier- und Naturschutz, in der Seniorenarbeit oder in der 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen. Sie erfüllen damit 
Aufgaben, zu denen der Staat niemals in der Lage wäre, 

und sorgen so maßgeblich für den Zusammenhalt unserer 
Gesellschaft. An dieser Stelle ein herzliches Dankeschön 
an all diese Ehrenamtlichen!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und der LINKEN)

Besonders erfreulich finde ich den Umstand, dass die 
Zahl engagierter Menschen in den letzten Jahren konti-
nuierlich zugenommen hat. Im Jahre 2012 lag die Zahl 
noch bei 12,2 Millionen Ehrenamtlichen. 

Der Fiskus unterstützt das Vereinsleben durch zahlrei-
che Steuererleichterungen, sofern die Voraussetzungen 
der Gemeinnützigkeit erfüllt sind. Diesen steuerlichen 
Vorteilen – sei es bei den Ertragsteuern, der Grund-, Erb-
schaft- oder Schenkungsteuer, der Kapitalverkehrsteuer 
oder durch die Abzugsfähigkeit von Mitgliedsbeiträgen, 
Spenden und Aufwandsentschädigungen  – stehen aber 
auch Pflichten gegenüber, die bei den Verantwortlichen 
leider oftmals etwas in den Hintergrund treten.

Die Abgabenordnung beschreibt sehr genau, welche 
Kriterien erfüllt sein müssen, um als Verein den Sta-
tus der Gemeinnützigkeit zu erhalten. Diese von vielen 
Funktionsträgern in den Vereinen oft als Korsett empfun-
denen Rahmen stellen jedoch sicher, dass die Tätigkeit 
darauf gerichtet ist, „die Allgemeinheit auf materiellem, 
geistigem oder sittlichem Gebiet entsprechend selbstlos“ 
zu fördern. So ist es in § 52 der Abgabenordnung legal 
definiert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei einigen Vereinen 
stelle auch ich mir die Frage, wie das praktische Han-
deln von Verantwortungsträgern und Mitgliedern mit den 
von mir beschriebenen gesetzlichen Bestimmungen und 
satzungsgemäßen Zwecken in Einklang zu bringen sein 
soll.

Die Kolleginnen und Kollegen von der FDP wollen 
mit ihrem Antrag sichergestellt wissen, dass die Ver-
übung von Straftaten nicht mit dem Gemeinnützigkeits-
status vereinbar ist. Dabei wird anhand des Einzelfalls 
der Tierrechtsorganisation PETA sehr plastisch illustriert, 
mit welch fragwürdigen Mitteln Vereine und Institutio-
nen meinen, auf sich und ihre Ziele aufmerksam machen 
zu müssen.

Viele von Ihnen haben in den vergangenen Tagen und 
Wochen Zuschriften von Landwirten und Angelvereinen 
erhalten, die sich durch das Wirken von PETA in ihrer 
Arbeit pauschal herabgewürdigt sehen. Ich bin selbst lei-
denschaftlicher Angler und weiß, dass diese genauso wie 
Landwirte oder Jäger einen wichtigen Beitrag zum Erhalt 
unserer Natur leisten und ihre Aufgabe sehr verantwor-
tungsvoll wahrnehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Während bei äußerst wohlwollender Betrachtung die 
generelle Verunglimpfung des Angelns als vermeintliche 
Tierquälerei vielleicht als grenzwertige, aber noch zuläs-
sige Form der inhaltlichen Auseinandersetzung einge-
stuft werden kann, sind für mich PETA-Aktionen wie der 
„Holocaust auf Ihrem Teller“ aus dem Jahre 2004 oder 

Dr. Gero Clemens Hocker 
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die Abschussliste mit Politikerfotos, die man erledigt 
hat, aus diesem Jahr nicht mehr hinnehmbare Grenzüber-
schreitungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wenn das Ganze dann auch noch mit der Androhung 
bzw. der Durchführung von Stalleinbrüchen garniert 
wird, stellt sich mir die Frage, inwiefern hier noch förde-
rungswürdige Ziele verfolgt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei aller Empörung 
in der Sache muss uns allen hier aber bewusst sein, dass 
wir als Gesetzgeber eben gerade nicht Einzelfälle ent-
scheiden, sondern generell-abstrakte Rechtsnormen er-
lassen, die von der Verwaltung im Einzelfall umgesetzt 
werden müssen.

Dass das nicht immer leicht ist, scheint aber auch der 
FDP bewusst geworden zu sein, sonst hätte sie ihren An-
trag nicht geändert. Während in der Urfassung für den 
Entzug der Gemeinnützigkeit noch ausschließlich auf die 
Körperschaft abgehoben wurde, die gegen Strafgesetze 
verstößt oder zum Rechtsbruch aufruft, konnte ich der 
neuen Version entnehmen, dass nun auch die Repräsen-
tanten der Körperschaften miteinbezogen werden sollen.

Genau das ist der entscheidende Punkt, meine Damen 
und Herren: Körperschaften selbst sind nicht handlungs-
fähig, sondern benötigen immer natürliche Personen, die 
für sie tätig werden. Diese Handlungen müssen dann aber 
auch noch dem jeweiligen Verein zugerechnet werden. 
Das kann neben der Handlung durch den Vereinsvorstand 
selbst zum Beispiel bereits durch die Duldung von Akti-
onen im Namen des Vereins durch Mitglieder und durch 
das Unterlassen entsprechender Maßnahmen geschehen. 

Losgelöst von dieser Maßnahme hat die Finanzver-
waltung bereits heute die notwendigen Instrumente an 
der Hand, um tätig werden zu können. Der BFH hat 
bereits 1978 zu den Anforderungen an die tatsächliche 
Geschäftsführung eines Vereins entschieden, dass die 
Einhaltung der verfassungsgemäßen Ordnung Grundvo-
raussetzung für die Gewährung der Gemeinnützigkeit ist. 
Das geht sogar so weit, dass bereits, von Gesetzesver-
stößen abgesehen, die Nichtbefolgung von polizeilichen 
Anordnungen einen Verstoß in dem oben genannten Sin-
ne darstellt.

Der Anwendungserlass zu § 52 der Abgabenordnung 
hat diesen Punkt ebenfalls aufgenommen und ist für die 
Finanzverwaltung bei der Ausübung ihrer Ermessens
entscheidung bindend. Vor diesem Hintergrund bedarf 
es keiner gesonderten Aufforderung an die Bundesre-
gierung, hier tätig zu werden, sondern vielmehr des ent-
schlossenen Handelns in den Finanzämtern vor Ort, die 
bei Kenntnis von Straftaten, die Vereinen zuzurechnen 
sind, die Gemeinnützigkeit entziehen können, in meinen 
Augen entziehen müssen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Feiler. – Als Nächstes 

für die AfD-Fraktion der Kollege Jens Maier.

(Beifall bei der AfD)

Jens Maier (AfD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Die Überschrift des FDP-Antrages liest sich wie 
eine Selbstverständlichkeit. Ja, Straftaten und Gemein-
nützigkeit schließen sich aus. 

Jemand, der Straftaten begeht, missachtet die gesell-
schaftlichen Normen, deren Beachtung zwingende Vo-
raussetzung für ein friedliches Zusammenleben ist. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sind Sie eigentlich schon verurteilt, 
Herr Jens Maier, wegen Noah Becker? – Ge-
genruf des Abg. Karsten Hilse [AfD]: Ach, 
Frau Haßelmann! Ich bitte Sie: Diese sinnlo-
sen Äußerungen sind doch peinlich! Die sind 
sowas von peinlich, Frau Haßelmann!)

Er richtet sich mit seinem Verhalten gerade gegen die ge-
schützten Rechte privater Personen oder gegen die des 
Staates. Durch dieses Verhalten stört er das friedliche 
Zusammenleben.

Der Antrag der FDP hebt die PETA-Kampagne „Ho-
locaust auf Ihrem Teller“ hervor. Ich habe hierzu recher-
chiert. Tatsächlich stammt der Beitrag auf sueddeutsche.
de vom Mai  2010 und nimmt Bezug auf einen Artikel 
in der „Süddeutschen Zeitung“ vom März 2004. Ein an-
derer Artikel ist von 2012. Ganz so aktuell ist die Pla-
katkampagne, die den Hintergrund für den Antrag bildet, 
nun also nicht. 

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Das hat 
auch keiner behauptet!)

Aber egal: Der FDP-Antrag gibt trotzdem Anlass, ein-
mal Grundsätzliches anzusprechen. Eine Körperschaft ist 
ein Zusammenschluss von Personen mit dem Zweck der 
Zusammenarbeit auf ein gemeinsames, nicht individuell 
auf einen Einzelnen abgestelltes Ziel hin. Ein Beispiel 
für eine Körperschaft ist ein Verein. Wenn Mitglieder ei-
nes Vereins tatsächlich Straftaten begehen und dies sys-
tematisch mit Wissen und Wollen der Mitglieder dieses 
Vereins, sehe ich in der Tat keinen Grund darin, diese 
Vereinigung auch noch als vermeintlich gemeinnützig 
über die §§ 52 und 53 Abgabenordnung steuerlich zu pri-
vilegieren. Dies gilt auch dann, wenn der Zweck der Ver-
einigung grundsätzlich als positiv zu bewerten ist, wie 
dies bei Tierschutzorganisationen zweifelsohne der Fall 
ist; denn der Zweck heiligt eben nicht die Mittel.

(Beifall bei der AfD)

Das Beispiel der Plakatkampagne von PETA zeigt 
aber auch, wie schwierig es ist, festzustellen, ob Strafta-
ten gezielt durch einen Verein begangen werden; denn es 
gab keine rechtskräftige Verurteilung. Der stellvertreten-

Uwe Feiler
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de Vorsitzende des Vereins PETA ist nicht rechtskräftig 
verurteilt worden, 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jens Maier auch noch nicht!)

sondern das Verfahren gegen ihn wegen Volksverhetzung 
wurde in der Berufungsinstanz gegen die Auflage einer 
Geldzahlung eingestellt. Soll das Finanzamt nun selbst 
beurteilen, ob eine Straftat vorliegt oder nicht, auch wenn 
kein rechtskräftiger Schuldspruch vorliegt?

Ähnliche Probleme stellen sich, wenn nicht geklärt 
werden kann, ob tatsächlich begangene Straftaten von 
Vereinsmitgliedern dem Verein zugerechnet werden kön-
nen. 

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Wenn man 
in der Funktion des Vorsitzenden eines Vereins 
auftritt, ist es schon klar, dass man für den Ver-
ein spricht!)

Die Frage, ob tatsächlich eine Straftat begangen wurde 
oder nicht, kann also eigentlich kein taugliches Mittel 
sein, dem Verein die steuerrechtlichen Vorteile der Ge-
meinnützigkeit zu entziehen. Es muss nach anderen An-
knüpfungspunkten gesucht werden.

Trotzdem geht der Vorstoß der FDP-Fraktion in die 
richtige Richtung. Ich denke hier vor allem an den Wild-
wuchs von Verein und Stiftung, die sich als Kämpfer 
gegen rechts verstehen und denen man auch Gemeinnüt-
zigkeit zuerkannt hat. Bei diesen staatlich geförderten 
Vereinigungen handelt es sich im Wesentlichen um linke 
oder linksextreme Projekte, die personell hauptsächlich 
mit Geschwätzwissenschaftlern bzw. der akademischen 
Unterschicht besetzt sind

(Beifall bei der AfD  – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es gibt auch 
Proleten woanders!)

und die ihre Hauptaufgabe darin sehen, die Bürger unse-
res Landes zu beobachten, zu denunzieren und Hassbot-
schaften unter die Leute zu bringen.

Ebenso versuchen diese Vereine, sich als Sprachpoli-
zei aufzuspielen.

(Renate Künast [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Immerhin können Sie den Zettel able-
sen!)

Das in dieser Hinsicht wohl instruktivste Beispiel ist die 
Amadeu-Antonio-Stiftung. Auf ihrer Webseite verweist 
diese stolz darauf, dass sie durch Bescheid des Finanz-
amtes Weinheim vom September 2016 die Gemeinnüt-
zigkeit zuerkannt bekam. Und nicht nur das: Die weitver-
zweigte Amadeu-Antonio-Stiftung wurde im Zeitraum 
von 2010 bis 2016 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Dün-
nes Eis, Herr Kollege! Sehr dünnes Eis!)

mit einer Gesamtsumme von 1,8  Millionen Euro auf 
Bundesebene gefördert. Mit diesen Geldern werden nicht 
nur unter anderem Internetspitzeleien finanziert, sondern 
auch Hassschriften zum Beispiel gegen die AfD. 

Sinnbild dieser Stiftung ist Anetta Kahane, eine ehe-
malige Mitarbeiterin der Stasi, die die damals erworbene 
Fähigkeit nun auf das gesamte Bundesgebiet anwendet.

(Beifall bei der AfD)

Frau Kahane und den Zwischenrufern hier, die das wirk-
lich glauben, sage ich von dieser Stelle aus: Sie haben 
schon damals die DDR mit diesen Methoden nicht retten 
können. Sie werden auch jetzt nichts erreichen.

(Beifall bei der AfD)

Mit der AfD ist eine Kraft in diesem Land aufgewacht, 
die weder Sie noch irgendein anderer aufhalten kann. 

(Dr.  Anton Hofreiter [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Haben Sie eigentlich gemerkt, 
dass Sie in der Demokratie leben?)

Wir haben heute gesehen: Die Regierung Merkel ist am 
Ende. 

(Beifall bei der AfD)

Und es muss Schluss sein mit der Förderung des Links-
extremismus, in welcher Form auch immer. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Dr. Kirsten Tackmann 
[DIE LINKE]: Es geht um Gemeinnützigkeit!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Maier. – Frau Kolle-

gin Haßelmann, ich kann Ihren Zwischenruf – die rhe-
torische Frage „Sind Sie schon verurteilt?“ – zwar nicht 
rügen, aber ich glaube nicht, dass es angemessen ist, in 
dieser Form mit einem Kollegen umzugehen, weil viele 
Menschen in ihrem Leben erleben werden, dass sie Ge-
genstand eines Ermittlungsverfahrens werden können, 
ohne dass daraus etwas folgt. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das passt ja auch zum Thema!)

– Ich sage es nur. Ich halte es für unangemessen, und Sie 
können damit machen, was Sie wollen. Aber wenn ich es 
richtig in Erinnerung habe, traf es auch mal Mitglieder 
Ihrer Fraktion. Deswegen wäre ich sehr vorsichtig mit 
solchen rhetorischen Zwischenfragen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich weiß genau, was ich sage!)

– Sie wissen, was ich meine.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Herzlichen Dank. 

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich weiß auch, was ich sage!)

Dann können wir fortfahren.

Als nächster Redner hat der Kollege Michael Schrodi 
von der SPD das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Jens Maier 
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Michael Schrodi (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Man kann wie die AfD immer am Thema vorbei-
reden und das Thema verfehlen oder dazu sprechen. Ich 
spreche dazu und zu dem Antrag der FDP, der zunächst 
eingebracht, dann wieder zurückgezogen und durch den 
Antrag zum Thema Nachzahlungszinsen – auf ihn freue 
ich mich auch schon – ersetzt wurde. Dann folgte wieder 
die Rolle rückwärts. 

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Zur Sache, 
Schätzchen!)

Wieso? Weil es ein Schaufensterantrag der FDP ist, 
in sich widersprüchlich und in den Teilen auch peinlich. 
Das hat man auch gemerkt.

(Beifall bei der SPD)

Sie fordern nämlich die Bundesregierung auf, „darauf 
hinzuwirken, dass Körperschaften, deren Repräsentan-
ten bei der Verfolgung des gemeinnützigen Zwecks der 
Körperschaft gegen die geltenden Strafgesetze verstoßen 
oder zu einem solchen Rechtsbruch aufrufen, grundsätz-
lich nicht mehr in den Genuss der Steuerbegünstigung 
der Gemeinnützigkeit kommen dürfen“.

(Beifall bei der SPD und der FDP – Dr. Gero 
Clemens Hocker [FDP]: Richtig! Sie haben es 
doch verstanden!)

Das ist so, als würde man die FDP auffordern müssen, 
Klientelpolitik für Superreiche zu machen, sehr geehrte 
Damen und Herren von der FDP. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Denn diese Aufforderung ist völlig unnötig. Denn alles 
ist in der Abgabenordnung oder im Anwendungserlass 
bereits geregelt. Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
einer Körperschaft hat sich nach § 52 der Abgabenord-
nung an deren Tätigkeit auszurichten; sollte sie gegen 
Strafgesetze verstoßen, zu Rechtsbruch aufrufen oder ihn 
rechtfertigen, ist die Zuerkennung der Gemeinnützigkeit 
bereits nach geltendem Recht ausgeschlossen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Zu den Repräsentanten ist der Anwendungserlass zur 
Abgabenordnung zu § 63 Nummer  5 zu zitieren: 

Die tatsächliche Geschäftsführung muss sich im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung halten, 
da die Rechtsordnung als selbstverständlich das 
gesetzestreue Verhalten aller Rechtsunterworfenen 
voraussetzt.

Es ist ein Schaufensterantrag, und alles ist schon ge-
regelt, meine sehr geehrten Damen und Herren von der 
FDP. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Das gilt auch für den zweiten Teil Ihres Antrags. 

In Ihrem Antrag beziehen Sie sich auf zwei Dinge, 
olle Kamellen. Das eine ist eine PETA-Kampagne aus 
dem Jahr 2004, 

(Dr.  Gero Clemens Hocker [FDP]: 2012 ist 
die in höchstrichterlicher Instanz verboten 
worden!)

die widerlich ist und die Grenzen des guten Geschmacks 
überschreitet. 

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Wegen des 
guten Geschmacks? Wegen Holocaust-Verun-
glimpfung! Unglaublich!)

Den zivilrechtlichen Unterlassungsanspruch hat das 
Landgericht Berlin in seiner Entscheidung am 22. April 
2004 gestützt, aber keinen Straftatbestand festgestellt.

Zum anderen wird PETA die Legitimation von Ge-
setzesbrüchen in Bezug auf Stalleinbrüche vorgeworfen. 
Man muss festhalten: Rechtlich sind Stalleinbrüche in 
Deutschland tatsächlich derzeit nicht unbedingt in jedem 
Fall per se strafbar, so ein Urteil des OLG Naumburg 
vom 22. Februar 2018. Hier greift noch immer die Ge-
waltenteilung. Da haben die Gerichte entschieden, meine 
sehr geehrten Damen und Herren von der FDP.

(Beifall bei der SPD)

Letztendlich steckt etwas ganz anderes hinter diesem 
Antrag.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Jetzt 
kommt es!)

Das Ansinnen der Landwirtschaftspolitiker Ihrer Partei 
ist, PETA die Flügel zu stutzen und einzuschüchtern. Als 
Hebel dafür fungiert die Gemeinnützigkeit. Ich frage 
mich: Was ist eigentlich aus der alten Bürgerrechtspartei 
FDP geworden, 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN  – Dr.  Gero Clemens Hocker 
[FDP]: Wir sind eine Rechtsstaatspartei, Kol-
lege!)

und das in Zeiten, in denen andere Organisationen eben-
falls unter Druck stehen, wie Attac oder BUND, weil sie 
sich politisch einmischen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das belegt zum Beispiel die Studie „Engagiert euch  – 
nicht!“ des Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches En-
gagement. Gemeinnützigen Organisationen ist eine Be-
einflussung der politischen Meinungsbildung durchaus 
erlaubt.

(Dr.  Gero Clemens Hocker [FDP]: Darum 
geht es überhaupt nicht, dass sie Einfluss auf 
die politische Willensbildung nehmen können, 
verdammt noch mal!)

Das zeigt beispielsweise das Urteil des hessischen Fi-
nanzgerichtshofs vom 6. April 2017, in dem festgehalten 
wird: Die Anknüpfung an tagespolitische Ereignisse sei 
oft nicht zu vermeiden. Ich sage: Sie ist nicht nur nicht 
zu vermeiden. Politische Meinungsbildung ist vielmehr 
Teil einer demokratischen Gesellschaft und einer plu-
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ralistischen Debatte, auch wenn sie einem nicht immer 
schmecken mag.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Dr.  Kirsten 
Tackmann [DIE LINKE])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, Ihr letzter Satz jetzt, bitte.

Michael Schrodi (SPD): 
Ich hätte von der FDP einen Debattenbeitrag erwartet, 

ob bzw. wie wir gemeinsam das Recht der Gemeinnüt-
zigkeit so ausgestalten und stärken, dass Zwecke wie die 
Förderung der Menschenrechte sowie Engagement für 
Demokratie und Grundrechte enthalten sind. Aber dass 
Sie gemeinnützige Organisationen als Trittbrettfahrer be-
urteilen, zeigt das ganze Ausmaß Ihres Antrags.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herzlichen Dank. – Als nächste Rednerin für die Frak-

tion Die Linke die Kollegin Amira Mohamed Ali.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Gero Clemens 
Hocker [FDP]: Die gute alte SPD bekennt sich 
nicht zum Rechtsstaat!  – Gegenruf des Abg. 
Michael Schrodi [SPD])

Frau Kollegin, es wäre schön, Sie würden beginnen. 
Wir wollen den Austausch im Haus nicht befördern.

Amira Mohamed Ali (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Liebe Gäste! Die FDP will, dass Vereinen die Ge-
meinnützigkeit entzogen wird, wenn deren Repräsentan-
ten gegen Strafgesetze verstoßen oder zum Rechtsbruch 
aufrufen. Das betrifft alle Vereine, vom Fußballverein bis 
zum Tierschutzverein.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Angelverein!)

Der Verlust der Gemeinnützigkeit hat zur Folge, dass der 
jeweilige Verein seine Steuerbegünstigung verliert. Für 
viele bedeutet das den finanziellen Ruin.

(Dr.  Gero Clemens Hocker [FDP]: Weil der 
Geschäftszweck darauf ausgerichtet ist! Nur 
dann können die existieren!)

In ihrer Begründung bezieht sich die FDP dann aus-
schließlich auf die Tierrechtsorganisation PETA, die 
wohl bekannteste der Welt. Denn darum geht es ihnen 
wirklich: Sie wollen den Tierschutzorganisationen das 
Wasser abgraben. Sie betreiben Klientelpolitik für die 
Intensivtierhalter und nehmen dafür sogar in Kauf, die 
gesamte Vereinslandschaft in Deutschland zu gefährden. 
Unglaublich!

(Beifall bei der LINKEN)

Die Linke stellt sich Ihnen hier entschieden entgegen.

In Ihrem Antrag behaupten Sie, es gebe eine heftige 
öffentliche Debatte darüber, ob PETA die Gemeinnützig-
keit entzogen werden soll. Also, ich kann diese Debatte, 
ehrlich gesagt, nicht erkennen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich weiß aber wohl, dass die Landwirtschaftsministerin 
Frau Otte-Kinast in Niedersachsen, wo ich lebe, jüngst 
vergeblich versucht hat, eine solche Debatte zu entfa-
chen. Das geschah im Zusammenhang mit den schockie-
renden Bildern, die heimlich von Aktivisten in Tierstäl-
len aufgenommen wurden und auf denen unerträgliches 
Tierleid zu sehen ist. Frau Otte-Kinast hat als Reaktion 
darauf gefordert, die Gemeinnützigkeit von Tierschutz
organisationen prüfen zu lassen; das war die Reaktion 
darauf. Anstatt gegen die Missstände in den Ställen vor-
zugehen, will sie gegen die Tierschützer vorgehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte klarstellen: Die Linke lehnt Straftaten ab.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN – La-
chen bei Abgeordneten der CDU/CSU und der 
FDP – Stephan Thomae [FDP]: Geben Sie uns 
das schriftlich?)

– Beruhigen Sie sich mal wieder, Kollegen. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU und der 
FDP)

– Kollegen, ich setze meine Rede jetzt fort. – Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Es gab allerdings jüngst mehrere Gerichtsurteile, nach 
denen Tierschützer, die in Ställe eingebrochen sind, um 
dort Missstände zu dokumentieren, nicht wegen Haus-
friedensbruchs verurteilt worden sind.

(Zuruf von der FDP: Gott sei Dank!)

Die Gerichte haben eine Notstandssituation festgestellt, 
die das Eindringen in die Tierställe rechtfertigt;

(Dr.  Gero Clemens Hocker [FDP]: In einem 
einzigen Fall! Wissen Sie, wie viele Straftaten 
diese Nacht passieren?)

denn die Behörden sind trotz Aufforderung der Tier-
schützer nicht aktiv geworden. Sie forderten handfeste 
Beweise. Die Tierschützer haben in diesem konkreten 
Fall also keine andere Wahl, und der Tierschutz ist nach 
Artikel 20a unseres Grundgesetzes ein Staatsziel.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr.  Florian Toncar [FDP]: Aber ihr wollt ja 
auch Hausbesetzungen!)

Die Linke fordert: Es muss sichergestellt werden, dass 
gegen das Tierschutzgesetz nicht verstoßen wird. Die 
Behörden müssen mit den notwendigen Befugnissen und 
Mitteln ausgestattet werden, um regelmäßige und ausrei-
chende Kontrollen durchzuführen. Es ist doch alarmie-
rend, dass unsere Gerichte einen Tierrechtsnotstand er-

Michael Schrodi 
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kennen. Den müssen wir beseitigen, und wir dürfen nicht 
die Tierschutzorganisationen entrechten und Tierschützer 
pauschal kriminalisieren.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber genau das tun Sie mit Ihrem Antrag. Sie nennen 
den Leiter der Rechtsabteilung von PETA, Dr.  Hafer-
beck, namentlich. Sie behaupten, er habe dazu aufgeru-
fen, in Ställe einzubrechen.

(Dr.  Gero Clemens Hocker [FDP]: Ja, im 
Herbst 2017 in der Universität in Göttingen!)

Als Quelle geben Sie eine Internetseite an, auf der das 
steht. Ich habe Dr. Haferbeck heute dazu angerufen, und 
er hat mir gesagt, dass er das nie gesagt hat

(Lachen des Abg. Dr. Gero Clemens Hocker 
[FDP] – Zuruf von der CDU/CSU: Wäre auch 
ein Problem für ihn!)

und die PETA habe auch nie zur Begehung von Straftaten 
aufgerufen. Sie behaupten hier einfach etwas, erklären es 
zur Wahrheit. Das ist indiskutabel und unseriös.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte klarstellen: Sollte ein Verein nach seiner 
Satzung oder seinem Rechenschaftsbericht zu Straftaten 
aufrufen, dann wird ihm natürlich die Gemeinnützigkeit 
aberkannt. Das ist bereits jetzt so. Aber was Sie möch-
ten, ist, dass die Vereine für ihre Mitglieder in Mithaft 
genommen werden. Kolleginnen und Kollegen von der 
FDP, haben Sie sich mal gefragt, was das eigentlich für 
unsere Fußballvereine bedeuten würde? Die Fans zünden 
Bengalos. Es kommt manchmal auch zu Körperverlet-
zungen in der Fankurve. Soll dann dem ganzen Verein 
die Gemeinnützigkeit entzogen werden?

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt ist dünnes 
Eis!)

Das ist doch absurd.

(Beifall bei der LINKEN)

Stellen Sie sich das einmal vor!

Konzentrieren wir uns auf die Beseitigung der Miss-
stände! Achten und schätzen wir die Arbeit der vielen eh-
renamtlich engagierten Menschen in unseren Vereinen, 
anstatt ihre Existenz zu bedrohen durch solche infamen 
Forderungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Als Nächste spricht zu uns die Kollegin Renate 

Künast, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen von der FDP, Ihr Antrag hat ein 
Geschmäckle, weil er irgendwie der plumpe Versuch ist, 

finde ich, doch noch massenhaft Tierquälerei zu vertei-
digen. 

(Widerspruch bei der FDP)

– Ja. – Das Filmen der Ställe ist Ihr Anlass, und es ist ir-
gendwie wie eine Trotzreaktion auf grausame Bilder, die 
Sie am liebsten nicht gesendet wissen wollen;

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: In 99 Pro-
zent der Fälle manipuliert!)

aber diese Bilder sind Realität.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr.  Gero Clemens Hocker [FDP]: Die sind 
eben nicht Realität! Das ist ja unglaublich!)

– Ich habe ja nicht gesagt: zu 100 Prozent in jedem Stall.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Die sind 
in 99 Prozent der Fälle manipuliert!)

Aber diese Bilder sind ja nicht falsch.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN) – Dr. Gero Clemens 
Hocker [FDP]: Das ist nicht die Realität! Das 
ist es ja gerade!)

– Können Sie mal aufhören zu brüllen. Ich habe so wenig 
Zeit.

Sie hätten sich doch mal um was ganz anderes bemü-
hen können. Wenn es Ihnen wirklich ums Gemeinwohl, 
um Gemeinnützigkeit gehen würde, dann hätten Sie doch 
nicht den Überbringer der Nachricht mundtot zu machen 
versucht, sondern dann sollten Sie einen Antrag einbrin-
gen, der ungefähr so lautet: Schluss mit den engen Stäl-
len – raus ins Grüne! 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, bei der SPD und der LIN-

KEN)

Aber das haben Sie nicht gebracht.

(Zuruf von der CDU/CSU: Raus mit den 
Grünen!)

Das, was Sie da bringen, ist ein bisschen, würde ich sa-
gen, ein Angriff auf die demokratische Gesellschaft, auf 
Aktivitäten der Zivilgesellschaft. Denn in der Breite, wie 
Sie es darstellen, würde es ja viele andere Dinge, die am 
Ende doch faktisch gemeinnützig sind, mit kriminalisie-
ren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Also, die friedlichen Sitzblockaden gegen Naziauf-
märsche  – wollen Sie dem Verein, der die durchführt, 
oder den einzelnen Mitgliedern die Gemeinnützigkeit 
aberkennen?

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Wenn sie 
eine Straftat begehen, natürlich!)

Besetzungen von lange leerstehenden, ungenutzten Häu-
sern angesichts von Obdachlosigkeit und Wohnungsnot – 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Amira Mohamed Ali 
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wollen Sie den einzelnen Besetzern – – 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP)

– Ja, das glaube ich sofort.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Himmel, Arsch 
und Zwirn!)

Sie haben Angst um Ihre Wohnungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Oder: Widerstand gegen Rodungen im Hambacher 
Forst. Meine Damen und Herren, dieses Land sähe gar 
nicht so aus, wenn es nicht diesen zivilen Widerstand und 
den Mut an verschiedenen Stellen gegeben hätte;

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

dann wären wir wahrscheinlich noch in den 50er-Jahren.

(Dr.  Gero Clemens Hocker [FDP]: Ich wer-
de demnächst mal in Ihr Wohnzimmer ein-
brechen! Mal sehen, wie Sie Ihre Haustiere 
halten! Das ist dann ziviler Ungehorsam! Ich 
stehe in Ihrem Schlafzimmer!)

– Sagen Sie mal, Herr Hocker, haben Sie noch alle beiei-
nander? „In Ihrem Schlafzimmer“? 

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Sagen Sie 
mal!)

Ich meine, es ist ja spät, aber ein bisschen Contenance 
für eine angeblich bürgerliche Partei wäre auch nicht 
schlecht, oder?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Ich sage gerade den Kollegen von der CSU, falls sie 
nicht mit anderen Dingen beschäftigt sind: Herr und Frau 
Stoiber waren diejenigen, die mit dafür gesorgt haben, 
dass es die drei Worte „und die Tiere“ in Artikel  20a 
Grundgesetz gibt. Damit gehört das mit zur staatlichen 
Schutzzielbestimmung. Also, bewegen Sie sich doch, 
und geben Sie mal richtig einen Push dafür, dass wir et-
was für die Mitgeschöpfe, für die Tiere tun, 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD  – Sepp 
Müller [CDU/CSU]: Das machen wir doch 
schon als CDU/CSU! Da brauchen wir das 
nicht! – Zuruf von der FDP)

und fangen Sie nicht an, die, die das Ungemach themati-
sieren, zu kriminalisieren! – Wenn einer am Thema vor-
beiredet, das sind es doch Sie.

(Dr. Christian Jung [FDP]: Sie reden komplett 
am Thema vorbei! Sie haben überhaupt keine 
Ahnung!)

Wo war denn Ihre große Stimme, als der ADAC Irrungen 
und Wirrungen hatte? Da haben Sie auch nicht gesagt, 
man solle dem die Gemeinnützigkeit aberkennen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Sie haben doch wahrscheinlich nur Angst um drei Spen-
dengeber oder Mitglieder, die genau solche Ställe haben 
und Angst haben, gefilmt zu werden.

Das Ganze dann auch noch ungetrübt von jeder 
Rechtskenntnis! Ich frage mich bei solchen Sachen im-
mer, was Herr Baum eigentlich gerade denkt. Meist weiß 
ich es: Er denkt nichts Gutes. 

Die Gemeinnützigkeit. Wenn Sie mal die Rechtslage 
betrachten, erkennen Sie: Sie könnten heute schon ein-
greifen. Heute schon können Vereine verboten werden.

(Dr. Florian Toncar [FDP]: Warum macht das 
keiner?)

Heute gilt, dass man die Rechtsordnung anerkennen 
muss. Meine Damen und Herren, damit haben Sie gar 
nichts gewonnen.

Ein letzter Satz.  – Sie haben auch noch gesagt, laut 
Koalitionsvertrag, Sie wollten Tierstalleinbrüche dem-
nächst extra strafbar machen.

(Michael Schrodi [SPD]: Nein, das ist doch 
Quatsch!)

Da würde der Tierstall rechtlich gleichgestellt mit der 
Wohnung. Das ist auch nicht klug, meine Damen und 
Herren.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Frau Kollegin, das waren jetzt drei Sätze.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Also: Machen wir doch eines: Sorgen wir dafür, dass 

die Tiere raus ins Grüne kommen, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Genau.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
– dass es keine Missstände in Ställen gibt, und lehnen 

wir diesen Antrag ab!

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank. – Als Nächstes für die CDU/CSU-Frak-

tion der Kollege Sebastian Brehm.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Großmutter hat immer gesagt: Immer 
wenn es laut wird, fehlen die sachlichen Argumente. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD und der FDP)

Renate Künast
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Wir sind nicht in einer Tierrechtsdebatte, sondern wir 
sind in einer steuerrechtlichen Debatte um Gemeinnüt-
zigkeit und um die Abgabenordnung.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die gibt es ja schon!)

Es ist ja schön, dass wir um diese Zeit – vielleicht kann 
man das als Fortbildungsveranstaltung absetzen –, 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP)

um 0.30  Uhr, über die Abgabenordnung und über das 
Steuerrecht reden. Kommen wir zu einer sachlichen De-
batte zurück, und diskutieren wir über die Fragen, die in 
diesem Zusammenhang zu diskutieren sind!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Deutschland gibt 
es unglaublich viele Vereine: 22 000 freiwillige Feuer-
wehren mit über 1  Million Mitgliedern, 90  000  Sport-
vereine, 14 000 Schützenvereine, unzählige Kultur- und 
Heimatvereine, Karnevals- und Naturschutzvereine, 

(Dagmar Ziegler [SPD]: Wir kennen sie!)

Nachbarschaftsvereine, übrigens auch Tierschutzvereine, 
die eine hervorragende Arbeit leisten, zum Beispiel die-
jenigen Tierschutzvereine, die auch Tierheime betreiben 
und den Tierschutz aktiv vorantreiben,

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP  – 
Stephan Thomae [FDP]: Und keine Straftaten 
begehen!)

natürlich auch zahlreiche andere ehrenamtliche Vereine. 
Allgemein von Trittbrettfahrern zu sprechen, ist, glaube 
ich, etwas schwierig.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Nicht all-
gemein! Genau die Vereine habe ich auch er-
wähnt!)

Wir sind auch Mitglieder von dem einen oder ande-
ren Verein. Ich denke, wir sollten zurückkommen auf die 
wirkliche Kernfragestellung der Gemeinnützigkeit und 
der Strafbarkeit bei der Gemeinnützigkeit.

Die Vereine leben von den Ehrenamtlichen und von 
den begeisterten Mitgliedern. Wir sollten von dieser De-
batte das Signal aussenden, dass wir stolz sind auf alle 
Ehrenamtlichen in unserem Land und diese natürlich 
im Rahmen der Besteuerung und der Abgabenordnung 
auch vollständig unterstützen. Jeder, der ehrenamtliche 
Vereinsarbeit leistet, leistet eine tolle Arbeit für unser 
Gemeinwohl und leistet eine tolle Arbeit für unser Land, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Frage der Gemeinnützigkeit von Vereinen ist ge-
nau geregelt. § 52 Abgabenordnung besagt:

Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, 
wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, die Allge-
meinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem 
Gebiet selbstlos zu fördern.

Übrigens, die politische Meinungsbildung, Herr Kol-
lege Schrodi, gehört gerade nicht dazu. Sie ist bei der 
Gemeinnützigkeit nicht mit umfasst.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: So ist es!)

Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit nach § 52 Ab-
gabenordnung bringt natürlich einige Vorteile: die Mög-
lichkeit der Einwerbung von Spenden, das damit zu-
sammenhängende Ausstellen von steuerabzugsfähigen 
Spendenquittungen und die Steuerfreiheit in vielen Be-
reichen.

Nimmt ein gemeinnütziger Verein Spenden oder Mit-
gliedsbeiträge im ideellen Betrieb ein, sind diese Ein-
nahmen grundsätzlich steuerbefreit. Betreibt ein Verein 
Geschäfte, die den Vereinszweck erfüllen – da kommen 
wir jetzt zum Punkt –, zum Beispiel das Betreiben einer 
Diakoniestation durch einen kirchlichen Träger, dann ist 
der Gewinn im Rahmen dieses steuerlichen Zweckbe-
triebs ebenfalls steuerbefreit.

Nun stellt sich die Frage, ob diese Gemeinnützigkeit 
und die damit verbundenen Vorteile bei Straftaten zurück-
genommen werden können oder nicht. Die Folge wäre 
natürlich die volle Steuerpflicht in allen Bereichen, was 
zu erheblichen Belastungen für die Vereine führen würde. 
Hierzu gibt der Anwendungserlass zur Abgabenordnung 
zehn Beispiele, wann und unter welchen Voraussetzun-
gen die Gemeinnützigkeit aberkannt werden kann: Der 
Vorstand verstößt gegen die Vereinssatzung, unerlaubte 
Zuwendungen an Mitglieder, überhöhte Vergütungen, 
keine Unmittelbarkeit, keine zeitnahe Mittelverwendung, 
Dauerverluste im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder 
zu großer wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, Verstoß ge-
gen die Vermögensbindung und eben auch – das ist rich-
tigerweise erwähnt worden – Gesetzesverstöße.

Frau Kollegin Künast, Sie haben vom Rechtsverständ-
nis gesprochen. Nach meinem Rechtsverständnis gehö-
ren Straftaten eben nicht zur demokratischen Willensbil-
dung, sondern sind klar gegen unser Gesetz und gegen 
unseren Rechtsstaat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Übrigens gehört auch die Hausbesetzung dazu. Ich glau-
be, es ist unser aller Bemühen, dass wir bei Vereinen, die 
so etwas vornehmen, die Gemeinnützigkeit aberkennen 
müssen.

Aber jetzt kommt der zweite Aspekt: Wer hat die 
Straftat begangen? 

(Michael Schrodi [SPD]: Eben!)

Ist es ein ganz normales Mitglied des Vereins, oder ist 
die Straftat willentlich und wissentlich von den Organen 
des Vereins, also vom Vorstand, durchgeführt oder unter-
stützt worden? Das ist der springende Punkt. Deswegen 
haben Sie das in Ihrem Antrag auch noch mal geändert. 
Wird die Straftat von einem normalen Vereinsmitglied 
begangen, zum Beispiel der eben erwähnte Einbruch in 
einen Stall, dann stellt dieser Einbruch per se noch keine 
Gefährdung der Gemeinnützigkeit des gesamten Vereins 

Sebastian Brehm 
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dar. Ist dies aber durch Vorstandsbeschluss erfolgt oder 
mit Billigung des Vorstandes

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Oder mit 
öffentlichem Bekenntnis!)

oder wird es im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit, zum 
Beispiel auf den Internetseiten oder in Pressemeldungen, 
seitens der Vereinsführung begrüßt, so liegt ein eindeuti-
ger Verstoß gegen die Gemeinnützigkeitsregeln vor, und 
die Gemeinnützigkeit ist in diesem Fall abzuerkennen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dazu brauchen wir aber kein neues Gesetz. Dazu 
brauchen wir auch keinen Hinweis an die Bundesregie-
rung. Deswegen lehnen wir den Antrag ab. Denn letztlich 
trifft die Frage der Erteilung und des Widerrufs der Ge-
meinnützigkeit das zuständige Finanzamt, und dies wird 
in den Bundesländern leider – da haben Sie recht – un-
terschiedlich geregelt. Deswegen wäre eine klarstellende 
Regelung mit Handlungsanweisungen für die Behörden 
in Bayern und in anderen Bundesländern sicherlich rich-
tig. 

Wir müssen wirklich schauen, dass die Vereine, die 
die Gemeinnützigkeit missbrauchen, diese wirklich aber-
kannt kriegen. Dafür gibt es ganz klare Spielregeln, und 
die müssen wir im Rechtsstaat auch durchsetzen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Kollege Brehm. – Als letzter Red-

nerin erteile ich das Wort der Kollegin Ingrid Arndt-
Brauer für die Sozialdemokratie.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Uwe 
Feiler [CDU/CSU])

Ingrid Arndt-Brauer (SPD): 
Vielen Dank, Herr Präsident.  – Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Der in Sachen Gemeinnützigkeit etwas 
sinnfreie Antrag der FDP wurde von meinem Kollegen 
Schrodi als Schaufensterantrag bezeichnet. So war er 
wahrscheinlich auch beabsichtigt: ins Schaufenster ge-
stellt zu werden. Das hat wegen der Kollegen der CDU/
CSU-Fraktion und ihrer Taten heute nicht geklappt; denn 
0.33 Uhr reicht höchstens für einen Spätkauf. Von daher 
wird die Welt nicht wahrnehmen, was Sie uns heute hier 
zugemutet haben.

(Dr. Gero Clemens Hocker [FDP]: Haben Sie 
eine Ahnung!)

Aber ich als Frühaufsteherin empfinde es schon als Zu-
mutung, um diese Uhrzeit zu solch überflüssigen Dingen 
zu reden.

(Beifall bei der SPD  – Dr.  Gero Clemens 
Hocker [FDP]: Dann lassen Sie es doch sein!)

– Nein, ein paar Sachen kann ich nicht unwidersprochen 
lassen. Das geht auch nicht. Also, Tierrechtsorganisatio-
nen als „Industrie von Trittbrettfahrern“ zu bezeichnen, 
das ist Populismus, verbunden mit Unterstellungen. Das 

finde ich schon ziemlich absurd, und das muss hier auch 
nicht sein.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Amira 
Mohamed Ali [DIE LINKE])

Gemeinnützigkeit steht in Ihrem Antrag nicht im Vor-
dergrund. Ich möchte mich aber dem Kollegen Feiler an-
schließen und erst einmal den Ehrenamtlichen, denen die 
Gemeinnützigkeit wirklich zu Recht zuerkannt wird, für 
ihre Arbeit danken. Ich finde, man darf diese Dinge, die 
Sie hier vermischt haben, nicht vermischen.

In diesem Zusammenhang möchte ich auch kurz die AfD 
erwähnen. Eine sogenannte akademische Unterschicht, 
die Sie heute erfunden haben, zu kriminalisieren, finde 
ich sehr abstrus. Auch das muss nicht sein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Mein Kollege Schrodi hat erklärt  – ich finde, er hat 
das gut dargelegt –, dass Stalleinbrüche natürlich nicht 
per se wünschenswert sind, aber sie sind auch nicht au-
tomatisch strafbar. Manchmal führen die Ergebnisse, die 
dabei herauskommen, dazu, dass NRW-Landwirtschafts-
ministerinnen zurücktreten müssen, was hoffentlich dazu 
führt, dass in solchen Ställen Tiere nicht mehr misshan-
delt werden. Ich denke, das muss das Ziel sein. 

(Johannes Röring [CDU/CSU]: Das ist ja un-
glaublich! Damit unterstellen Sie ja, dass das 
so gewesen ist!  – Dr. Gero Clemens Hocker 
[FDP]: Keine Misshandlung hat da stattgefun-
den! Das war alles gesetzeskonform!)

– Nein, Moment, ich habe gesagt, dass es dazu führt, dass 
in Ställen Tiere nicht misshandelt werden. Wenn das das 
Ergebnis von solchen Einbrüchen und von solchen Foto-
grafien ist, dann ist das ein gutes Ergebnis.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Natürlich ist es wünschenswert, wenn Behörden stärker 
kontrollieren und es dazu gar nicht kommt. Aber wir sind 
hier nicht bei einer Tierschutzdebatte.

Ich möchte zum Gemeinnützigkeitsrecht zurück-
kommen. Ich möchte ausdrücklich darauf hinweisen, 
dass natürlich, wie in vielen Bereichen unserer Gesell-
schaft, auch hier gilt: Nicht alles, was anstößig oder ge-
schmacklos ist, ist direkt verboten. Aber in einer freien 
Gesellschaft müssen wir manchmal auch mit provoka-
tiven Aktionen auf solche Missstände hinweisen. Das 
muss möglich sein; und das ist es auch. Das gilt gerade 
hier. 

Gemeinnützige Vereine sind eine wichtige Stütze 
unserer Gesellschaft; dabei bleiben wir. Gemeinnützig-
keitsrecht ist was Sinnvolles. Das wollen wir weiterhin 
erhalten und gerne auch ausbauen, aber nicht in dem Sin-
ne, den Sie angeregt haben, sondern in dem Sinne, den 
Kollege Schrodi angeregt hat. Ich denke, daran werden 

Sebastian Brehm 
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wir weiterhin arbeiten. Ansonsten wünsche ich Ihnen 
jetzt eine gute Nacht.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD – Renate Künast [BÜND-
NIS  90/DIE GRÜNEN]: Was?  – Dr.  Gero 
Clemens Hocker [FDP]: Schlafen Sie gut!  – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir ha-
ben noch einige Debatten!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. Wir gehen davon aus, 

dass Sie heute dem Haus noch länger erhalten bleiben, 
wie wir alle. – Damit schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 19/2580 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Nach Rücksprache 
mit der FDP-Fraktion kann ich Ihnen sagen, dass die 
Federführung beim Finanzausschuss liegen soll. Somit 
erübrigt sich eine strittige Abstimmung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gott sei Dank!)

Wir haben damit wieder etwas Zeit aufgeholt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf:

Erste Beratung des von den Abgeordneten Petra 
Pau, Dr. Dietmar Bartsch, Dr. André Hahn, wei-
teren Abgeordneten und der Fraktion DIE LINKE 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Stär-
kung der direkten Demokratie im Grundgesetz

Drucksache 19/16 
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Inneres und Heimat (f)	  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung	
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Ausschuss für Kultur und Medien	  
Ausschuss Digitale Agenda

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst für die 
Fraktion Die Linke der Kollegin Petra Pau das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Petra Pau (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In diesen Tagen denke ich oft an eine Veran-
staltung, an der ich im Jahr 2007 teilgenommen habe: an 
die Hannah-Arendt-Tage in Hannover. Es ging damals 
um die Krise der repräsentativen Demokratie. Ich warnte 
damals: Demokratieverdruss spielt Rechtspopulisten in 
die Hände.

(Beifall bei der LINKEN)

Und ich sagte damals: Gegen Demokratieverdruss hilft 
letztlich nur mehr Demokratie, mehr direkte Demokratie, 
also auch Volksabstimmungen auf Bundesebene.

(Beifall bei der LINKEN)

Genau darauf zielt der aktuelle Gesetzentwurf der 
Fraktion Die Linke, für den ich hier heute werbe. Nun 
haben wir dieses Thema hier in diesem Hause schon öf-
ter debattiert. Gleichwohl ist nicht immer klar, welche 
Position die einzelnen Parteien dazu grundsätzlich ein-
nehmen. Ich will das hier an zwei Beispielen illustrieren.

2004 lag der Entwurf einer Verfassung der Europäi-
schen Union vor. Dazu gab es Volksabstimmungen in 
Frankreich und in den Niederlanden – in der Bundesre-
publik Deutschland nicht.

(Zuruf von der AfD: Schade!)

Die Linke hatte das damals gefordert und erhielt um-
gehend prominente Absagen: Außenminister Joseph 
Fischer, Bündnis  90/Die Grünen, meinte, er lasse sich 
sein schönes Werk nicht vom Volk zerreden, und Bun-
deskanzler Gerhard Schröder, SPD, gab forsch kund, das 
Grundgesetz verbiete Volksabstimmungen. 

(Zuruf von der AfD: Pfui!)

Das stimmte natürlich nicht, wie ein Blick in Artikel 20 
Grundgesetz zeigt.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Sehr 
richtig!)

Zitat: 

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom 
Volke in Wahlen und Abstimmungen ... ausgeübt.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der AfD)

Volksabstimmungen sind also im Grundgesetz angelegt. 
Die Linke will, dass sie vom Bundestag freigeschaltet 
werden.

Nun zur CDU/CSU, die Volksabstimmungen bislang 
ablehnt, allerdings nicht durchgängig. Im Land Berlin 
hatten SPD und Linke Volksabstimmungen erleichtert 
gegen den harschen Protest der CDU. Doch kaum wa-
ren die Quoren abgesenkt, kaum haben wir mehr Mit-
wirkungsmöglichkeiten geschaffen, schon flitzten die 
Berliner Mitglieder der CDU auf die Straßen, um fleißig 
Unterschriften für das von ihnen gewünschte Votum zu 
sammeln. Offenbar hatte die Lust an direkter Demokra-
tie den Frust dagegen überrannt. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der CDU/CSU, Sie haben es ja heute nicht 
so leicht: So einen Lustgewinn wünsche ich auch Ihnen, 
Ihrer Fraktion und Ihrem Vorsitzenden Volker Kauder.

(Beifall bei der LINKEN)

Schließlich, die rechtlichen Details zu dem Gesetz-
entwurf werden wir in den Fachausschüssen beraten. 
Grundsätzlich wollen wir im Sinne von Willy Brandt 
mehr Demokratie wagen  – übrigens auch für Jüngere 
und für langjährige Mitbürgerinnen und Mitbürger ohne 
deutschen Pass.

(Beifall bei der LINKEN)

All das geht. Wagen Sie es mit uns gemeinsam!

(Beifall bei der LINKEN)

Ingrid Arndt-Brauer
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Liebe Kollegin Pau, ganz herzlichen Dank.  – Als 

Nächstes spricht für die CDU/CSU-Fraktion der Kollege 
Philipp Amthor.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Karsten Hilse 
[AfD]: Die Hoffnung der CDU!  – Jürgen 
Braun [AfD]: Die letzte Hoffnung!)

Philipp Amthor (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Auch zu fortgeschrittener Stunde können wir 
uns bei dieser Debatte jetzt vorkommen wie in einem 
Hollywoodfilm, nämlich wie in dem Hollywoodfilm 
„… und täglich grüßt das Murmeltier“. Der tägliche Gruß 
ist Ihr Antrag zur Demokratie. Sie sind das Murmeltier, 
und ich bin heute Bill Murray.

(Dr.  Franziska Brantner [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Da waren Sie noch gar nicht da-
bei!)

Das bin nicht nur ich heute, das waren schon viele Kol-
legen vor mir. Liebe Frau Pau, Sie haben gesagt, die-
ser Antrag wurde schon oft eingebracht  – in der Tat: 
13-mal hier im Deutschen Bundestag seit dem letzten 
Jahrtausend, seit Ende der 90er-Jahre. Ich sage Ihnen:  
Durch häufigeres Einbringen werden Anträge nicht bes-
ser.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Einmal 
zustimmen! Einführen! Dann ist es ruhig!)

Und der Bundestag ist nicht der richtige Ort für eine par-
teipolitische Therapiesitzung.

Ihr Vorschlag enthält ein Potpourri aus verschiedenen 
Grundgesetzänderungen. Meine Redezeit reicht gar nicht 
aus, um das alles zu widerlegen,

(Dr.  Franziska Brantner [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Wenn Sie nicht so einen Schwach-
sinn erzählen würden, reichte die Redezeit!)

deswegen nenne ich drei Punkte, bei denen es nicht passt.

Zum einen die Schwellen. Schauen wir sie uns an: 
Ab 100 000 Wahlberechtigten wollen Sie schon ermög-
lichen, eine Volksinitiative einzubringen. Das ist eine of-
fensichtlich zu geringe Schwelle. 

Außerdem frage ich mich: Welches Vertrauen haben 
Sie denn eigentlich in die Bürger? Sie sagen in Ihrem Ge-
setzentwurf, Volksinitiativen, Volksabstimmungen sollen 
vorab durch das Bundesverfassungsgericht geprüft wer-
den können. Das gilt im Übrigen für Ihre parlamentari-
schen Initiativen nicht; also halten Sie sich scheinbar für 
schlauer als die Bürger.

(Marianne Schieder [SPD]: Ein schlechtes 
Argument!  – Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE]: Was ist denn das für ein Unsinn? – 
Weiterer Zuruf der Abg. Petra Pau (DIE 
LINKE))

Hinzu kommt noch: Wenn das Bundesverfassungsgericht 
Ihren Gesetzentwurf vorab prüfen würde, würde es fest-
stellen, dass Ihr Gesetzentwurf nicht verfassungskonform 

ist, und das aus einem ganz einfachen Grund: In Arti-
kel 79 Absatz 3 sieht unser Grundgesetz eine Ewigkeits-
garantie vor, unter anderem für die grundsätzliche Mit-
wirkung der Länder an der Gesetzgebung. Der Bundesrat 
wird durch Ihren Gesetzentwurf faktisch von der Gesetz-
gebung ausgeschlossen, und das mit einer ganz lapidaren 
Formulierung. Sie schreiben: Bei Volksentscheiden soll 
das Ergebnis der Abstimmung in einem Bundesland als 
Abgabe seiner Bundesratsstimme gelten. Ich sage Ihnen 
eins: Das ist ein Schulbeispiel für verfassungswidriges 
Verfassungsrecht. Das können Sie in jedem guten Grund-
gesetzkommentar nachlesen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Thomas Lutze 
[DIE LINKE]: Unfug!)

Meine Damen und Herren, der Hammer kommt aber 
zum Schluss, unabhängig dieser handwerklichen Fehler. 
Frau Pau, Sie haben das zum Abschluss so en passant 
erwähnt. Ich kann Ihnen nur sagen: Besonders bemer-
kenswert und besonders ärgerlich ist der Vorschlag – lie-
be Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie sich das auf der 
Zunge zergehen –, dass die Linken wollen, dass nicht nur 
Deutsche, sondern auch Ausländer, die länger als fünf 
Jahre in unserem Land leben, das Wahlrecht auf Bundes-
ebene erhalten sollen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Es zieht einem echt die Schuhe aus, wenn man sich 
anschaut, wie Sie das begründen. Sie schreiben – und ich 
zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten –: 

Dem Grundgesetz wohnt der Gedanke inne, dass 
der Souverän die Bevölkerung ist. 

Ich sage Ihnen: Das ist völliger Unsinn. Der Souverän 
ist nicht die Bevölkerung, Wer der Souverän ist, können 
Sie vielmehr sehen, wenn Sie morgens hierher zur Arbeit 
fahren. Sie müssen einfach mal die Augen aufmachen.

(Petra Pau [DIE LINKE]: Hallo?  – Matthias 
W. Birkwald [DIE LINKE]: Hans Haacke 
„Der Bevölkerung“ – haben wir hier auch!)

Hier am Bundestag steht nicht: „Denen, die hier schon 
länger leben“, sondern: „Dem deutschen Volke“.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD so-
wie des Abg. Grigorios Aggelidis [FDP])

Der Souverän ist das deutsche Volk, meine Damen und 
Herren. Deswegen kann ich Ihnen nur sagen  – dafür 
brauchen Sie nicht mal ein Seminar in Staatsrecht  –: 
Schauen Sie einfach mal in Artikel 20 nach; dort steht: 
„Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.“ Gemeint ist 
dort das deutsche Staatsvolk. Das deutsche Staatsvolk 
ist Ausgangspunkt unserer staatlichen Gewalt. Es ist das 
Subjekt unserer Politik. Das deutsche Staatsvolk sind die 
deutschen Staatsangehörigen; das ist und bleibt so.

(Zuruf von der LINKEN: Das kann man aber 
auch anders sehen!)

– Das kann man anders sehen, aber ich sage Ihnen: Lesen 
Sie einfach mal in einem soliden Grundgesetzkommentar 
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nach und nicht in der „Roten Hilfe“ oder der „Jungen 
Welt“. Dann finden Sie auch richtige Antworten.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Jetzt 
ist gut! Weg vom Mikro! Setzen! – Weiterer 
Zuruf von der LINKEN: Das ist jetzt unter-
irdisch!)

Wir wehren uns entschieden gegen solche kosmopoliti-
schen Phantastereien.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ihr habt doch den 
Scheiß-Doppelpass!)

Ich sage Ihnen zum Abschluss ganz konkret: Für uns 
bedeutet Staatsbürgerschaft eine Korrelation zwischen 
Rechten und Pflichten. Wir wollen trennen zwischen ei-
ner politischen Schicksalsgemeinschaft und einer Verant-
wortungsgemeinschaft. Auch Ausländer haben natürlich 
Rechte bei uns; sie sind Teil unserer Verantwortungsge-
meinschaft, aber sie sind nicht Teil unserer politischen 
Schicksalsgemeinschaft. 

Deswegen sagen wir: Wir werden Ihren Gesetzentwurf 
ablehnen. Ich hoffe, „… und täglich grüßt das Murmel-
tier“ ersparen Sie uns in der nächsten Legislaturperiode. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU  – Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Ferdinand Tönnies 
„Gemeinschaft und Gesellschaft“ lesen, wür-
de auch einmal helfen!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank, Herr Kollege Amthor.  – Bei aller Er-

regung, Herr Kollege Kraft, Sie wissen, dass der von 
Ihnen im Zuruf verwendete Begriff – ich will ihn jetzt 
nicht wiederholen  – unparlamentarisch ist. Auch der 
Zwischenruf vorhin aus der Unionsfraktion  – ein Zwi-
schenruf mit dem Anfangsbuchstaben „A“ – ist einfach 
unparlamentarisch. 

(Jürgen Braun [AfD]: Amthor?)

– Nein, nicht Amthor. – Wir sollten uns trotz später Stun-
de an die Gepflogenheiten halten.

Als Nächster hat der Kollege Dr. Christian Wirth für 
die AfD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD): 
Herr Präsident! Werte Kollegen! Vorab: Ich bin be-

geistert, Herr Amthor, dass Sie offensichtlich eine ganz 
andere Auffassung haben, was das Staatsvolk ist, als Ihre 
Kanzlerin. Ich bin begeistert.

(Beifall bei der AfD – Philipp Amthor [CDU/
CSU]: Die sieht das genauso!)

Die Linke legt einen Gesetzentwurf zur Stärkung der 
direkten Demokratie im Grundgesetz vor. Sie verweist zu 
Recht darauf, dass Volksentscheide ein probates Mittel 
sind, das Volk als Souverän dieses Landes an der demo-
kratischen Entscheidungsfindung stärker teilnehmen zu 
lassen, als dies durch Wahlen alleine möglich ist.

Auch der AfD ist die direkte Demokratie ein Grundan-
liegen. Gerade deswegen haben wir im April die Einset-
zung einer Enquete-Kommission vorgeschlagen, um die 
Grundlagen der Volksentscheide fraktionsübergreifend 
zu erarbeiten. Hiermit ist die Gemeinsamkeit aber auch 
schon beendet; denn wer den Antrag der Linken in Gän-
ze liest, merkt schnell, dass es den Linken nicht um die 
Stärkung der direkten Demokratie geht, sondern dass das 
Gegenteil der Fall ist. Die Linke will mit ihrem Antrag 
nichts anderes, als dem deutschen Volk das Recht auf die 
eigene Souveränität, die eigene Nation und somit die ei-
gene Identität zu nehmen. 

(Beifall bei der AfD)

Es ist ja nichts Neues, dass das linke Spektrum schon 
seit langem ein Auge auf das Potenzial der Nichtdeut-
schen als Wähler geworfen hat, um ihre schwindenden 
Wählerreihen aufzufüllen und ihre antideutsche Politik 
durchzusetzen. 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Alles 
falsch!)

Die Vorstöße zielten bislang auf das Wahlrecht auf kom-
munaler Ebene und auf Volksabstimmungen. So ist es 
nicht verwunderlich, wenn die Linke in ihrem Gesetz-
entwurf den Kreis der Wahlberechtigten für Volksent-
scheide auf alle Menschen ausdehnen möchte, die das 
16. Lebensjahr vollendet haben und unabhängig von der 
deutschen Staatsbürgerschaft seit mindestens fünf Jahren 
in Deutschland leben. 

(Zurufe der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber nicht nur das: Mit dem Vorstoß der Linken zur 
Änderung des Artikels 38 Absatz 2 Grundgesetz soll dies 
auch für die Wahlen zum Deutschen Bundestag gelten. 
Meine Damen und Herren, das Grundgesetz legt eindeu-
tig fest, wer in Deutschland wahlberechtigt ist und wer 
nicht. In Artikel 20 Absatz 2 Grundgesetz heißt es:

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom 
Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch be-
sondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehen-
den Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.

Und Artikel 116 Grundgesetz bestimmt, dass Deutscher 
ist, „wer die deutsche Staatsbürgerschaft besitzt“. Diese 
Rechtslage wird durch die ständige Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes, was Sie stören mag, und 
alle ernstzunehmenden Staatsrechtler gestützt. 

Seit geraumer Zeit gibt es jedoch linke Kräfte, die in 
Artikel 116 Grundgesetz, der nicht wie Artikel 20 Grund-
gesetz der Ewigkeitsgarantie unterliegt, eine Hintertür 
sehen, um den Volksbegriff in Artikel  20 Grundgesetz 
zu ändern, da die Schöpfer des Grundgesetzes dort dem 
Begriff „Volke“ nicht das Adjektiv „deutsch“ hinzuge-
fügt haben. Patin dieser unsäglichen Bewegung ist die 
Noch-Bundeskanzlerin Merkel, die mit dem Satz „Das 
Volk ist jeder, der in diesem Land lebt“ ihre Politik, wie 
übrigens auch bei der Grenzöffnung, nicht nur auf Recht 

Philipp Amthor 
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und Gesetz gründet, sondern auf eine moralisierende 
Ebene verschiebt.

(Beifall bei der AfD – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Man könnte glauben, Houellebecqs dystopischer Roman 
„Unterwerfung“ ist die Regieanweisung für diese Politik.

(Renate Künast [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie reden doch nur für Ihren Videofil-
mer da oben!)

Die Einbürgerung in unser Land ist mittlerweile ziem-
lich leicht möglich. Hierzu sind nicht einmal mehr grö-
ßere Sprachkenntnisse vonnöten. Somit kann im Prinzip 
jeder, auch aus Nicht-EU-Ländern, deutscher Staatsbür-
ger werden, und das ist auch gut so.

(Christian Petry [SPD]: Das ist sachlich 
falsch!)

Wer das nicht möchte, der kann dann aber auch konse-
quenterweise die Volksvertretung nicht mitbestimmen; 
denn wer nicht deutscher Staatsbürger werden möchte, 
der möchte auch sicher nicht deutsche Werte und deut-
sche Interessen vertreten und sich auch ganz sicher nicht 
in unsere kulturell-abendländische Gesellschaft integrie-
ren.

(Beifall bei der AfD)

Wer unsere Werte und Traditionen respektiert und ver-
innerlicht hat, der soll auch das Recht haben, an der poli-
tischen Willensbildung teilzuhaben. Dafür reicht es nicht 
aus, fünf Jahre in diesem Land abzusitzen und zu war-
ten, und schon gar nicht, illegal einzureisen, abzutauchen 
und/oder zu klagen, um dann diese Rechte in Anspruch 
nehmen zu können.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: „Abzu-
sitzen“! Was haben Sie für ein Menschenbild?)

Nach dem Integrationsbericht von 2015  – vor der 
Grenzöffnung – gehörten 3,2 Millionen der damals ins-
gesamt 4,7 Millionen Muslime nicht zum Wahlvolk. Ins-
gesamt stammten 8 Millionen Bürger aus Nicht-EU-Län-
dern, immerhin 12 Prozent des erwachsenen Wahlvolkes. 
Diese Zahlen sind durch die Grenzöffnung drastisch ge-
stiegen und steigen weiter. Wenn man sich beispielsweise 
vor Augen führt, dass 2016 nach einer Emnid-Umfrage 
47 Prozent der in Deutschland lebenden Türken religiö-
se Gesetze für wichtiger als die weltlichen Regelungen 
unseres Landes hielten und sich 62  Prozent der ersten 
Einwanderungsgeneration als stark religiös bezeichne-
ten, aber schon 72 Prozent der zweiten, dann sieht man, 
wohin die Reise beim Wahlrecht für alle geht.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Christian Wirth (AfD): 
Ja. – Wenn die Altparteien glauben, eine neue Wähler- 

und Mitgliederschicht rekrutieren zu können, werden sie 

ein böses Erwachen erleiden. Der Blick in die Niederlan-
de zeigt, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Sie haben jetzt noch einen Satz.

Dr. Christian Wirth (AfD): 
– dass eher eine Migrantenpartei entsteht, die aus dem 

Stand in den Bundestag einzieht.

Ich komme zum Schluss.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Sie sind jetzt am Schluss. Sie waren 30 Sekunden über 

die Zeit.

(Beifall bei der AfD)

Als Nächstes für die SPD-Fraktion der Kollege 
Dr. Lars Castellucci.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Lars Castellucci (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es lohnt sich, für die Demokratie zu streiten, 
auch zu vorgerückter Stunde, und es lohnt sich auch, hier 
in diesem Haus wiederholt Anträge einzubringen. Das ist 
für mich ein Zeichen von Beharrlichkeit. Das ist eigent-
lich eine politische Tugend, und ich danke dafür, dass 
dieser Antrag heute vorgelegt wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
LINKEN)

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ste-
hen für mehr Demokratie, und wir stehen dem Anliegen, 
das Volk direkt entscheiden zu lassen, sehr offen gegen-
über. Uns ist aber eines wichtig, nämlich nicht das Volk 
und diejenigen, die das Volk repräsentieren – wir hier in 
diesem Haus –,

(Dr.  Rainer Kraft [AfD]: Ganz unwichtig!  – 
Jürgen Braun [AfD]: Das ist die Wahrheit, 
Herr Castellucci!)

gegeneinander auflaufen zu lassen, sondern die Demo-
kratie insgesamt zu stärken. Das muss unser gemeinsa-
mes Anliegen sein, die Demokratie insgesamt zu stärken.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Petra 
Pau [DIE LINKE])

Denn das Volk und diejenigen, die das Volk repräsen-
tieren, gegeneinanderzustellen, das ist das Werk der Po-
pulisten; das haben wir in dem Beitrag, der vor meinem 
stattgefunden hat, wieder einmal gemerkt.

(Beifall bei der SPD)

Das Volk und uns, die das Volk repräsentieren, näher 
zusammenzubringen, ist für mich auch das zentrale Ar-
gument für die Einführung von direkter Demokratie. Ich 
glaube einfach, wenn das Volk am Ende eine Entschei-
dung treffen kann, sind wir in diesem Raum automatisch 
in der Situation, sehr viel intensiver mit der Bevölkerung 

Dr. Christian Wirth 
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in Kontakt zu sein, für unsere Anliegen zu werben, zu 
hören, was die Bürgerinnen und Bürger dazu zu sagen 
haben. Es bringt uns näher zusammen. Diese Nähe und 
dieses Miteinander – Demokratie lebt vom Mitmachen – 
wollen wir fördern. Darauf kommt es an, wenn wir die 
Demokratie in unserem Land erhalten wollen. 

(Beifall bei der SPD)

An dieser Stelle, liebe Frau Pau, haben wir einen 
Unterschied in dem Antrag, den die SPD immer dann 
vorlegt, wenn Sie einen zu diesem Thema vorlegen, 
und dem, den Sie vorgelegt haben. Wir sagen nämlich: 
Wenn ein Volksbegehren erfolgreich war und es zu einem 
Volksentscheid kommen soll, dann kann das Parlament 
Vertreter entsenden, und auch diejenigen, die das Volks-
begehren angestrengt haben, können Vertreter entsenden. 
Beide können dann miteinander verhandeln und viel-
leicht einen Kompromiss aushandeln. Dann wird dieser 
Kompromiss entweder direkt umgesetzt oder zur Abstim-
mung gestellt. Ich finde, das ist Demokratie, dass wir die 
Bevölkerung im Ringen um Kompromisse mitnehmen; 
denn der Kompromiss ist der Kern von Demokratie. 

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte auf den Punkt eingehen, der hier schon kri-
tisch erwähnt worden ist. Wie ist es mit dem Wahlrecht 
für Menschen, die nicht die deutsche Staatsbürgerschaft 
haben? Ich mache mir diesen Punkt, den Sie hier vorge-
schlagen haben, nämlich alle Menschen, die in Deutsch-
land leben, bei der direkten Demokratie einzubeziehen, 
nicht zu eigen. Aber ich verweise darauf, dass die SPD 
dafür ist, dass wir auf kommunaler Ebene anfangen und 
sagen: Auf kommunaler Ebene sollen alle Menschen, die 
in Deutschland regelmäßig leben, das Wahlrecht haben. 
Das gewährt ihnen Teilhabe, und die steht ihnen auch zu.

(Petra Pau [DIE LINKE]: Ein Anfang!)

Ich habe Ihnen das letzte Mal geantwortet, dass die 
Staatsangehörigkeit der Schlüssel ist. Wir sollten also 
dafür werben, dass Menschen, die dauerhaft in diesem 
Lande sind, die Staatsbürgerschaft annehmen und über 
diese Staatsbürgerschaft dann natürlich auch das Recht 
haben, an Wahlen oder der direkten Demokratie teilzu-
haben. Wenn man Ihren Gedanken nimmt und sagt, auch 
diejenigen, die die deutsche Staatsbürgerschaft nicht ha-
ben, sollen wählen dürfen, dann könnte man umgekehrt 
sagen, dann sollen sie aber nicht mehr da wählen dürfen, 
woher sie ursprünglich kommen. Es beschäftigt uns ja 
auch, dass Menschen in diesem Land sind und auch an-
derswo wählen. Dass Wahlkämpfe aus anderen Ländern 
in Deutschland geführt werden, stört uns häufig. Freilich, 
das können wir in diesem Land nicht entscheiden, aber es 
zeigt, dass es sich lohnt, über diese Konstruktion nach-
zudenken. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich denke, da, wo man lebt, wo man Steuern zahlt, wo 
man arbeitet, sollte man voll teilhaben können.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss.

Dr. Lars Castellucci (SPD): 
Dafür werben wir auf kommunaler Ebene. 

Über die Fragen von direkter Demokratie werden wir 
in der Expertenkommission, die die Koalition im Koaliti-
onsvertrag beschlossen hat, miteinander sprechen.

Ich wünsche Ihnen einen guten Abend.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki: 
Vielen Dank. – Als Nächstes für die FDP-Fraktion der 

Kollege Manuel Höferlin.

(Beifall bei der FDP) 

Manuel Höferlin (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Guten Morgen, meine 

lieben Kolleginnen und Kollegen! Bei der direkten De-
mokratie herrscht Nachholbedarf. Ich glaube, viele Men-
schen wollen sich jenseits von Wahlen engagieren. Sie 
wollen Politik unmittelbar mitgestalten. Wenn es um ihr 
direktes Lebensumfeld geht, sind sie auch extrem aktiv 
dafür. Ansonsten wird es bei uns in Deutschland schwie-
rig. Wir sollten das, denken wir, fördern. Wir Freien De-
mokraten haben das in der Vergangenheit immer wieder 
unterstützt.

(Beifall bei der FDP)

Deswegen freut es mich, dass wir heute auch zu dieser 
Stunde über das Thema „direkte Demokratie“ diskutie-
ren können. Wir selbst haben immer wieder Initiativen 
auch hier in diesem Haus eingebracht, um direkte De-
mokratie zu stärken. Man kann das übrigens auch – ich 
habe das an anderer Stelle schon mal gesagt – ganz direkt 
tun, zum Beispiel hier in diesem Haus, indem wir einen 
Unterschied machen, ob es im Petitionsverfahren ge-
schieht oder ob wir eine Bürgerplenarstunde einführen. 
Wir könnten also jenseits von großen Änderungen in der 
Verfassung auch hier in diesem Haus direkte Demokra-
tie einführen und viel einfacher gestalten. Wir sollten das 
auch in Zukunft schneller angehen. 

(Beifall bei der FDP)

Wir sollten aber repräsentative Demokratie und di-
rekte Demokratie nie gegeneinander ausspielen. Es sind 
ergänzende Mittel des Mitgestaltens am Staat. In Ihrem 
Antrag, liebe Freunde der Grünen, 

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Der 
Linken! Die Grünen sind eine andere Partei!)

– entschuldigen Sie: der Linken natürlich; zu dieser Stun-
de musste ich mich einmal versprechen –, haben Sie das 
ein bisschen gegeneinander ausgespielt. Das System der 
repräsentativen Demokratie kann und sollte man auf kei-
nen Fall dagegen ausspielen. 

Wir selbst haben vorgeschlagen  – das haben wir in 
einem Antrag hier gemacht  –, für Volksinitiativen ein 
Quorum von 400 000 Wahlberechtigten vorzusehen. Wir 
haben auch ein Volksbegehren und einen Volksentscheid 
vorgeschlagen. Allerdings haben wir im Unterschied zu 
Ihnen keine absoluten Zahlen festgelegt, sondern einen 

Dr. Lars Castellucci
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bestimmten Anteil der Wahlberechtigten in Prozent. Ich 
glaube, das ist ein adäquates Kriterium. Man sollte nicht 
einfach feste Zahlen zugrunde legen. Das ist mit Sicher-
heit einer der Punkte, die wir besprechen müssen.

Wir haben damals gesagt, 15 Prozent der Wahlberech-
tigten sollten zustimmen, um einem Volksentscheid zum 
Erfolg zu verhelfen. Ich glaube, das ist ein angemessenes 
Kriterium. Sie schlagen vor, dass 1 Million Wahlberech-
tigte – mal ganz abgesehen davon, dass Sie Wahlberech-
tigte anders definieren  – ausreichen sollten, um einem 
Volksentscheid zum Erfolg zu verhelfen. Ich glaube, das 
ist für etwas, was letztlich das Äquivalent zu einem Ge-
setz hier im Deutschen Bundestag ist, keine geeignete 
Messlatte, gerade auch, wenn man sich vor Augen führt, 
wie hoch die Zahl der Wahlberechtigten ist, die einer 
Mehrheit im Bundestag entspricht.

Wir sind nach wie vor der Meinung und unterstützen 
die grundsätzliche Auffassung, dass wir mehr direkte De-
mokratie brauchen. Ich teile die Auffassung, die hier ver-
treten wurde, dass es dazugehört, die Bürger, die Men-
schen ernst zu nehmen, wenn sie sich im Rahmen der 
direkten Demokratie einbringen. 

Ich glaube aber, Sie haben Ihrem Antrag keinen Gefal-
len getan, indem Sie die Stärkung der direkten Demokra-
tie mit Veränderungen beim Kreis der Wahlberechtigten 
verbunden haben. Damit erweisen Sie Ihrem Anliegen 
einen Bärendienst, weil dadurch eine zweite Debatte aus-
gelöst wird. Sie sollten darüber nachdenken, ob Sie das 
nicht im weiteren Verfahren ändern wollen.

Liebe Freunde von der SPD, ein letztes Wort zum The-
ma „Bürger ernst nehmen“; ich glaube, das ist ein guter 
Punkt. Wenn SPD, Grüne und Linke heute über das An-
liegen des Volksentscheids zum Flughafen Tegel so ent-
schieden haben, wie sie es getan haben, leisten Sie Volks-
entscheiden und direkter Demokratie in Wahrheit einen 
Bärendienst. Wenn ein Volksentscheid in Berlin mit einer 
solchen Mehrheit für die Offenhaltung eines Flughafens 
plädiert und Sie mit einer solchen Ignoranz im Parlament 
dagegen abstimmen, dann tun Sie damit genau das Ge-
genteil von dem, was Sie heute hier gesagt haben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Nächste Rednerin: Canan Bayram, Bündnis  90/Die 

Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Auch wir unterstützen das Anliegen bzw. das 
Ziel der Gesetzes- und der Verfassungsänderung, die Die 
Linke hier heute eingebracht hat, mehr direkte Demokra-
tie neben dem bestehenden System der repräsentativen 
Demokratie einzuführen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Aber das genügt noch nicht: Neben der direkten Demo-
kratie ist uns, Bündnis 90/Die Grünen, besonders wich-
tig, mehr Bürgerbeteiligung einzuführen, und das könn-
ten wir auch ohne eine Verfassungsänderung machen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In dem Entwurf – das haben meine Vorredner schon 
gesagt – gibt es verschiedene Aspekte, die man nicht alle 
abschließend darstellen kann. Deswegen will ich mich 
auf einige beschränken.

Der Schutz der Minderheiten, der immer in Gefahr 
ist – das ist Teil der Debatte zur direkten Demokratie –, 
muss gewährleistet werden. Jetzt wurde hier kritisiert, 
dass Die Linke vorschlägt, dass es im Vorfeld eine Kon-
trolle geben soll, die zum Gegenstand hat, Minderhei-
ten zu schützen, damit keine Vorlagen zur Abstimmung 
gestellt werden, deren Annahme zur Folge hätte, dass 
Rechtsgrundsätze wie der Schutz der Minderheiten über 
Bord geworfen werden. Dass eine solche Vorkontrolle 
durchgeführt wird, ist ein Anliegen, das wir ausdrück-
lich unterstützen. Das soll davor schützen, dass mit der 
Einführung der direkten Demokratie die Grundordnung 
unserer Verfasstheit infrage gestellt wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Auch beim Wahlrecht für Nicht-EU-Bürgerinnen und 
-Bürger sind wir vom Bündnis 90/Die Grünen der An-
sicht: Es muss mehr gemacht werden. Wir haben aktuell 
eine Diskriminierung im Wahlrecht. Menschen, die teil-
weise ihr ganzes Leben in diesem Land verbringen, wer-
den bei Entscheidungen, von denen sie betroffen sind, 
nicht gefragt. Sie können nicht mitgestalten. 

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Dann sollen 
sie deutsche Staatsbürger werden!)

Das ist ein Zustand, der uns alle besorgt machen sollte 
und den wir verändern wollen. Auch da haben Sie die 
Unterstützung meiner Fraktion.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Ich komme zu einer abschließenden Bewertung. Wir 
haben seit vielen Jahren ähnliche Anträge eingebracht. 
Man muss sich schon ein Stück weit fragen: Haben wir 
eine verfassungsändernde Mehrheit, oder wie gehen 
wir sozusagen auf das Ziel zu, tatsächlich mehr direkte 
Demokratie und Verbesserungen im Wahlrecht zu errei-
chen? 

Da muss man sagen: Der Antrag für sich genommen – 
das kann ich schon prognostizieren – wird wahrschein-
lich mit der Mehrheit dieses Hauses abgelehnt werden. 
Aber damit wollen wir uns nicht begnügen. Wir sagen: 
Wir sind bereit, mit allen, die dazu willens sind, eine 
Debatte zu führen über die Wege, wie wir tatsächlich zu 
mehr Demokratie im Sinne von zusätzlicher repräsentati-
ver und direkter Demokratie kommen.

(Karsten Hilse [AfD]: Dann stimmen Sie 
unserer Enquete-Kommission zu!)

Manuel Höferlin
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Wir wollen unsere Demokratie lebendiger gestalten. 
Aber ich glaube nicht, dass es mit diesem Antrag getan 
ist. Vielmehr brauchen wir eine Debatte im ganzen Haus 
darüber, ob es tatsächlich mit einer Kommission gelingen 
kann. 

(Karsten Hilse [AfD]: Enquete-Kommission!)

Wir sind gerne bereit, die entsprechenden Debatten zu 
führen, aber es muss klar sein, dass wir mit Blick auf 
das Ziel „mehr direkte Demokratie“ nicht zu dem Er-
gebnis kommen dürfen, dass dadurch mehr Ausgrenzung 
passiert. Das ist der Grund, warum wir seinerzeit den 
AfD-Antrag hier eher ablehnend behandelt haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: Welche Ausgrenzung 
denn?)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Mario Mieruch. – 

Ich sehe ihn nicht. Ist er im Saal? – Das ist nicht der Fall. 
Er hatte seine Chance.

Dann ist der nächste Redner Michael Kuffer von der 
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Kuffer (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Das An-

liegen der Linken hinsichtlich mehr direkter Demokratie 
halte ich für richtig. Ich habe die Sorge, dass im Verhält-
nis zwischen den Bürgerinnen und Bürgern auf der einen 
Seite und der Politik auf der anderen Seite, gelinde ge-
sagt, der Funke nicht mehr überspringt. Ich glaube, die-
sen Befund kann man nicht wegdiskutieren, auch nicht 
den, dass beide Seiten über weite Strecken ganz unter-
schiedliche Sprachen zu sprechen scheinen.

Wenn man sich die Wahlbeteiligungen anschaut, wenn 
man sich einzelne Wahlen anschaut, bei denen die Wahl-
beteiligung unter 50 Prozent liegt, also mehr als die Hälf-
te der Wahlberechtigten die Veranstaltung boykottiert, 
dann glaube ich auch, dass es nicht ausreicht, dass wir 
uns alle Jubeljahre zu den Wahlen treffen, und ansonsten 
war es das gewesen.

Ich bin auch der Meinung, dass wir – passt auch zur 
Uhrzeit – eine Art Weckruf brauchen, 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP)

der beide Seiten dazu zwingt, sich stärker miteinander zu 
beschäftigen. 

(Zuruf von der LINKEN: Na, dann stimmt 
doch zu!)

Die Parlamentarier wären stärker gezwungen, ihre Poli-
tik zu erklären, auch zwischen den Wahlen. Aber ich will 
dazu sagen: Auch die Menschen draußen im Land wären 
stärker gezwungen, sich mit den Dingen zu beschäftigen, 
mit denen wir uns hier beschäftigen und an denen teilge-
nommen werden sollte. Die direkte Demokratie ist eine 

Bringschuld in dem Sinne, dass man sich mit den Dingen 
auseinandersetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Für diesen Weg, Kolleginnen und Kollegen, tritt im 
Ziel die CSU auch konsequent ein. 

(Zuruf von der AfD: Das glaube ich nicht!)

Wenn Sie sich den Bayernplan anschauen: Dort haben 
wir die Beteiligungsgarantie festgeschrieben. Wir haben 
den Bürgerinnen und Bürgern unser Wort gegeben, dass 
wir für den weiteren Ausbau der Partizipationsmöglich-
keiten eintreten. Wir sind in Bayern mit einer ganzen 
Reihe von Beteiligungsmöglichkeiten auf Landesebene 
und auf kommunaler Ebene gut gefahren; ich glaube, das 
haben wir eindrucksvoll unter Beweis gestellt. Sprechen 
Sie mit den Leuten draußen im Land darüber. Uns sagen 
die Menschen: Es ist zu einer Beschleunigung gekom-
men, und es ist zu einer Befriedung gekommen. Voraus-
setzung dafür ist aber, dass das gut gemacht ist.

Damit komme ich zu dem Punkt, dass wir Erfah-
rungen auf Landes- und Bundesebene nicht über einen 
Kamm scheren können. Es gibt Anlass, sich auf Bundes-
ebene sehr viel feiner damit auseinanderzusetzen, sich 
ausführlich mit der Frage zu beschäftigen, welche In-
strumente hilfreich sind und welche eher kontraproduk-
tiv sind. Wir haben auf Bundesebene nun mal Auseinan-
dersetzungen, die sehr viel grundsätzlicher strukturiert 
sind. Ich glaube, dass wir Schiffbruch erleiden würden, 
wenn beispielsweise politische Parteien über die Hinter-
tür plebiszitärer Elemente außerparlamentarische Oppo-
sition machen könnten. Ich glaube auch, dass komplexe 
Materien es nicht erlauben, dass es, heruntergebrochen 
auf eine einzelne Fragestellung, Verflachungen gibt. Teil-
weise sind auch einfach Erfindungen unterwegs. Wenn 
ich mir die Debatten über das bayerische Polizeiaufga-
bengesetz in den letzten Wochen anschaue, dann wird 
mir himmelangst bei der Vorstellung, dass man auf eine 
solche Stimmung am Ende Beteiligungen aufbauen soll, 
obwohl in weiten Teilen keine Bereitschaft da ist, sich 
mit den Details zu beschäftigen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Marianne Schieder [SPD]: Eben schon!)

Damit schließt sich der Kreis: Es ärgert mich, dass 
Sie dieses an sich wichtige Thema durch Ihren Entwurf 
verflachen. Sie verknüpfen wahllos politische Vorhaben, 
die in keinem Zusammenhang miteinander stehen, und 
Sie gehen wieder in die ideologische Falle der urlinken 
Träumereien, indem Sie versuchen, die Abstimmungsbe-
rechtigung von der Staatsbürgerschaft zu entkoppeln. Ich 
sage Ihnen: Das weisen wir entschieden zurück.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Kommen Sie bitte zum Ende.

Michael Kuffer (CDU/CSU): 
Ein letztes Wort noch zum Vorwurf der Diskriminie-

rung: Man kann ja wohl wirklich nicht von Diskriminie-
rung sprechen. Wenn jemand, so wie Sie es ausdrücken, 

Canan Bayram 
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ein ganzes Leben lang in diesem Land lebt, dann hat er 
ohne Weiteres die Möglichkeit, die Staatsbürgerschaft zu 
erwerben, damit seine Bindung zu diesem Staat auszu-
drücken, sich zu bekennen und sich dann auch an den 
Abstimmungen zu beteiligen. Sie greifen völlig daneben. 
Schade, dass Sie dieses Thema verflachen und letzten 
Endes zerstreuen. 

(Renate Künast [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Rede haben Sie schon 1970 gehal-
ten!)

Ich wünsche mir eine sinnvolle Debatte, eine ausführli-
che Debatte in diesem Haus.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Kommen Sie jetzt bitte zum Ende.

Michael Kuffer (CDU/CSU): 
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Helge Lindh von 

der SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Helge Lindh (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Weiterhin gilt: Demokratie ist und bleibt keine Zuschau-
erveranstaltung. Wir alle hier, drinnen und draußen, ste-
hen auf der Bühne, und wir spielen tagtäglich um unser 
freiheitliches Leben in dieser Demokratie, sei es mit In-
strumenten der indirekten, sei es mit Instrumenten der di-
rekten Demokratie. Weiterhin gilt auch, dass jede ernst-
hafte Debatte über die Stärkung der Demokratie per se 
eine gute Debatte ist. 

Holen wir uns – das meine ich jetzt sehr ernst – diese 
Demokratie zurück. Ich habe den Eindruck, dass wir in 
den letzten Jahren, in den letzten Monaten, in den letzten 
Wochen manchmal den Diskurs und das Agendasetting 
allzu sehr denen überlassen haben, auch hier im Parla-
ment, die mit den Mitteln der Demokratie ebendiese De-
mokratie infrage stellen, und das darf nicht sein.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Manuel 
Höferlin [FDP] und Abg. Jürgen Braun [AfD])

Das ist die entscheidende Frage einer wehrhaften De-
mokratie. Wir – ich spreche jetzt im Namen der Liebha-
berinnen und Liebhaber der Demokratie  – müssen viel 
lauter sein. Wir müssen endlich viel lauter sein als die 
Gegner der Demokratie.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Dr.  Kirsten Kappert-Gonther [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zuruf von der AfD: 
Als die SPD?)

Erlauben Sie mir an dieser Stelle einmal sozialdemo-
kratisches Selbstlob. Das ist sicherlich gestattet; denn 
man kann Sozialdemokraten so manches vorwerfen, aber 

sicher nicht einen Mangel an Selbstkritik und ein Über-
maß an Selbstlob.

(Karsten Hilse [AfD]: Doch!)

Wir haben das Dreiklassenwahlrecht abgeschafft, wir ha-
ben für das Frauenwahlrecht gekämpft, für das Wahlrecht 
ab 18 Jahren, und wir haben – mein Kollege Castellucci 
erwähnte es schon – fast genau vor fünf Jahren zwei noch 
detailliertere Gesetzentwürfe zur direkten Demokratie 
eingebracht. Wir haben diese Vorarbeit geleistet, und das 
war notwendig.

Gleichwohl sehen wir auch, dass mit der direkten De-
mokratie auch eine Janusköpfigkeit verbunden ist. Das 
liegt nicht an dem Instrument der direkten Demokratie 
als solcher, sondern an den Fragen ihrer Instrumentalisie-
rung und an den Überzeugungen sowie der Haltung, die 
damit verbunden sind. Um es deutlich zu sagen: Wenn 
Plebiszite populistisch missbraucht werden, um damit 
die repräsentative Demokratie verächtlich zu machen 
und Minderheitenschutz sowie Grundrechte zu schleifen, 
dann stärkt diese Form falscher direkter Demokratie alles 
Mögliche, aber nicht die Demokratie.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb kommt es – ich wiederhole mich –

(Karsten Hilse [AfD]: Stimmt, Sie wiederho-
len sich!)

auf das Setting, die politische Bildung im Vorfeld und 
die Haltung an. Das wurde mir besonders vor ein paar 
Wochen durch einen Schüler einer Besuchergruppe deut-
lich. Er saß eine Stunde oben auf der Tribüne, schaute 
sich unser Spektakel an und äußerte Folgendes: Hier sit-
zen ja nur lauter Weißköpfe. – Er war arabischstämmig 
und wies darauf hin, dass ein Teil der Bevölkerung dieses 
Landes nicht hinreichend repräsentiert ist, und er hatte 
recht. Das ist aber keine Aufgabe im Zusammenhang mit 
der direkten Demokratie, sondern das ist eine Aufgabe 
für uns, im Zusammenhang mit der repräsentativen De-
mokratie.

(Beifall der Abg. Dagmar Ziegler [SPD])

Ich gehe noch weiter – vorhin kam ja die Vorlage, und 
ich muss sie aufgreifen –: Hier, in diesem Hohen Hause, 
finden wir ein Kunstwerk von Hans Haacke. Da steht: 
„Der Bevölkerung“.

(Beifall der Abg. Dr.  Eva Högl [SPD]  – 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: So ist 
das!)

Wer ist denn die Bevölkerung? 

(Jürgen Braun [AfD]: Alle, die ihr einladet!)

Was ist mit denen, die vor Generationen gekommen 
sind? Was ist mit denen, die vor vielen Jahren, vor eini-
gen Jahren oder jetzt gekommen sind? 

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Dann müssen 
sie Staatsbürger werden!)

Wir verbringen sehr viel Zeit damit, zu erklären, wer in 
dieses Land darf oder nicht darf. Was ist aber mit denen, 
die hier schon sind, die hier leben? Welche Vorstellung 

Michael Kuffer 
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haben wir von ihrem Verhältnis zur Demokratie, von ih-
ren Zugängen zu politischer Bildung? 

Ich habe in den letzten Jahren unzählige Stunden da-
mit verbracht, über vermeintliche und tatsächliche No-
go-Areas zu diskutieren. Ich glaube, es wäre auch mal an 
der Zeit, dass wir über die No-vote-Areas dieses Landes 
sprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Es gibt ganze Stadtteile, in denen demokratische Wil-
lensbildung nicht mehr stattfindet.

(Beifall bei der AfD: Doch, die wählen 
Erdogan!)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Kommen Sie bitte zum Ende, Herr Kollege.

Helge Lindh (SPD): 
Wenn wir sie uns angucken, dann sehen wir, dass die-

se vermeintlichen oder tatsächlichen No-go-Areas und 
die No-vote-Areas häufig deckungsgleich sind.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Herr Kollege.

Helge Lindh (SPD): 
Wenn uns diese Demokratie und ihre Grundwerte 

kostbar sind, Herr Präsident, und wenn wir dieses Land 
lieben, was ich tue – und Sie, denke ich, auch –, dann ist 
es, glaube ich, unser aller Aufgabe, im Ringen um Demo-
kratie – mit direkter und indirekter Demokratie – dafür 
zu kämpfen, dass diese No-vote-Areas endlich von der 
Landkarte verschwinden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Axel Müller für 

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Axel Müller (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren Kolleginnen und Kollegen! Im Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland finden sich nur weni-
ge Elemente der direkten Demokratie. Ausschließlich 
Artikel  29 Grundgesetz sagt dazu etwas aus. Bei einer 
Neugliederung des Bundesgebietes gibt es nämlich ein 
Bundesgesetz, das dann durch einen Volksentscheid be-
stätigt werden soll. 

Auch wir von der Regierungskoalition sind daher zu 
der Überzeugung gekommen, dass wir mit Blick auf 
eine geforderte erhöhte Akzeptanz in der Bevölkerung 
Überlegungen anstellen müssen, wie wir mehr direkte 
Demokratie in das Grundgesetz aufnehmen können, wie 

es einzelne Landesverfassungen ja auch vorsehen. Daher 
werden wir – das ist heute von einem der Vorredner schon 
gesagt worden  – eine Expertenkommission einsetzen, 
die Vorschläge erarbeiten soll, ob und in welcher Form 
unsere bewährte  – ich betone: bewährte  – parlamenta-
risch-repräsentative Demokratie durch weitere Elemente 
der Bürgerbeteiligung noch gestärkt werden kann.

Ihr Antrag, meine Damen und Herren von den Lin-
ken, geht jedoch zu weit. Er sprengt den Rahmen unse-
res Grundgesetzes. Mal ganz abgesehen davon, dass er 
ein sehr kompliziertes Verfahren von Volksinitiative, 
Volksbegehren, Volksentscheid und Volksabstimmung 
vorsieht, das doch ganz sperrig und bürgerunfreundlich 
daherkommt, beinhaltet er auch noch Wahlmänner bzw. 
Vertrauensleute, die doch mit einer etwas merkwürdigen 
und nicht besonders hohen demokratischen Legitimation 
ausgestattet sind.

Ja, es geht Ihnen in Wirklichkeit um etwas ganz ande-
res – das wurde von Vorrednern bereits betont –: Sie wol-
len sich ein neues Wahlvolk zusammenstellen. Um es frei 
nach Bertolt Brecht zu sagen: Sie wollen das Volk gleich 
selbst zusammenstellen und aussuchen.  – Dazu wollen 
Sie den Kreis der Wahlberechtigten, wie ihn Artikel 38 
Grundgesetz vorsieht, dahin gehend abändern, dass bei 
solchen Volksabstimmungen künftig nicht nur deutsche 
Staatsangehörige, sondern auch ausländische Staatsange-
hörige wahlberechtigt sein sollen. Dies gilt dann, wenn 
sie seit fünf Jahren in der Bundesrepublik Deutschland 
eine Wohnung haben oder ein dauerhaftes Aufenthalts-
recht besitzen. Das heißt, es reicht schon aus, wenn ich 
eine Wohnung mein Eigentum nenne, unabhängig davon, 
ob ich hier wirklich lebe. 

(Zuruf der Abg. Marianne Schieder [SPD])

Das reicht nach Ihrem Antrag aus.

Da muss man schon sagen: Wenn man keine Steuern 
zahlt, wenn man sich in dieser Bundesrepublik Deutsch-
land nicht in den Arbeitsprozess einbringt und am gesell-
schaftlichen Leben teilnimmt, aber seit über fünf Jahren 
über ein Immobilieneigentum verfügt, ist man abstim-
mungsberechtigt. 

(Zuruf von der LINKEN)

Damit ignorieren Sie natürlich auch die ständige Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts, wonach eben 
nur der deutsche Staatsangehörige wahlberechtigt ist, 
weil das Volk im Sinne des Artikels 20 Absatz 2 Grund-
gesetz das deutsche Staatsvolk ist, das in Artikel  116 
Grundgesetz abgebildet ist.

(Beifall bei der AfD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, so wie es 
der Kollege Amthor gesagt hat: Das deutsche Volk als 
verfassungsgebende Gewalt hat sich das Grundgesetz 
gegeben, so wie es im Grundgesetz in der Präambel fest-
geschrieben ist. 

Ihre bisherige Antragspraxis, meine Damen und 
Herren von den Linken, unterstreicht meine Behaup-
tung; denn in Ihren Anträgen aus der 14., 15., 16. und 
17.   Wahlperiode haben Sie diese Ausweitung nicht 

Helge Lindh 
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vorgenommen. Jetzt auf einmal, wo Ihnen offenbar die 
Mehrheiten nicht ausreichen, kommen Sie auf diese Idee.

Ich komme gleich zum Schluss, möchte aber noch 
eins hinzufügen: Nach Ihren Ausführungen könnte sogar 
ein Nichtunionsbürger über den Verbleib Deutschlands 
in der Europäischen Union abstimmen; denn mit der 
von Ihnen vorgeschlagenen Änderung des Artikels  38 
Absatz  2  – ihn nennen Sie in Ihrem Antrag ausdrück-
lich – wollen Sie erreichen, dass ausländische Staatsan-
gehörige über einen Verbleib in überstaatlichen Einrich-
tungen abstimmen können. Überspitzt formuliert könnte 
der englische Brexit-Befürworter, der seit fünf Jahren in 
Deutschland Immobilieneigentum hat, über den Verbleib 
Deutschlands in der Europäischen Union abstimmen.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Axel Müller (CDU/CSU): 
Es bleibt mir nur, einen Appell, wenngleich er ange-

sichts der fortgeschrittenen Zeit verhallen mag, an die 
Wählerinnen und Wähler zu richten: Wenn Sie bei der 
letzten Bundestagswahl für Die Linke gestimmt haben, 
meine Damen und Herren, dann suchen Sie sich jetzt an-
dere Repräsentanten.

(Zuruf des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 19/16 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es ander-
weitige Vorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf:

Erste Beratung des von den Abgeordneten Ulle 
Schauws, Katja Keul, Sven Lehmann, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion BÜNDNIS  90/
DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Anpassung der abstammungs-
rechtlichen Regelungen an das Gesetz zur 
Einführung des Rechts auf Eheschließung für 
Personen gleichen Geschlechts

Drucksache 19/2665 
Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f)	  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt die Kollegin 
Ulle Schauws von Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Vor knapp einem Jahr haben wir hier im Deut-
schen Bundestag die Ehe für alle verabschiedet, eine 
Sternstunde der parlamentarischen Demokratie. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Karsten Hilse [AfD])

Viele Menschen in diesem Land haben sich mit den 
Lesben und Schwulen darüber gefreut, dass ihnen für 
ihre Liebe endlich die gleiche Anerkennung zuteilwird 
wie heterosexuellen Paaren. Auch deshalb sind wir hier 
seit acht Monaten um etliche glückliche Ehepaare rei-
cher. Ich kann nur sagen: Das ist doch wunderbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber nicht alle rechtlichen Nachteile hat die Ehe für 
alle beseitigt. Vor allem die Regenbogenfamilien  – in 
95 Prozent lesbische Paare mit Kindern – sind von die-
sen Nachteilen betroffen. Die aktuelle Rechtslage stellt 
Kinder, die in gleichgeschlechtliche Ehen oder Partner-
schaften hineingeboren wurden, schlechter. Ihnen fehlt 
die Rechtssicherheit durch zwei Elternteile. Lesbischen 
Paaren wird die Möglichkeit verwehrt, von der Geburt 
des Kindes an gemeinsam die Sorge zu übernehmen. Das 
wollen wir ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Fakt ist: Wenn 
ein Kind in eine heterosexuelle Ehe geboren wird, hat 
es automatisch zwei rechtliche Elternteile. Es ist damit 
doppelt abgesichert, auch bei Trennung oder Tod eines 
Elternteils. Und der Ehemann ist automatisch der recht-
liche Vater des Kindes, wobei keine Rolle spielt, ob er 
tatsächlich der biologische Vater ist. 

Wenn ein Kind hingegen in eine gleichgeschlechtli-
che Ehe hineingeboren wird, hat das Kind automatisch 
nur einen rechtlichen Elternteil: die leibliche Mutter. 
Die Ehefrau kann nicht als zweiter rechtlicher Elternteil 
alle Sorgen und Pflichten für das Kind von Anfang an 
übernehmen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Re-
gelung widerspricht dem Kindeswohl. Sie widerspricht 
auch dem Gleichbehandlungsgrundsatz aus Artikel  3 
Grundgesetz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und sie ist ungerecht für alle Kinder, die in eine gleich-
geschlechtliche Partnerschaft hineingeboren wurden. 
Diese Diskriminierung wollen wir beenden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Stiefkindadoption ist die bislang einzige Mög-
lichkeit, durch die Kinder in einer gleichgeschlechtlichen 
Ehe zwei rechtliche Elternteile bekommen können. Aber 
sie ist aufwendig und ein oft sehr langwieriger Prozess. 
Und was die wenigsten wissen: Lesbische Ehepaare, die 
gemeinsam Verantwortung und Sorge für ein Kind über-
nehmen wollen, müssen sich zuvor gegenüber dem Ju-
gendamt offenbaren: über ihren Gesundheitszustand, ihre 

Axel Müller 
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Vermögensverhältnisse, ihren polizeilichen Leumund 
etc. pp. Und das belastet Regenbogenfamilien enorm. 

(Zuruf von der AfD: Was ist denn mit den 
Männern, mit den gleichgeschlechtlichen?)

Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle wissen: 
Eltern, egal in welcher Konstellation, wünschen sich Si-
cherheit für ihr Kind. Und die wollen wir ermöglichen. 
Darum geht es hier.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Wir Grünen sind mit unserem Vorschlag zur Anpas-
sung des Abstammungsrechts nicht allein. Der Deutsche 
Juristentag empfiehlt dies seit 2016. Der Arbeitskreis Ab-
stammungsrecht im Justizministerium hat dies ebenfalls 
empfohlen. Und die Länder haben dazu letzte Woche auf 
der Konferenz der Justizminister einen ersten Vorstoß 
gemacht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Familienkons-
tellationen in unserem Land sind bunt. Dazu passt kein 
Familienrecht, das nur Schwarz-Weiß bereithält. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Jede dritte Familie, in denen Minderjährige leben, ist 
nichtehelich: eine alleinerziehende Person mit Kind, eine 
Patchworkfamilie oder eine Regenbogenfamilie. Es ist 
an der Zeit, das Familienrecht zu modernisieren,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

und zwar so, dass es zu den tatsächlichen Bedürfnissen 
von modernen, vielfältigen Familien passt. Wenn Kinder 
Eltern haben, die verbindlich Sorge und Verantwortung 
übernehmen, dann ist das gut. Soziale Eltern, elterliche 
Mitverantwortung und Regenbogenväter stärken und 
besserstellen: Das muss der nächste Schritt sein.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ein Staat, der nicht vorschreibt, wie Menschen Familie 
leben, sondern ihnen das Leben leicht macht, das ist un-
sere Perspektive.

Ich freue mich auf die Beratungen und wünsche noch 
eine angenehme Nacht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Mechthild Heil, 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mechthild Heil (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Guten Morgen erst einmal!

(Zurufe: Guten Morgen!)

Für Eltern muss gesetzlich klar geregelt sein, welche 
Rechte und Pflichten sie in Bezug auf ihre Kinder haben, 
und zwar für alle Eltern: für die traditionellen Familien 
genauso wie für die in gleichgeschlechtlichen Ehen und 
auch in allen Fällen, in denen die Kinder nicht auf natür-
lichem Wege gezeugt wurden. Das muss der Gesetzgeber 
im 21. Jahrhundert leisten können. Genau deshalb haben 
wir im Koalitionsvertrag vereinbart – ich zitiere –:

Im Hinblick auf die zunehmenden Möglichkeiten 
der Reproduktionsmedizin und Veränderungen in 
der Gesellschaft werden wir Anpassungen des Ab-
stammungsrechts … prüfen.

Die Grünen bringen nun sehr kurzfristig einen Ge-
setzentwurf ein, der sich gesondert mit einem einzigen 
Teilbereich dieser schwierigen Thematik befasst. Die 
Problemstellung ist nachvollziehbar, und sie wird auch 
im Gesetzentwurf zutreffend geschildert. Bei zwei – so 
sagen Sie  – miteinander verheirateten Frauen hat die 
Partnerin, die das Kind nicht geboren hat, keine recht-
liche Elternschaft, solange kein Adoptionsverfahren er-
folgreich durchgeführt wurde. Der Gesetzentwurf weist 
darauf hin, dass diese klassischen Adoptionsverfahren 
einen großen Aufwand darstellen und dass dabei Unterla-
gen verlangt und Prüfungen durchgeführt werden, die für 
eine Ehe zwischen zwei Partnerinnen weder angemessen 
noch notwendig seien. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, ich 
kann diese Punkte wirklich sehr gut nachvollziehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Umso erstaunter bin ich aber darüber, in welcher Form 
Sie diese Thematik jetzt einbringen. Das erweckt bei mir 
den Verdacht, dass es sich mehr um einen Schaufenster-
gesetzentwurf handelt. 

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Hört! Hört! – 
Sören Pellmann [DIE LINKE]: Macht ihr gar 
nicht so etwas!)

Ich begründe Ihnen das auch sehr gerne. Sie greifen aus-
schließlich die Problematik zweier miteinander verheira-
teter Frauen und deren Kinder heraus.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die sind auch benachteiligt!)

Was ist denn mit den verheirateten Männern?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD  – Dr.  Franziska Brantner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Kann denn ein Mann 
selbst ein Kind gebären?)

Was ist mit den Themen Mehrelternschaft und Eltern-
schaftsvereinbarung? Wie wollen Sie die Fragen, die 
sich aus der Reproduktionsmedizin sonst noch ergeben, 
lösen? Das alles sind Themen, die die Grünen in der 
Vergangenheit auch bewegt haben. In Ihrer Gesetzesbe-
gründung schreiben Sie dann selber, dass es im Fami-
lienrecht insgesamt in dieser Hinsicht einiges zu klären 
gibt, behaupten aber, dass dieses eine Thema besonders 
vordringlich sei.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

Ulle Schauws
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Nur eine schlüssige Begründung, warum das so sein soll, 
bleiben Sie in Ihrem Gesetzentwurf schuldig. 

(Ulle Schauws [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn Sie mir zugehört hätten, wüssten 
Sie es jetzt!)

Ich bin der Überzeugung, dass das im Koalitionsver-
trag Vereinbarte richtig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ja, wir müssen Anpassungen im Abstammungsrecht und 
weitere Alternativen sorgfältig prüfen, damit wir mit 
der Entwicklung in Deutschland Schritt halten können 
und jede Eltern-Kind-Beziehung rechtlich klar geregelt 
ist. Eine singuläre Gesetzesänderung bringt vielleicht 
schnellen Applaus bei den einzelnen Interessengruppen, 
kann aber für die Sache insgesamt sogar eher schädlich 
sein. Ich finde, das ist der langen Arbeit der Grünen auf 
diesem Gebiet nicht würdig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU so-
wie des Abg. Dr. Karl-Heinz Brunner [SPD])

Auch in der Sache wirkt Ihr Gesetzentwurf ein we-
nig wie mit der heißen Nadel gestrickt. Sie übertragen 
im Wesentlichen alle Regelungen, die bisher für das Ab-
stammungsrecht bei einer Ehe zwischen Mann und Frau 
gelten, nahezu wortgleich auf eine Ehe zwischen zwei 
Frauen. Okay, das klingt im ersten Augenblick nach fai-
rer Gleichbehandlung, 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gleichstellung!)

offenbart aber bei genauerem Hinsehen erhebliche 
Schwierigkeiten, die das Potenzial haben, neue Unge-
rechtigkeiten zu schaffen. Wenn Sie Biologie und Gene-
tik als Basis des Abstammungsrechtes teilweise verlassen 
wollen, wenn also in Ihrem Fall eine Frau automatisch 
mit der Geburt Elternteil, also zweite Mutter, werden 
soll, die genetisch mit dem Kind gar nicht verwandt ist, 

(Dr.  Franziska Brantner [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist bei Vätern auch keine 
Pflicht! Nicht jeder Ehemann ist der Vater!)

dann müssen Sie schon sehr genau hinschauen, damit 
das angemessen juristisch lösbar ist und nicht zu Merk-
würdigkeiten führt, falls es sich auf dem Wege des Ab-
stammungsrechts überhaupt sinnvoll lösen lässt, was zu 
prüfen wäre.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Doch!)

Ich möchte nur ein Beispiel der sich aus Ihrem Gesetz-
entwurf ergebenden neuen Ungleichheiten herausgreifen. 
Sie wollen demnach der Frau, die nach Ihrem Gesetzent-
wurf mit der Geburt des Kindes automatisch auch Mutter 
wird, weil sie mit der biologischen Mutter verheiratet ist, 
das Recht geben, diese Mutterschaft innerhalb von sechs 
Monaten anzufechten. Bei einem Ehemann ist ein Recht 
auf Anfechtung der Vaterschaft deshalb begründet, weil 
der Verdacht bestehen kann, dass es sich gegebenenfalls 
bei ihm doch nicht um den biologischen Vater des Kin-
des handelt. Denn weil das Gesetz davon ausgeht, dass 
der Ehemann im Allgemeinen der biologische Vater ist, 

wird er automatisch mit der Geburt der rechtliche Va-
ter. Mit der Anfechtung erhält er die Möglichkeit, diese 
Vermutung des Gesetzes zu widerlegen. Die Ehefrau in 
einer gleichgeschlechtlichen Ehe ist aber keinesfalls mit 
dem Kind biologisch verwandt. Wenn Sie diese Ehefrau 
mit Ihrem Gesetzentwurf nun automatisch zur zweiten 
Mutter machen wollen, dann kann es kein Anfechtungs-
recht gleicher Art wie bei einem Ehemann geben; denn 
es kann keinen Zweifel an einer biologischen Verwandt-
schaft geben, der ein Anfechtungsgrund sein könnte. Für 
Väter und Mütter einer klassischen Ehe ist übrigens das 
Anfechtungsrecht bei Samenspenden schon heute gesetz-
lich sogar ausdrücklich ausgeschlossen, weil der Anfech-
tungsgrund einer Unklarheit in diesem Fall entfällt. 

Dass Sie vor diesem Hintergrund an Ihrer Lösung sel-
ber Zweifel haben, zeigt Ihre Gesetzesbegründung. 

(Ulle Schauws [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Das haben Sie, glaube ich, nicht ver-
standen!)

Sie wollen darin begründen, warum der zweiten Mut-
ter nur eine Anfechtungsfrist von sechs Monaten zuste-
hen soll, während Väter eine Anfechtungsfrist von zwei 
Jahren haben, nachdem sie von Umständen erfahren, 
die gegen ihre Vaterschaft sprechen. Sie stellen in Ihrer 
Gesetzesbegründung aber einfach nur fest, dass eine An-
fechtungsfrist von sechs Monaten eingeräumt wird, und 
dann wörtlich: „Eine längere Überlegungsfrist ist nicht 
notwendig.“ 

Das ist doch keine Begründung, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von den Grünen. Warum ein Anfechtungs-
recht für einen an seiner Vaterschaft zweifelnden Ehe-
mann und, wenn schon, warum dann mit deutlich kürze-
rer Anfechtungsfrist als für einen Ehemann? Sie drücken 
sich damit um die Begründung für etwas, was sich aus 
Gleichbehandlungsgesichtspunkten schwer begründen 
lässt.

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Mechthild Heil (CDU/CSU): 

Gerne. – Im Endeffekt wissen Sie doch auch – deshalb 
haben Sie vielleicht ein schlechtes Gewissen –, dass Sie 
mit diesem schwer zu begründenden Anfechtungsrecht 
für die zweite Mutter ein optionales Wahlrecht schaffen 
würden, ob sie qua Geburt Mutter des Kindes ihrer Part-
nerin sein möchte oder vielleicht auch nicht. Deswegen 
freue ich mich mit Ihnen zusammen, dass wir das in den 
Ausschüssen weiter beraten können. Ich hoffe, dass wir 
da zu einer besseren Lösung kommen, als wir sie mit Ih-
rem Vorschlag vorliegen haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Mechthild Heil
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Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Der nächste Redner ist der Kollege Stephan Brandner, 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich weiß 

nicht, wie es Ihnen geht; aber ich kann mir nur wenige 
Orte vorstellen, an denen ich mich wohler fühlen wür-
de als jetzt an diesem Rednerpult. – Ich wünsche einen 
schönen guten Morgen am 15. Juni 2018 um 1.36 Uhr. 
Aber das war es jetzt auch schon mit der Harmonie.

Meine Damen und Herren, dass wir zu dieser frühen 
Stunde wieder mal über eine verschrobene grüne Idee 
reden müssen, verdanken wir den C-Parteien, also den 
Chaos-Parteien, hier auf der halbrechten Seite und ei-
ner Bundeskanzlerin, die mit ihrem Innenminister zankt 
und die auch kurz vor ihrem politischen Ende steht. Die-
se Beteiligten haben uns, den gesamten Bundestag, am 
gestrigen Tag stundenlang in Geiselhaft genommen, um 
ihre Querelen auszudebattieren. Warum, frage ich mich, 
haben Sie Ihre Fraktionssitzung nicht einfach nach der 
Bundestagssitzung durchgeführt, sondern mittendrin? 
Dann hätten wir alle schön nach Hause gehen können, 
und Sie hätten streiten können.

(Beifall bei der AfD – Dr. Franziska Brantner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Zur Sache!)

Dazu kam auch noch der seltsam agierende Bundestags-
präsident, der meines Erachtens ohne Rechtsgrundlage 
mehrfach die Unterbrechung der Sitzung verlängert hat. 
Aber sei’s drum. Wir wollen ja zum Thema reden.

Meine Damen und Herren, die AfD-Fraktion lehnt 
diesen grünen Gesetzentwurf ab. Er verdeutlicht nämlich 
wieder einmal den Markenkern der Grünen, der da ist: 
unsinnige Ideen und verschrobene Klientelpolitik.

(Beifall bei der AfD)

Und wir werden auch nach der zu befürchtenden Aus-
schussüberweisung nicht zustimmen.

Jetzt fragen Sie sich gespannt – ich sehe es Ihnen an –: 
Warum macht die AfD das? 

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, tun wir nicht!)

Das sage ich Ihnen: Weil wir eine, weil wir die Rechts-
staatspartei sind und weil für uns im großen Unterschied 
zu den Altparteien, die hier sitzen, das Grundgesetz bin-
dend ist.

(Beifall bei der AfD – Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE]: „Altparteien“ ist ein Goeb-
bels-Begriff! Unglaublich, was Sie machen!)

Aber dieser Gesetzentwurf, den Sie vorgelegt haben, 
stützt sich auf ein greifbar verfassungswidriges Gesetz 
aus der letzten Legislaturperiode. Wir erinnern uns mit 
Grausen: Kurz vor der parlamentarischen Sommerpau-
se 2017 wurde hopplahopp nach einem Versprecher von 
Frau Merkel  – ich glaube, es war im Fernsehen  – und 
unter Verstoß gegen Artikel 6 Absatz 1 Grundgesetz ver-

sucht, die gleichgeschlechtliche Ehe einfachgesetzlich 
zu regeln. Wer hat nicht noch die peinlichen, albernen 
Bilder einiger sehr spät pubertierender Grüner vor Au-
gen, die hier im Plenarsaal, der doch angeblich so heilig 
ist und den wir respektieren wollen, mit bunten Konfet-
tikanonen in die Luft schossen und sich wie zugedröhnte 
Jugendliche verhielten?

(Beifall bei der AfD)

Das war billiger Klamauk in Reinform: das Bejubeln ei-
nes verfassungswidrigen Handelns.

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wo ist eigentlich Frau Weidel?)

Denn unser Grundgesetz formuliert was? In Artikel 6 
Absatz 1 ist formuliert – ich zitiere –: 

Ehe und Familie stehen unter dem besonderen 
Schutze der staatlichen Ordnung.

Dabei waren alle, und zwar alle Väter und Mütter des 
Grundgesetzes, davon ausgegangen, dass eine Ehe eine 
dauerhafte Verbindung zwischen einem Mann und einer 
Frau ist.

(Beifall bei der AfD)

Damit steht Folgendes fest:

(Dr.  Franziska Brantner [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Wo ist denn Ihre Fraktionsvorsit-
zende? Wo bleibt denn Frau Weidel?)

Wer nämlich unter dem besonderen Schutz steht, kann 
und darf nicht der Beliebigkeit geopfert werden, und das 
kann auch nicht – das ist entscheidend – einfachgesetz-
lich geändert werden. Daran sehen Sie: Die Gründe für 
unsere Ablehnung sind nicht, wie Sie wahrscheinlich er-
hofft haben, etwa homophob motiviert, sondern sie fußen 
auf unserem Respekt vor unserem Grundgesetz.

(Beifall bei der AfD)

Es erlaubt freilich jedem Menschen, sich mit wem und 
wie vielen auch immer einzulassen und sich auch dau-
erhaft zu verbinden. Es schreibt aber vor, dass nur dann 
eine Ehe eine Ehe ist, wenn sie aus einem Mann und ei-
ner Frau besteht; ansonsten ist es irgendetwas anderes, 
jedenfalls keine Ehe.

(Beifall bei der AfD)

Wenn also Sie von den bunten Fraktionen – ich schlie-
ße da mal in den Farbkreis ausnahmsweise auch die 
Schwarzen ein, die inzwischen alle ihre ehemals vorhan-
den gewesenen konservativen Werte ihrer gescheiterten 
Kanzlerin geopfert haben –,

(Beifall bei Abgeordneten der AfD) 

wenn also Sie alle von den Altparteien jede Beziehung, 
egal wer mit wem und mit wie vielen, zukünftig als Ehe 
bezeichnen wollen, dann müssen Sie was machen. Haben 
Sie aufgepasst? Sie müssen das Grundgesetz ändern.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Nein!)

Das müssen Sie tun. Einfachgesetzlich funktioniert das 
nicht. Aber genau das haben Sie bewusst nicht getan, 
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weil Sie Angst haben. Sie haben Angst vor einer offenen 
gesellschaftlichen Debatte darüber, und Sie wissen ge-
nau, dass Sie nie und nimmer für Ihre kruden Ideen in der 
Beziehung eine Mehrheit für die Änderung des Grundge-
setzes bekommen werden.

(Beifall bei der AfD – Ulle Schauws [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie sind so weit weg 
von den Leuten!)

Weil Sie so feige sind – wenn ich Sie angucke, fühle ich 
mich bestätigt in dieser Annahme  –, weil Sie so feige 
sind, meine Damen von den Grünen – es sind überwie-
gend Damen hier; ich weiß nicht, wie die Herren sich 
gerade fühlen –, 

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sehr gut!)

versuchen Sie es einfachgesetzlich.

Um Ihnen die Blamage, mit Ihren merkwürdigen Ide-
en vor dem Bundesverfassungsgericht zu scheitern, zu 
ersparen, raten wir von der AfD Ihnen tatsächlich: Neh-
men Sie Ihren unmöglichen Gesetzentwurf einfach zu-
rück, und kommen Sie zum Status quo ante, also auf den 
Boden des Grundgesetzes, zurück!

(Beifall bei der AfD)

Eine grundlegende Möglichkeit, Ihre Verirrung in der 
Angelegenheit in Kürze zu relativieren oder auszuglei-
chen, wird die AfD Ihnen dadurch bieten, dass wir einen 
ausgefeilten Gesetzentwurf zur Beendigung der Ehe für 
alle in Kürze vorlegen werden.

(Beifall der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

So, ich wünsche Ihnen noch einen frühen schönen 
Morgen, freue mich auf die Nachredner und wünsche da-
nach uns allen eine gemütliche Nachtruhe.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 

Der nächste Redner ist der Kollege Karl-Heinz 
Brunner für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen! Man könnte jetzt sagen „in diesen 
frühen Morgenstunden“ oder „in diesen späten Abend-
stunden“, aber, ich glaube, es ist auch gerade zu dieser 
Zeit notwendig, den Gesetzentwurf von Bündnis 90/Die 
Grünen in Ernsthaftigkeit zu diskutieren, aber auch in 
aller Ernsthaftigkeit festzustellen, dass im vergangenen 
Jahr glücklicherweise der Deutsche Bundestag in na-
mentlicher Abstimmung mit großer Mehrheit entschie-

den hat, die Ehe für alle einzuführen. Das war gut, das 
war richtig – als Zeichen der gesellschaftlichen Entwick-
lung.

(Beifall bei der SPD, der FDP, der LINKEN 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich sage an dieser 
Stelle auch, dass ich glücklich bin, in einem Rechtsstaat 
zu leben, in dem das Bundesverfassungsgericht und die 
Verfassungsorgane darüber entscheiden, wie an die ge-
sellschaftliche Entwicklung angepasst wird, und nicht 
krude Einzelmeinungen der einen oder anderen politi-
schen Kraft. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Mit der Einführung der Ehe für alle waren wir uns 
alle im Klaren, dass Anpassungen in unterschiedlichsten 
Rechtsgebieten erforderlich sind.

(Dr.  Franziska Brantner [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Herr Brandner geht ja schon wie-
der!)

Es haben sich Ungerechtigkeiten entwickelt, Situationen 
entwickelt, indem nicht jede einzelne Rechtsvorschrift 
angepasst wurde.

Deshalb hat die Koalition im Koalitionsvertrag zu 
Recht festgelegt, einmal einen Prüfungsauftrag zu geben 
und zum anderen ein Anpassungsgesetz zu erarbeiten. 
Der erste Schritt ist jetzt der derzeit in der Abstimmung 
befindliche Referentenentwurf vom Bundesministeri-
um der Justiz. Ich sage herzlichen Dank an die Minis-
terin, hier vertreten durch die Staatssekretärin, dass es 
so schnell so weit ist, dass an diesem Anpassungsgesetz 
gearbeitet wird. Mit diesem Anpassungsgesetz werden 
die wesentlichen Vorschriften in die unterschiedlichen 
Gesetze eingearbeitet, sei es im BGB, im Einführungsge-
setz zum Bürgerlichen Gesetzbuche, im Abstammungs-
recht usw. 

Ich finde es gut, dass die Grünen auf die Ungerechtig-
keit, die sich hier ergeben hat, hingewiesen haben. Aber 
ich sage ganz offen: Der Gesetzentwurf, der uns vorliegt, 
ist in meinen Augen – ich glaube, die Kollegin Heil hat 
das fast mit den gleichen Worten gesagt – mit heißer Na-
del gestrickt und wird der Komplexität der Frage nicht 
gerecht.

Was haben wir in diesem Land? Wir haben unter-
schiedliche Konstellationen von Familie. Wir haben Kin-
der in gleichgeschlechtlichen Ehen, die durch künstliche 
Befruchtung gezeugt worden sind. Dort wollen wir das 
Abstammungsrecht erhalten. Wir haben in diesem Land 
Kinder, die von Vätern erzogen werden, die mit der Mut-
ter, die in gleichgeschlechtlicher Beziehung lebt und ver-
heiratet ist, gezeugt sind, aber ihre Vaterschaft nicht auf-
geben wollen – zu Recht nicht aufgeben wollen, weil sie 
als Vater in einer Mehrfachehe, in einer Mehrfachfamilie, 
in der Patchworkfamilie ihre Verantwortung übernehmen 
wollen.

Stephan Brandner 
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Bündnis  90/Die Grünen unterliegen mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf, so glaube ich, auch einem Irrtum, 
nämlich dem Irrtum, mit der Fiktion der §§ 1591 ff. BGB 
eine eigentlich heute schon obsolete Regelung zu über-
nehmen. Denn für was waren §§ 1591 ff. gedacht? Das 
stammt aus einer Zeit, als wir die Nichtehelichkeit der 
Kinder vermeiden und jedem Kind einen ehelichen Vater 
verschaffen wollten. Ich glaube, diese Regelung als sol-
che ist zu überprüfen, zu bedenken und in diesem Hause 
zu diskutieren, statt die alte Regelung zu nehmen und Va-
ter durch Mutter zu ersetzen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, freue ich 
mich auf die Diskussion in den Fachausschüssen. Ich 
freue mich auch darauf, wie die Sachverständigen dazu 
sprechen, und bin gespannt, ob dadurch tatsächlich eine 
Ungerechtigkeit beseitigt wird. Ich freue mich, dass wir 
in den Wochen und Monaten nach der Sommerpause ent-
sprechend das Anpassungsgesetz beraten, beschließen 
und ordnungsgemäß diskutieren dürfen.

Vielen Dank. Einen schönen Abend, guten Morgen 
und gute Nacht – denn ein paar Stunden möchte ich auch 
noch schlafen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die FDP-Fraktion hat das Wort der Kollege 

Dr. Jens Brandenburg.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar) (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

wollte eigentlich Herrn Brandner auf seine Rede anspre-
chen; aber er ist direkt vor seiner Rede hereingekommen 
und anscheinend direkt danach wieder weg.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Der ist im Aus-
schuss!)

– Dann grüße ich ihn sehr herzlich. Vielleicht können Sie 
ihm ja ausrichten: Ich bin doch sehr erstaunt, wie man es 
schafft, hier fünf Minuten ohne ein einziges Argument 
zur Sache zu füllen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und des Abg. Dr.  Jan-Marco Luczak 
[CDU/CSU])

Vielleicht können Sie ihm auch mal empfehlen, beim 
nächsten Mal, wenn er zu einem Gesetzentwurf spricht, 
nicht nur den Titel zu lesen und zu glauben, es gehe um 
einen Antrag zur Ehe für alle, sondern auch mal ein paar 
Seiten weiterzulesen. Dann hätte er nämlich gemerkt, 
dass die Regelungen, die von den Grünen vorgeschlagen 

worden sind, auch für eingetragene Lebenspartnerschaf-
ten gelten sollen. So weit sollte man bitte lesen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Und wenn er durch andere, parallele Termine verhindert 
sein sollte, 

(Stephan Thomae [FDP]: Der liest den Antrag 
noch durch!)

kann er das nächste Mal vielleicht Frau Weidel schicken. 
Die hat zur Sache sicher auch einiges zu sagen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD)

Aber jetzt zum eigentlichen Thema. Familie ist doch 
eigentlich ein Ort, wo Menschen dauerhaft Verantwor-
tung füreinander übernehmen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Familie gibt Kindern Liebe, Geborgenheit und ein siche-
res Zuhause, übrigens unabhängig vom Geschlecht der 
Eltern. Das Familienbild ändert sich. Wir haben eben 
schon gehört: Schon heute passen über 30  Prozent der 
Familien gar nicht mehr in das enge Korsett, das spezi-
ell ein Redner heute hier propagiert hat. Ein gutes Fa-
milienrecht gängelt Familien nicht; es presst sie nicht in 
klassische Schablonen, sondern ein gutes Familienrecht 
gibt sowohl Kindern als auch Eltern Selbstbestimmung, 
Schutz und rechtliche Sicherheit. Genau deshalb muss 
sich das Familienrecht an die vielfältige Lebenswirklich-
keit der Menschen anpassen und nicht umgekehrt.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Der Gesetzentwurf der Grünen beklagt zu Recht, dass 
die Lebenspartnerin einer leiblichen Mutter nur über eine 
Stiefkindadoption überhaupt erst als Co-Mutter für das 
Kind anerkannt werden kann. Diese Verfahren sind lang-
wierig, demütigend und belasten die Familie. Das spürt 
natürlich auch das Kind. Das Kind leidet möglicherwei-
se dann auch unter mangelnder rechtlicher Absicherung, 
zum Beispiel wenn die leibliche Mutter stirbt, bevor das 
Stiefkindadoptionsverfahren beendet ist. Eine automati-
sche Co-Mutterschaft muss also möglich sein, wenn ein 
lesbisches Paar zum Beispiel über eine Spermienspende 
aus einer Samenbank ein Kind empfängt oder wenn der 
leibliche Vater explizit sein Einverständnis erklärt hat. In 
den meisten Fällen ist das genau so. Dafür kämpfen wir.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die große Vielfalt von Regenbogenfamilien jenseits 
solcher Zweimütterfamilien, liebe Grünen, blendet ihr 
in eurem Antrag – wir haben eben kurz darüber gespro-
chen – jedoch leider aus. Wenn ihr die rechtliche Defi-
nition einer Mutter in § 1591 BGB schon anpackt, wie-
so zementiert ihr dabei das binäre Geschlechtsbild und 

Dr. Karl-Heinz Brunner
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schließt so auch weiterhin intergeschlechtliche Eltern 
völlig aus?

(Zuruf von der AfD: Ja, das ist eine Frech-
heit!  – Sven Lehmann [BÜNDNIS  90/DIE 
GRÜNEN]: Das kommt demnächst!)

In der Begründung des Antrags verweist ihr zu Recht auf 
die zunehmende Anzahl von Mehrelternfamilien, also 
beispielsweise einem lesbischen und einem schwulen 
Paar, die gemeinsam Verantwortung für ein Kind über-
nehmen wollen. Warum schließt ihr im Antrag explizit 
auch die rechtliche Anerkennung solcher Mehreltern-
schaften aus?

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Karl-
Heinz Brunner [SPD])

Selbst wenn sich die künftigen Eltern einig sind, dass 
zum Beispiel der leibliche Vater auch der rechtliche Vater 
sein soll, müsste er seine Vaterschaft nach eurem Mo-
dell – sollte man das eins zu eins so beschließen – erst 
vor Gericht erkämpfen. Da sind doch Spannungen und 
Konflikte in der Familie vorprogrammiert.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ist doch keine 
Familie!)

Genau das ist eigentlich die Schikane, die ihr bei der 
Stiefkindadoption kritisiert.

Ihr kennt ja die hochemotionalen Diskussionen in der 
Community um das lange Ringen um eine wirklich aus-
gewogene Lösung.

(Lachen des Abg. Kay Gottschalk [AfD]  – 
Beatrix von Storch [AfD]: Nein, kennen wir 
nicht!)

– Ja, die AfD hadert noch mit Englisch; ich übersetze das 
gerne gleich noch mal. – Aber wir sollten hier sehr deut-
lich machen, dass wir nicht auf eine einseitige Lösung 
setzen, die lesbische Mütter und schwule Väter gegenei-
nander ausspielt, sondern wirklich eine Lösung für alle 
suchen.

Ein paar Vorschläge haben wir gemacht. Wichtig als 
Ergänzung an der Stelle ist die Möglichkeit einer Eltern-
schaftsvereinbarung bereits vor der Zeugung, sodass man 
rechtliche Klarheit schaffen kann und ein stabiles Um-
feld für das Kind ermöglicht.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Kinder verscha-
chern! Klasse!)

Wir Freie Demokraten setzen auf Vielfalt und Selbst-
bestimmung. Das Familienrecht – ich habe es eben ge-
sagt  – muss der Lebenswirklichkeit der Menschen ge-
recht werden und nicht umgekehrt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für Die Linke spricht als Nächstes Gökay Akbulut.

(Beifall bei der LINKEN)

Gökay Akbulut (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! In einem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes aus dem Jahr 2009 heißt es:

Es ist verfassungsrechtlich nicht begründbar, aus 
dem besonderen Schutz der Ehe abzuleiten, dass 
andere Lebensgemeinschaften im Abstand zur Ehe 
auszugestalten und mit geringeren Rechten zu ver-
sehen sind.

Meine Damen und Herren, der Deutsche Bundestag 
hat nach diesem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes 
ganze acht Jahre gebraucht, um das Recht auf Eheschlie-
ßung für Personen gleichen Geschlechts möglich zu ma-
chen und somit die Ehe für alle endlich auf den Weg zu 
bringen.

(Zuruf von der AfD: Das sollten wir wieder 
abschaffen!)

Viel zu lange haben die Vertreterinnen und Vertreter kon-
servativer Vorstellungen – so wie auch heute – mit sich 
selber gerungen, 

(Zuruf von der AfD: Danke!)

bis Lesben und Schwulen die gleichen Rechte wie allen 
anderen Menschen zugesprochen wurden. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der Grünen ist ein 
notwendiger Folgeschritt, um das möglich zu machen, 
was der Bundestag ohnehin vergangenes Jahr beschlos-
sen hat. Die Angleichung des Abstammungsrechtes ist 
dringend notwendig.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Anzahl der Regenbogenfamilien und ihrer Kinder 
steigt in Deutschland. Unterschiedliche Familienkon
stellationen, wie Co-Parenting, erfordern eine rechtliche 
Öffnung und Veränderungen, die wir als Linke fordern 
und unterstützen. 

Es kann nicht sein, dass in einer lesbischen Ehe die 
Partnerin nicht als zweites Elternteil rechtlich anerkannt 
wird. 

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei heterosexuellen Ehen ist der Mann automatisch der 
zweite rechtliche Elternteil des Kindes, unabhängig da-
von, ob er der biologische Vater ist oder nicht. Bei gleich-
geschlechtlichen Ehen müssen sich Elternteil und Kind 
mit einem komplizierten und langjährigen Adoptivver-
fahren auseinandersetzen.

Wir stimmen hier den Grünen zu, die eine Diskrimi-
nierung der betroffenen Kinder und Eltern sehen. Ausge-
hend vom Wohl und Bedürfnis der Kinder wollen wir das 
System der Wahlverwandtschaft stärken.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar)
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Kinder sollen in behüteten Verhältnissen aufwachsen. In-
sofern haben Sie bei diesem Anliegen unsere Unterstüt-
zung, liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen. 

(Beifall des Abg. Matthias W. Birkwald [DIE 
LINKE])

Die Gleichstellung ist damit allerdings nicht getan. 
Wir müssen einen Schritt weitergehen und die Privilegi-
en der Ehe abschaffen. Nur so können wir tatsächlich die 
Nichtdiskriminierung von allen anderen Lebenspartner-
schaften möglich machen.

(Beifall bei der LINKEN – Sebastian Steineke 
[CDU/CSU]: Die steht unter dem Schutz des 
Grundgesetzes, Frau Kollegin!)

Mit Steuermodellen wie dem Ehegattensplitting wer-
den nicht nur rückwärtsgewandte Rollenverteilungen in 
der Familie gefördert, es werden auch wirtschaftliche 
Nachteile für Lebenspartnerschaften manifestiert, die 
sich bewusst gegen das Modell der Ehe entscheiden. Die 
Ehe jedoch darf keine Privilegien gegenüber anderen 
Formen der Partnerschaften enthalten.

(Beatrix von Storch [AfD]: Verfassung!)

Wir fordern deshalb die Abschaffung des Ehegatten-
splittings und die rechtliche Gleichstellung der vielfäl-
tigen Formen der Lebenspartnerschaften, die nun mal 
Realität in unserer Gesellschaft sind.

(Beifall bei der LINKEN und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit der Einführung der Ehe für alle ist das Problem 
der Ungleichbehandlung in diesem Land noch lange 
nicht gelöst. Dieses werden wir vermutlich nicht alleine 
mit Gesetzen lösen können. Es braucht einen Prozess des 
Umdenkens in der Gesellschaft, aber auch in der Politik. 
Alle Lebens- und Liebensformen sind gleich viel wert 
und erfordern eine Gleichstellung und Gleichbehandlung 
vor dem Gesetz.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir als Linke unterstützen weiterhin die Forderungen 
der Regenbogenfamilien und ihrer Kinder.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Für die CDU/CSU-Fraktion ist der nächste Redner 

Dr. Volker Ullrich.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Florian 
Toncar [FDP]: Die CSU-Bundestagsfraktion!)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Ja, in der Tat, vor einem Jahr hat der Deutsche Bun-
destag nach einer intensiven und emotionalen Debatte 
das Recht der Eheschließung für Personen gleichen Ge-
schlechts geöffnet. Ich möchte betonen, dass sich viele 
Kollegen vor einem Jahr in diesem Haus die Entschei-

dung nicht leicht gemacht haben. Auch heute muss gel-
ten, dass diejenigen, die aus guten und hörbaren Gründen 
mit Ja gestimmt haben, genauso Respekt verdient haben 
wie diejenigen, die sich nicht zur Zustimmung zu diesem 
Gesetzentwurf durchringen konnten. Ich glaube, dass vor 
allen Dingen der Umgang miteinander im Nachgang zu 
dieser Entscheidung dazu beigetragen hat, auch eine be-
friedende Wirkung in der Gesellschaft zu erzielen. Das 
war auch ganz wichtig, weil es um eines geht: um die Le-
bensentwürfe von Menschen, um Schicksale und höchst-
persönliche Einstellungen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES  90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen sollten wir mit hohem Respekt und großer 
Sorgfalt über dieses Thema sprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Grigorios Aggelidis [FDP])

Die Debatte heute zeigt aber auch, dass Kollegen, die 
vor einem Jahr darauf hingewiesen haben, dass aus ju-
ristischen und verfassungsrechtlichen Gründen der enge 
Zeitplan vielleicht auch Unwägbarkeiten mit sich bringt, 
nicht ganz unrecht hatten; denn, in der Tat, ein Jahr nach 
der Entscheidung vom 30.  Juni 2017 sind immer noch 
Fragen im Personenstands- und im Abstammungsrecht 
offen, die einer Lösung zugeführt werden müssen. So-
sehr das Anliegen damals von vielen als berechtigt vor-
getragen worden ist, so sehr müssen wir feststellen: Die-
ser Gesetzentwurf war unvollständig. Wir werden ihn in 
den nächsten Wochen und Monaten vervollständigen, 
weil wir es den Menschen auch schuldig sind, einen ent-
sprechenden Rechtsrahmen zu präsentieren.

(Beifall der Abg. Dr. Manuela Rottmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Was den Gesetzentwurf der Grünen anbetrifft: Er be-
trifft eine Besonderheit im Personenstandsrecht, nämlich 
die Frage nach der gesetzlichen Elternschaft. Es ist in 
der Tat so, dass im Augenblick vermutet wird, dass der 
Ehemann der Mutter der Vater des geborenen Kindes ist. 
Dieser Rechtsgedanke soll jetzt übertragen werden auf 
eine Ehe zwischen zwei Müttern, sodass die Ehefrau der 
Mutter automatisch auch gesetzlich Mutterschaft für das 
geborene Kind erwirbt. Ich verstehe auch den Hinter-
grund: Man möchte einem Kind, das sich ohnehin be-
reits in einer Familie befindet und Teil der Familie ist, 
den Prozess der sogenannten Stiefkindadoption ersparen, 
weil die Stiefkindadoption natürlich ein ziemlich langer 
und schwerwiegender Prozess ist. 

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist es!)

Das Problem ist nur, dass bei den in der Ehe geborenen 
Kindern einer verschiedengeschlechtlichen Ehe zumin-
dest eine gewisse Wahrscheinlichkeit besteht, dass der 
Vater auch der biologische Vater ist.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist nicht automatisch!)

Bei einer Ehe zwischen zwei Frauen ist es aus bekann-
ten Gründen so, dass das Kind genetisch natürlich nicht 

Gökay Akbulut 
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von beiden Müttern abstammen kann, sodass tatsächlich 
rechtlich gegebenenfalls noch ein Vater im Spiel ist. Da-
rin liegt die Schwäche des Gesetzentwurfs: Wir müssen 
regeln, welches Verhältnis der Vater, der auch noch im 
Spiel sein könnte, zu den beiden Müttern hat, die dann 
rechtlich die Eltern des Kindes werden. Ich glaube, wir 
sollten zumindest im Interesse des Kindes vermeiden, 
dass das Kind drei Elternteile hat. Das wäre nämlich 
ziemlich kompliziert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich möchte auch darüber sprechen, dass wir natürlich 
über die Aspekte der sozialen Elternschaft diskutieren 
müssen und können; aber, ich glaube, das muss klüger 
gehen, vor allen Dingen diskriminierungsfreier, weil der 
Gesetzentwurf nur auf eine Ehe, die zwischen zwei Frau-
en geschlossen wurde, abstellt. Ich glaube, dass ein Kind, 
das in eine Lebensverantwortung hineingeboren wird, 
die aus zwei Männern besteht, natürlich auch nicht die 
Stiefkindadoption durchlaufen muss. Da gibt es im Ge-
setzentwurf noch eine gewisse Diskriminierung, weil Sie 
hier einseitig Ehen zwischen zwei Frauen bevorzugen.

(Stefan Müller [Erlangen] [CDU/CSU]: Un-
erhört!)

Lassen Sie uns doch vielmehr über die Frage spre-
chen, wie wir gerade in solchen Fällen der gemeinsamen 
Verantwortung die Stiefkindadoption erleichtern können. 
Lassen Sie uns darüber sprechen, wie wir nicht neue 
Diskriminierungsformen aufmachen zwischen Ehen, die 
zwischen zwei Männern geschlossen wurden, und Ehen, 
die zwischen zwei Frauen geschlossen wurden. Lassen 
Sie uns Unwägbarkeiten mit drei Elternteilen tatsächlich 
vermeiden; denn das wäre für das Kindeswohl nicht das 
Beste. 

Lassen Sie uns im Ausschuss über diese Frage offen 
und ehrlich diskutieren; im Mittelpunkt müssen dabei 
das Kindeswohl und eine Bereinigung der abstammungs- 
und personenstandsrechtlichen Vorschriften im Nach-
gang zum Gesetz von vor einem Jahr stehen. 

Es geht um Familien. Es geht um die Frage, wie wir 
für die verschiedenen Lebenslagen von Familien das ge-
eignete und beste Abstammungsrecht auf den Weg brin-
gen. In diesem Sinne: Lassen Sie uns uns auf den Weg 
machen! Ich wünsche allen eine gute Nacht.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Die letzte Rednerin ist die Kollegin Esther Dilcher, 

SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD)

Esther Dilcher (SPD): 
Guten Morgen, Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Nachteulen! Ich darf Sie jetzt aus 

dem Saal kehren. Es ist ja eigentlich schon fast alles ge-
sagt – nur noch nicht von mir. 

(Beifall des Abg. Sebastian Brehm [CDU/
CSU])

Wir fragen uns: Wem ist ein Kind rechtlich zuzuord-
nen? Der Kollege hat es eben schon eingeworfen: Ich kann 
bei einer Adoption, zum Beispiel bei einer Volljährigenad-
option, auch mehr als zwei Elternteile haben. Hier gibt es 
fast nichts, was nicht ausgeschlossen ist. Die Beantwor-
tung dieser Frage beeinflusst aber das Leben vieler Kin-
der, zum Beispiel wenn es darum geht, mit wem es seinen 
Alltag verbringt, wer Verantwortung übernehmen oder 
Entscheidungen treffen darf oder muss, wer den Unterhalt 
zahlt oder auch wen das Kind einmal beerbt.

Es sind viele, viele Fragen, die daran hängen, und Ant-
worten auf diese Fragen findet man in dem engen Gesetz-
entwurf von Bündnis  90/Die Grünen nicht. Auch nicht 
geklärt ist die Elternschaft von Trans- und Intersexuellen, 
die es eben nun einmal gibt und – die Kollegin Heil hat 
es schon angesprochen – der Fall der zulässigen Embryo-
nenspende. 

Mit der Ehe für alle wurde die Ungleichbehandlung 
lesbischer und schwuler Paare im Eherecht beseitigt. 
Unstrittig ist – da gebe ich Ihnen vollkommen recht –, 
dass weitere Ungleichbehandlungen, die noch vorhanden 
sind, zum Beispiel im Abstammungsrecht, beseitigt bzw. 
angeglichen werden müssen. Das ist unser Ziel; das ist 
politisch gewollt und steht auch so im Koalitionsvertrag.

(Beifall bei der SPD)

Daher befindet sich bereits ein entsprechender Gesetz-
entwurf unserer Ministerin Katarina Barley in der Pipe-
line und ist sogar schon in der Ressortabstimmung. Die-
ser Entwurf will eine viel umfassendere Angleichung an 
das Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung 
für Personen gleichen Geschlechts und für deren Folgen 
vornehmen.

Der vorgelegte Gesetzentwurf geht uns also nicht weit 
genug, und da wir schon in Vorbereitung für einen ei-
genen Gesetzentwurf sind, werden sich möglicherweise 
viele Punkte aus diesem Gesetzentwurf in unserem Ge-
setzentwurf wiederfinden. Sie werden sich aber nicht in 
dieser engen Form wiederfinden. Vielmehr wollen wir 
ihn weiter fassen. Deswegen wollen wir Ihrem Antrag – 
wie Ihrerseits ja zu befürchten war – nicht zustimmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin, wie gesagt, 
die letzte Rednerin, die Sie aus dem Saal kehren darf. Ich 
werde Ihnen und mir diese letzte Minute jetzt schenken 
und wünsche Ihnen eine gute Nacht.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der AfD und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich: 
Das war eine sehr gute Idee – Ich schließe die Aus-

sprache.

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 19/2665 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 

Dr. Volker Ullrich



Deutscher Bundestag – 19 . Wahlperiode – 39 . Sitzung . Berlin, Donnerstag, den 14 . Juni 20183908

(A) (C)

(B) (D)

andere Vorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf heute, Freitag, den 15. Juni 2018, pünktlich 
9 Uhr, ein

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 2.03 Uhr)

Vizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Benning, Sybille CDU/CSU

Bülow, Marco SPD

Felser, Peter AfD

Gabriel, Sigmar SPD

Hampel, Armin-Paulus AfD

Held, Marcus SPD

Heßenkemper, Dr. Heiko AfD

Hoffmann, Alexander CDU/CSU

Jung, Andreas CDU/CSU

Kartes, Torbjörn CDU/CSU

Kestner, Jens AfD

Lange (Backnang), Christian SPD

Launert, Dr. Silke CDU/CSU

Mihalic, Irene BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

Möhring, Cornelia DIE LINKE

Müntefering, Michelle SPD

Pohl, Jürgen AfD

Schick, Dr. Gerhard BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

Schimke, Jana * CDU/CSU

Schulz, Jimmy FDP

Schulz, Martin SPD

Strack-Zimmermann, Dr. Marie-Agnes FDP

Theurer, Michael FDP

Ulrich, Alexander DIE LINKE

Walter-Rosenheimer, Beate BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN

* aufgrund gesetzlichen Mutterschutzes

Anlage 2
Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm (SPD) zu 
der namentlichen Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem 
Antrag der Bundesregierung Fortsetzung der Be-
teiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an 
EUNAVFOR MED Operation SOPHIA (Tagesord-
nungspunkt 5)
Ich habe versehentlich mit Nein gestimmt. Mein Vo-

tum lautet Ja.

Anlage 3
Erklärung nach § 31 GO

des Abgeordneten Jan Korte (DIE LINKE) zur Ab-
stimmung über die Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses zu Sammelübersicht 55 zu Petiti-
onen (Tagesordnungspunkt 23 a)
Ich erkläre namens meiner Fraktion: Unser Votum lau-

tet Zustimmung.

Anlage 4
Erklärung nach § 31 GO

des Abgeordneten Jan Korte (DIE LINKE) zur Ab-
stimmung über die Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses zu Sammelübersicht 57 zu Petiti-
onen (Tagesordnungspunkt 23 c)
Ich erkläre namens meiner Fraktion: Unser Votum lau-

tet Ablehnung.
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